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90. Sitzung

Berlin, Freitag, den 10. Juli 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen! Hiermit eröffne ich 

unsere letzte Sitzung vor der sitzungsfreien Zeit.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, gratuliere ich dem Kollegen Robin 
Jünger, der heute seinen 30. Geburtstag feiert. Alles 
Gute im Namen des gesamten Hauses! 

(Beifall)

Sodann möchte ich Ihnen gerne mitteilen, dass sich der 
Ältestenrat in seiner gestrigen Sitzung darauf verständigt 
hat, während der Haushaltsberatungen in der Woche ab 
dem 7. September 2026 keine Befragung der Bundes-
regierung, keine Fragestunde und keine Aktuellen Stun-
den durchzuführen. Das ist üblicher Brauch. Ich möchte 
das hier ankündigen. Sind Sie damit einverstanden? – Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann würden wir so 
verfahren.

Ich weise außerdem darauf hin, dass nach § 14 Absatz 1 
des Abgeordnetengesetzes die Tage von Montag, 7. Sep-
tember, bis Freitag, 11. September, Präsenztage sein wer-
den. Das haben wir festgelegt. – Das ist von Interesse; 
denn wenn man sich nicht einträgt an dem Montag, gibt 
es Geldabzug, dann wird es teuer.

Heute ist, wie ich eben sagte, der letzte Sitzungstag vor 
der sitzungsfreien Zeit. Wir hören sehr oft: Die Parlamen-
tarier gehen jetzt in die Sommerpause. – Und weil wir 
Gäste, Besucherinnen und Besucher dahaben, die uns 
zuhören: Es ist keine wochenlange Urlaubspause, in die 
die Abgeordneten jetzt fahren, sondern die Abgeordneten 
arbeiten in dieser sitzungsfreien Zeit, wo das Parlament 
nicht tagt, in ihren Wahlkreisen. Sie machen Sprechstun-
den, sie besuchen Betriebe, sie sind in Gesprächen mit 
Vereinen und denjenigen, die Anliegen haben. Es tagen 
auch Ausschüsse zwischendrin. Das vielleicht auch noch 
zur Information: Wenn ein Drittel der Abgeordneten, der 
Bundeskanzler oder der Bundespräsident es verlangen, 
kann der Deutsche Bundestag auch während dieser Zeit 
zusammentreten. Ich finde, es ist ganz wichtig, dass wir 

das erläutern; denn während dieser Phase werden auch 
Ausschüsse, weitere Gesetzentwürfe und vieles andere 
vorbereitet.

Nichtsdestotrotz fahren wir jetzt in der Tagesordnung 
fort. Die Fraktionen der CDU/CSU und der SPD haben 
fristgerecht beantragt, die heutige Tagesordnung zu er-
weitern. 

Aufgesetzt werden soll die zweite und die dritte Bera-
tung des Gesetzes zur Änderung des Gebäudeenergie-
gesetzes und weiterer Gesetze auf den Drucksachen 
21/6278 und 21/7009. Der Punkt soll im Anschluss an 
Zusatzpunkt 18 mit einer Debattendauer von 30 Minuten 
aufgerufen werden. Tagesordnungspunkt 24 soll nach Ta-
gesordnungspunkt 25 aufgerufen werden. Alle weiteren 
von den Koalitionsfraktionen aufgesetzten Tagesord-
nungspunkte verschieben sich entsprechend.

Ich habe gehört, dass hierzu das Wort zur Geschäfts-
ordnung gewünscht wird. Dementsprechend starten wir 
am Anfang mit einer Debatte zur Geschäftsordnung. 

Für die CDU/CSU hat das Wort Herr Abgeordneter 
Steffen Bilger. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Steffen Bilger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Koalitionsfraktionen beantragen, die zweite und 
dritte Lesung des Gebäudemodernisierungsgesetzes auf 
die heutige Tagesordnung zu setzen. Mit diesem Gesetz 
bewahren wir Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und 
Verwaltung vor Kosten in Milliardenhöhe, die ansonsten 
mit den derzeit geltenden Regelungen auf sie zukommen 
würden. Stattdessen schaffen wir einfache, flexible und 
technologieoffene Regelungen und geben den Menschen 
die Wahlfreiheit beim Heizungstausch zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mit diesem pragmatischen Ansatz stellen wir zudem die 
Einhaltung der Klimaziele sicher,
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(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Niemals!)

und wir setzen mit dem Gesetzentwurf die Vorgaben der 
EU-Gebäuderichtlinie um, deren Umsetzungsfrist bereits 
Ende Mai abgelaufen ist. Damit ist nachvollziehbar, wes-
halb wir wollen, dass die Regelungen so schnell wie 
möglich in Kraft treten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Warum nun diese Geschäftsordnungsdebatte heute 
Morgen? Die Linken sind vor das Bundesverfassungs-
gericht gezogen, um die Aufsetzung dieses Tagesord-
nungspunkts zu verhindern.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Schlechte Verlierer!)

In der Koalition haben wir vereinbart, die Entscheidung 
in Karlsruhe aus Respekt vor dem Bundesverfassungs-
gericht abzuwarten, bevor wir die Debatte aufsetzen. So 
hatte ich es auch am Dienstag gegenüber den Fraktionen 
angekündigt. Das Bundesverfassungsgericht hat gestern 
entschieden und die Organklage abgewiesen, so wie wir 
es erwartet hatten. Erst vor zwei Tagen hatten wir eine 
Geschäftsordnungsdebatte über die Aufsetzung der 
GKV-Reform auf die heutige Tagesordnung. Zwischen-
durch gab es mehrere Eilanträge vor dem Bundesverfas-
sungsgericht, um Entscheidungen hier im Deutschen 
Bundestag zu verhindern. Und das alles ist Ihr gutes 
Recht. Aber lassen Sie uns die Entscheidung doch vor 
allem in der Sache treffen, anstatt zu versuchen, die De-
batte mit Geschäftsordnungsanträgen und offensichtlich 
wenig aussichtsreichen Klagen zu verhindern, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Beim Gebäudemodernisierungsgesetz gab es genauso 
wie bei der GKV-Reform ein geordnetes und transparen-
tes parlamentarisches Verfahren. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wurde am 13. Mai beschlossen. Am 
11. Juni fand hier im Deutschen Bundestag die erste 
Lesung statt. Im federführenden Ausschuss für Wirt-
schaft und Energie wurde die beabsichtigte Neuregelung 
ausführlich beraten. Auch der Änderungsantrag der Koa-
litionsfraktionen wurde rechtzeitig am 4. Juli und damit 
vier Tage vor der abschließenden Ausschussberatung im 
Ausschuss verteilt. Also: Jeder, der sich in die Beratun-
gen einbringen wollte, konnte das in diesem geordneten 
Verfahren tun.

(Zuruf von der Linken: Aber Antworten gab es 
keine!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der Oppositi-
onsfraktionen, ich fordere Sie deshalb auf: Stimmen Sie 
unserem Aufsetzungsantrag zu, lassen Sie uns hier im 
Plenum die Auseinandersetzung in der Sache suchen, 
anstatt sich weiter hinter verfahrensrechtlichen Manö-
vern zu verstecken!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Marc 

Bernhard das Wort. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie wol-

len heute ernsthaft ein Gesetz verabschieden, von dem 
Sie nicht wissen, ob es überhaupt technisch machbar ist 
und ob es die Menschen überhaupt bezahlen können. 
Selbst am Mittwoch im Ausschuss hat Ihre Staatssekre-
tärin Connemann mir auf meine Frage nach Kosten und 
Verfügbarkeit von Biobrennstoffen für die sogenannte 
Biotreppe geantwortet, dass sie dazu keine konkreten 
Angaben machen könne, dass sich aber über die Sommer-
pause eine Expertenkommission mit diesen Fragen be-
schäftigen werde. Sie wollen also zuerst ein Gesetz be-
schließen und dann prüfen, ob es überhaupt funktioniert. 
Jede Regierung, die das Wohl ihrer Bürger im Sinn hat, 
würde genau andersrum handeln und zuerst prüfen, ob es 
machbar und bezahlbar ist, und es dann umsetzen.

(Beifall bei der AfD)

Es gibt überhaupt keinen objektiven Grund, warum Sie 
nicht in aller Ruhe zunächst die Expertenkommission 
arbeiten lassen, um dann im September ein tragfähiges, 
wohlabgewogenes Gesetz zu verabschieden. Die Anhö-
rung der Verbände und Länder war eine komplette Farce. 
Gerade mal vier Tage hatten die Verbände und Länder 
Zeit, um zu diesem Gesetz Stellung zu nehmen, obwohl 
es sich um ein hochkomplexes Gesetz handelt mit weit-
reichenden Folgen für Bürger, Unternehmen und Verwal-
tung. Jede Regierung, der das Wohl ihrer eigenen Bürger 
am Herzen liegt, würde genau andersrum handeln und 
Ländern und Verbänden ausreichend Zeit geben zur Stel-
lungnahme, um am Ende die beste Lösung umzusetzen.

(Beifall bei der AfD)

Darum geht es Ihnen aber offensichtlich ja gerade 
nicht. Was Sie heute beschließen wollen, ist eines der 
handwerklich schwächsten und praxisfernsten Vorhaben, 
das in den vergangenen Jahren vorgelegt wurde. Das neue 
Heizungsgesetz ist ein Paradebeispiel dafür, warum viele 
Menschen staatliche Regeln nicht mehr verstehen. Es 
wird zu Frustrationen vieler Bürger gegenüber Staat 
und Politik beitragen. Die neuen Regeln sind überkom-
pliziert, voller unklarer Vorgaben und in Teilen praktisch 
kaum umsetzbar. Diese Feststellung kommt nicht etwa 
von der AfD, sondern ist das vernichtende Urteil Ihres 
eigenen Normenkontrollrats.

(Beifall bei der AfD)

Verschieben Sie die Entscheidung, überarbeiten Sie 
das Gesetz, besinnen Sie sich auf Ihren Amtseid und 
handeln Sie endlich wie eine Regierung, für die das 
Wohl der eigenen Bürger im Zentrum steht!

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat nun Herr Abgeordneter 

Dirk Wiese das Wort. Bitte.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Bernhard, wenn ich hier sagen würde: „Die 
Erde ist eine Kugel“, würden Sie laut protestieren und 
sagen: „Nein, eine Scheibe.“

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])

In diesem Sinne will ich aber zurückkommen zur Sache 
und zur Frage, worum es heute Morgen geht. Es geht um 
die Frage: Setzen wir das Gebäudemodernisierungs-
gesetz auf die Tagesordnung, ja oder nein?

Am Dienstag – der Kollege Bilger hat es ange-
sprochen – haben wir in der Runde der Ersten Parla-
mentarischen Geschäftsführer als Koalitionsfraktionen 
festgelegt, dass wir uns vorbehalten, das Gebäudemoder-
nisierungsgesetz in dieser Woche noch auf die Tagesord-
nung des Deutschen Bundestages zu setzen. Aber – und 
das ist ausgeführt worden – aus Respekt vor der Klage, 
die die Linksfraktion in Karlsruhe eingereicht hat, haben 
wir vereinbart, diese Entscheidung abzuwarten und nach 
dem Urteil aus Karlsruhe zu entscheiden, ob wir das 
heute noch aufsetzen.

Karlsruhe hat gestern entschieden, dass das Gebäude-
modernisierungsgesetz in dieser Woche aufgesetzt wer-
den darf, dass ausreichend Beratungszeit für die Fraktio-
nen im Deutschen Bundestag gegeben war und wir somit 
eine andere Situation gehabt haben als bei der Heilmann- 
Entscheidung, der damaligen Entscheidung zum Hei-
zungsgesetz der Ampelkoalition, sodass wir grünes Licht 
bekommen haben, das heute auf die Tagesordnung zu 
setzen. Das wollen wir als Koalitionsfraktionen auch be-
antragen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will auch das 
deutlich machen: Karlsruhe hat am gestrigen Tag zudem 
entschieden, dass auch die Entscheidung der Koalitions-
fraktionen zulässig gewesen ist, das GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz, das wir heute abschließend beraten 
wollen, auf die Tagesordnung zu setzen. Karlsruhe hat 
auch hier klar gesagt: Es war ausreichend Beratungszeit 
für alle Fraktionen im Deutschen Bundestag da, sich mit 
den Fragen zu beschäftigen und auseinanderzusetzen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat Karlsruhe überhaupt nicht ge-
sagt! Was reden Sie für einen Quatsch? Sie 
kennen doch die PM!

Es war es auch hier richtig, dass Karlsruhe grünes Licht 
gegeben hat und die Klage der Grünenfraktion umfäng-
lich abgelehnt und zurückgewiesen hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lesen Sie doch mal die PM! Was soll 
der Quatsch, Herr Wiese?)

Wir würden es sehr begrüßen, wenn heute die Fraktio-
nen hier die Mehrheit dafür geben, das Gebäudemoder-
nisierungsgesetz zu verabschieden.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Wiese ist sich nie zu schade! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nie zu schade für irgendeinen Mist!)

– Sehr geehrte Frau Haßelmann, manchmal bestimmt ja 
das Sein das Bewusstsein. Ich will aber schon mal deut-
lich machen, auf welche Art und Weise Sie damals mit 
Robert Habeck

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie waren doch dabei! Sie waren doch 
Vize! Das ist ein schlechtes Argument, das 
wissen Sie auch! Ganz schwach!)

unter Missachtung der Beratungsfristen – wir waren auch 
dabei, aber auch Ihr Minister – das Heizungsgesetz auf 
die Tagesordnung gesetzt haben. Von daher würde ich 
mal etwas kleinere Brötchen backen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihr Abgeordneter, der die Klage eingereicht hat, stand 
während der Ausschusssitzung vier Stunden vor der Tür 
und gab Interviews, anstatt sich mit der Sachmaterie zu 
beschäftigen. An Ihrer Stelle würde ich mal ganz kleine 
Brötchen backen, was das anbelangt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie waren ja nur Vizefraktionsvorsit-
zender! Sie haben das alles gebilligt! Es war 
auch Ihr Gesetz!)

Letzter Punkt. Das Land Baden-Württemberg mit ei-
nem grünen Ministerpräsidenten hat gerade der Fristver-
kürzung im Bundesrat zugestimmt und wird im Bundes-
rat unserem Gesetz auch zustimmen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Ab-

geordnete Dr. Irene Mihalic das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Herr Wiese, wenn wir schon beim Thema Vergan-
genheitsbewältigung sind – und ich weiß, dass die Am-
pelzeit Ihnen immer noch wahnsinnig viel zu schaffen 
macht –,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Dem ganzen Land! 
Dem ganzen Land!)

dann sollten Sie sich doch wenigstens mal daran erinnern, 
dass es vielleicht nachvollziehbar ist, einmal einen Fehler 
zu machen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Also wir 
haben  
Verfassungsgerichtsentscheidungen!)

Aber diesen Fehler gleich mehrfach zu wiederholen, so 
wie Sie das in dieser Woche machen, zeugt einfach von 
einer ungeheuerlichen Lernunwilligkeit, Herr Wiese.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dirk Wiese [SPD]: Respektieren Sie denn die 
Entscheidung aus Karlsruhe nicht?)

An diesen Chaostagen der Koalition sieht man einmal 
mehr – diese Sitzungswoche zeigt es –, wie wenig Sie 
eigentlich für ordentliche parlamentarische Beratungs-
prozesse übrighaben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wir haben 
es vom Verfassungsgericht bestätigt bekom-
men! Was für eine Geschichte! – Albert 
Stegemann [CDU/CSU]: Akzeptieren Sie 
doch mal den Rechtsstaat!)

Erst bei der gesetzlichen Krankenversicherung, jetzt bei 
der Expressaufsetzung des Gebäudemodernisierungs-
gesetzes, das alles, meine Damen und Herren,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Immer 
dieselbe Geschichte!)

strotzt nur so vor Misstrauen gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern und gegenüber dem Parlament.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Denn das, was Sie hier machen – und das riecht man 
förmlich, wenn man hier in diesem Saal ist –, ist: Sie 
fahren eine einzige Vermeidungsstrategie. Sie möchten, 
so gut es geht, eine kritische Auseinandersetzung mit 
Ihren Gesetzesvorhaben verhindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ich kann verstehen, warum das so ist. Wenn man sich mal 
die Vorlagen anguckt: Ich hätte an Ihrer Stelle auch kei-
nen Bock darauf, das hier ordentlich zu beraten; denn das 
kann am Ende nur noch peinlich werden.

Trotzdem wollen Sie weitreichende Änderungen für 
Millionen Menschen und für die Wirtschaft im Eiltempo 
am letzten Tag, kurz vor der sitzungsfreien Zeit, mal eben 
schnell durchs Parlament schieben.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: „Eben 
schnell“! Ohne rot zu werden! Eijeijei!)

Meine Damen und Herren, Gesetzgebung ist aber kein 
Fast Food. Und das, was Sie hier machen, wird den Men-
schen noch richtig schwer im Magen liegen; das kann ich 
mir vorstellen.

Aber das alles haben Sie nicht nur schlecht geplant, 
meine Damen und Herren. Es gibt auch erhebliche ver-
fassungsrechtliche Zweifel an diesem Gesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Die haben 
überhaupt keine Rolle gespielt!)

Sie wollen das Heizen mit Öl und Gas dauerhaft erlauben. 
Das steht ganz klar im Widerspruch zum Ziel der Klima-
neutralität bis 2045.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Diese Zweifel sind nicht nur bei der Anhörung deutlich 
geworden. Auch ein Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes hat das bestätigt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie sind 
persönlich beleidigt, weil Robert Habeck nicht 
mehr in den Heizungskeller darf!)

Und Ihr Änderungsantrag wird dieses Problem nicht lö-
sen. Anstatt das Gesetz gleich so zu schreiben, dass die 
klimaschädlichen Folgen abgemildert werden, verweisen 
Sie sogar noch auf ein neues Gesetz, das irgendwann mal 
kommen soll – wir wissen nicht, wann – und die ent-
scheidenden Schäden vielleicht ausgleicht. Meine Damen 
und Herren, jetzt ernsthaft: Das ist doch keine solide 
Gesetzgebung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wenn Sie jetzt vor dem Beschluss schon wissen, dass Sie 
da noch mal ranmüssen, warum machen Sie es denn nicht 
gleich richtig?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Die Abfolge ist seit 
Januar bekannt!)

So wie Sie vorgehen, scheint es doch so zu sein, dass 
Sie von Ihrem eigenen Gesetzentwurf nicht wirklich 
überzeugt sind.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Peinlich! Peinlich! Peinlich!)

Denn wenn Sie es wären, dann müssten Sie eine ordent-
liche parlamentarische Beratung nicht scheuen; dann 
gäbe es auch keinen Grund, dieses Gesetz heute aufzuset-
zen. Wir lehnen die Aufsetzung jedenfalls ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend hat in dieser Geschäftsordnungsdebatte 

für die Fraktion Die Linke nun Frau Abgeordnete Ina 
Latendorf das Wort.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Die Fraktion Die Linke widerspricht der Aufset-
zung des Tagesordnungspunkts über die abschließende 
Beratung zum Gebäudeenergiegesetz.

(Beifall bei der Linken)
Worum geht es uns? Es geht nicht nur um die Beratungs-
zeit. Die Regierung ist angehalten, alle Informationen für 
eine gut begründete Entscheidung der Parlamentarier of-
fenzulegen, gerade wenn das Grundgesetz in Artikel 20a 
mit dem Verschlechterungsverbot zu einer besonderen 
Begründungspflicht zwingt. Dieser Pflicht sind Sie bisher 
nicht nachgekommen.

(Beifall bei der Linken)
Die genannten Informationen sind insbesondere not-

wendig, um eine wirklich informierte Entscheidung tref-
fen zu können. Das ist schließlich unsere Pflicht als Par-
lamentarier in der Gesetzgebung. Das Parlament hat hier 
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zu seinem eigenen Schutz eine Sachaufklärungs- und 
Begründungspflicht, die im Fall eines heutigen Beschlus-
ses verletzt wäre. Damit ist auch die Gestaltungsfreiheit 
für zukünftige Gesetzgebung betroffen.

Die Änderung des GEG macht wichtige Fortschritte 
beim Ausstieg aus Öl und Gas rückgängig und kippt die 
verbindlichen Vorgaben für erneuerbare Energien beim 
Heizen und schafft daher negative Klimaauswirkungen, 
die Sie von der Regierung bisher nicht beziffert haben. So 
viel zur Offenlegung, die hier angeblich erfolgt ist.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Neben breiter Kritik, selbst vom Bundesrat, wird das 
Gesetz von mehreren Seiten als verfassungswidrig erach-
tet wegen der Verletzung des normativen Rückschritts-
verbots. Umweltverbände haben Klage angekündigt. 
Praktiker sagen, das Gesetz sei nicht umsetzbar.

Man kann, nein, man muss von der Bundesregierung 
eine fundierte Begründung zu den Klimawirkungen des 
Gesetzes erwarten. Das hat Verfassungsrang, meine Da-
men und Herren Koalitionäre.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn gerade bei diesem Gesetz muss die gesetzlich vor-
geschriebene Informationsverpflichtung umso stärker 
greifen. Je massiver jetzt der Klimaschutz geschwächt 
wird, desto vehementer muss künftig eingegriffen wer-
den.

Zum Schluss. Wir Linken sind nach wie vor der Auf-
fassung, dass hier eine Verletzung der Organrechte vor-
liegt, und zwar durch die fehlenden Informationen. Eine 
weitere Organklage gegen dieses Gesetz behalten wir uns 
vor, wenn heute hierzu ein Beschluss zustande kommt.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich komme nun zur Abstimmung. Wer stimmt für die 

Aufsetzung des genannten Gesetzes? Ich bitte um Hand-
zeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist der Aufsetzungsantrag mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen angenommen worden.

Für den Fall der Annahme des Aufsetzungsantrages 
wurde vorab interfraktionell vereinbart, die Beschluss-
empfehlung zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen auf den Drucksachen 21/6006 und 21/7008 
sowie die in der Beschlussempfehlung 21/7009 enthalte-
nen Anträge der Fraktion Die Linke auf den Drucksachen 
21/3910 und 21/6019 in verbundener Beratung aufzuset-
zen. Ich schaue in die Runde. – Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann werden wir heute so verfahren.

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 22a bis 22d: 

a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Stabilisierung der Bei-

tragssätze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung  
(GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) 
Drucksachen 21/6130, 21/6559
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Gesundheit (14. Ausschuss)
Drucksache 21/7016

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/7023

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss) 
– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 

Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Akute Not der gesetzlichen Kranken-
versicherung lindern – Vollständige 
Finanzierung der Beiträge für Bürger-
geldempfänger durch den Bund gewähr-
leisten

– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 
Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Ambulante ärztliche Versorgung zu-
kunftssicher machen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 
Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Anpassung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch zur Stärkung der ärztlichen 
Versorgung in ländlichen Regionen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 
Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Gesundheitssystem stärken statt Ver-
sicherte belasten – Echte Reformen für 
eine stabile gesetzliche Krankenversiche-
rung

– zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Janosch Dahmen, Simone Fischer, 
Linda Heitmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
Entlastung statt Belastung für Beitrags-
zahlende und Betriebe – Krankenkassen-
beiträge jetzt senken

– zu dem Antrag der Abgeordneten Ates 
Gürpinar, Nicole Gohlke, Dr. Michael 
Arndt, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
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Krankenversicherte entlasten, nicht be-
lasten

Drucksachen 21/2036, 21/2716, 21/5332, 
21/5759, 21/5753, 21/5487, 21/7016, 21/7015

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Johannes Wagner, Dr. Janosch Dahmen, 
Simone Fischer, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Herstellerabgabe auf zuckergesüßte Ge-
tränke einführen – Gesundheit schützen, 
Krankenkassen entlasten, Rezepturen ver-
bessern
Drucksache 21/6659
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

d) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Kirsten Kappert-Gonther, 
Dr. Janosch Dahmen, Simone Fischer, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Psychotherapeutische Versorgung struktu-
rell stärken
Drucksachen 21/4954, 21/6482 Buchstabe c

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, über den 
wir später namentlich abstimmen werden, liegen ein Än-
derungsantrag sowie sechs Entschließungsanträge vor. 
Über die vier Entschließungsanträge der Fraktion Die 
Linke sowie über die Beschlussempfehlung zu dem An-
trag der Fraktion Die Linke – ich bitte um Aufmerksam-
keit; das sind relevante Informationen; Unterhaltungen 
gerne draußen; das gilt auch für die Regierungsbank – 
werden wir später ebenfalls namentlich abstimmen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, insgesamt werden wir 
heute sechs namentliche Abstimmungen zu diesem Ta-
gesordnungspunkt durchführen. Es gibt dazu nachher 
noch weitere Erläuterungen. Da bitte ich um Aufmerk-
samkeit.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Die Aussprache wird eröffnet von der CDU/CSU- 
Fraktion, von Herrn Abgeordneten Albert Stegemann. 
Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz – 
das klingt relativ trocken, kann aber eine ganze Menge 
Emotionen auslösen. Krankenhausfinanzierung, Haus- 
und Fachärzte, Psychotherapeuten, erhöhte Zuzahlungen 
für Medikamente, Pharmastandort Deutschland – sehr 
viele grundsätzliche Diskussionen um ein sehr grundsätz-
liches Thema! Es geht schließlich um unser höchstes Gut, 
um unser aller Gesundheit. Aber gerade am Anfang die-

ser Debatte sollten wir noch einmal gemeinsam den Blick 
auf das große Ganze richten und uns daran erinnern, wie 
dieses Gesetz zustande gekommen ist. Das machen wir in 
verschiedenen Kapiteln.

Kapitel eins: die Erkenntnis. Als Nina Warken vor gut 
einem Jahr ihre Arbeit aufnahm, stand schon fest, dass die 
Krankenkassenlage sehr, sehr schwierig ist. Projektionen 
sagen relativ treffsicher voraus, dass die GKV schon im 
Jahr 2027 ein Defizit von 20 Milliarden Euro aufweisen 
wird, das bis zum Jahr 2030 auf 40 Milliarden Euro hoch-
läuft. Die Ausgaben steigen einfach viel schneller als die 
Einnahmen.

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und die Krankenhausreform verscho-
ben!)

Kapitel zwei: die Folgen. Bei unterlassener Hilfe rut-
schen die gesetzlichen Krankenkassen in die Insolvenz. 
Das ist sicherlich keine gute Idee. Die glorreiche Hand-
lung der Vergangenheit: Die Beiträge werden erhöht. Ein 
um 1 Prozentpunkt höherer Beitrag vom Arbeitgeber-
brutto bringt den Kassen 20 Milliarden Euro, zu zahlen 
je hälftig von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, mit der 
Folge, dass auf der einen Seite der Arbeitnehmer immer 
weniger Netto vom Brutto hat und auf der anderen Seite 
die wettbewerbsrelevanten Arbeitskosten immer weiter 
steigen. Das korrespondiert nun aber so gar nicht mit 
dem Ziel der Regierungskoalition, unsere Wirtschaft wie-
der in Schwung zu bringen und die Abgabenlast der Bür-
ger zu reduzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Ates Gürpinar [Die Linke])

Kapitel drei: Masterplan. Ich bin froh, dass Nina 
Warken sehr schnell nach Amtsantritt die FinanzKom-
mission Gesundheit ins Leben gerufen hat, die sich im 
September dann auch gleich konstituiert hat. Am 
30. März wurden dann die Ergebnisse vorgestellt, und 
es gab großen Zuspruch, aber eben auch Unkenrufe, 
und zwar nach dem Motto: Die Koalition wird nicht die 
Kraft haben, dieses Paket umzusetzen.

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen Sie ja auch nicht!)

Kapitel vier: Umsetzung. Allen Unkenrufen zum Trotz 
haben wir es geschafft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Heute ist es so weit, und wir verabschieden unser GKV- 
Beitragssatzstabilisierungsgesetz.

Es ist ein großes Gesetz mit sehr vielen Betroffenhei-
ten. Deswegen haben wir es sehr, sehr ausführlich par-
lamentarisch beraten.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Was? – Wei-
tere Zurufe von der Linken – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wann war das denn?)

Natürlich gibt es viele Änderungen, aber das Wesen bzw. 
das Antlitz der Vorschläge der FinanzKommission Ge-
sundheit sind im Gesetz nach wie vor sehr klar erkennbar.

Das Geheimnis der Akzeptanz dieses Gesetzes ist die 
faire Belastungsstatik.
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(Zurufe der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Alle – ja, wirklich alle – müssen ihren Beitrag leisten, 
damit unser Gesundheitssystem weiter finanzierbar 
bleibt. Ob Krankenhäuser, ob Ärzte, ob die Industrie, ob 
Arbeitgeber, ob Arbeitnehmer oder der Bund, alle leisten 
ihren Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Johannes Wagner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt doch 
nicht!)

Es mussten allerdings auch politische Zugeständnisse ge-
macht werden. Da sind Punkte, bei denen ich gefragt 
werde: Warum macht die Union das? Warum geht ihr 
da mit?

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ganz genau! Zu wenig gefragt werden 
Sie! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Und es gibt Punkte, die den Sozialdemokraten schwerge-
fallen sind.

An dieser Stelle richtet sich mein aufrichtiger Dank an 
die Sozialdemokraten,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wofür?)

insbesondere an dich, liebe Dagmar, und an dich, lieber 
Kitto, aber auch an alle anderen Verhandler. Ich muss 
wirklich sagen: Diese konstruktive Mischung aus politi-
scher Überzeugung, die jeder hatte, Hartnäckigkeit, die 
uns viele Stunden gekostet hat, und der Bereitschaft, am 
Ende einen Kompromiss zu erzielen, gepaart mit dem 
Umstand, dass wir stets respektvoll miteinander umge-
gangen sind, war eine großartige Erfahrung und hat am 
Ende sehr, sehr viel Spaß gemacht. Also herzlichen 
Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meinen Dank richte ich aber auch an unsere Ministe-
rin, an dich, liebe Nina, und an deine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Die letzten Wochen waren für uns alle 
wirklich sehr hart; aber die Leidenschaft, die du und dein 
Team an den Tag gelegt habt – zu jeder Tages- und Nacht-
zeit haben wir Parlamentarier euch ja behelligt, wenn wir 
Zahlen und Informationen brauchten –, war großartig.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kommt auch noch was an Argu-
menten zur Sache?)

Ich glaube, die Arbeitsministerin sollte nicht die Arbeits-
zeiten beurteilen, zu denen wir teilweise noch nachts 
etwas hinbekommen haben. In diesem Sinne ganz herz-
lichen Dank an dich, liebe Nina!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich bin an dieser Stelle aber nicht nur dankbar. Viel-
mehr macht mir der ganze Prozess auch Hoffnung. In 
Zeiten, wo eine Krise die nächste jagt und die Menschen 

in diesem Land spüren, dass sich Dinge ändern müssen, 
in der es auch Sorgen und Ängste gibt, stellt unsere Po-
litik Handlungsfähigkeit unter Beweis. Wir, die SPD und 
die Union, zeigen heute, dass sich der Politikstil ändern 
kann.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit!

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Nicht die nächste Umfrage steht im Vordergrund, son-

dern die Frage, was unser Land braucht.
(Ates Gürpinar [Die Linke]: Unfassbar! – Zu-
ruf des Abg. Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Es geht nicht um Applaus, es geht um Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Tanja Machalet [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke. Ihre Zeit ist abgelaufen.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Natürlich ist das hier ein Spargesetz und kein Geschen-

kekoffer.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich meine das mit der Zeit ernst.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Aber wir bringen dieses Land voran.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Ab heute wird die Frage, ob Deutschland noch Refor-

men kann, eindeutig wieder mit Ja beantwortet.
Vielen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Nicole 

Hess das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Nicole Hess (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe 

Bürger! Dieses Gesetz verspricht Stabilität, dabei ist es 
nur die nächste Rechnung, und wieder bekommen sie die 
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Bürger zugestellt. Es stabilisiert allenfalls die Illusion, 
dass man ein überfordertes System rettet, indem man 
Patienten, Leistungsträger, Kommunen und Beitragszah-
ler noch ein wenig stärker auspresst.

Ein Hinweis an die Kollegen der Union: Sie wissen das 
auch. Sie wissen es, weil Ihnen die Menschen geschrie-
ben haben. Sie wissen es, weil die Betroffenen aus den 
Wahlkreisen Druck gemacht haben. Sie wissen es von 
den Praxen, von den Mittelständlern. Sie wissen es von 
Patienten, die Angst haben, künftig schlechter versorgt zu 
werden, und von Kommunen, die ahnen, dass am Ende 
wieder sie die Folgekosten tragen müssen. Die Frage ist 
nur: Haben Sie diese Mails eigentlich gelesen, haben Sie 
die Schreiben aus Ihren Wahlkreisen wirklich zur Kennt-
nis genommen, oder sind Ihnen die Sorgen der Bürger 
schlicht gleichgültig? Denn wer diese Mails wirklich ge-
lesen hat, der kann diesem Gesetz nicht guten Gewissens 
zustimmen.

(Beifall bei der AfD)

Hinzu kommt, dass Sie dieses Gesetz durch den Bun-
destag jagen, als wäre der Leibhaftige hinter Ihnen her. 
Die Situation im Gesundheitswesen ist seit Jahren kata-
strophal, aber jetzt muss auf einmal alles ganz, ganz 
schnell gehen, so schnell, dass Sie Klagen in Kauf neh-
men

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: …, die 
alle abgelehnt worden sind, seit über 100 Ta-
gen!)

und mit immer neuen Entschließungsanträgen Ihren ei-
genen Gesetzentwurf ad absurdum führen.

(Beifall bei der AfD)

Sie hatten Jahrzehnte Zeit, die gesetzliche Krankenver-
sicherung zukunftssicher aufzubauen und dem Ganzen 
eine belastbare Struktur zu verpassen. Auch jetzt hätten 
Sie noch die Möglichkeit, mit den richtigen Maßnahmen 
für nachhaltige Entlastung zu sorgen. Aber nein, Sie be-
lasten lieber reihum so viele Menschen wie möglich, mit 
dem Effekt, dass wir nächstes Jahr doch wieder mit stei-
genden Beiträgen zu rechnen haben.

Hilfsmittelhersteller sind meist mittelständische Be-
triebe, Familienunternehmen. Hier sparen Sie an der Ver-
sorgung der Schwächsten unserer Gesellschaft. Psycho-
therapeuten, die ihre Therapieplätze verringern werden. 
Auch hier sparen Sie an der falschen Stelle; denn die 
Folgekosten werden immens sein. Praxen und der ge-
samte ambulante Bereich werden seit Jahren mit dem 
Slogan „ambulant vor stationär“ wie eine Monstranz 
vor dem Gesundheitssystem hergetragen. Hier findet Ver-
sorgung wohnortnah statt, effizient und patientenscho-
nend. Niedergelassene Ärzte, Psychotherapeuten, Zahn-
ärzte, Pflegedienste, Praxiskliniken sollen nun steigende 
Personal-, Miet-, Energie- und Sachkosten auffangen – 
bei gedeckelten Vergütungen und immer neuen Auf-
lagen. – Da brauchen Sie nicht die Augen zu verdrehen. – 
Das ist keine Reform, das ist eine Einladung zum Rück-
zug aus der Versorgung.

(Beifall bei der AfD)

All das werfe ich Ihnen noch nicht einmal vor. Viel-
leicht können Sie es einfach nicht besser. Was ich Ihnen 
jedoch vorwerfe, ist, dass Sie uns regelmäßig – sowohl im 
Ausschuss als auch hier im Plenum – jede Fachexpertise 
absprechen, obwohl Sie es sind, die das Gesundheitssys-
tem gerade mit Vollgas gegen die Wand fahren.

(Beifall bei der AfD)
Zum Abschluss noch ein paar Worte aus der Praxis – 

Zitat –: Ich habe tatsächlich den Eindruck, dass von den 
meisten Abgeordneten noch nicht verstanden wurde, dass 
tatsächlich die medizinische Versorgung auf dem Spiel 
steht. – Wir von der AfD haben es verstanden, und des-
wegen werden wir Ihrem Gesetz nicht zustimmen.

(Lebhafter Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat nun Frau Abgeordnete 

Dagmar Schmidt das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieses 
Gesetz ist keine Gesundheitsreform. Dieses Gesetz ist 
auch kein Gesetz, wo nach Verabschiedung die Sektkor-
ken knallen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kürzungskahlschlag!)

Dieses Gesetz löst ein Problem, mit dem sich alle, egal 
wer regiert, beschäftigen müssten: nämlich ein Defizit in 
der gesetzlichen Krankenversicherung von 18,5 Milliar-
den Euro.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es 
löst das Problem eben nicht, sondern verschärft 
es!)

Ohne das Gesetz würden die Beiträge zum Jahresende um 
circa einen Prozentpunkt wachsen. Allein das macht bei 
einem Einkommen von 5 000 Euro im Monat 25 Euro 
mehr aus. Das hat mit der schlechten konjunkturellen 
Lage zu tun. Das hat aber auch damit zu tun, dass über 
eine lange Zeit Strukturreformen ausgeblieben sind, an 
denen wir aber jetzt und auch schon in der letzten Legis-
latur mit Nachdruck arbeiten, die aber nicht von heute auf 
morgen umsetzbar sind.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Rückabgewickelt haben Sie die 
Krankenhausreform! – Lorenz Gösta Beutin 
[Die Linke]: In die falsche Richtung!)

Denn wir haben eines der teuersten Gesundheitssysteme 
der Welt mit mittelgutem Ergebnis. Und viele Menschen 
haben eben nicht das Gefühl, dass es für sie gut funk-
tioniert, zum Beispiel, wenn sie einen Termin brauchen. 
Ich danke dem Koa-Ausschuss, dass er da entsprechende 
Beschlüsse gefasst hat.

Immer mehr Geld hilft hier also nicht, sondern Struk-
turreformen, die gute Versorgung und eine gerechte Ver-
teilung der Beitragsmittel im System sicherstellen.
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(Ates Gürpinar [Die Linke]: Das ist keine 
Strukturreform, das ist Strukturvernichtung!)

Wir müssen also ein Loch von 18,5 Milliarden Euro 
stopfen, und jetzt gibt es sehr unterschiedliche Vorstel-
lungen dazu, wie das geschehen kann. Und natürlich gibt 
es da auch unterschiedliche Vorstellungen zwischen den 
Koalitionspartnern. Wir würden alle gemeinsam und so-
lidarisch in einer Bürgerversicherung versichern. Wir 
hätten uns auch noch mehr Steuergeld vorstellen können, 
wenn breite Schultern bei der Steuerreform noch einen 
größeren Beitrag leisten würden.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum haben Sie es denn nicht 
gemacht?)

– In einer Koalition, Janosch Dahmen, muss man hart für 
die eigenen Überzeugungen kämpfen – das kennst du –, 
aber am Ende eben auch Kompromisse machen.

Drei Punkte waren uns als SPD-Fraktion im parlamen-
tarischen Verfahren besonders wichtig. Und der erste war, 
die Schieflage bei den Belastungen etwas gerader zu rü-
cken. Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen 
merken die Auswirkungen der Krise am stärksten und 
zahlen gleichzeitig hohe Beiträge. Ich bin deshalb froh, 
dass wir die Mitversicherung von Partnerinnen und Part-
nern bis zum Kindesalter von zwölf Jahren anheben 
konnten.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Das ist der Er-
folg?)

Denn Familien müssen sich auf die Solidarität der Ge-
meinschaft verlassen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Ates Gürpinar [Die Linke]: Das 
ist die stolze SPD! Unglaublich!)

Und ich bin froh, dass die Dynamisierung bei den Zuzah-
lungen weg ist. So steigen sie zwar einmal, aber dann 
eben nicht jedes Jahr wieder. Und an den Belastungs-
grenzen für kleine Einkommen ändert sich nichts. Ich 
bin auch froh, dass es keine Abschläge beim Krankengeld 
gibt.

(Zuruf von der Linken: Das wäre ja auch noch 
schöner!)

– Ja. – Wer krank ist, braucht Sicherheit und Unterstüt-
zung. Und dabei bleibt es. Freut euch!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der Linken)

Ich bin froh, dass wir die Steuermittel für Bürgergeld-
empfänger deutlich erhöhen konnten auf 1 Milliarde 
Euro nächstes Jahr und aufwachsend auf deutlich mehr 
als 2 Milliarden Euro bis 2030.

Zweitens war es uns wichtig, Versorgung zu sichern, 
wo wir sie gefährdet sahen. Das war bei der Qualitäts-
sicherung der Kieferorthopäden der Fall, und wir haben 
gerade für den ländlichen Raum Übergangsregelungen 
und Bestandsgarantien geschaffen.

Aber besonders wichtig waren uns die Psychothera-
peuten. Wir haben erreicht, dass es keine Therapieabbrü-
che gibt und dass in der Zukunft Kinder und Jugendliche, 

komplexe und dringliche Fälle zusätzlich zum aktuellen 
Budget finanziert werden. Das sichert die Versorgung 
gerade der vulnerablen Gruppen, und das ist gut und 
wichtig, dass wir das erreicht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Un-
erhört!)

Und das dritte Ziel war die Sicherung guter Beschäfti-
gung. Wir haben das Pflegebudget erhalten. Und wir er-
höhen die Tarifrefinanzierung nicht nur in der stationären 
Pflege in Höhe der Grundlohnsumme

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie nehme die Pflege in den Wür-
gegriff! So sieht’s aus!)

plus 50 Prozent, wie bereits im Kabinett beschlossen, 
sondern auch für die Reha und die ambulante medizi-
nische Pflege. Allein die Steigerung der Grundlohn-
summe betrug letztes Jahr 4,41 Prozent; dieses Jahr 
sind es 5,17 Prozent. Das ist nicht wenig.

Gesetze, mit denen eingespart werden muss, sind be-
sonders sensibel. Deswegen werden wir uns genau angu-
cken müssen, –

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Die Pharma-
industrie haben Sie vergessen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
– was die Auswirkungen dieses Gesetzes sind. Aber 

ich danke an dieser Stelle der Ministerin, dem Ministe-
rium und dem Koalitionspartner, die geduldig mit uns 
daran gearbeitet haben, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
– diese große Aufgabe zu lösen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen hat Frau 

Britta Haßelmann das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sie beschließen heute ein Gesetz – mit heißer Nadel 
gestrickt –, das 75 Millionen gesetzlich versicherte Men-
schen in diesem Land zusätzlich belasten wird.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Richtig!)

Es ist ein klarer Bruch mit dem Prinzip der solidarischen 
Lastenverteilung.
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Sie beschließen heute ein Gesetz, das die eigentlichen 
Kostentreiber schont und keine tiefgreifenden Reformen 
auf den Weg bringt – anders als Ihnen das Ihre eigene 
Expertenkommission gesagt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Hier rächt sich auch bei allem Verständnis und bei allem 
Wissen um den Forschungsstandort Deutschland, dass 
Sie der Pharmaindustrie milliardenschwere Versprechun-
gen gemacht haben und gleichzeitig Einsparvorschläge 
Ihrer eigenen Expertinnen und Experten nicht umsetzen.

Sie beschließen heute ein Gesetz, das die Beiträge 
nicht stabilisieren wird.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau! So ist es!)

Hören Sie auf, den Menschen das zu versprechen!
(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Katastrophal!)
Sie werden schon in diesem Jahr dieses Versprechen nicht 
einlösen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Es ist das Prinzip „Hoffnung“, und es wird durch Wieder-
holung nicht besser.

Sie beschließen heute ein Gesetz, das die rund 1 850 
Krankenhäuser weiter wirtschaftlich massiv unter Druck 
setzen wird. Eine Insolvenzwelle droht,

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja! Genau so!)

bis zu 140 000 Arbeitsplätze und die Versorgung von 
17,5 Millionen Menschen sind gefährdet, meine Damen 
und Herren,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Was ist denn Ihre 
Lösung? Wie wäre das mal zur Abwechslung?)

weil Sie es nicht kontrolliert und gesteuert gemacht ha-
ben. Sie haben die Krankenhausreform zurückgenommen 
und richten jetzt massiven Schaden an.

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es! Das gefährdet Ver-
sorgung!)

Sie beschließen heute ein Gesetz, dessen Folgen jeder 
Mensch im Land spüren wird: lange Schlangen vor den 
Hausarztpraxen. Die Hausärztinnen und -ärzte haben an 
Sie appelliert. Und es geht bei einem Ohr rein und beim 
anderen raus bei Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD – Enrico 
Komning [AfD]: Da hat sie recht!)

Die wissen, was sie tun. Die haben nämlich jeden Tag die 
Patientinnen und Patienten in ihrer Praxis.

(Zuruf von der AfD: Richtig!)
Sie haben alles ignoriert. Sie reden jetzt über Facharzt-
termine. Was soll sich da verbessern? Nichts wird sich 
verbessern für das Gros der Leute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke] – 
Enrico Komning [AfD]: So ist es!)

Was ist denn aus der Mahnung geworden, dass Psycho-
therapiepraxen schließen werden? Nehmen Sie das nicht 
ernst vor Ort, in Ihren Wahlkreisen, meine Damen und 
Herren?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Mit diesem Beratungsverfahren haben Sie sich angreif-
bar gemacht. Das Gesetz ist mit heißer Nadel gestrickt, 
und es wird keine Effizienzgewinne geben, es wird keine 
Beitragsstabilität geben, sondern Krankenhausinsolven-
zen, überlastete Hausärzte und verratene Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und ganz besonders schlimm ist die Situation der Psy-

chotherapeutinnen und Psychotherapeuten und Ihr Um-
gang mit psychischen Krisen. Das macht mir auch wirk-
lich etwas aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, Kinder und Jugendliche, 
Menschen, die in Krisen sind, brauchen Hilfe, brauchen 
Unterstützung, brauchen ambulante Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten, die sich um sie kümmern, und nicht 
diese Ignoranz von Ihrer Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sie machen denen den Garaus. Sie entziehen denen die 
Existenzgrundlage.

Und was sagen Sie den Kindern und Jugendlichen, die 
in der Krise sind, und den Familien? Wartet einfach noch 
sechs Monate länger auf einen Platz oder geht gleich in 
die Jugendpsychiatrie, in den stationären Aufenthalt?

(Zuruf der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU])

Wie kalt ist das? Es ist falsch.
Und ich kann den Aufschrei der Psychotherapeutinnen 

und -therapeuten gut verstehen –
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)
über 500 000 Unterschriften –: Das ist das Leben. Und 
den Leuten machen Sie hier den Garaus; das wissen Sie 
auch ganz genau.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch überhaupt nicht! Mein Gott, was 
für ein Populismus, Frau Haßelmann!)

Deshalb ist es unverantwortlich, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– dieses Gesetz in dieser Form zu beschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Und ich bin mir sicher: Wir werden schon im Oktober –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– Korrekturgesetze für dieses schlechte Gesetz auf den 

Weg bringen. Wir lehnen es ab.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete Heidi 

Reichinnek das Wort. Bitte.
(Beifall bei der Linken)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit Ihrer Jastimme zu diesem Gesetz legen Sie 
heute die Axt an die Gesundheitsversorgung der Men-
schen in diesem Land. Denken Sie daran, wenn Sie gleich 
Ihre Karte einwerfen!

Denken Sie an den netten alten Herrn in Ihrer Nach-
barschaft, der von seiner Armutsrente jetzt noch mehr 
Zuzahlung für die Medikamente leisten muss! Denken 
Sie an den Jugendlichen, den Sie regelmäßig an der Bus-
haltestelle treffen, der mit seiner Depression jetzt gar 
keinen Therapieplatz mehr finden wird!

(Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])
Und denken Sie an die 1 000 Menschen, die gerade vor 
dem Kanzleramt ihrer Verzweiflung Luft gemacht haben, 
weil sie das alles einfach nicht mehr aushalten!

(Beifall bei der Linken)
Ist es Ihnen wirklich egal, was Ihr Gesetz für Aus-

wirkungen hat? Oder wissen Sie einfach nicht, was Sie 
tun? Das würde mich nicht überraschen, weil der ganze 
Gesetzgebungsprozess eine absolute Katastrophe war.

Sie haben einen Referentenentwurf vorgelegt. Dann 
hatten die Verbände vier Tage – vier! übers Wochen-
ende! – Zeit, Stellung zu nehmen. Das allein ist schon 
eine absolute Frechheit. Aber dann haben Sie am Montag 
Dutzende Änderungsanträge gestellt, 279 Seiten, die am 
Mittwoch durch den Ausschuss gehen sollten.

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

In dieser Zeit kann man das nicht seriös beraten, egal was 
Sie hier erzählen.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Steffen Bilger 
[CDU/CSU]: Sie sind in Karlsruhe gescheitert! 
Bisschen mehr Demut!)

– Sie können das auch nicht.
Und vor allem kann sich die Öffentlichkeit, die Zivil-

gesellschaft nicht mehr beteiligen; eine weitere Anhö-
rung haben Sie ja abgelehnt. Genau deswegen hat mein 

Genosse Ates Gürpinar geklagt, nicht nur, weil Sie die 
Rechte des Parlaments mit Füßen treten, sondern weil Sie 
den Menschen, die in diesem Bereich arbeiten – den 
Betroffenen, den Verbänden, einfach allen –, ihre Stimme 
nehmen, bei einem Plan, der so viel zerstören wird. Es ist 
wirklich unfassbar!

Und dann, in den Ausschüssen: pures Chaos. Vorlagen 
waren nicht da, wurden nachgereicht oder mündlich vor-
getragen. Am Ende wusste keiner mehr, worüber über-
haupt abgestimmt wird. Im Ausschuss für Arbeit und 
Soziales gab es eine Mehrheit, das Gesetz von der Tages-
ordnung zu nehmen. Das hat der Ausschussvorsitzende 
einfach ignoriert. Und wenn man denkt, es kann nicht 
mehr schlimmer werden, dann reiten die Herren von der 
Union in den Gesundheitsausschuss ein.

Und jetzt hören Sie mal genau zu! Meine Genossinnen 
Stella Merendino, Evelyn Schötz und Julia Stange sind 
Fachkräfte. Die haben jahrelang, jahrzehntelang im Ge-
sundheitssystem gearbeitet,

(Beifall bei der Linken)

und die wissen genau, was da los ist, weil sie mittendrin 
waren. Deswegen hat meine Genossin Stella Ihnen auch 
gesagt, dass es dringend ein Personalbemessungsinstru-
ment braucht, weil eine Pflegekraft keine fünf Patientin-
nen oder Patienten – beatmet, mit Multiorganversagen – 
versorgen kann. Und was war Ihre Reaktion? Erinnern 
Sie sich? Sie haben sie ausgelacht! Sie haben sich über 
sie lustig gemacht. Sie haben ihr gesagt, dass sie keine 
Ahnung hat.

(Zurufe von der Linken)

Was bilden Sie sich eigentlich ein!

(Beifall bei der Linken)

Da sitzen Leute aus der Praxis, die auf ihrem Rücken 
dieses Gesundheitssystem tragen, und die lachen Sie 
aus. Sie haben sich nicht nur über meine Genossinnen 
lustig gemacht, sondern stellvertretend über das gesamte 
Pflegepersonal. Ich schäme mich so sehr für Sie!

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Steffen Bilger [CDU/CSU])

Und dann wollen Sie sich zu Helden stilisieren, weil 
Sie sagen, Sie halten die Beiträge stabil. Das tun Sie 
nicht, und vor allem steigen die Zuzahlungen; die Fami-
lien werden stärker belastet, die Versorgung wird kaputt-
gekürzt. Alle leiden unter Ihrer Reform, außer den Phar-
makonzernen und den Überreichen im Land; denn die 
schonen Sie, während die Mehrheit blutet: Hebammen 
müssen aufgeben, Psychotherapeutinnen und -therapeu-
ten schließen ihre Praxen,

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

und die Rettungsdienste gehen pleite. Das muss man sich 
mal vorstellen: Rettungsdienste!

Sie wollen stabile Beiträge? Ich verrate Ihnen, wie Sie 
die bekommen, wie Sie die sogar senken können: mit 
einer Bürgerversicherung, in die alle einzahlen, auf alle 
Einkommensarten, ohne Beitragsbemessungsgrenzen. 
Das wäre der richtige Weg.
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(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Albert 
Stegemann [CDU/CSU])

Sie gefährden mit diesem Gesetz Menschenleben. 
Denken Sie daran, wenn Sie gleich Ihre Jastimme abge-
ben!

(Beifall bei der Linken – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Was für ein unerträglicher Popu-
lismus! Wirklich!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Nun hat für die Bundesregierung die Bundesministerin 

für Gesundheit, Frau Nina Warken, das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir schließen heute das Gesetz zur Stabilisierung der 
Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
ab, und die Debatte hier zeigt, dass das Gesetz weitrei-
chende Auswirkungen haben wird: auf die Menschen im 
Land, auf die Versicherten, auf die Unternehmen, auf die 
Leistungserbringer.

(Beatrix von Storch [AfD]: Nur nicht auf die 
Bürgergeldempfänger! – Gegenruf der Abg. 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Die nie eingezahlt 
haben!)

Deswegen ist es auch gut, dass wir das Gesetz gut 
vorbereitet haben, und deswegen muss über dieses Gesetz 
auch kontrovers diskutiert und darum gerungen werden. 
Das ist selbstverständlich; denn wir läuten mit diesem 
Gesetz nicht mehr und nicht weniger als einen Paradig-
menwechsel im Gesundheitswesen ein.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Allerdings!)

Und dieser Paradigmenwechsel und dieses Gesetz sind 
notwendig, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: 
Für Aufrüstung!)

Die Leitplanken für das Gesetz waren lange klar, und 
im Verlauf des Verfahrens haben wir die Maßnahmen 
intensiv diskutiert. Wir haben sie ergänzt, wir haben sie 
angepasst. Das gehört zu demokratischen Prozessen da-
zu. Und es ist auch richtig so, und deswegen haben wir 
auch genau bis zum Schluss um den richtigen Kompro-
miss gerungen. Jetzt steht das Ergebnis.

Meine Damen und Herren, die Arbeit, die hinter so 
einem Vorhaben steckt, ist wirklich gewaltig, und ich 
möchte mich bei vielen Beteiligten an dieser Stelle für 
den Einsatz bedanken, beginnend mit den Expertinnen 
und Experten der FinanzKommission Gesundheit, die 
ich eingesetzt hatte und deren Vorschläge die Grundlage 
für das Gesetz bilden, aber auch bei den Kolleginnen und 
Kollegen der Koalitionsfraktionen, bei den Gesundheits-
politikern im Speziellen, aber auch bei allen Kolleginnen 
und Kollegen, die jetzt seit Wochen und Monaten auch im 

Austausch mit den Bürgern waren, im Austausch mit den 
Leistungserbringern waren und viele Gespräche geführt 
haben,

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

aber auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei 
mir im Haus und in den Fraktionen für den unermüdli-
chen Einsatz.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie auch noch was zum 
Inhalt?)

Ich möchte mich auch bei allen Akteuren im Gesund-
heitswesen bedanken, die sich mit konstruktiven Beiträ-
gen in den Prozess eingebracht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von der 
Linken – Ates Gürpinar [Die Linke] – Un-
glaublich! Fangen Sie jetzt nicht an, zu klat-
schen, Frau Warken!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Einen Moment, bitte. – Jede Fraktion hat hier die 

Chance, zu reden, und Sie kommen auch noch dran. Ich 
bitte, jetzt auch mal zuzuhören, auch wenn es nicht die 
eigene Meinung ist.

Jetzt hat die Ministerin das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ziel dieses Ge-

setzes ist klar: Wir stabilisieren die Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Die Beitragssätze 
steigen!)

Die finanzielle Lage der gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist dramatisch, und sie erlaubt auch keinen Auf-
schub mehr. Wir haben daher die zur Verfügung stehende 
Zeit für die Beratungen intensiv genutzt.

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass wir dieses 
Gesetz heute abschließen; denn schon im Sommer wer-
den die ersten Weichen für künftige Beitragssätze mit der 
Festlegung der Grundlohnrate und danach durch den 
Schätzerkreis gestellt, und bis dahin müssen die Maß-
nahmen klar sein.

Das kann uns gelingen, meine Damen und Herren; 
denn auch die Gespräche mit den Ländern in den letzten 
Tagen und Wochen habe ich als sehr konstruktiv emp-
funden, und auch den Ländern ist bewusst, was droht, 
wenn es nicht gelingt, die Beitragssätze zu stabilisieren. 
Dann müssten wir schon im kommenden Jahr mit einer 
Beitragssatzsteigerung um 1 Prozentpunkt rechnen, 
knapp 20 Milliarden Euro, paritätisch verteilt auf Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. Und das, meine Damen und 
Herren, kann nicht sein, was wir wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Lassen Sie mich auf die Ausgangssituation und die 
Inhalte des Gesetzes kurz eingehen. Das ist auch wichtig, 
um die Tragweite zu verstehen.

Nach den neuesten Zahlen steigen die Ausgaben der 
GKV rund doppelt so stark wie die Einnahmen. Dadurch 
wächst das Defizit um weitere 3,5 Milliarden Euro für 
2027 an. Mit dem vorliegenden Entwurf haben wir auch 
diese neue Lücke nun geschlossen,

(Zuruf des Abg. Johannes Wagner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und das ist ein starkes, unübersehbares Signal, dass nun 
ein deutlich größerer Anteil vom Bund kommt.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ab 2027 wird der Beitrag des Bundes für die Gesund-
heitsversorgung der Grundsicherungsempfänger noch 
einmal deutlich angehoben, und die vorgesehene Absen-
kung des Bundeszuschusses wird sukzessive reduziert. 
Auch das ist ein wichtiges Zeichen seitens des Bundes.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die beiden Leitlinien 
des Gesetzentwurfes wurden gewahrt: Effizienz und Evi-
denz. Oder einfacher gesagt: Wir wollen künftig mit dem 
Geld auskommen, das wir haben, und nur noch das be-
zahlen, was nutzt.

Zudem gilt weiterhin der Grundsatz: Alle Beteiligten 
im Gesundheitswesen leisten einen Beitrag; denn alle 
profitieren auch langfristig von einer nachhaltigen Finan-
zierung. Es bleibt ein ausgewogenes Paket.

Ich möchte drei Beispiele nennen, wo wir Anpassun-
gen vorgenommen haben: Bei der Familienversicherung 
berücksichtigen wir jetzt die individuelle Familiensitua-
tion besser, indem wir die Altersgrenze der zu berück-
sichtigenden Kinder von sieben auf zwölf Jahre anheben.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Und die Großeltern 
in Anatolien?)

Für die Pharmaindustrie haben wir eine Lösung gefun-
den, die den Unternehmen mehr Planungssicherheit gibt. 
Aber gleichzeitig bleibt es bei einem angemessenen Bei-
trag der pharmazeutischen Unternehmen zur Konsolidie-
rung der GKV-Finanzen.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und die Krankenhäuser erhalten mehr Flexibilität und 
Beinfreiheit.

Wir sehen wichtige Maßnahmen zur Entbürokratisie-
rung vor. Den Punkt haben wir am Ende noch sehr in-
tensiv mit den Ländern besprochen. Wir haben nicht nur 
wichtige Regelungen im Gesetz ergänzt, sondern wir ge-
ben auch die Zusage in Richtung der Länder,

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wird euch noch einholen!)

dass wir weitere Maßnahmen zum Bürokratieabbau im 
Gesundheitswesen voranbringen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Bundesministerin, lassen Sie eine Zwischenfrage 

zu?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nur ein Hinweis meinerseits. Von denjenigen, die 

nachher noch reden, lassen wir jetzt keine Zwischenfra-
gen zu. Diejenigen, die nicht mehr als Redner auf der 
Liste sind, haben die Chance. – Bitte sehr.

Stella Merendino (Die Linke):
Frau Ministerin, draußen vor der Tür sind ungefähr 

600 Pflegekräfte, die gegen dieses Spargesetz demons-
trieren. Sie sagen: Es werden alle beteiligt. – Aber die 
Pharmaindustrie und die Reichen dieses Landes werden 
nicht beteiligt. Wie kann das sein? Und was würden Sie 
jetzt gerne den Streikenden dort draußen mitteilen?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, ich bin auch mit den Beschäftigten in 

der Pflege in den letzten Tagen und Wochen im Aus-
tausch gewesen. Natürlich betreffen die Maßnahmen, 
die wir jetzt vornehmen, auch den Bereich der Pflege.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, Personalstandards runter!)

Wir haben in den vergangenen Jahren aus politischer 
Überzeugung dafür gesorgt, dass die Löhne in der Pflege 
in den letzten zehn Jahren um über 40 Prozent gestiegen 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und von der Linken)

Wir haben das getan, indem wir die Tarifsteigerungen in 
voller Höhe refinanziert haben. Jetzt gibt es mit diesem 
Gesetz eine Änderung, mit der wir das nicht mehr tun, 
weil es schlicht so nicht mehr finanzierbar ist im System. 
Dennoch können wir davon ausgehen – das haben die 
Kollegen auch dargelegt –, dass es zu Lohnsteigerungen 
führen wird. Wir gehen davon aus, dass im nächsten Jahr 
Abschlüsse mit Lohnsteigerungen von etwa 3,5 Prozent 
möglich sind.

Also, zu sagen, es würden Löhne gekürzt oder es könn-
ten in Zukunft keine Vergütungssteigerungen mehr kom-
men, ist schlicht falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie können nur nicht mehr in dem Maße wie bislang 
refinanziert werden. Uns war es wichtig, an der Stelle 
noch mal nachzubessern. Das haben wir auch getan.
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In diesem Sinne meine ich: Wir haben ein ausgewoge-
nes Paket, in dem Menschen, die höhere Einkommen 
haben, durch eine Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze natürlich auch stärker beteiligt werden und in 
dem natürlich auch die Pharmaindustrie einen angemes-
senen Beitrag leistet. Ich glaube, das kann man an den 
Zahlen auch sehr gut darstellen.

Es ist ein ausgewogenes Paket. Und ich denke, man 
kann auch nicht knapp 20 Milliarden Euro sparen und 
den Menschen sagen, keiner wird davon was spüren. 
Das gehört, denke ich, zur Ehrlichkeit auch dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Ates Gürpinar 
[Die Linke])

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Bundesministerin, lassen Sie eine weitere Zwi-

schenfrage zu, aus den Reihen der Grünen? – Bitte.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Ministerin, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen. – Ich möchte Sie fragen: Ist Ihnen be-
wusst, dass die Angriffe und Einschnitte im Bereich der 
Psychotherapie, die Sie mit diesem Gesetz vornehmen 
werden, dazu führen werden, dass vermutlich mindestens 
ein Drittel der psychotherapeutischen Kapazitäten in die-
sem Land nicht mehr zur Verfügung stehen werden?

Ist Ihnen bewusst, dass das längere Wartezeiten, mehr 
individuelles Leid, mehr Chronifizierung, mehr Arbeits-
unfähigkeit und mehr Frühverrentung mit sich bringen 
wird? Und ist Ihnen bewusst, dass der Anteil der Kosten 
hierfür vermutlich exponentiell steigen wird? Es gibt 
nämlich sehr gute Berechnungen, dass jeder Euro, den 
Sie in die Psychotherapie investieren, am Ende volkswirt-
schaftlich und im Gesundheitssystem 4 Euro einspart.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ich möchte Sie fragen, wie Sie unter diesen Vorzeichen 
die massiven Angriffe auf die Psychotherapie und die 
seelische Gesundheit der Bevölkerung rechtfertigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir nehmen bei den Psychotherapeutinnen und Psy-

chotherapeuten dieselben Maßnahmen vor, die wir auch 
in den anderen Bereichen vornehmen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Da ist es auch 
falsch, Frau Warken! – Zuruf des Abg. 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich weiß: Vielen Kolleginnen und Kollegen ist es ein 
Anliegen, dort noch einmal nachzubessern; die Koaliti-
onsfraktionen haben sich dazu verständigt. Und es ist 
auch richtig und wichtig, dass besonders vulnerable Be-
reiche noch mal besser in den Blick genommen werden. 
Wir müssen aber sehen, Frau Kollegin – auch das wollen 
wir in der Koalition angehen – –

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Einen Moment, bitte. Entschuldigung. – Es ist, glaube 

ich, nicht ganz so schwer, zu verstehen: Wenn man eine 
Frage stellt und die Ministerin die Frage beantwortet, 
dann hört man auch zu, auch in der Fraktion, die die Frage 
gestellt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bitte. 

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wir haben uns in der 

Koalition darauf verständigt, dass wir uns das Problem 
einmal grundsätzlicher anschauen müssen. Denn die 
Maßnahmen, die Vergütungsanreize, die es in den letzten 
Jahren gegeben hat, haben eben nicht dazu geführt, dass 
die Situation besser ist: dass man schneller einen Termin 
bekommt, dass man im Bereich der Psychotherapie 
schneller versorgt ist.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])
Deswegen ist es, glaube ich, eine grundsätzliche Frage, 
wie wir den Zugang verbessern, wie wir besser steuern 
und wie wir die Menschen schneller in die Versorgung 
und zu einem Termin bringen.

Das ist nichts, was wir mit dem Gesetz jetzt angehen;
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Im Gegenteil!)
das ist ein Spargesetz. Das Thema Versorgung muss an 
anderer Stelle gelöst werden. Da gibt es ein Problem, und 
da wird es Lösungen geben.

Wir sehen aber eben auch, dass das, was in der Ver-
gangenheit an Lösungen präsentiert worden ist, nicht 
dazu geführt hat, dass die Versorgung besser ist. Deswe-
gen ändern wir an der Stelle die Maßnahmen, müssen 
aber gemeinsam einem Weg finden, um tatsächlich zu 
einem schnelleren und besseren Zugang zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, wie denn? – 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie verschlechtern die Situa-
tion!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Bundesministerin, eine letzte Frage, die ich auf-

rufe, aus der AfD-Fraktion. Würden Sie sie zulassen? – 
Bitte sehr.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also, wir verschlechtern erst mal die 
Lage, und dann überlegen wir uns was!)

Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Ministerin, danke für das Zulassen der Frage. – 

Bisher war es so, dass die Krankenkassen verpflichtet 
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waren, ihre Mitglieder zu informieren, wenn es zu Bei-
tragserhöhungen kam. Jetzt ist das nicht mehr der Fall. 
Was ist dafür der Grund? Wollen Sie, dass sich die Mit-
glieder irgendwie überraschen lassen? Müssen sich die 
Mitglieder dann überraschen lassen? Können Sie das 
bitte erklären?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Dies ist eine Änderung, die im Rahmen des parlamen-

tarischen Verfahrens auf Wunsch der Fraktionen auf-
genommen worden ist.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wieso eigentlich?)

Der Wunsch ist aus Vereinfachungsgründen und Gründen 
des Bürokratieabbaus entstanden. Es muss natürlich ge-
währleistet sein, dass die Versicherten auch in der Lage 
sind, ihr Sonderkündigungsrecht, das dann entsteht, 
wahrzunehmen. Das muss beides sichergestellt werden, 
und darum werden wir uns auch kümmern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, mit dem Bei-

tragssatzstabilisierungsgesetz bringen wir Einnahmen 
und Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen endlich 
wieder in ein Gleichgewicht.

Damit entlasten wir Bürger, damit entlasten wir Arbeit-
geber; aber damit schaffen wir eben auch die Grundlage 
für die bereits begonnenen Strukturreformen. Wir schaf-
fen die Voraussetzung für eine hochwertige, verlässliche 
und bezahlbare Gesundheitsversorgung bei uns im Land – 
jetzt und in Zukunft.

Wenn das Gesetz heute den Bundesrat passiert, dann 
senden wir auch eine entscheidende Botschaft, liebe Kol-
leginnen und Kollegen: Die Politik der Mitte ist weiterhin 
entscheidungs- und handlungsfähig. Und das ist von un-
schätzbarem Wert, auch für unser Land und unsere De-
mokratie. Daher bitte ich um Ihre Zustimmung.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD-Fraktion hat Frau Abgeord-

nete Claudia Weiss das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Claudia Weiss (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nach dem, was wir am Mittwoch im Gesundheitsaus-
schuss erlebt haben, kann niemand ernsthaft behaupten, 
dass dieses Gesetz sorgfältig vorbereitet und in seinen 
Folgen durchdacht ist. Am Sonntagabend erreichte uns 
eine 279-seitige Synopse der Koalition. Am Mittwoch 
wurden im Ausschuss 102 Änderungsanträge zu diesem 
Gesetz behandelt, die es nicht besser machen – 102 Än-
derungen bei einem Gesetz, das Millionen Versicherte, 
Arztpraxen, Krankenhäuser, Pflegekräfte, Psychothera-
peuten und Patienten betrifft.

Und als wäre das nicht genug, legt die Koalition in 
derselben Ausschusssitzung noch einen Entschließungs-
antrag vor. Darin soll die Bundesregierung nach der Som-
merpause prüfen und anpassen, was im Gesetz gerade für 
Psychotherapeuten beschlossen wird. Im Ernst? Sie be-
schließen heute ein Gesetz und schreiben gleichzeitig auf, 
dass es nach der Sommerpause geprüft und korrigiert 
werden muss?

Und zu allem Überfluss erreichte uns gestern um 
19:15 Uhr der nächste Entschließungsantrag der Koaliti-
on. Auch darin soll nach der Sommerpause geprüft wer-
den, zum Beispiel unter Punkt 5, wie gemeinsam mit 
relevanten Akteuren Maßnahmen erarbeitet werden kön-
nen, damit Forschung, Entwicklung und Innovation in 
Deutschland bessere Rahmenbedingungen erhalten.

Meine Damen und Herren, zwei Entschließungs-
anträge unmittelbar vor der zweiten und dritten Lesung! 
Das ist kein geordnetes Verfahren, das ist eine hektische 
Flickschusterei auf den letzten Metern.

(Beifall bei der AfD)
Die Befragung im Ausschuss hat doch deutlich ge-

macht: Die Koalition kennt die praktischen Auswirkun-
gen des Gesetzes in Teilen nicht. Sie kann nicht sagen, 
was in Krankenhäusern, Praxen und Versorgungsstruktu-
ren tatsächlich passiert.

Stattdessen sollen zentrale Folgen erst in zwei oder 
drei Jahren überprüft und evaluiert werden. Dann ist es 
zu spät. Dann sind Praxen nicht übernommen, Stationen 
ausgedünnt, Standorte geschlossen und Fachkräfte ge-
gangen. Hier geht es schlicht ums Sparen, nicht darum, 
was in der Praxis passiert.

Im Ausschuss wurde beantragt, diesen Gesetzentwurf 
heute von der Tagesordnung zu nehmen und über die 
Sommerpause sauber und verantwortungsvoll zu über-
arbeiten. Die Koalition hat das abgelehnt.

Dieses Gesetz muss offenbar – koste es, was es wolle – 
noch vor der Sommerpause durchs Plenum gedrückt wer-
den. Das ist respektlos gegenüber allen, die unser Ge-
sundheitssystem am Laufen halten.

(Beifall bei der AfD)
Und es ist respektlos gegenüber den Bürgern, die diese 
Politik am Ende ausbaden müssen.

Wir als AfD-Fraktion lehnen diesen Gesetzentwurf ab, 
und wir lehnen auch die kurzfristig zusammengeschus-
terten Entschließungsanträge ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Dr. Lina 

Seitzl das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Wir beraten heute über das GKV-Beitragssatzstabilisie-
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rungsgesetz, und wir tun das – das nehmen Sie wahr – 
hier sehr ernsthaft. Wir haben es am Mittwoch mit zehn 
Stunden Beratung im Ausschuss sehr ernsthaft getan. 
Denn wir wissen, dass dieses Gesetz für sehr viele Men-
schen im Gesundheitswesen herausfordernd ist. Wir tun 
es aber auch aus Verantwortung: aus Verantwortung für 
die Finanzen in der gesetzlichen Krankenversicherung, 
aus Verantwortung für die Versicherten, die diese Leis-
tungen bezahlen.

Ich möchte Sie aber – das richtet sich insbesondere an 
die Kolleginnen und Kollegen der Grünenfraktion – da-
ran erinnern, dass wir heute hier auch einen Antrag von 
Ihnen vorliegen haben, dessen Titel lautet: „Entlastung 
statt Belastung für Beitragszahlende und Betriebe – 
Krankenkassenbeiträge jetzt senken“. Ich zitiere mit Er-
laubnis der Präsidentin aus diesem Antrag. Da steht drin:

„Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf,

1. die kurzfristigen Empfehlungen der FinanzKom-
mission Gesundheit zur Stabilisierung des Beitrags-
satzes zur gesetzlichen Krankenversicherung ab 
2027 im aufgezeigten Umfang von 42 Milliarden 
Euro […] umzusetzen […].“

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Im Umfang! Richtig gelesen! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im Umfang! Wir wissen, was Sie zitie-
ren wollen! – Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Im Umfang!)

Jetzt haben wir hier ein Paket vorliegen, das Einsparun-
gen in Höhe von 18,5 Milliarden Euro umfasst.

Was heißt das, wenn wir die Vorschläge der Finanz-
Kommission Gesundheit – die sehr gut sind, die wir hier 
auch im Haus gelobt haben –

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

also vollständig nun in diesem Umfang umsetzen, zum 
Beispiel für die psychotherapeutische Behandlung? Das 
heißt, eine komplette Rückführung psychotherapeuti-
scher Leistungen in die morbiditätsbedingte Gesamtver-
gütung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wissen, dass das nicht stimmt! Wa-
rum machen Sie das?)

Das heißt das.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht nicht im Antrag! Ausdrück-
lich nicht! – Zurufe der Abg. Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Daraus folgen massive Versorgungsengpässe. Es gehört 
zu einer ehrlichen Beratung in diesem Haus – und das 
erwarte ich von allen, auch in der Opposition –,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir von Ihnen auch!)

dass Sie dann auch erklären, was es bedeutet, wenn Sie 
wollen, dass wir hier 42,5 Milliarden Euro in der gesetz-
lichen Krankenversicherung einsparen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es wird Ihnen nicht helfen, Frau Seitzl! 
Der SPD auch nicht! Die Leute durchschauen 
das! – Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben uns diese Beratungen nicht leicht gemacht. 
Wir haben im parlamentarischen Verfahren einige Ver-
besserungen vorgenommen – meine Kollegin Dagmar 
Schmidt hat sie vorgestellt –, insbesondere für die Ver-
sorgung, insbesondere für die Arbeitsbedingungen in der 
Pflege,

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

insbesondere aber auch dahin gehend, dass die Lasten 
gerecht verteilt sind.

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist keine 
langfristige Reform, nichts, was wir feiern; aber es ist 
eine notwendige Notbremse.

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete – ich halte die Zeit an –, lassen Sie 

eine Zwischenfrage aus der Linksfraktion zu? – Frau 
Wissler, bitte.

Janine Wissler (Die Linke):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 

Frau Dr. Seitzl, Sie haben gerade gesagt, dass Sie die 
Arbeitsbedingungen in der Pflege verbessern wollen. 
Was sagen Sie denn, was sagt denn die SPD dazu, dass 
die Entlastungstarifverträge, die die Beschäftigten in den 
letzten Jahren erkämpft haben, um bessere Arbeitsbedin-
gungen zu haben, jetzt gekündigt werden? Beispielsweise 
wurde in der Charité der Entlastungstarifvertrag gekün-
digt. Was sagt die SPD denn dazu? Denn hier geht es ja 
konkret darum, dass Ihr Gesetz durch die Unterfinanzie-
rung dazu führt, dass gekündigt wird.

Eine zweite Frage: Was sagen Sie denn den Arztpra-
xen, die jetzt vor einer Überlastungssituation und vor 
einer Unterfinanzierung warnen? Sie haben gesagt: „Es 
soll Geld eingespart werden“, und der Kanzler hat im 
letzten Jahr gesagt: „Die Deutschen gehen zu oft zum 
Arzt.“ Wie passt das denn dazu, dass Sie jetzt 30 Millio-
nen zusätzliche Arztbesuche verursachen, weil Sie die 
telefonische Krankschreibung abschaffen wollen und sa-
gen, dass die Menschen ab dem ersten Tag eine Krank-
schreibung brauchen? Also auch hier ist es doch eine 
zusätzliche Belastung für die Ärzte.

Und weil sie gefragt haben: Wie will denn die Oppo-
sition Geld einsparen? Ich kann es Ihnen für Die Linke 
sagen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, hier wird jetzt keine Parallelrede gehalten. Sie 

dürfen eine Frage stellen.
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Janine Wissler (Die Linke):
Wir wollen ran an die private Krankenversicherung 

und an die Pharmakonzerne. – Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wenn Sie keine Redezeit von der Fraktion bekommen, 

dürfen Sie hier trotzdem keine Parallelrede halten. Hier 
werden Fragen gestellt. – Bitte.

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Vielen Dank. – Frau Kollegin, das ist doch genau das, 

was ich gerade eben beschrieben habe. Dieses Gesetz ist 
eine Notbremse hinsichtlich der Ausgaben in der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Es ist keine Strukturreform. 
Dass wir diese brauchen, da sind wir uns einig; das wis-
sen wir.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir setzen das auch um. Die Krankenhausreform haben 
wir jetzt umgesetzt. Wir gehen die Reform der Notfall-
versorgung an. Den Gesetzentwurf dazu haben wir ges-
tern in erster Lesung hier im Parlament beraten. Wir 
werden ein Primärversorgungssystem einführen, in dem 
wir diese Fragen, insbesondere in der ambulanten Ver-
sorgung, alle mit einbeziehen, und wobei wir uns das 
auch noch mal ganz genau anschauen.

Aber was wir hier jetzt tun, ist, wie gesagt, eine Not-
bremse, um die Ausgaben in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zu bremsen, wobei wir aber darauf schauen, 
dass die Lasten fair ausgeglichen werden und dass die 
Versorgung sichergestellt wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete, lassen Sie eine weitere Zwischen-

frage aus den Reihen der Grünen zu?

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Ja.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin und Frau Kollegin, dass 

Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie sprechen die Fi-
nanzKommission an, und ich möchte Sie fragen: Nehmen 
Sie zur Kenntnis, dass die FinanzKommission explizit 
gesagt hat, dass bei der Pharmaindustrie mehr, dagegen 
bei den gesetzlich Versicherten weniger – also der Bun-
deszuschuss nicht, wie jetzt vorgesehen, gekürzt werden 
sollte –, jedoch bei den Kinderärzten und bei den Haus-
ärzten, wo die Leistungen jetzt gedeckelt werden, und bei 
der Prävention mehr gemacht werden sollte, als Sie jetzt 
hier vorlegen.

Können Sie mir erklären, warum Sie hier Rosinenpi-
ckerei betreiben und sich einzelne Maßnahmen der Fi-
nanzKommission herauspicken, aber bezüglich der 
großen Blöcke – Finanzminister, Pharmaindustrie – und 
der Prävention hier nichts vorlegen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sie werden Verständnis haben, dass ich bei einer Rede-

zeit von drei Minuten nicht auf alles eingehen kann, was 
in dem Gesetz

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er schenkt Ihnen gerade Redezeit!)

und was in den 66 Vorschlägen der FinanzKommission 
Gesundheit steht. Aber ich möchte gerne darauf antwor-
ten und Ihnen sagen, dass wir genau diese Punkte adres-
sieren. Denn es ist richtig: Der Kabinettsbeschluss sah 
Unwuchten vor, insbesondere bei der Lastenverteilung, 
insbesondere mit Blick auf die Patientinnen und Patien-
ten. Diese Unwuchten haben wir adressiert, und wir ha-
ben hier wieder für Änderungen gesorgt. Frau Kollegin 
Schmidt hat deutlich gemacht: Wir sorgen dafür, dass die 
Zuschüsse für versicherungsfremde Leistungen aus dem 
Bundeshaushalt deutlich – deutlich! – ansteigen, nämlich 
auf 1 Milliarde Euro 2027, und dann weiter anwachsen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Ates Gürpinar [Die Linke]: 
Sie sind zuvor abgesenkt worden! – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir führen – das steht natürlich noch nicht im Gesetz; 
aber wir haben uns darauf geeinigt – Lenkungssteuern ein 
bzw. erhöhen. Auch das ist wichtig und richtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen insgesamt möchte ich 
sagen, dass ich glaube, dass wir hier ein ausgewogenes 
Gesetz vorliegen haben, und ich bitte Sie um Zustim-
mung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr 

Dr. Janosch Dahmen das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Bürgerinnen und Bürger erwarten von Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages, dass sie die Trag-
weite, die Auswirkungen dessen, was sie hier entschei-
den, überblicken.

Entweder ist es so gelagert, dass Sie wissentlich mit 
einer Politik der sozialen Kälte und der wirtschaftlichen 
Unvernunft heute dieses Gesetz hier beschließen wollen, 
oder aber es ist so, dass Sie nicht überblicken und nicht 
absehen können, was Sie hier eigentlich entscheiden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Beides ein ausdrücklich kümmerliches Zeugnis für diese 
Koalition und diese Bundespolitik.

Und es scheint so zu sein, dass dieses Gesetz offen-
sichtlich nicht hält, was es im Titel verspricht. Schon im 
kommenden Jahr 2027 werden die Beiträge der gesetzli-
chen Krankenversicherung erneut steigen,

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

genauso wie sie bereits zu Beginn dieses Jahres, entgegen 
allen Beteuerungen und Versprechen der Gesundheits-
ministerin, erneut gestiegen sind.

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! – Zuruf des Abg. Albert 
Stegemann [CDU/CSU])

Und dass Sie Ihrem eigenen Gesetz selbst noch nicht mal 
glauben, das sehen wir ja daran, dass Sie mit diesem 
Gesetz heute dafür sorgen, dass Krankenkassen ihre Ver-
sicherten nicht mehr darüber informieren müssen, wenn 
die Versicherungsbeiträge steigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie gehen also davon aus, dass die Beiträge steigen wer-
den, und mit politischen Hütchenspielertricks wollen Sie 
die Menschen in die Irre führen, weil Ihre Politik wir-
kungslos ist, weil die Lohnnebenkosten steigen.

Jetzt haben wir von der Union – eingangs von Herrn 
Stegemann und der Ministerin – lange Worte des Dankes 
gehört. Ich konnte nicht hören, dass Patientinnen und 
Patienten bei diesen Dankesbekundungen eine Rolle ge-
spielt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Man hat die Redezeit darauf verschwendet, davon zu 
erzählen, wie gut man miteinander in einem offensicht-
lich schlechten Gesetzgebungsverfahren ein noch viel 
schlechteres Gesetz gemeinsam beraten hat.

Ich muss Ihnen ehrlicherweise sagen: Das, was Sie hier 
heute tun, das ist das Gegenteil von Entlastung in krisen-
haften Zeiten. Das ist ein Belastungsprogramm für Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer.

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

Es ist so, dass die Lohnnebenkosten mit dem Gesetz 
steigen. Sie tun nicht das, was Ihre eigenen Expertinnen 
und Experten Ihnen angeraten haben. Mit allein 2,5 Mil-
liarden Euro schlägt es zu Buche, dass Sie die Beitrags-
bemessungsgrenze anheben werden. Es wird dazu führen, 
dass Arbeitgeber mehr zahlen müssen und dass auch Ar-
beitnehmer mehr für ihre Krankenversicherung zahlen 
müssen und nicht weniger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke] – Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es wird dazu führen, dass Hunderttausend Menschen die 
gesetzliche Krankenversicherung verlassen in Richtung 
der privaten Krankenversicherung – für immer verloren. 
Das ist das Gegenteil dessen, was es für Stabilität braucht.

Und, liebe SPD, ich muss Ihnen ehrlicherweise sagen: 
Die Krokodilstränen für die Pflege, die Krokodilstränen 
für die Psychotherapeuten, die können Sie sich sparen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Sonntagsreden und Problembeschreibung braucht 
niemand mehr in diesem Land. Sie machen hier eine 
Politik der sozialen Kälte. Der Finanzminister, bekann-
termaßen aus Niedersachsen, hat offensichtlich den Ge-
sundheitsminister aus Niedersachsen so verschreckt, dass 
er ihn vertrieben hat – nicht ohne Grund.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Er hat einen pri-
vaten Termin! Unmöglich! – Zuruf des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

Der Bund verschiebt aus den Löchern der Sozialver-
sicherungen allein 50 Millionen Euro zusätzliches Defizit 
in den Haushalt von Niedersachsen – für die Unikliniken 
in Hannover und Göttingen.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Wo ist den 
Cem? – Gegenruf der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Allein in Niedersachsen werden 13 000 Stellen in den 
Krankenhäusern abgebaut. Dieses Programm ist das 
größte Jobabbauprogramm des deutschen Gesundheits-
wesens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

140 000 Jobs werden in Krankenhäusern verloren gehen. 
Dafür trägt die Sozialdemokratie die Verantwortung. 
Niemand braucht eine sozialdemokratische Politik, die 
sich nicht vor die Menschen stellt, wenn es drauf an-
kommt. Und niemand braucht einen wirtschaftspoliti-
schen Irrweg der der Union, der am Ende Arbeitgeber 
mehr be- und nicht entlastet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke] – Albert Stegemann [CDU/CSU]: Was 
wollen Sie denn dann, Herr Dahmen?)

Und ich will Ihnen eins sagen: Wir werden dieses 
Gesetz in aller Form mit der namentlichen Abstimmung 
an Ihr Türschild nageln. Sie tragen in Ihren Wahlkreisen 
für die Kliniken, die pleitegehen, persönlich die Verant-
wortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Linken – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jeder Einzelne!)

Jetzt sind es Ihre Kliniken, die kaputtgehen. Es sind Ihre 
Praxen, die schließen. Es ist Ihre Pflege, die durch Per-
sonalvorgaben in große Not gerät.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist vorbei.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Und wir werden Sie daran erinnern:
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der AfD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

in allen Wahlkämpfen, in Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit, Herr Abgeordneter!

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

– in Berlin und überall, wo geredet wird.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der AfD – Dr. Christos Pantazis [SPD]: 
Janosch, du hast da Geklatsche von der AfD! 
Unmöglich! Unmöglich! – Weitere Zurufe von 
der SPD – Gegenrufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Einen Moment, bitte. Ich weiß, das ist eine emotionale 

Debatte, aber die Tagesordnung und die Rednerliste ge-
hen weiter.

(Anhaltende Unruhe bei der SPD und dem 
Bündnis 90/Die Grünen)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen in der ersten Reihe, 
gerne draußen weiterdiskutieren. Jetzt hat der Redner das 
Wort.

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD], an Abg. 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] gewandt: Was wollt ihr eigentlich sagen, 
wenn es mal wirklich so ist? – Gegenruf der 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Frau Haßelmann, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
weiß, das interessiert gerade keinen, was ich hier sage, 
aber es ist schon von Relevanz.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Doch! Uns inte-
ressiert’s!)

So. Für die Fraktion Die Linke hat nun Herr Abgeord-
neter Ates Gürpinar das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich unterstelle Ihnen nach nachgeschobenen 
Anträgen, Protokollnotizen, 279 Seiten Änderungsanträ-
gen innerhalb von zwei Tagen: Sie wissen nicht, was Sie 
tun.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Heidi Reichinnek [Die Linke]: Genau! – 
Dr. Christos Pantazis [SPD]: Doch!)

Aber eine Pflegekraft, die sich in Therapie befindet, 
eine quasi doppelt Betroffene Ihres Gesetzes, schrieb 
mir Folgendes – ich zitiere –:

„Durch meine Arbeit als Krankenschwester erlebe 
ich täglich, welche Auswirkungen politische Ent-
scheidungen auf unser Gesundheitssystem haben. 
Wenn Therapiepraxen ihre Arbeit einschränken 
oder schließen müssen, trifft das nicht nur Erwach-
sene, sondern auch unsere Kinder & Jugendlichen, 
die darauf angewiesen sind.  
Hinzu kommt, dass ich in einem Beruf mit einer 
hohen Burnout-Rate arbeite. Ohne die Sicherheit 
meiner Therapie im Rücken würde man mir den 
einzigen Halt nehmen, der mir derzeit noch bleibt. 
Ich arbeite hart. Ich tue alles dafür, in meinem Beruf 
bleiben zu können, weil ich ihn von Herzen liebe. 
Doch jeder Mensch hat Grenzen, und ich habe das 
Gefühl, meine fast erreicht zu haben.“

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe SPD, Sie wissen 
vielleicht nicht, was Sie tun. Die Nachricht zeigt: Die 
Betroffenen wissen, was Sie tun, worüber Sie heute ent-
scheiden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie müssen so nicht entscheiden. Sie dürfen so nicht ent-
scheiden. Denn heute setzen Sie die Kettensäge an.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei!)
Und die trifft die Patientinnen und Patienten, die Ver-
sicherten, diejenigen, für die der Sozialstaat ein Verspre-
chen war, das Versprechen, in der Not Unterstützung zu 
erhalten. Die Kettensäge ist der Inbegriff dessen, nicht zu 
wissen, was man tut, wen man trifft, wo man endet. Aber 
klar ist: Sie wollen nicht im Gesundheitsbereich enden. 
Erprobt bei den Geflüchteten, bei den Erwerbslosen, wol-
len Sie auch an die Pflege, die Rente, den Kinder- und 
Jugendschutz.

Aber die Menschen wehren sich, weil sie sehen: Wäh-
rend Sie die Mehrheit der Gesellschaft angreifen, die, die 
eh schon leiden, verschonen Sie sich, verschonen Sie 
Ihresgleichen:

(Zuruf von der Linken: Genau!)
die Vermögenden, die Privatversicherten.

(Zuruf des Abg. Dr. Christos Pantazis [SPD])
Ja, und nicht genug: In all der Hektik, in all der Ge-

schwindigkeit, da hat eine Lobby doch ein verdammt 
gutes Ohr bei Ihnen. Die Pharmakonzerne haben sich 
von den Ergebnissen der Kommission über den ersten 
Gesetzentwurf hin zu den am Mittwoch beschlossenen 
Änderungsanträgen Erleichterungen erschlichen. Und 
Sie haben gestern Abend noch einen Antrag nach-
gereicht, der die Pharmakonzerne weiter entlasten soll. 
Was für ein Hohn!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte schließen, nicht mit der schlimmsten, aber 
der größten Absurdität Ihrer Änderungsanträge.
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(Zuruf des Abg. Dr. Christos Pantazis [SPD])
Sie behaupten, dass die Beitragssätze nicht mehr steigen. 
Und weil nicht sein kann, was nicht sein darf, haben Sie 
reingeschrieben, dass die Kassen ihre Versicherten nicht 
mehr informieren müssen, falls die Beitragssätze dann 
doch erhöht werden. Sie machen Absurditäten auf Kosten 
der Gesellschaft.

Die Menschen wissen, worüber heute entschieden 
wird. Und auch wenn wir heute vielleicht noch in der 
Minderheit sind, am Ende werden die Menschen sich 
organisieren, um Ihre Kettensäge zu stoppen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete 

Simone Borchardt das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute ein Gesetz, das sicherlich 
niemandem leichtgefallen ist und das wir auch nicht 
leichtfertig vorlegen; denn es greift in gewachsene Struk-
turen ein, es verlangt Veränderungen – nicht jeder ist 
dafür bereit –, und wir setzen Grenzen. Aber ich sage 
Ihnen eindeutig: Es ist notwendig, weil die gesetzliche 
Krankenversicherung in einer finanziellen Lage ist, die 
politisches Handeln jetzt verlangt.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, warum wohl?)
Ein Weiter-so geht eben nicht.

Wer so tut, als könne die Ausgabendynamik einfach so 
weiterlaufen, der verschiebt eben die Rechnung zulasten 
der Beitragszahler, der Mittelstandsunternehmen und der 
kommenden Haushalte. Genau das tun wir nicht. Und ich 
finde es ermutigend, dass wir eine Bundesgesundheits-
ministerin haben, die genau das jetzt angeht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Gesetz basiert 
auf den Ergebnissen der FinanzKommission.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eben nicht!)

Die Ministerin hat von den 66 Vorschlägen 43 aufgegrif-
fen. Wenn ich dann höre, dass Sie nur drei Tage Zeit 
hatten, dann frage ich mich: Was haben Sie denn die 
anderen drei Monate gemacht?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir hatten eine Anhörung von drei Stunden und dann 
noch eine weitere Anhörung.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])
Leute, beim besten Willen, tut doch nicht so, als ob wir 
hier keinen angehört haben!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dieses Gesetz war und ist ein großes Abwägen. 
Niemand kann die GKV stabilisieren, ohne Interessen 
zu berühren. Und ich kann Ihnen versprechen: An der 
Gesundheitsstrukturreform, die ja erst im Herbst und 
Winter kommen wird, werden wir uns ambitioniert mes-
sen lassen. Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht, 
ob jede einzelne Maßnahme für jeden jetzt bequem ist, 
die entscheidende Frage lautet vielmehr: Ist das Gesamt-
paket am Ende ausgeglichen, wirksam und verantwort-
bar?

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!)

Und ich kann Ihnen sagen: Ja, das ist es.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Dieses Gesetz verteilt die Lasten nicht nur einseitig, es 
betrifft alle; und es ist richtig so.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Grünen zu?

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Ja.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Borchardt, vielen 

Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie ver-
weisen jetzt wie mehrere Vorredner vorhin auch schon 
darauf, dass die Strukturreformen noch kommen werden 
und dass das jetzt ein Spargesetz ist. Aber sehen Sie denn 
nicht, dass diese Sparmaßnahmen eine komplette Schief-
lage haben und dass Sie damit auch Ihre Strukturrefor-
men, die die Versorgung vielleicht verbessern sollen, 
komplett konterkarieren? Sie haben bereits mit Ihrem 
Krankenhausreformanpassungsgesetz die Krankenhaus-
reform der Ampel komplett verwässert.

Und jetzt stoßen Sie viele Kliniken auch noch in den 
Abgrund, erhöhen die Insolvenzgefährdung von vielen 
Krankenhäusern. Herr Dahmen hat es vorhin schon ge-
sagt: 140 000 Stellen in den Kliniken sind gefährdet. Was 
sagen Sie denn dazu? Das ist doch ein komplettes Kon-
terkarieren Ihrer eigenen Strukturreform.

Auch die Hausarztpraxen, bei denen Sie ein Primärver-
sorgungssystem einführen wollen, schwächen Sie massiv 
durch die Abschläge, die Sie ihnen für Mehrleistungen 
abverlangen. Das macht doch keinen Sinn! Sie zerstören 
doch jedwede Form von Strukturmaßnahmen im Gesund-
heitswesen durch dieses Gesetz vollständig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Cem Ince [Die Linke])
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Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Grau, ich danke Ihnen für die Fra-

ge. – Das gibt mir noch mal Gelegenheit, zu sagen: Es 
heißt Beitragssatzstabilisierung und nicht Struktur-
reform.

Jetzt noch mal zu den Krankenhäusern: Wenn Sie sich 
das richtig durchgelesen hätten, würden Sie sehen, dass 
wir die Krankenhäuser in diesem Bereich wirklich stär-
ken. Denn wir geben ihnen viel Beinfreiheit, indem wir 
viel Bürokratie abbauen. Die Pflegepersonaluntergrenzen 
bleiben in dem Sinne erhalten, aber wir schaffen die 
PPR 2.0 und die ärztliche Personalbemessung ab. Das 
heißt aber nicht, dass wir damit die Krankenhäuser 
schwächen; denn es gibt den Pflegepersonalquotienten; 
den müssen die Krankenhäuser immer am Ende des Jah-
res messen. Das heißt, sie machen alles doppelt und drei-
fach in dieser Bürokratie. Und das finden wir nicht rich-
tig. Hier wollen wir den Krankenhäusern die Beinfreiheit 
geben, das Personal da einzusetzen, wo die Patienten 
sind. Ansonsten melden sich nämlich die Stationen ab, 
und dann haben wir am Ende gar nichts gewonnen.

Falls Ihnen das aufgefallen ist – Sie sind ja vom Fach –: 
Die Pflegepersonaluntergrenzen passen nicht zur Eintei-
lung der Leistungsgruppen, weil sie auf die Fachabtei-
lungen zugeschnitten sind. Also müssen wir unseren 
Krankenhäusern hinsichtlich der Zielstruktur helfen. 
Das tun wir, indem wir ihnen die richtige Beinfreiheit 
geben.

Dazu kommt noch, dass wir die Pflege stärken wollen; 
denn sie soll eine eigene DRG kriegen, sodass in Zukunft 
pflegeintensive Tätigkeiten ertragauslösend sind. Das 
heißt, Pflegekräfte sollen mit Ärzten gemeinsam auf Au-
genhöhe agieren.

Bitte schauen Sie sich die Änderungsanträge richtig 
an! Denn wir werden die Krankenhäuser stärken, sodass 
auch Ihr Krankenhaus am Ende erhalten bleibt!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir mobilisieren hiermit Effizienzreserven, und wir 
begrenzen Verwaltungsausgaben bei den Krankenkassen. 
Wir schaffen mehr Planbarkeit bei Arzneimitteln. Und 
natürlich sind die Pharmaunternehmen davon betroffen; 
dies wissen Sie auch, falls Sie die Änderungsanträge 
richtig gelesen haben. Es gibt drei Änderungsanträge, 
durch die dafür gesorgt wird, dass Pharmaunternehmen 
eben auch ihren Beitrag leisten werden müssen.

Wir prüfen Versorgungsstrukturen und Vergütungs-
strukturen, und wir beseitigen vor allem Fehlanreize, 
wo Fehlanreize sind. Langfristig ist unser Ziel, dass die 
Krankenhäuser wieder mehr Luft und Beinfreiheit be-
kommen sollen, statt sie mit immer neuen Personal-
bemessungsinstrumenten, Meldewegen und Doppelerhe-
bungen zu überziehen.

Das parlamentarische Verfahren hat das Gesetz verbes-
sert. Wir haben zugehört. Wir haben nachgeschärft, wo 
die FinanzKommission Gesundheit Potenziale erkannt 
hat.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein wichtiger Punkt dabei ist die kieferorthopädische 
Versorgung. Der ursprüngliche Fachzahnarztvorbehalt 
hätte regional Versorgungsprobleme verschärfen können. 
Deshalb haben wir nun berücksichtigt, dass es gleichwer-
tige Qualifikationen und anerkannte praktische Erfahrun-
gen gibt. Zahnärzte mit einem Master of Science in Kie-
ferorthopädie erhalten Bestandsschutz, wenn sie den 
Abschluss bereits erworben oder die Ausbildung begon-
nen haben.

Ein zweiter Punkt betrifft die Patientensicherheit; denn 
wir werden das verpflichtende Zweitmeinungsverfahren 
einführen. Der eine oder andere wird vielleicht jetzt 
schon wieder aufschreien und sagen: Oh, hier wird Büro-
kratie eingeführt! – Das ist nicht ganz so. Aber zur Wahr-
heit gehört eben auch, dass wir in Deutschland Eingriffe 
haben, die medizinisch nicht notwendig sind. Wer Fälle 
bezahlt, bekommt Fälle. Wir operieren wie kein anderes 
Land und haben trotzdem keine gesündere Bevölkerung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Eine zweite ärztliche Einschätzung kann eben unnötige 
Eingriffe vermeiden, Patientinnen und Patienten stärken 
und zugleich Ressourcen schonen. Und damit verbessern 
wir sogar die Versorgungsqualität der Menschen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Gesetz ist 
nicht das Ende einer Gesundheitsreform, es ist der An-
fang: Es wird noch viel, viel mehr folgen. Es wird das 
Primärversorgungsgesetz folgen, ein Digitalisierungs-
gesetz, die Notfallreform. Das vorliegende Gesetz ist 
nur der notwendige Stabilisierungsschritt

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Würgegriff!)

in eine gute Zukunft für unser Gesundheitssystem; denn 
weitere Strukturreformen sind eben dringend notwendig. 
Wir brauchen in Zukunft eine bessere Steuerung. Wir 
brauchen unnötige Bürokratie eben nicht mehr; wir wer-
den diese mit dem HIB-Gesetz abbauen. Wir brauchen 
eine stärkere Ambulantisierung; 20 Prozent der stationä-
ren Fälle könnten ambulant behandelt werden. Natürlich 
müssen wir uns dann der Diskussion stellen: Ist das Per-
sonal in den Krankenhäusern richtig eingesetzt, oder 
muss es an einer ganz anderen Stelle eingesetzt werden? 
Das heißt, die Versorgung muss sich stärker am Bedarf 
orientieren.

Aber eines ist eben auch klar, liebe Kollegen gerade 
der Opposition: Wer immer nur mehr Geld fordert,

(Zuruf des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke])

ohne Strukturen zu verändern, löst eben keine Probleme.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie verändern ja keine 
Strukturen!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun Herr Abgeordneter 

Martin Sichert das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor drei 

Monaten debattierten wir hier über die Pläne der Regie-
rung, die beitragsfreie Familienversicherung abzuschaf-
fen. Ich möchte aus dieser Debatte zitieren.

Simone Borchardt, gesundheitspolitische Sprecherin 
von CDU/CSU, sagte – Zitat –:

„Die Familienversicherung ist ein zentraler Be-
standteil unseres solidarischen Systems. Sie sorgt 
dafür, dass Kinder und nicht erwerbstätige Ehepart-
ner abgesichert sind.“

Frau Borchardt, stehen Sie zu Ihrem Wort! Schützen Sie 
unser solidarisches System! Schützen Sie nicht erwerbs-
tätige Ehepartner! Stimmen Sie gegen die Abschaffung, 
gegen dieses Gesetz!

(Beifall bei der AfD)
Dr. Christos Pantazis, gesundheitspolitischer Sprecher 

der SPD-Fraktion, sagte – Zitat –:

„[…] die beitragsfreie Mitversicherung ist kein De-
tail am Rand. Sie ist ein zentrales Element unseres 
solidarischen Systems. […] wir werden Familien 
nicht überfordern […].“

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Das tun wir ja 
auch nicht!)

Herr Dr. Pantazis, heute will die Regierung über 1 Million 
Familien überfordern. Sie greift ein zentrales Element 
unseres solidarischen Systems an. Wehren Sie diesen 
Angriff ab! Stimmen Sie gegen das Gesetz!

(Beifall bei der AfD)
Dr. Stephan Pilsinger, CSU, sagte zur geplanten Ab-

schaffung der Familienversicherung – Zitat –:

„Der bayerische Ministerpräsident hat sich klar dazu 
geäußert.“

Und zwar wie folgt:

„Er sagt: ‚Es ist absurd‘, deswegen wird es nicht 
kommen.“

Herr Dr. Pilsinger, heute haben Sie die Chance, zu zeigen, 
für wie absurd Sie die Abschaffung der Familienversiche-
rung halten. Stimmen Sie dagegen!

(Beifall bei der AfD)
Frau Borchardt, Herr Dr. Pantazis, Herr Dr. Pilsinger 

haben vor drei Monaten hier nicht als einzelne Abgeord-
nete gesprochen, sondern als Vertreter von CDU, CSU 
und SPD, als Vertreter der Regierungskoalition. Es liegt 
heute an Ihnen, wie Sie in die Geschichte eingehen wol-
len. Wollen Sie diejenigen sein, die vor drei Monaten 
öffentlich die Bürger angelogen haben, oder wollen Sie 

jene sein, die zu ihrem Wort stehen? Stimmen Sie heute 
für das Gesetz, dann gehen Sie als Lügner in die Ge-
schichte ein.

(Beifall bei der AfD)
Stimmen Sie dagegen, wird man sich an Sie als jene 
erinnern, die auch in schweren Stunden zu ihrem Wort 
stehen. Stimmen Sie krampfhaft für eine todgeweihte 
Koalition und verraten dabei nicht nur die Bürger, son-
dern auch Ihre Partei und die Ideale, für die Sie einst 
eingetreten sind? Oder stimmen Sie für Ihre eigene Ehre, 
Ihre eigene Glaubwürdigkeit, dafür, auch heute Abend 
noch den Bürgern in die Augen sehen zu können? Mit 
Ihrer Stimme haben Sie es in der Hand.

(Beifall bei der AfD)
Die Regierung will nicht nur die Familienversicherung 

abschaffen. Sie will auch den Zuschuss des Bundes um 
2 Milliarden Euro kürzen. Statt die Versicherten zu ent-
lasten und versicherungsfremde Leistungen wie die Kos-
ten der Bürgergeldempfänger komplett zu übernehmen, 
stiehlt die Bundesregierung sich aus der Verantwortung – 
zulasten der Kommunen, zulasten des Gesundheitssys-
tems, zulasten der Beitragszahler.

CDU/CSU und SPD planen mehr als 200 Milliarden 
Euro Neuverschuldung pro Jahr. Sie haben 90 Milliarden 
Euro für die Ukraine, 30 Milliarden Euro für Entwick-
lungshilfe, 30 Milliarden Euro für die EU, 125 Milliarden 
Euro für die Kriegsvorbereitung, aber wollen 2 Milliarden 
Euro beim Gesundheitssystem streichen. Sie sollten sich 
schämen, so verantwortungslos mit dem Geld der Bürger 
umzugehen!

(Beifall bei der AfD)
Lassen Sie uns nüchtern betrachten, was dieses Gesetz 

bedeutet. Es wird nirgendwo gespart. Vielmehr werden 
elementare Bereiche der Daseinsvorsorge zerstört. Bei 
Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Sprachtherapeuten, 
Psychotherapeuten, Hebammen, Hausärzten und Fach-
ärzten wird entweder die Vergütung gedeckelt oder die 
bestehende Deckelung verschärft. Das bedeutet: Ab einer 
gewissen Anzahl an Behandlungen zahlen die Therapeu-
ten und Ärzte bei jeder weiteren Behandlung aus dem 
eigenen Geldbeutel drauf.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: So war es immer 
schon!)

Die Fachärzte haben schon angekündigt, dass sie dann 
künftig nur noch eine Viertagewoche für Kassenpatienten 
machen werden. In vielen ländlichen Regionen werden 
Menschen keine Termine mehr bekommen, weil noch 
mehr Ärzte und Therapeuten keine neuen Patienten 
mehr aufnehmen werden. Viele Menschen werden ster-
ben, weil sie zeitnah keine Untersuchungen und keine 
Behandlungen mehr bekommen.

Die Menschen werden in die Krankenhäuser strömen. 
Doch auch dort wird die Versorgung massiv reduziert. 
Die Einnahmen der Krankenhäuser werden mit diesem 
Gesetz um 5,5 Milliarden Euro gekürzt. Laut Prognosen 
wird die Hälfte aller Krankenhäuser bis 2030 von Insol-
venz bedroht sein oder schließen. Neben der ambulanten 
wird also auch die stationäre Versorgung in vielen Regio-
nen Deutschlands zusammenbrechen. Die Kommunen 
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können diese Milliardenbelastungen nicht auffangen. Es 
kommt ein unkontrollierter Kahlschlag der Gesundheits-
versorgung im ländlichen Raum.

Und eine der schlimmsten Sachen in diesem Gesetz ist, 
dass neben dem Kahlschlag der Krankenhäuser nun auch 
die Rettungsdienste finanziell gedeckelt werden.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja! Auch das noch!)

Denn jede Abteilung und erst recht jedes Krankenhaus, 
das schließt, bedeutet mehr Fahrten und längere Fahrten 
für den Rettungsdienst. Es werden künftig also viel mehr 
Krankenwagen, Rettungssanitäter und Notärzte benötigt 
werden. Durch die Deckelung beim Rettungsdienst müs-
sen das dann vollständig die Kommunen mit Abermillio-
nen ausgleichen. Viele Kommunen können das aber 
nicht. Dann werden viele Menschen sterben, weil der 
Rettungsdienst künftig gar nicht mehr oder erst viel zu 
spät kommt.

Dieses Gesetz ist der größte Kahlschlag im Gesund-
heitswesen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Ich appelliere an jeden Abgeordneten, insbesondere an 
diejenigen aus dem ländlichen Raum: Überlegen Sie, 
was dieses Gesetz für die Menschen in Ihrem Wahlkreis 
bedeutet! Jeder, der für dieses Gesetz stimmt, wird 
Tausende Menschenleben auf dem Gewissen haben.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oah! – Steffen 
Bilger [CDU/CSU]: Eijeijei! – Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Also wirklich!)

Menschen, die wegen der zerstörten Gesundheitsversor-
gung vorzeitig sterben müssen. Es geht um viele Men-
schenleben. Da kann es keinen Fraktionszwang geben, 
sondern nur eine Gewissensentscheidung der einzelnen 
Abgeordneten. Und damit die Bürger sehen, welche Ab-
geordneten hier gewissenhaft abstimmen, haben wir von 
der AfD namentliche Abstimmung beantragt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Selbst Union und SPD sehen das Gesetz als verbes-
serungswürdig an. Statt Gesetze zu schreiben, verkünden 
Sie mit einer Entschließung und einem Entschließungs-
antrag, dass nach der Sommerpause bei Psychotherapie 
und Medikamentenversorgung massiv nachgebessert 
werden muss. Angeblich war auch nicht beabsichtigt, 
dass die Versicherten bei Beitragserhöhungen nicht 
mehr informiert werden müssen und damit das Sonder-
kündigungsrecht ausgehebelt wird, obwohl genau das 
jetzt im Gesetz steht. Dieses Gesetz ist unfertig. Es ver-
setzt der medizinischen Versorgung auf dem Land den 
Todesstoß. Und es ist eine drastische Beitragserhöhung 
für über 1 Million Familien.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist eine Kata-
strophe für die Daseinsvorsorge in Deutschland. Es darf 
so nicht verabschiedet werden.

(Beifall bei der AfD)

Mein Appell an CDU, CSU und SPD: Nehmen Sie 
18 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt! Holen Sie 
sie von der Entwicklungshilfe, Ukrainehilfe oder Kriegs-
vorbereitung, und überbrücken Sie damit das nächste 
Jahr!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Nutzen Sie dieses Jahr, um eine echte Reform mit einem 
Abbau von Bürokratie und einer Verbesserung der Ver-
sorgung auf die Beine zu stellen! Zeigen Sie jetzt, dass 
Sie ein Gewissen haben und Ihnen die Gesundheitsver-
sorgung der Menschen wichtig ist. Stimmen Sie gegen 
diesen Kahlschlag der medizinischen Versorgung! Jede 
Stimme gegen dieses Gesetz kann Tausende Menschen-
leben retten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 

CSU: Unsäglich!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Kollege Sichert, ich möchte noch mal an das 

demokratische Grundverständnis appellieren. Sie haben 
drei Dinge gesagt: zum einen, dass diejenigen, die für 
diese – –

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
– Entschuldigung, Herr Brandner, Sie können jetzt gleich 
den Saal hier verlassen. Wenn Sie noch einmal reinrufen, 
dann ist hier Schluss.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Wer sich hier äußert, muss auch mit einer Antwort rech-
nen. Und wenn Sie das nicht aushalten – –

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Aber immer nur bei 
uns! – Weitere Zurufe von der AfD)

Herr Sichert, Sie sind die Kollegen persönlich an-
gegangen und haben davon gesprochen, sie seien Lügner.

(Stefan Schröder [AfD]: Nein, hat er nicht! – 
Weitere Zurufe von der AfD)

– Ich werde mit Ihnen hier nicht diskutieren. Es kann 
auch die ganze Fraktion hier rausgehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Lachen bei Abgeordneten 
der AfD – Dr. Alice Weidel [AfD]: Das wollen 
Sie ja sowieso! Unglaublich! Was für eine Ent-
gleisung! – Tino Chrupalla [AfD]: Da sollte 
man sich ein bisschen im Griff haben! – Wei-
tere Zurufe von der AfD)

– Ich muss Ihnen sagen: Diese Bilder geben Sie hier jetzt 
ab

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Tino Chrupalla [AfD]: Nee! Sie! Sie!)

mit dem, was Sie hier sagen.
(Zurufe von der AfD)
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Ein zweiter Punkt. Herr Sichert, Sie haben den Kolle-
ginnen und Kollegen, die heute für die Reform stimmen 
werden, vorgeworfen, dann schuld am Tod von Personen 
zu sein.

(Martin Sichert [AfD]: Richtig! – Carolin 
Bachmann [AfD]: Sie spielen mit dem Leben 
der Bürger! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Vorhin haben Sie nichts gesagt! – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

Dritter Punkt. Sie haben zusätzlich gesagt, dass dieje-
nigen, die heute für die Reform stimmen, nicht gewissen-
haft abstimmen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Richtig!)
Das alles sind unparlamentarische Aussagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – La-
chen bei Abgeordneten der AfD – Zurufe von 
der AfD)

Das alles sind persönliche Angriffe. Es gehört in einer 
Demokratie dazu, zu akzeptieren, dass andere anders ab-
stimmen als man selbst.

(Tino Chrupalla [AfD]: Machen wir doch!)
Das sind keine Lügner. Das sind keine Abgeordneten, die 
eine Mitschuld am Tod von Menschen tragen oder nicht 
gewissenhaft abstimmen. Deshalb erteile ich Ihnen hier-
für einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Wir fahren fort in der Debatte. Für die SPD-Fraktion 
hat Herr Abgeordneter Dr. Christos Pantazis das Wort. 
Bitte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Als Arzt weiß ich, wie selbstverständlich 
Menschen darauf vertrauen, dass unser Gesundheitssys-
tem funktioniert. Denn genau dieses Vertrauen ist keine 
Selbstverständlichkeit. Es ist das Ergebnis eines starken, 
solidarischen Gesundheitssystems. Aber Vertrauen 
braucht Verlässlichkeit. Und Verlässlichkeit braucht so-
lide Finanzen. Genau darum beraten wir heute.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir tun dies, nicht weil die Einnahmen der gesetzli-
chen Krankenversicherung einbrechen – sie steigen seit 
Jahren kontinuierlich –, sondern weil die Ausgaben in-
zwischen deutlich schneller wachsen als die Einnahmen. 
Auf Dauer kann kein solidarisch finanziertes Gesund-
heitssystem diese Entwicklung tragen. Wer die gesetzli-
che Krankenversicherung erhalten will, darf davor nicht 
die Augen verschließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Verantwortung bedeutet, Probleme nicht nur zu benen-
nen, sondern sie zu lösen. Und genau das tun wir heute.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nee!)

Mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz stabi-
lisieren wir die Finanzen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, schützen Versicherte und Arbeitgeber vor wei-
teren Beitragssprüngen und schaffen den notwendigen 
Handlungsspielraum für die anstehenden Strukturrefor-
men. Dabei gilt für uns ein einfaches Prinzip: Wir sparen 
nicht am Gesundheitssystem, wir stabilisieren seine Fi-
nanzierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unser Ziel ist einfach: Wir stabilisieren die Beiträge, 
ohne die Versorgung zu destabilisieren. Für uns als SPD 
war immer klar: Die Lasten dürfen nicht einseitig den 
Beitragszahlern aufgebürdet werden. Obwohl der Kon-
solidierungsbedarf im parlamentarischen Verfahren 
noch einmal deutlich gestiegen ist, konnten wir den An-
teil, den die Versicherten tragen müssen, von insgesamt 
26 Prozent auf perspektivisch 14 Prozent senken.

Und wir haben das Gesetz an entscheidenden Stellen 
korrigiert. Wir haben die Einschränkungen bei der bei-
tragsfreien Familienversicherung entschärft, die dyna-
mische Erhöhung der Zuzahlungen gestrichen und Kür-
zungen beim Krankengeld verhindert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir stärken unsere Krankenhäuser, schaffen Rechts-
sicherheit in der kieferorthopädischen Versorgung und 
stabilisieren die psychotherapeutische Versorgung.

Die Sorgen vieler Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten nehmen wir ausdrücklich ernst.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Offensichtlich nicht! Scheinhei-
lig!)

Mit einer hier vorliegenden Entschließung wollen wir 
sicherstellen, dass begonnene Therapien ohne finanzielle 
Unsicherheiten fortgeführt werden können und die extra-
budgetäre Vergütung wichtiger Leistungsbereiche erhal-
ten bleibt.

(Abg. Stella Merendino [Die Linke] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hilft gar nichts, wenn Sie gleichzeitig ein 
Gesetz verabschieden!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Nein, jetzt nicht.

Präsidentin Julia Klöckner:
Okay.
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Dr. Christos Pantazis (SPD):
Verehrte Union, ich hege die klare Erwartungshaltung, 

dass unser Versprechen als Koalition gilt. Unmittelbar 
nach der Sommerpause werden weitere gesetzliche Ver-
besserungen für die Psychotherapie vorgelegt; denn gute 
Versorgung braucht Planungssicherheit für Behandelnde 
ebenso wie für Patientinnen und Patienten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Auch bei der Finanzierung gilt: Jeder wird seinen fai-
ren Beitrag leisten. Mit dem ergänzenden statischen Her-
stellerabschlag beteiligt sich die pharmazeutische Indus-
trie angemessen an der Stabilisierung der GKV. 
Gleichzeitig setzen wir mit unserem Entschließungs-
antrag ein klares Signal, Herr Kollege Mieves und Herr 
Kollege Pilsinger: Wer in Deutschland forscht, produziert 
und investiert, soll künftig einen echten Standortvorteil 
haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit der Abgabe auf zuckerhaltige Softgetränke gilt 
künftig ein einfaches Prinzip: Wer Gesundheitsrisiken 
mit verursacht, muss sich auch an ihren Folgekosten be-
teiligen. Das schafft finanziellen Spielraum, setzt Anreize 
für gesündere Produkte und stärkt die Prävention, ins-
besondere bei Kindern und Jugendlichen.

Künftig werden Tarifsteigerungen auch hälftig ober-
halb der Grundlohnsumme refinanziert, stationär wie am-
bulant. So sorgen wir für faire Wettbewerbsbedingungen 
und verhindern finanzielle Fehlanreize. Und: Der Bund 
beteiligt sich künftig stärker an den Gesundheitskosten 
für Grundsicherungsempfänger; denn diese sind eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe und dürfen nicht allein 
von den Beitragszahlerinnen und -zahlern getragen wer-
den.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Grünen, wer behauptet, dieses Gesetz gefährde 
die Versorgung, sollte erklären – das haben Sie bis heute 
nicht getan –,

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

warum er noch vor wenigen Wochen selbst Einsparungen 
von 42 Milliarden Euro nach den Vorschlägen der Fi-
nanzKommission Gesundheit gefordert hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bei der Pharmaindustrie! Bei den 
Bürgergeldempfängern! Lesen Sie das doch 
nach!)

Man kann nicht auf der einen Seite weitreichende Ein-
schnitte verlangen und sich auf der anderen Seite als 
Schutzpatron aller einzelnen Interessengruppen hier in-
szenieren!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das ist der Unterschied zwischen Opposition und Regie-
rungsverantwortung.

(Zurufe der Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Oppositioneller Sozialpopulismus ist das, Herr Kollege!
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir müssen schwierige Entscheidungen treffen und dabei 
soziale Ausgewogenheit und Versorgung sichern.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von 
der Linken)

Genau das tun wir heute!
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Das glaubt ihr doch selber nicht!)
– Natürlich glaube ich das, und wie!

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum 
Schluss. Dieses Gesetz ist keine Reform. Es stabilisiert 
die Finanzen, es schützt Versicherte und Arbeitgeber vor 
einer weiteren Beitragsspirale, und es bewahrt die Hand-
lungsfähigkeit unseres solidarischen Gesundheitssys-
tems.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der eigentliche Reformansatz beginnt jetzt. Nach der 
Krankenhausreform –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
– werden wir noch in diesem Jahr die notwendige 

Strukturreform auf den Weg bringen. Denn unser Ge-
sundheitssystem scheitert nicht an mangelnder Solidari-
tät, –

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es scheitert an der SPD!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit. Bitte!

Dr. Christos Pantazis (SPD):
– es scheitert, wenn Politik notwendige Entscheidun-

gen vertagt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist überschritten. – Nein, auch kein Schluss-

satz mehr.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Und für eine gesetzliche – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, danke sehr.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Ich komme zum Schluss. Für eine gesetzliche Kran-

kenkasse, –
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Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, Sie sind schon längst drüber.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
– die auch morgen entsprechend der Verhältnisse –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bitte wirklich, die Zeit einzuhalten.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
– Sicherheit im Krankheitsfall – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, ich stelle das Mikrofon ab.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Heute ist Leben im Saal. – So, bevor ich zur nächsten 

Rednerin und zugleich zur letzten bei dieser Debatte 
komme, weise ich schon jetzt darauf hin, dass nach Er-
öffnung der namentlichen Abstimmung noch weitere ein-
fache Abstimmungen folgen werden. Deshalb rege ich 
einfach an, dass Sie sich bis zum Abschluss der einfachen 
Abstimmungen hier im Saal aufhalten.

Wir kommen nun zur letzten Rednerin in dieser Debat-
te. Für die CDU/CSU hat Frau Abgeordnete Emmi 
Zeulner das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gesundheitspolitik ist demokratierelevant, das 
spüren wir alle. Das spüren wir, wenn wir hier in Berlin 
sind, aber natürlich auch, wenn wir in unserer Heimat 
sind, in unseren Wahlkreisen. Wir haben als Abgeordnete 
immer die Verbindung nah an den Menschen, die auf uns 
zukommen mit ihren Sorgen und Nöten: wenn zum Bei-
spiel ein Arzttermin nicht klappt, wenn zum Beispiel die 
Genehmigung des Reha-Antrags zu lange dauert oder 
wenn zum Beispiel Sorge darüber besteht, was mit der 
Familie passiert, wenn man als pflegender Angehöriger 
Verantwortung übernimmt. Deswegen ist und bleibt es 
die hohe Aufgabe hier, dass wir mit Strukturreformen 
und mit Gesetzen dafür sorgen, dass die Versorgung für 
die Menschen in unserem Land zukunftsfest aufgestellt 
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir machen das auf der einen Seite mit Struktur-

reformen. Beispielsweise haben wir das Pflegestärkungs-
gesetz bereits auf den Weg gebracht, wo wir den Pfle-
gekräften mehr Kompetenzen zutrauen und ihnen 
Möglichkeiten geben, diese Kompetenzen auch zielge-
richtet einzusetzen. Wir werden eine Notfallreform auf 
den Weg bringen – wir haben gestern Abend dazu die 
erste Lesung im Deutschen Bundestag gehabt –, und 

wir werden ein Primärversorgungssystem einführen. 
Auch das ist ein historischer Schritt; denn es ist kein 
Primärarztsystem, sondern ein Primärversorgungssys-
tem, wo multiprofessionelle Teams aus Arzt, MFA und 
Pflegekräften zusammenarbeiten, um eine bessere Pa-
tientensteuerung zu organisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir befinden uns gerade in der Umsetzung der Kran-
kenhausstrukturreform. Das alles löst natürlich Druck im 
System aus, und das alles löst auch Sorgen aus. Wir 
nehmen diese Sorgen selbstverständlich ernst; denn wir 
sind hier nicht irgendwie abgekapselt vom Rest der Welt, 
sondern selbstverständlich sind wir hier als Vertreter der 
Menschen vor Ort. Wir nehmen auch diese Sorgen und 
Nöte ernst und versuchen natürlich, zu unterstützen und 
auch an der Seite genau der Menschen zu stehen, die im 
Gesundheitswesen tätig sind. Das sind wunderbare Men-
schen; die sind engagiert und machen das aus Über-
zeugung. Sie können davon ausgehen, dass wir als Par-
lamentarier das für unser Land und für die Menschen in 
unserem Land tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Zu dieser Versorgungsdebatte gehört dann auch das 
Thema der Finanzen. Wir haben im Moment eine Politik 
der ungebremsten Ausgaben im Bereich der gesetzlich 
Krankenversicherten. Das sind nicht nur Gelder, die von 
uns kommen, also aus dem Bundeshaushalt und damit 
aus dem Steueraufkommen, sondern es sind Gelder, die 
von gesetzlich Krankenversicherten kommen, wie zum 
Beispiel von mir, die ich auch eine bin.

(Beatrix von Storch [AfD]: Und was ist mit 
den Ausländern, die keinen Beitrag leisten?)

Deswegen ist das eine große Verantwortung, weil es da 
um viel Geld geht, um viele Milliarden Euro, die wir so 
einsetzen müssen, dass sie am Ende in der Versorgung 
auch tatsächlich ankommen. Aber was eben nicht geht, 
ist, dass wir dieser Kostendynamik sehenden Auges kei-
nen Stopp setzen, und zwar dahin gehend, dass wir eine 
einnahmenorientierte Ausgabenpolitik organisieren.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Das ist unser Ziel. Es geht nicht darum – das ist auch 
ein Stück weit Sand in die Augen von Menschen 
streuen –, dass keine Tarifsteigerungen in den nächsten 
Jahren mehr möglich sind. Na, selbstverständlich wird es 
Tarifsteigerungen geben!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Es ist auch nicht so, dass es keine Steigerungen für Aus-
gaben beispielsweise in Krankenhäusern oder bei den 
Arztpraxen geben wird, sondern es ist tatsächlich so, 
dass wir einen Deckel einziehen und erst mal schauen, 
wie die Einnahmen sich entwickeln. Damit verhindern 
wir, dass die Kosten einfach ungebremst weiter steigen.

Es bleibt dabei: Es gibt in der jetzigen Situation keine 
Alternative dazu. Wenn wir nicht handeln, würde das 
bedeuten, dass die zusätzlichen Ausgaben von 20 Milliar-
den Euro im nächsten Jahr einfach eins zu eins auf Ar-
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beitgeber und Arbeitnehmer umgelegt werden würden. 
Und das würde zu massiven Belastungen der Haushalte 
führen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist vorbei. Danke sehr.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Deswegen stellen wir uns heute mit diesem Gesetz 

dagegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Nach dieser durchaus intensiven Debatte kommen wir 

jetzt zur Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf zur Stabilisierung der Bei-
tragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Ich möchte darauf hinweisen, dass zu dieser Abstim-
mung mehrere schriftliche Erklärungen nach § 31 unse-
rer Geschäftsordnung vorliegen.1)

Der Ausschuss für Gesundheit empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 21/7016, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf Drucksachen 21/6130 
und 21/6559 in der Ausschussfassung anzunehmen. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/7017 vor, über den wir zuerst abstim-
men. Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Hiermit ist der Änderungsantrag mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen, der Linken und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt bei Zustim-
mung der Fraktion der AfD.

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. Wer stimmt zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung angenommen worden mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktionen AfD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke haben namentliche 
Abstimmung verlangt. Ich weise jetzt schon darauf hin, 
dass nach Eröffnung der namentlichen Abstimmung noch 
mehrere einfache Abstimmungen folgen werden. Ich rege 
nochmals an, dass Sie bis zum Schluss der einfachen 
Abstimmungen hier im Saal bleiben und nicht gleich 
zur Abstimmung rausgehen. Man kann sowieso nicht 
früher zum Zug. Es gibt noch weitere Abstimmungen.

(Heiterkeit)

Außerdem bitte ich Sie, nach Schließung der nament-
lichen Schlussabstimmung wieder in den Saal zurück-
zukehren.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftführerinnen 
und Schriftführer bitte ich nun, die vorgesehenen Plätze 
einzunehmen. – Ich sehe: Daumen hoch. Herzlichen 
Dank. Die Plätze sind an den Urnen besetzt.

Ich eröffne nun die namentliche Schlussabstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung. Das Ende 
der Abstimmung wird rechtzeitig bekannt gegeben; das 
wird etwa um 11:10 Uhr sein.2)

Wir setzen die Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/7016 fort.

Tagesordnungspunkt 22b. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Gesundheit zu 
dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel: „Akute 
Not der gesetzlichen Krankenversicherung lindern – 
Vollständige Finanzierung der Beiträge für Bürgergeld-
empfänger durch den Bund gewährleisten“. Der Aus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe c seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/7016, den Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 21/2036 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke bei Ablehnung der AfD-Fraktion.

Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss unter Buch-
stabe d seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion der AfD auf Drucksache 21/2716 
mit dem Titel: „Ambulante ärztliche Versorgung zu-
kunftssicher machen“. Wer stimmt für die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Hiermit ist die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses angenommen worden mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke 
bei Ablehnung der AfD-Fraktion.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe e 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 21/5332 mit dem 
Titel: „Anpassung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
zur Stärkung der ärztlichen Versorgung in ländlichen Re-
gionen“. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Hiermit ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses angenommen mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke bei 
Ablehnung der AfD-Fraktion.

Des Weiteren – das Abc hat mehrere Buchstaben – 
empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe f seiner Be-
schlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der AfD auf Drucksache 21/5759 mit dem Titel: 
„Gesundheitssystem stärken statt Versicherte belasten – 
Echte Reformen für eine stabile gesetzliche Krankenver-
sicherung“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung 
des Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, 
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke bei Ablehnung der 
AfD-Fraktion angenommen.

1) Anlage 2 2) Ergebnis Seite 11140 C
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Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe g 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
21/5753 mit dem Titel: „Entlastung statt Belastung für 
Beitragszahlende und Betriebe – Krankenkassenbeiträge 
jetzt senken“. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses angenommen worden mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen, der AfD-Fraktion und der Fraktion 
Die Linke bei Ablehnung der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

Tagesordnungspunkt 22c. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 21/6659 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das 
sieht nicht so aus. Dann verfahren wir wie vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 22d. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Gesundheit zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem Titel: „Psychotherapeutische Versorgung strukturell 
stärken“. Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe c sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6482, den 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck-
sache 21/4954 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung des Ausschusses? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses angenommen mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der AfD 
gegen die Stimmen der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 18:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Marc 
Bernhard, Leif-Erik Holm, Dr. Paul Schmidt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Deutschland braucht echte Reformen – Der 
Krise des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
wirksam entgegentreten

Drucksache 21/6928
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache sind 60 Minuten vorgesehen. 
Gleichzeitig findet draußen die namentliche Abstimmung 
statt. Ich bitte darum, zügig und möglichst lautlos zur 
Abstimmung zu gehen, damit wir ordnungsgemäß in die 
nächste Debatte einsteigen können.

Ich eröffne die Aussprache. Die Debatte wird eröffnet 
von der antragstellenden AfD-Fraktion. Herr Abgeord-
neter Marc Bernhard hat das Wort. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Deutsch-

land versinkt immer tiefer in der größten Krise der Bun-
desrepublik. Vier Jahre faktische Rezession als einziges 
Industrieland auf der Welt. Alle 20 Minuten muss ein 
Unternehmen für immer seine Tore schließen. Jeden Mo-
nat werden 15 000 Arbeitsplätze durch Ihre Politik ver-
nichtet. Ihre Bürokratie frisst jedes Jahr 147 Milliarden 
Euro Wirtschaftsleistung. Das sind über 1 Million gut 
bezahlte Jobs. Bei der Wettbewerbsfähigkeit sind wir 
zwischenzeitlich auf Platz 24 abgerutscht.

Warum ist das so? Weil wir die höchsten Steuern und 
die höchsten Energiepreise der ganzen Welt bezahlen 
müssen und weil Sie den größten Bürokratiewahnsinn 
der Welt erschaffen haben.

(Beifall bei der AfD)

Und was machen Sie von der Regierung? Sie legen ein 
34-Punkte-Programm vor, das nichts anderes als ein Pla-
ceboprogramm ist. Alles, was Sie wirklich machen, ist, 
die Menschen noch stärker zu belasten. 10 Milliarden 
Euro Steuersenkungen haben Sie ganz groß angekündigt. 
Davon bleiben ganze 6 Milliarden Euro übrig, weil Sie 
den Bürgern sowieso schon 4 Milliarden Euro per Gesetz 
zurückgeben müssen. Übrig bleibt dann eine lächerliche 
150-Euro-Senkung für jeden Erwerbstätigen in Deutsch-
land im Jahr.

Gleichzeitig erhöhen Sie jeden Monat – und das ver-
schweigen Sie geflissentlich – die Krankenkassenbeiträ-
ge, belasten mit weiteren Zuzahlungen, und die Ehepart-
ner schmeißen Sie brutal aus der Familienversicherung 
raus. Das kostet die Familien mehrere Hundert Euro zu-
sätzlich jeden Monat.

(Beifall bei der AfD)

Zu Recht erregt sich der Präsident des Steuerzahler-
bundes über diese Volksverdummung, wenn er sagt: Die 
wollen uns veräppeln. – Ihre vielgepriesene sogenannte 
Rentenreform besteht im Wesentlichen aus drei Punkten: 
dass wir in Zukunft bis 70 arbeiten sollen, höhere Ren-
tenbeiträge zahlen sollen und dass die Minijobs abge-
schafft werden. Ich frage Sie: Was hilft das den Men-
schen? Was hilft das der Wirtschaft? Gar nichts! Kein 
einziges Unternehmen wird damit vor der Pleite gerettet.

(Beifall bei der AfD)

Kein einziges Unternehmen weniger wird Deutschland 
dadurch verlassen, und kein Arbeitsplatz weniger wird 
in Deutschland dadurch vernichtet. Das Einzige, was 
Sie mit Ihrer Politik erreichen, ist, die Menschen weiter 
zu belasten und auszupressen, damit Sie noch mehr von 
unseren Steuergeldern in alle Welt verschenken können.

(Beifall bei der AfD)

Was Deutschland braucht, sind echte Reformen, die 
Bürger und Unternehmen massiv entlasten. Steuern run-
ter, Energiepreise runter und Bürokratie weg!

(Beifall bei der AfD)
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Wir werden die Wirtschaft und die Bürger durch eine 
grundlegende Steuerreform mit maximal 25 Prozent 
Steuern entlasten. Wir heben die Freibeträge so an, dass 
eine Normalverdienerfamilie ab dem dritten Kind keine, 
absolut keine Steuern mehr bezahlen muss.

(Beifall bei der AfD)

70 Prozent der Energiepreise sind nichts als Steuern und 
Abgaben. Wir werden das ändern, indem wir die CO2- 
Steuer abschaffen und die Energiesteuer auf ein Mini-
mum senken. Dadurch machen wir Energie wieder für 
jedermann bezahlbar. Wir beenden den Klimawahn, 
schaffen das Verbrennerverbot ab und setzen auf Kern-
kraft als sichere Energieversorgung.

(Beifall bei der AfD)

Wir werden dafür sorgen, dass die Menschen, die ar-
beiten, Steuern zahlen und unser Land am Laufen halten, 
nicht weiter von Ihnen ausgepresst werden wie eine Zi-
trone und nicht länger die Dummen sind.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich das Wort erteilen 

an Dr. Klaus Wiener.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Und 

wöchentlich grüßt das Murmeltier: Auch in dieser Sit-
zungswoche haben wir es mit einem Antrag der AfD zu 
tun,

(Enrico Komning [AfD]: Ja, weil wir fleißig 
sind, Herr Wiener!)

mit dem der angebliche Niedergang des Wirtschafts-
standorts Deutschland aufgehalten werden soll. Man 
merkt: Wir stehen vor Landtagswahlen. Da kann die 
AfD gar nicht genug draufhauen, undifferenziert in der 
Regel, und eine Welt im Untergang beschreiben.

(Jörn König [AfD]: Vier Jahre Rezession, Herr 
Wiener! Vier Jahre! Und Sie haben nichts da-
gegen getan!)

Sie wollen den Menschen Angst machen. Dazu ist 
Ihnen jedes Mittel recht und jede noch so oberflächliche 
Analyse.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Rasha Nasr [SPD])

Sie reden von Planwirtschaft und von linker Politik der 
Bundesregierung. Dabei wissen Sie ganz genau, dass das 
blanker Unsinn ist.

(Jörn König [AfD]: Planwirtschaft ist blanker 
Unsinn!)

Wegen all dieser Untergangsszenarien der AfD stelle ich 
deshalb ganz bewusst an den Anfang meiner Rede, was 
gut läuft in diesem Land; denn davon findet sich in Ihrem 
Antrag leider gar nichts.

Vorneweg: Es stimmt, dass das verarbeitende Gewerbe 
in Deutschland unter Druck steht. Die Gründe sind viel-
schichtig, zum Teil über sehr viele Jahre entstanden, 
hausgemacht, zum Teil aber auch äußeren Faktoren ge-
schuldet. Für die Volkswirtschaft als Ganzes gilt das aber 
nicht. Deswegen sind wir in einer Phase der Stagnation – 
schlimm genug! – aber in einer Phase der Stagnation und 
nicht in einer Rezession, wie Sie hier immer wieder 
fälschlicherweise behaupten.

Hinzu kommt: In den klassischen Industriebereichen 
mag der Anteil an der Wertschöpfung kleiner werden, 
in anderen, zukunftsweisenden Bereichen wird er aber 
größer. So wurde diese Woche bekannt, dass Investitio-
nen in immaterielle Vermögenswerte wie Forschung und 
Entwicklung, Software und Schutzrechte für geistiges 
Eigentum eine immer größere Bedeutung für die deutsche 
Volkswirtschaft haben. Ihr Anteil liegt inzwischen über 
dem Anteil, der auf klassische Investitionen wie Gebäude 
oder Maschinen entfällt – eine echte Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Dazu passt übrigens auch, dass im ersten Halbjahr 
2026 mehr als 3 000 junge Unternehmen – hören Sie 
mal zu! – gegründet wurden. Das ist mehr als im Gesamt-
jahr 2024. Und das Beste daran ist: Ein Drittel dieser 
jungen Unternehmen hat einen KI-Bezug.

(Marc Bernhard [AfD]: 15 000 sind im glei-
chen Zeitraum pleitegegangen! Was ist das 
für ein Witz!)

Offensichtlich gibt es hier viele junge Menschen, die 
mehr an unser Land glauben als Sie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und die vielen Firmengründungen überraschen im 
Grunde auch nicht; denn wir verfügen weiterhin über 
hochqualifizierte Arbeitskräfte.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Die duale Ausbildung in unserem Land gilt international 
als Vorbild. Auch in der Wissenschaft sind wir in vielen 
Disziplinen immer noch spitze. Was glauben Sie, warum 
so viele internationale Studenten hier in Deutschland stu-
dieren wollen? Und weil wir so viele gut ausgebildete 
Menschen im Land haben, verfügen wir auch über eine 
hohe Innovationskraft. Das spiegelt sich übrigens nach 
wie vor in den Patentzahlen wider. Dort liegen wir inter-
national auf Spitzenplätzen, zuletzt sogar auf Platz zwei 
weltweit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unerwähnt lassen möchte ich auch nicht, dass wir nach 
wie vor über einen sehr starken Mittelstand verfügen. Ja, 
er steht in Teilen unter Druck. Aber wir kümmern uns: 
mit neuen Handelsvereinbarungen,

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: ZIM kürzen!)
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mit Rohstoffabkommen, mit qualifizierter Zuwanderung 
und einem spürbaren Bürokratierückbau. Ich will noch 
mal daran erinnern, dass wir das Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz, so wie es jetzt in Europa vereinbart wur-
de, eins zu eins umsetzen werden. Das heißt: 90 Prozent 
der Unternehmen in Deutschland werden diese Belastun-
gen dann nicht mehr haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, richtig ist auch, dass 
wir als Land vor Herausforderungen stehen – das will ich 
gar nicht leugnen –; denn die Welt hat sich geändert. Der 
Freihandel steht unter Druck, der demografische Wandel 
schlägt inzwischen mit voller Wucht durch, und die geo-
politischen Risiken sind massiv gestiegen. Das erleben 
wir täglich. Aber wir gehen diese Herausforderungen 
an: mit einer neuen Energiepolitik, mit den Reformen 
der sozialen Sicherungssysteme – wir hatten ja gerade 
eine intensive und emotionale Debatte dazu –, mit Refor-
men am Arbeitsmarkt und nicht zuletzt mit dem Pro-
gramm für Wachstum und Beschäftigung, das diese Wo-
che vorgestellt wurde. Alles in allem reden wir hier über 
weit mehr als 100 Maßnahmen, mit denen wir Deutsch-
land wieder fitter machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU]: Die Regierung liefert!)

Mir ist klar: Nicht jede Maßnahme gefällt jedem. Aber 
manchmal müssen Staaten Strukturreformen anpacken, 
um danach besser dastehen zu können. Ich bin überzeugt: 
Wenn wir an dem Kurs, den wir jetzt eingeschlagen ha-
ben, festhalten, dann werden wir neuen Wohlstand für 
alle schaffen, der jungen Generation – das ist auch sehr 
wichtig – eine Perspektive bieten und Chancen eröffnen 
und unsere Freiheit bewahren.

Ihren Antrag lehnen wir aus den genannten Gründen 
ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, möchte ich noch einmal darauf hin-
weisen, dass wir in der namentlichen Abstimmung sind. 
Wer bisher noch nicht abgestimmt hat, möge dies bitte 
jetzt in Angriff nehmen. Nach dem nächsten Redner 
werde ich die Abstimmung schließen.

Damit hat der Abgeordnete Michael Kellner das Wort 
für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob Sie sich noch 
erinnern: Früher gab es Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gungen in Gelb. Ich habe mich gewundert, warum der 
Antrag der AfD nicht auf gelbem Papier gedruckt ist; 
denn das ist ehrlicherweise eine textgewordene Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung, die hier dem Deutschen Bun-
destag vorgelegt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Martin Reichardt [AfD])

Sie tun so, als würden erneuerbare Energien nur in 
Deutschland ausgebaut. Das ist überhaupt nicht wahr.

(Zurufe der Abg. Martin Reichardt [AfD] und 
Uwe Schulz [AfD])

– Jetzt hören Sie doch mal zu, Sie Nachzügler, ach, Sie 
Überlebenden der Reichskanzlei!

(Stephan Brandner [AfD]: Wir reden gerade 
über Wahlkreisergebnisse! 3 oder 4 Prozent?)

Erneuerbare Energien werden weltweit ausgebaut:
(Zuruf des Abg. Uwe Schulz [AfD])

von Portugal bis Japan, von Pakistan bis Südafrika. Und 
das Problem für die deutsche Automobilindustrie ist doch 
nicht das E-Auto. Das Problem ist, dass keiner mehr die 
alten Verbrenner haben will. Das ist doch das Problem: 
die fehlende Wettbewerbsfähigkeit an dieser Stelle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit Blick auf die Zulassungszahlen im letzten Monat ist 
festzuhalten, dass erstmalig in Deutschland die meist zu-
gelassene Antriebsart der E-Motor ist. Das ist eine richtig 
positive Entwicklung. Und wenn Sie irgendwas für Ost-
deutschland tun wollten, dann würden Sie dafür werben, 
dass E-Autos aus Zwickau gekauft werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das müssten Sie machen. Aber das tun Sie nicht.

Sie haben für Ostdeutschland nichts zu bieten.
(Jörn König [AfD]: Nee! Nur 40 Prozent, 

während Sie bei 3 Prozent liegen!)
Das haben Sie ja letztes Wochenende in Erfurt gesehen, 
wo Sie nicht willkommen waren, wo die Bürgergesell-
schaft aufgestanden ist und das klar zum Ausdruck ge-
bracht hat. Sie mussten sich bei Nacht und Nebel zu 
Ihrem Parteitag schleichen,

(Martin Reichardt [AfD]: 3 Prozent!)
weil Sie in Ostdeutschland nicht willkommen sind, weil 
Sie dort nicht gebraucht werden, weil Sie kein Angebot 
für Ostdeutschland haben.

(Jörn König [AfD]: Vettern- und Verwandten-
wirtschaft!)

Ein Blick auf die Wirtschaftspolitik der Regierung. 
94 Prozent der Menschen leisten Überstunden und wer-
den verhohnepipelt mit „Lifestyle-Teilzeit“.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, jetzt nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Rumprollen und 
dann den Schwanz einziehen! Klasse!)

– Na los, dann fragen Sie, Herr Brandner!
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(Stephan Brandner [AfD]: Ich habe keine Fra-
ge! Der Kollege aber!)

– Ach so, ich dachte, Sie wollten fragen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kellner, ich hatte Sie gefragt, und Sie haben Nein 

gesagt.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Doch, ich lasse sie zu.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Dann bitte.

(Martin Reichardt [AfD]: Der weiß ja nicht, 
was er will!)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Kollege Kellner, danke, dass Sie die Zwischen-

frage zugelassen haben. – Wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, haben Sie uns eben tituliert als „Überlebende 
der Reichskanzlei“. Habe ich das richtig verstanden? Fin-
den Sie so einen Sprachgebrauch parlamentarisch, und 
verharmlosen Sie dadurch nicht die Nazizeit? Wenn Sie 
der Meinung sind, dass das fehl am Platz war, gebe ich 
Ihnen gerne die Gelegenheit, sich hier und jetzt für eine 
solche Aussage zu entschuldigen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich bin Bundestagsabgeordneter für Brandenburg. Ihr 

Landesverband in Brandenburg ist als gesichert recht-
extrem eingestuft.

(Stephan Brandner [AfD]: Ihr habt 3 Prozent 
geholt im Wahlkreis! Sie sind nicht für 
Brandenburg! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Brandenburg!)

– Na ja, ich sage es ja nur. Sie haben Landesverbände, die 
als gesichert rechtsextrem eingestuft sind:

(Stephan Brandner [AfD]: Die gibt es gar 
nicht! – Jörn König [AfD]: Was hat das mit 
Reichskanzlei zu tun?)

in Brandenburg, in Thüringen. Deswegen stehen Sie in 
einer unseligen Tradition in Deutschland, in einer Tradi-
tion des Nationalsozialismus. Dafür muss ich mich nicht 
entschuldigen; denn das ist so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Hallo? – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

Aber lassen Sie mich zu meiner Rede zurückkommen. 
Diese Regierung redet immer über das Thema Bürokra-
tieabbau. Wenn es allerdings um die Krankschreibung 
geht, dann führen Sie Bürokratie weiter ein.

Und wir haben in Deutschland einen Höchststand an 
Insolvenzen. Für diesen Höchststand an Insolvenzen 
kann Katherina Reiche,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Da seid Ihr doch 
schuld dran mit eurer Politik der letzten Jah-
re! – Gegenruf des Abg. Mirze Edis [Die 
Linke]: Bleib mal ruhig, Indianer!)

kann die Bundesregierung nicht alleine verantwortlich 
gemacht werden. Sie sind nicht verantwortlich für jede 
Insolvenz. Aber wofür Sie schon verantwortlich sind, ist, 
dass das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand, 
ZIM, gerade für ein halbes Jahr eingestellt worden ist. 
Leute, Ihr könnt doch nicht über Innovationen reden 
und dann das Innovationsprogramm für den Mittelstand 
kürzen. Das ist ein schwerer Fehler in dieser wirtschaft-
lichen Situation.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das könnt Ihr doch nicht machen. Das müsst Ihr doch 
ändern.

Und wenn ich mir anschaue, was noch ansteht: Wirt-
schaftspolitik ist heute Energiepolitik. Wirtschaftspolitik 
bedeutet, heute von fossilen Energien wegzukommen. 
Das ist doch die Aufgabe der Zeit.

(Jörn König [AfD]: Das ist Planwirtschaft, was 
Sie da machen!)

Schon im Frühjahr wurde angekündigt, dass ein neues 
Erneuerbare-Energien-Gesetz vorgelegt werden wird, 
weil die Beihilfe auf europäischer Ebene zum 1. Januar 
2027 ausläuft. Das wurde im Frühjahr angekündigt; es 
liegt bis heute nicht vor. 400 000 Arbeitsplätze sind ge-
fährdet, eine Branche, die boomt. Ich gönne ja allen ihren 
Sommerurlaub, aber ich fordere Sie als Bundesregierung 
auf: Machen Sie, bevor Sie Urlaub machen, Ihre Arbeit 
zu Ende, und legen Sie ein Erneuerbare-Energien-Gesetz 
vor.

Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Arpaschi [AfD]: Schön, dass Sie 
fertig sind! Das war nicht mehr zu ertragen! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Peinlich!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 

Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das kann ich nicht 
erkennen. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird 
Ihnen sofort nach der Auszählung bekannt gegeben, 
also in etwa 10 Minuten.1)

Ich bitte alle Abgeordneten außerhalb des Plenarsaals, 
dann für weitere Abstimmungen und Hinweise zu den 
fünf namentlichen Abstimmungen in den Saal zurück-
zukehren.

Jetzt darf ich das Wort erteilen für die SPD-Fraktion 
Sebastian Roloff.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

1) Ergebnis Seite 11140 C
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Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich kann alle Menschen, die 
sich überlegen, die AfD zu wählen, nur herzlich einladen, 
einerseits diese Debatte zu verfolgen und andererseits 
einmal diesen Antrag zu lesen. Ich habe den Fehler ge-
macht, ihn sehr gründlich zu lesen. Ich habe es ein biss-
chen bereut, aber er hat Highlights.

(Stephan Brandner [AfD]: Das glaube ich 
Ihnen gar nicht!)

Dass als Hauptquelle für eine angeblich fehlgeleitete 
Wirtschaftspolitik die Newsseite eines Goldhändlers 
dient, sagt, glaube ich, alles darüber, was das seriöse Fun-
dament der Debatte betrifft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ansonsten die übliche Leier: zurück zur Atomkraft, zu-
rück zur Kohle und Deregulierung, Deregulierung, De-
regulierung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir kennen das schon. Ich weiß nicht, ob „Bullshit-Bin-
go“ parlamentarisch ist, wenn ja, würde ich sagen. Zum 
Bullshit-Bingo fehlen nur noch Geflüchtete.

(Stephan Brandner [AfD]: Bei Ihnen geht 
alles!)

Es ist wirklich derselbe Sermon, den Sie hier immer ab-
sondern. Sie glauben, das sei ein Konzept und würde der 
deutschen Wirtschaft helfen. Das Gegenteil ist richtig: 
Ihre Politik würde die Wirtschaft erst so richtig an die 
Wand fahren. Dafür müssen Sie nur die Wirtschaft und 
die Ökonominnen und Ökonomen fragen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Spitzenverbände der Wirtschaft haben Sie als Stand-
ortrisiko identifiziert.

(Jörn König [AfD]: Da kommen wir nachher 
zu, Herr Roloff! Ich erzähl mal, was die Mono-
polkommission gesagt hat zu Ihrer Politik!)

Zwei Drittel der deutschen Unternehmen sehen Sie laut 
Institut der deutschen Wirtschaft als eine Gefahr für die 
Transformation, insbesondere wenn Ihre Partei weiter er-
starken sollte. Und Ihre Wirtschafts- und Energiepolitik 
bewertet die Wirtschaft mit der Schulnote „Fünf“: man-
gelhaft. Ich darf mich am früheren Siemens-Chef Joe 
Kaeser orientieren, der sinngemäß gesagt hat: Wer AfD 
wählt, entscheidet sich bewusst für den Wohlstandsver-
lust.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Der muss 
es wissen!)

Dass Deutschland Reformen braucht, ist unbestritten. 
Allein in den vergangenen Jahren haben wir im Wett-
kampf mit China 10 000 Industriearbeitsplätze pro Monat 

verloren. Die Säulen unseres alten Erfolgsmodells tragen 
nicht mehr allein, und wir als Koalition legen dort den 
Finger in die Wunde.

(Lachen des Abg. Jörn König [AfD])

Nach fünf Jahren Stagnation in der Wirtschaft sehen 
wir aber auch, dass es langsam wieder nach oben geht.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Die Zeichen drehen sich seit dem Winter. Natürlich sind 
wir abhängig von der Weltlage; das haben wir in der 
Irankrise mit den Ausschlägen bei den Energiepreisen 
wieder ganz deutlich gesehen. Aber wir machen unsere 
Hausaufgaben, um Deutschland wieder fit zu bekommen.

10 Milliarden Euro Entlastung gibt es allein bei den 
Energiekosten – mit der Abschaffung der Gasspeicher-
umlage, der Absenkung der Stromsteuer für das produ-
zierende Gewerbe und dem Netzentgeltzuschuss. Ich 
habe mich sehr gefreut, dass Staatssekretärin Connemann 
gestern in einer ähnlichen Debatte von einer dauerhaften 
Absenkung der Netzentgelte gesprochen hat. Klar ist aber 
auch: Dauerhaft bezahlbar wird Energie nur über den 
konsequenten Netzausbau und mehr Erneuerbare. Da 
sind wir dran; wir setzen den Weg entsprechend fort.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion?

Sebastian Roloff (SPD):
Ich glaube nicht, dass uns das weiterbringt, aber wir 

versuchen es gerne mal. Vielleicht haben sie noch einen 
Goldhändler gefunden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Adam Balten (AfD):
Herr Roloff, vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. – 

Als Erstes wertschätze ich Ihre Rede; Ihr Schreiberling 
hat auf jeden Fall gute Arbeit geleistet bei diesen rheto-
rischen Verrenkungen.

Da Sie uns die ganze Zeit vorwerfen, wir würden der 
Wirtschaft schaden und nichts Gutes für Deutschland 
wollen, würde ich aber gerne mal aus Ihrem Munde hö-
ren: Können Sie vielleicht für die Zuschauer rekapitulie-
ren, wer in den letzten 30 Jahren an der Macht gewesen 
ist? Könnten Sie das vielleicht kurz wiederholen?

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Roloff (SPD):
Ich helfe Ihnen immer gerne, wenn ich zur Aufklärung 

beitragen kann. Zum einen danke ich für Ihre Rückmel-
dung. Ich glaube, mein Team würde es sich verbitten, von 
Ihnen gelobt zu werden; aber ich richte das trotzdem aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Jenseits dessen ist es so, dass die Gutachtenlage ganz 
offensichtlich ist: Sachverständige, Ökonomen, Wissen-
schaft, CEOs und Umfragen unter den Unternehmern, 
also den Leuten, um die es geht, sagen, dass die AfD 
ein Standortrisiko wäre.

(Zuruf von der AfD: 32 Prozent der Aka-
demiker wählen AfD!)

Allein dieser Antrag zeigt – ich hoffe, dass Sie ihn breit 
teilen, damit das jeder sieht, nicht nur irgendwelche zu-
sammengeschusterten Youtube-Clips –,

(Jörn König [AfD]: Die Frage war: Wer war an 
der Regierung? Wer ist verantwortlich für die 
Lage?)

dass Sie nur diese alte Leier und kein Konzept haben.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ja, Sie haben nicht regiert in den letzten 30 Jahren, und 
wir werden alles dafür tun, damit das auch so bleibt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
rufe von der AfD)

24 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen sind un-
terwegs in Schienen, Brücken und Netze. Das heißt: volle 
Auftragsbücher für das Handwerk heute und niedrigere 
Kosten und bessere Infrastruktur für jeden Betrieb mor-
gen. Aber bei allem, was die Politik tun kann, gilt: Wir 
können die Transformation nur anschieben und begleiten. 
Geleistet und umgesetzt wird sie von den Unternehmen 
und Beschäftigten in unserem Land. Und damit das ein-
facher wird, verschlanken wir die Bürokratie zum Bei-
spiel mit dem Vergabebeschleunigungsgesetz und mit der 
Reform des Lieferkettengesetzes.

Mit den Beschlüssen des Koalitionsausschusses ma-
chen wir in dieser Tradition nach der Sommerpause wei-
ter, mit Reformen für die Wirtschaft und für die Leute im 
Land. Die Entlastung der Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkommen war überfällig und ist nicht nur aus Fairness-
gründen angebracht. Sie macht mit Blick auf die Nach-
frage auch für die Wirtschaft und für die Binnenkon-
junktur Sinn; denn Wohlstand, der sich bei denen 
konzentriert, die ihn weder ausgeben noch investieren, 
schwächt uns. Ja, natürlich hätte man sich da noch mehr 
vorstellen können, aber in einem ersten Schritt ist diese 
Einkommensteuerreform sehr sinnvoll. Wir begrüßen sie 
und wollen sie zeitnah auf den Weg bringen.

(Beifall bei der SPD)
Dass der Umschwung begonnen hat, ist messbar; wir 

merken das schon. Die Geschäftserwartungen der Unter-
nehmen hellen sich auf, ausländische Direktinvestitionen 
ziehen an, internationale Investoren vertrauen dem 
Standort, und auch bei Start-up-Gründungen hatten wir 
ein Rekordjahr. Da können wir immer noch besser wer-
den, aber wir sind auf einem guten Weg.

Wir müssen uns natürlich fragen, wie ein neues Wirt-
schaftsmodell aussehen kann, das auch in Zukunft funk-
tioniert. Die Säule Export wird absehbar kleiner werden: 
USA und China fallen weiter als Absatzmärkte aus. An 
ihre Stelle müssen andere Stützen treten. Das Leitprinzip 
dafür heißt Resilienz statt bloßer Effizienz. Unser Wirt-
schaftsmodell muss nicht nur effizient sein, es muss kri-

senfest sein. Und genau deswegen machen wir eine aktive 
Industriepolitik. Wir sehen, dass Politik nicht jedes Un-
ternehmen auf Dauer durch Subventionen am Markt hal-
ten kann.

(Jörn König [AfD]: 30 000 haben wir ja schon 
vernichtet!)

Es kann nicht alles bleiben, wie es ist.
Aber unsere Aufgabe ist es, Zukunftsindustrien mit 

sicheren Arbeitsplätzen anzusiedeln und gezielt zu för-
dern. Das ersetzt keine Märkte, das stärkt sie durch klare 
Ziele, faire Regeln, verlässliche Rahmenbedingungen. 
Ein Staat, der die Richtung gibt, damit diese Dynamik 
entsteht – das ist der Weg, den wir gemeinsam gehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gemeinsam mit Wissenschaft, Wirtschaft und Ge-
werkschaften entwickeln wir eine industriepolitische 
Agenda, die klare Zukunftsfelder identifiziert. Wo Ver-
änderungen ganze Regionen betreffen, gestalten wir den 
Strukturwandel aktiv, statt Strukturbrüche zuzulassen. 
Und klar ist: Staatliche Förderung kann es nur im Tausch 
für Standortsicherung, Tarifbindung und Mitbestimmung 
geben. Wer die Ziele nicht einhält, muss zurückzahlen.

Der Wohlstand von morgen wird von gut qualifizierten 
Fachkräften erwirtschaftet. Deswegen muss klar sein, 
dass es richtig ist, dass wir mehr geleistete Arbeit in 
Deutschland brauchen. Damit sind aber nicht individuell 
die Beschäftigten gemeint; 600 Millionen unbezahlte 
Überstunden im letzten Jahr sprechen hier für sich. 
Auch da ist Augenmaß geboten. Der Antrag liefert das 
nicht. Deswegen lehnen wir ihn ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als nächsten Redner in der Aussprache hören wir 

Mirze Edis für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Mirze Edis (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wer hält dieses Land eigentlich am Laufen? Nicht 
die Aktionäre, nicht die Investmentfonds, nicht die Unter-
nehmensberater, nicht BlackRock.

(Enrico Komning [AfD]: Die AfD-Wähler 
machen das!)

Es sind die Kolleginnen und Kollegen am Band, in den 
Werkhallen, auf den Baustellen, in den Pflegeheimen, in 
den Krankenhäusern, in den Logistikzentren und in den 
Handwerksbetrieben.

(Beifall bei der Linken)
Sie stehen jeden Morgen auf, gehen auf Mittags- und 
Nachtschicht, arbeiten am Samstag und am Sonntag und 
an Feiertagen. Sie sorgen dafür, dass produziert wird.

(Zurufe von der AfD)
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– Bleib doch mal ruhig, Indianer. Hört doch mal auf jetzt 
hier!

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Nein! Außerdem bin ich kein Indianer! Ich 
bin höchstens ein Indigener!)

Sie schaffen unseren Wohlstand, und genau sie werden 
von der AfD im Stich gelassen.

Was verkauft uns denn die AfD heute als Wirtschafts-
wende? Mehr Kohle, mehr Atom, weniger Klimaschutz, 
weniger Regeln, also Steuergeschenke für Unternehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Das ist ein Museumsführer. Sie wollen sogar Trumps 
Wirtschaftspolitik zum Vorbild erklären, die Politik eines 
Präsidenten, der mit chaotischen Zöllen Handelspartner 
vor den Kopf stößt und durch völkerrechtswidrige Kriege 
die eigene Wirtschaft am Laufen hält. Das soll Ihr Er-
folgsmodell sein? Haben Sie denn noch alle Tassen im 
Schrank?

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: Ja, 
haben wir! – Enrico Komning [AfD]: Voll par-
lamentarisch!)

Deutschland braucht keine Trump-Kopie, Deutschland 
braucht Investitionen. Schauen Sie nach Spanien, 
schauen Sie nach Südkorea, schauen Sie nach Japan: 
Dort investieren Staaten Hunderte Milliarden Euro in 
Forschung, Bildung und Infrastruktur. So gewinnt man 
die Wirtschaft von morgen.

Und jetzt zur Bundesregierung. Frau Reiche, während 
in Hannover, Wolfsburg, Zwickau und an allen anderen 
Standorten Beschäftigte um ihre Zukunft bangen, hört 
man von Ihnen nichts. Sie tauchen ab, wenn Kolleginnen 
und Kollegen Sie brauchen. Wo sind Sie? Bei den Be-
schäftigten im Werk, im Gespräch mit den Betriebsräten, 
im Gespräch mit den Gewerkschaftern? Nein! Eine Wirt-
schaftsministerin muss sich an die Seite der Menschen 
stellen und unsere Industrie tragen; sie darf sich nicht 
an die Seite der Lobbyistinnen und Lobbyisten stellen.

(Beifall bei der Linken)

Denn wenn Konzerne wie VW Milliarden an Dividenden 
ausschütten und gleichzeitig Hundertausende Arbeits-
plätze abbauen wollen, dann läuft doch etwas grundsätz-
lich falsch, Frau Reiche, oder nicht?

(Beifall bei der Linken)

Wir Linke sagen: Nicht kaputtsparen, sondern inves-
tieren, in Industrie, in erneuerbare Energien, in Bus, Bah-
nen und Schienen, in bezahlbare Wohnungen, in gute 
Bildung und in gute Universitäten und vor allem in Men-
schen, die jeden Tag schuften bis zum Umfallen. Wir 
wollen gute Löhne für die Arbeiterklasse.

(Beifall bei der Linken)

Wir wollen starke Tarifverträge, wir wollen starke Ge-
werkschaften, und wir wollen, dass große Vermögen end-
lich ihren gerechten Beitrag leisten. Wer Milliarden be-
sitzt, muss auch Milliarden zum Gemeinwohl beitragen. 
Das heißt für uns Verantwortung, das ist für uns Patrio-
tismus. Fakt ist: Deutschlands Stärke waren nie die Mil-
liardäre. Deutschlands Stärke waren, sind und werden 
immer die Millionen Beschäftigten sein, die den Laden 
jeden Tag am Laufen halten.

(Jörn König [AfD]: Und die wählen uns!)

Glück auf! Danke sehr.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich unterbreche die Aussprache und darf das von den 

Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung über den Entwurf 
eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitragsstabi-
lisierungsgesetz), Drucksachen 21/6130, 21/6559 und 
21/7016 Buchstabe a, verlesen: 

Abgegebene Stimmkarten 609. Mit Ja haben gestimmt 
319, mit Nein haben gestimmt 286, Enthaltungen gab es 
4. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            606;
davon

ja:                                      318
nein:                                  284
enthalten:                              4

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer

Dr. Cornell-Anette 
Babendererde

Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher

Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer

Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
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Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller

Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge

Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

SPD
Sanae Abdi
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Esther Dilcher
Felix Döring
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank

Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Dr. Karl Lauterbach
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
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Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Nein
CDU/CSU
Kai Whittaker

AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Torben Braga
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Christian Douglas
Christopher Drößler
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
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Lea Reisner
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich weise darauf hin, dass wir sofort in einige Abstim-
mungen eintreten.

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 22a und 
bitte alle, die jetzt hereinkommen, an den Abstimmungen 
teilzunehmen. Wir setzen die Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Gesundheit auf 
Drucksache 21/7016 fort. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung, eine Entschlie-
ßung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlussemp-
fehlung? – CDU/CSU und SPD. Gegenprobe! – AfD. 
Enthaltungen? – Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge.

Wir beginnen mit dem Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD auf der Drucksache 
21/7063. Wer stimmt dafür? – CDU/CSU und SPD. 
Wer stimmt dagegen? – AfD und die Fraktion Die Linke. 
Wer möchte sich enthalten? – Die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen. Damit ist der Entschließungsantrag an-
genommen.1)

Entschließungsantrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/7018. Wer stimmt dafür? – Die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Alle anderen. Wer möchte sich 
enthalten? – Kann ich nicht erkennen. Damit ist der Ent-
schließungsantrag abgelehnt.

Wir kommen nun zu weiteren fünf namentlichen Ab-
stimmungen. Die Fraktion Die Linke hat zu ihren vier 
Entschließungsanträgen sowie zur Beschlussempfehlung 
zu ihrem Antrag jeweils namentliche Abstimmung ver-
langt. Wir werden diese fünf namentlichen Abstimmun-
gen nacheinander jeweils im Abstand von zehn Minuten 
parallel zur Aussprache zu dem laufenden Zusatzpunkt 18 

sowie den folgenden Zusatzpunkten 28 und 29 durch-
führen. Bitte beachten Sie, dass für jede namentliche Ab-
stimmung nur zehn Minuten vorgesehen sind.

Ich bitte schon jetzt die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – 
Ich sehe, der Daumen ist oben. Dann beginnen wir mit 
dem Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 21/7019. Die Plätze an den Urnen sind be-
setzt. Mit der namentlichen Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 21/7019 kann begon-
nen werden. Um 11:37 Uhr wird die Abstimmung 
geschlossen.2)

Ich bitte Sie, Folgendes zu beachten: Die für diesen 
und den folgenden Tagesordnungspunkt angemeldeten 
Rednerinnen und Redner bitte ich, darauf zu achten, wäh-
rend dieser und der folgenden namentlichen Abstimmun-
gen rechtzeitig vor oder nach ihrer Rede die Stimmkarten 
einzuwerfen.

Damit kehren wir zurück in die Debatte zu Zusatz-
punkt 18. Ich darf für die CDU/CSU Lars Rohwer das 
Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Es steht ernst um den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land. Nach anhaltenden Jahren der Rezession ist der Be-
darf an Erleichterungen für Industrien und Verbraucher in 
Deutschland groß. Der Koalitionsausschuss geht hier mit 
gutem Beispiel voran und hat in der vergangenen Woche 
ein Programm vorgestellt, welches sich praxisnah und 
zielorientiert mit genau diesem Aufschwung, den wir so 
dringend benötigen, auseinandersetzt.

1) Anlage 3 2) Ergebnis Seite 11148 C
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Und weil es um die wirtschaftliche Lage in unserem 
Land geht, macht es mich einigermaßen wütend, wie die 
Parteien am Rand mit offensichtlich unernsten Anträgen 
und Einwürfen das Parlament beschäftigen und so tun, als 
wäre mit ihnen ein Staat zu machen. Sie wollen in Sach-
sen-Anhalt regieren, Sie machen dort einen Regierungs-
wahlkampf. Doch dem Ernst der Lage werden Sie offen-
sichtlich nicht gerecht. Steuersenkungen in zwei- oder 
sogar dreistelliger Milliardenhöhe stellen Sie hier ins 
Schaufenster, ohne auch nur den Anschein eines Finan-
zierungskonzeptes vorzulegen. Mit solchen Worthülsen 
ist, ganz unabhängig vom fragwürdigen Inhalt, kein Staat 
zu machen.

An einem Aufschwung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland sind Sie doch gar nicht interessiert. Schon 
der Titel Ihres Antrags offenbart: Lieber reden Sie syste-
matisch das Land schlecht.

(Zuruf von der AfD: Wir beschreiben doch nur 
die Realität!)

Sie spielen mit der Angst der Menschen, und das aus 
vollem Kalkül.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Ihre Rechnung ist dabei denkbar einfach: Jeder, der 
Angst um seine eigenen vier Wände, um seinen Arbeits-
platz oder seine Zukunftschancen hat, ist empfänglicher 
für Scheinlösungen. So einfach ist es: Der Niedergang ist 
das politische Geschäftsmodell der AfD, aus dem Sie 
Kapital schlagen wollen. Das ist zutiefst unanständig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenden wir uns Ihren Vorschlägen doch noch einmal 
genauer zu: Sie fordern, die Unternehmensteuern, den 
Solidaritätszuschlag, die Körperschaftsteuer sowie die 
Mehrwertsteuer deutlich zu senken. Sie wollen sämtliche 
Strom- und Energiesteuern sowie Umlagen und Konzes-
sionsabgaben senken und gegebenenfalls vollständig ab-
schaffen. Sie stellen Steuersenkungen in Höhe von Mil-
liarden Euro in Aussicht, ganz ohne Konzept für eine 
Gegenfinanzierung.

Die deutsche und europäische CO2-Bepreisung wollen 
Sie abschaffen. Für ein über die Reaktivierung der Kern-
kraftwerke hinausgehendes Konzept zur Erreichung der 
Klimaneutralität fehlt Ihnen die geistige Kapazität.

(Lachen des Abg. Enrico Komning [AfD])

Dass diese Reaktivierung und der sogar geforderte 
Neubau schwerlich möglich sind, haben wir Ihnen bereits 
mehrfach hier im Parlament erläutert. Und wie reagieren 
Sie auf diese fachlich fundierte Abfuhr? Sie schmollen 
wie ein beleidigtes Kind, stellen trotzig die immer glei-
chen Anträge und reden unser Land schlecht.

Wir als Union haben ein fundamental anderes politi-
sches Grundverständnis. Deutschland ist nach wie vor die 
drittgrößte Volkswirtschaft auf der Welt, und ja, unsere 
Wirtschaft steht unter Druck. Doch wir verschwenden 
unsere Kraft nicht für Schwarzmalerei. Wir bündeln die 
Kräfte unserer Volkswirtschaft, indem wir mit Reformen 
die rechtlichen und marktwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für Innovation, Wohlstand, Sicherheit und Frei-

heit schaffen. Unser Ziel muss es doch sein, dass wir 
besser aus der Krise herauskommen, als wir hinein-
gekommen sind. Dafür gehen wir Schritt für Schritt, Re-
form für Reform vorwärts und fertigen das Fundament 
für unseren Wohlstand und unseren Wirtschaftsstandort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

In der vergangenen Woche hat der Koalitionsausschuss 
mit dem Programm für Aufschwung und Beschäftigung 
einen großen Aufschlag mit 34 Einzelmaßnahmen be-
schlossen, den wir als Arbeitskoalition nun zügig auch 
im Deutschen Bundestag beschließen wollen. Das ist 
der erste Schritt; es werden weitere folgen müssen.

Konkret haben wir in dieser Woche die Reform der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf den Weg gebracht; 
wir haben das unmittelbar vor meinem Redebeitrag ge-
hört. Vor Kurzem veröffentlichte die Alterssicherungs-
kommission ihre Empfehlungen zur Stabilisierung der 
Rente. Die Arbeitskoalition reformiert die Pfeiler unserer 
Gesellschaft – Rente, Steuern, gesetzliche Krankenver-
sicherung, Arbeitsmarkt, Wirtschaft – und geht gleich-
zeitig den Bürokratieabbau und die Modernisierung un-
seres Staatswesens an.

Das zeigt: Wir meinen es ernst. Wir gehen die Heraus-
forderungen am Wirtschaftsstandort Deutschland mit 
ernsthaften Reformen an. Dazu sind Sie nicht in der Lage.

(Jörn König [AfD]: Das wissen Sie ja gar 
nicht! Wir durften ja noch nicht!)

Wir lehnen Ihren Antrag ab.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit und Glück auf!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf darauf hinweisen, dass die namentliche Ab-

stimmung noch einige wenige Minuten, bis 11:37 Uhr, 
läuft. Wer jetzt noch abstimmen möchte, soll es bitte tun.

Ich darf das Wort erteilen für die AfD-Fraktion Enrico 
Komning.

(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD):
Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren 

Kollegen! Herr Rohwer, dass Sie hier von geistiger Ka-
pazität sprechen, die uns fehlen soll, finde ich schon 
ziemlich merkwürdig. Der Einzige, der bei Ihnen etwas 
Ahnung von Wirtschaftspolitik hat, ist Dr. Wiener, glaube 
ich. Herr Dr. Wiener, Sie tun mir ein Stück weit leid, dass 
Sie hier Positionen vertreten müssen, die Sie offensicht-
lich gar nicht vertreten, ebenso wie meine Kollegin 
Simone Borchardt vorhin zum GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz sprechen und es verteidigen musste. Aber 
gut, Sie sind in der CDU, und wenn Sie reden wollen, 
müssen Sie sich halt beugen.

(Beifall bei der AfD)
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Herr Kellner, was Sie hier abgeliefert haben, uns als 
„Überlebende der Reichskanzlei“ zu bezeichnen, ist 
wirklich nur noch beschämend, und eigentlich ist es schä-
big; das muss man sagen. Schauen Sie auf Ihre eigene 
Parteigründungsvergangenheit.

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich erinnere an August Haußleiter, NSDAP und SA, an 
Baldur Springmann, SA, SS, NSDAP,

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind die Grü-
nen! – Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Problem ist, dass das bei 
Ihnen keine 40 Jahre Geschichte ist, sondern 
Gegenwart! Den Unterschied verstehen Sie 
schon intellektuell? Das Problem sind Ihre ge-
genwärtigen Debatten, Reden und Program-
me!)

an Werner Vogel, Mitglied des Bundestages, NSDAP und 
SA, und nicht zuletzt an Reinhard Brückner, NSDAP. 
Also, anstatt uns das vorzuwerfen, fassen Sie sich bitte 
an die eigene Nase! Dann wissen Sie, was faschistisch ist.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Bündnis 90 hat dazu 
beigetragen, eine Diktatur zu stürzen, und will 
keine neue errichten, so wie andere! – Dirk 
Wiese [SPD]: Björn Höcke in Thüringen! Das 
ist die Mitte Ihrer Partei!)

Meine Damen und Herren, zur Sache. Deutschland 
erlebt keinen Betriebsunfall; Deutschland erlebt das Er-
gebnis jahrelanger ideologiegetriebener Wirtschaftspoli-
tik. Der SPD-Staatskonzern VW – wir haben es heute hier 
gehört – streicht 100 000 Stellen. Und während sich die 
Bundesregierung ihre Lage schönredet, kämpfen Millio-
nen Beschäftigte, vor allem auch im Mittelstand und im 
Handwerk, jeden Tag ums wirtschaftliche Überleben. 
Nicht der Mittelstand hat den deutschen Wirtschafts-
standort kaputtgemacht, sondern diese Bundesregierung, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Der Mittelstand soll investieren, modernisieren und 
Arbeitsplätze sichern; doch ausgerechnet jetzt drehen 
die Banken den Geldhahn zu. Nach den aktuellen Zahlen 
der KfW klagen 40,5 Prozent der kleinen und mittleren 
Unternehmen über erschwerte Kreditbedingungen – so 
viele wie nie zuvor. Wer keinen Kredit bekommt, inves-
tiert nicht. Wer nicht investiert, verliert den Anschluss. 
Ihre Politik schafft ein Klima der Unsicherheit und Angst 
und verdirbt die Lust am Investieren, meine Damen und 
Herren.

Dieses Problem hat die Bundesregierung natürlich 
nicht. Sie kann Schulden machen, und sie macht Schul-
den in unvorstellbarem Ausmaß. Nur mit dem Investieren 
haben Sie es nicht so. Allein der Bundeshaushalt 2027 
sieht offenbar eine Neuverschuldung von rund 200 Milli-
arden Euro vor, und das bei einem Gesamtvolumen des 
Kernhaushalts von circa 550 Milliarden Euro. Das ver-
kaufen Sie ernsthaft als Zukunftsinvestition? Schulden 
ersetzen keine Wettbewerbsfähigkeit, Schulden ersetzen 

keine Investitionen der Unternehmen, und Schulden 
schaffen auch kein Vertrauen in den Wirtschaftsstandort 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Und weil Sie Ihre eigenen Investitionsziele verfehlen, 
müssen Sie tricksen. So werden Ausgaben zwischen Son-
dervermögen und Verteidigungsetat verschoben, damit 
die Zahlen auf dem Papier besser aussehen. Das fällt 
nicht nur uns auf, sondern offenbar auch ifo-Präsident 
Clemens Fuest. Mehr Straßen, mehr Brücken oder mehr 
Wettbewerbsfähigkeit entstehen dadurch nicht. Mit Bu-
chungstricks saniert man keinen Haushalt und schafft 
keinen einzigen Arbeitsplatz.

Und dann verkaufen Sie den Bürgern auch noch eine 
Mogelpackung als große Steuerreform. 10 Milliarden 
Euro an Entlastung verkünden Sie stolz. Tatsächlich 
sind fast 9 Milliarden Euro nichts anderes als der ohnehin 
notwendige Inflationsausgleich beim steuerfreien Exis-
tenzminimum. Als echte Entlastung bleiben gerade ein-
mal 1,2 Millionen Euro – bei einer Steuer- und Abgaben-
last von insgesamt 1,8 Billionen Euro. Das ist keine 
Steuerreform; das ist ein PR-Gag auf Kosten des Leis-
tungsträgers.

Unsere Handwerksmeister, unsere Familienunterneh-
men, unsere mittelständischen Betriebe brauchen keine 
Sonntagsreden, keine Hochglanzbroschüren und keine 
Buchungstricks. Sie brauchen endlich bezahlbare Ener-
gie, weniger Bürokratie, niedrige Steuern, verlässliche 
Rahmenbedingungen und einen funktionierenden Zu-
gang zu Krediten.

Wer den Mittelstand ruiniert, ruiniert den Wohlstand 
unseres Landes. Deshalb braucht Deutschland keine 
neuen Schuldenrekorde; Deutschland braucht endlich 
wieder eine Regierung, die Wirtschaft kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage: Ist noch 

ein Mitglied im Haus anwesend, das seine Stimme noch 
nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Er-
gebnis der Abstimmung wird Ihnen später bekannt gege-
ben.1)

Und jetzt bitte ich, aufzupassen. Wir kommen jetzt zur 
namentlichen Abstimmung über den Entschließungs-
antrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 21/7020. – 
Die namentliche Abstimmung ist eröffnet. Die Abstim-
mungsurnen werden um 11:49 Uhr geschlossen.2)

Damit kommen wir wieder zur Aussprache. Ich darf 
für die SPD-Fraktion Dunja Kreiser das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

1) Ergebnis Seite 11148 C
2) Ergebnis Seite 11153 D
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Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD will 
Innovation und technische Transformation stoppen. So 
fasse ich diesen Antrag mal zusammen. Und das hören 
wir im Übrigen in diesem Hause nicht zum ersten Mal, 
sondern eigentlich von Plenum zu Plenum.

Es wurde gerade gesagt, dass der Staat Schulden auf-
nimmt. Ja, das muss er. Wir haben ein Sondervermögen 
auf den Weg gebracht, und wir merken, dass dieses Son-
dervermögen gerade auch in den Kommunen ankommt. 
Mit dem Ausbau von Sportstätten und Radwegen macht 
sich das schon bemerkbar. In meiner Heimat hat die Feu-
erwehr zum Beispiel gerade ein neues Feuerwehrfahr-
zeug bekommen. So was kostet 380 000 Euro. Es sind 
mittelständische Unternehmen, die diese Fahrzeuge pro-
duzieren. Die Kommunen haben jetzt wieder die Mög-
lichkeit, so etwas auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Fabian Gramling [CDU/CSU])

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte festhal-
ten: Die AfD möchte mit ihrem Antrag vor allen Dingen 
den Wohlstand der Reichen erhalten. Darauf werde ich 
später noch mal zurückkommen; denn die in Ihrem An-
trag enthalten steuerpolitischen Ideen passen nicht zu 
dem, was wir uns vorstellen.

Durch Umbau, Investitionen und durch neue Wert-
schöpfung – ich liefere da mal ein paar Beispiele – macht 
sich diese Bundesregierung auch im Bereich Wirtschaft 
erfolgreich auf den Weg: In Salzgitter bereitet die SMAG 
ihren Börsengang vor; das Unternehmen aus Salzgitter – 
in meinem Wahlkreis – will im Scale-Segment an die 
Börse und profitiert von einem starken Auftragsbestand 
und neuen Produktionsinvestitionen.

(Jörn König [AfD]: Wie war das mit dem grü-
nen Wasserstoff in Salzgitter? Pleite, Projekt 
tot!)

Das zeigt unternehmerisches Vertrauen in den Standort 
Deutschland.

Auch im maritimen Bereich zeigt sich: Deutschlands 
Industrie kann Zukunft. Die Neptun Werft hat den Auf-
trag für 2-Gigawatt-Offshore-Konverterplattformen er-
halten. Verhandlungen über ein weiteres Projekt laufen, 
und das Volumen könnte sich auf rund 2,5 Milliarden 
Euro summieren. Davon wird auch die Meyer Werft in 
Niedersachsen als Mutter profitieren und damit vielleicht 
auch bald wieder schwarze Zahlen schreiben können.

(Jörn König [AfD]: „Vielleicht auch bald wie-
der schwarze Zahlen“!)

Damit werden in Rostock-Warnemünde und in Mecklen-
burg-Vorpommern langfristig Hunderte von Arbeitsplät-
zen gesichert und auch neue geschaffen. Wesentliche 
Komponenten sollen erstmals überwiegend in Deutsch-
land gefertigt werden. Da weht frischer Ostseewind des 
Fortschritts, nicht des Niedergangs.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ein weiteres Beispiel ist der Auftrag an TKMS zum 

Bau moderner U-Boote. Dieser Auftrag ist ein starkes 
Zeichen für technologische Spitzenkompetenz und für 

verlässliche sicherheitspolitische Zusammenarbeit. 
Auch hier: Wertschöpfung, die im Land bleibt, und 
neue Arbeitsplätze, die entstehen. Kanada setzt auf die 
Ingenieurskunst Deutschlands.

Auch in der Chemieindustrie wird nicht abgewandert, 
sondern umgebaut. Albemarle produziert in Langels-
heim – ebenfalls in meinem Wahlkreis – seit Jahren Spe-
zialchemikalien und beschäftigt vor Ort rund 600 Men-
schen. Für das Unternehmen ist Deutschland – so sagt es 
selbst – ein wichtiger Teil seiner globalen Wertschöp-
fung. Nebenbei: Ordentliche Mitbestimmung gehört na-
türlich auch dazu.

Und wenn Sie sagen, dass alles dem Untergang ge-
weiht ist, sage ich: Unsere Mitarbeitenden in den mittel-
ständischen Unternehmen sind flexibel und arbeiten hart, 
damit der Standort Deutschland gesichert bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gerade solche Unternehmen stellen sich neu auf, etwa 
mit Blick auf Biomethan, alternative Rohstoffe und die 
Dekarbonisierung ihrer Prozesse. Warum? Weil die Zu-
kunft der Chemie nicht im Festhalten an fossilen Struk-
turen liegt, sondern in Innovation, Effizienz und Kreis-
laufwirtschaft.

Meine Damen und Herren, noch ein Satz zu Ihrer Steu-
erpolitik – vorhin schon kurz angerissen –: Die Strei-
chung des Solidaritätszuschlages schafft nun wirklich 
überhaupt keine wirtschaftliche Stärke und erst recht 
keine Kaufkraft – Sie haben keine verlässlichen Vorschlä-
ge, Fiskalpolitik scheint Ihnen einfach weiterhin unbe-
kannt zu sein –, vor allem nicht, wenn dadurch an anderer 
Stelle bei Investitionen in Infrastruktur, Bildung und 
Transformation gespart wird. Herr Wiener hat es schon 
erwähnt: Der Start-up-Bereich ist am Wachsen. Die Ide-
en, die von der AfD kommen, könnte man fast als ver-
suchte Sabotage an unserem Wirtschaftsstandort bezeich-
nen. Wir werden das auf jeden Fall nicht unterstützen.

Wirtschaftskraft entsteht durch verlässliche Rahmen-
bedingungen, funktionierende Netze, bezahlbare Ener-
gie – nein, eben nicht durch Atomkraftwerke – und gute 
industrielle Perspektiven. Gerade das Gegenteil von dem, 
was Sie schreiben, ist richtig. Wir müssen Industriepoli-
tik, Infrastruktur, Fachkräfte und Innovation stärken. Wir 
brauchen günstigeren Strom durch den Ausbau der Er-
neuerbaren, verlässliche und kluge Netze, schnellere Ge-
nehmigungen und eine steuerliche Entlastung, die dort 
ankommt, wo sie Wachstum und breiten Wohlstand er-
zeugt. Wer nur auf Rückschritt setzt, schwächt den Stand-
ort, schwächt die Arbeitsplatzsituation. Wer in Zukunft 
investiert, stärkt diese. Kurz, damit es auch bei Ihnen 
ankommt: Der Niedergang in Deutschland, das wären 
Sie. Wir lehnen Ihren Antrag ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich weise auf die 

laufende Abstimmung hin und darf darauf aufmerksam 
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machen, dass um 11:49 Uhr die Urnen geschlossen wer-
den.

Ich würde gerne allen Kollegen in den hinteren Reihen 
mal den Hinweis geben, dass man bitte hier vorne den 
Redner/-innen lauschen möge

(Stephan Brandner [AfD]: Redner innen und 
außen! – Weiterer Zuruf von der AfD: „Red-
ner/-innen“!)

und die Gesprächsrunden da hinten vielleicht nach außen 
verlagern könnte.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Insoweit würde ich jetzt Sandra Stein für Bündnis 90/ 
Die Grünen das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Wir wissen 

alle, dass Deutschland in einer sehr schwierigen wirt-
schaftlichen Lage steckt.

(Martin Reichardt [AfD]: Das sogenannte 
Habeck-Syndrom!)

Jeden Monat gehen Tausende Arbeitsplätze in der Indus-
trie verloren, und wir wissen auch nicht, wie es bei VW 
weitergeht. Ich komme selber aus Südwestfalen, einer 
Region, die wirklich vom industriellen Mittelstand lebt.

(Adam Balten [AfD]: Sie haben vom Mittel-
stand keine Ahnung! Null!)

Und da ist die Sorge um die Zukunft der Betriebe und ihre 
Beschäftigten wirklich real. Deswegen braucht es jetzt 
eine große, ja, auch gemeinsame Kraftanstrengung für 
den deutschen Wirtschaftsstandort, für die Arbeitneh-
menden und für die Unternehmen. Was es aber nicht 
braucht, sind Vorschläge von der AfD aus der wirtschafts-
politischen Mottenkiste.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gucken wir es uns doch mal an. Sie fordern kosten-

günstige Energie. Ist ja schön und gut! Aber doch nicht 
mit Kernkraft und Kohle!

(Jörn König [AfD]: Natürlich! Nur mit Kern-
kraft und Kohle!)

Neue Kernkraftwerke, die Sie ja fordern, wären ein Fass 
ohne Boden für die Steuerzahler. Keiner will sie: nicht die 
Menschen, nicht die Energieunternehmen. Und in unse-
ren Nachbarländern explodieren die Kosten für neue 
Kernkraftwerke. Atomkraft ist auch nicht verlässlich, 
wie Sie das behaupten. Noch letzte Woche mussten in 
Frankreich Atomkraftwerke wegen der Hitzewelle run-
tergeregelt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und solche Hitzewellen sind – es tut weh, das zu sagen – 
das neue Normal.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
Und dann Ihre Kohlefantasien! Alles, was wir mit 

Kohle anheizen, ist die Klimakrise. Diese Krise – und 
da muss auch die Regierung ganz genau hinhören – ver-

ursacht enorme wirtschaftliche Schäden. Ein einziger 
Hitzetag kostet die deutsche Wirtschaft rund 431 Millio-
nen Euro.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auch wenn Sie von der AfD und auch manche in der 

Regierung das nicht hören wollen: Erneuerbare Energien 
sind die sicherste, unabhängigste und langfristig güns-
tigste Energiequelle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Dann brauchen wir gar keine Förderung mehr!)

Sie von der AfD sprechen immer von den hässlichen 
Windrädern. Fragen Sie doch mal die Menschen, die in 
der Nähe eines Braunkohletagebaus leben, wie sie denn 
so die Natur um sie herum finden!

Dann fordern Sie auch noch steuerliche Entlastungen. 
Die kann man immer extrem gut im Wahlkampf verkau-
fen. Aber Sie sagen nicht, wie das Ganze finanziert wer-
den soll oder wo Sie sparen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und ganz ehrlich: Sie sind ja nicht mal in der Lage, vor 

der eigenen Haustür zu kehren. Nein, im Gegenteil: Sie 
greifen tief in die Staatskasse, mit fragwürdigen Beschäf-
tigungsverhältnissen unter Verwandten

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

oder auch, wenn Herr Holm mit dem Fahrdienst des 
Deutschen Bundestages zum Parteitag nach Erfurt fährt,

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! Skandal!)

auf Kosten des deutschen Steuerzahlers.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dunja Kreiser [SPD] – Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Un-
glaublich! – Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da könnte 
man sparen! Da guckt er aber bedröppelt!)

Was Arbeitnehmende und Unternehmen tatsächlich 
entlasten würde, wären echte Reformen bei den Lohn-
nebenkosten. Da leistet auch die Regierung nicht genug. 
Das haben wir heute Morgen noch mal gemerkt. Aber 
wenn Sie von der AfD den Bürgerinnen und Bürgern in 
Ihrem Wahlprogramm ein Rentenniveau von 70 Prozent 
versprechen, dann können Sie uns doch nicht sagen, dass 
das nicht mit massiven Beitragssteigerungen verbunden 
wäre. Das ist doch Augenwischerei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jörn König [AfD]: Gucken Sie mal nach 
Schweden und Norwegen!)

Dazu kommt, was Sie komplett ausblenden: Billige 
Energie haben wir mit Abhängigkeit von einem Kriegs-
treiber bezahlt. Deutsche Unternehmen leiden unter un-
fairen Handelspraktiken und einer erratischen Zollpolitik 
aus China und den USA. Über all das reden Sie von der 
AfD nicht, aber das ist auch kein Wunder. Sie haben ja 
offenkundig Freunde auf der ganzen Welt, nur nicht in 
Deutschland.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Mirze Edis [Die Linke] – La-
chen bei Abgeordneten der AfD – Jörn König 
[AfD]: Wir haben 30 Prozent Wählerzustim-
mung, Sie nicht!)

Wir können nur sagen: Nichts von dem, was Sie vor-
schlagen, hat Hand und Fuß. Es ist immer einfach, alles 
am deutschen Wirtschaftsstandort schlechtzureden. Sie 
von der AfD leben von Wut und Frust. Deswegen wollen 
Sie Empörung haben. Aber dadurch entsteht kein Ar-
beitsplatz, investiert kein Unternehmen und wird kein 
einziges Problem gelöst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Adam Balten [AfD])

Was wir brauchen, ist eine Wirtschaftspolitik, die In-
novation fördert, Investitionen ermöglicht und Planungs-
sicherheit schafft.

(Zurufe der Abg. Jörn König [AfD] und Martin 
Reichardt [AfD])

Dass die Regierung das Zentrale Innovationsprogramm 
Mittelstand stoppt, ist deshalb genau das falsche Signal.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber noch schädlicher ist das AfD-Paket für den wirt-
schaftlichen Niedergang.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme zurück zur namentlichen Abstimmung und 

frage: Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das kann ich nicht 
erkennen. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird 
Ihnen später bekannt gegeben.1)

Wir kommen zur nächsten namentlichen Abstim-
mung: über den Entschließungsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache 21/7021. Ich bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze ein-
zunehmen. – Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 
Die Abstimmungsurnen werden um 12 Uhr geschlos-
sen.2)

Jetzt verlese ich das Protokoll des von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelten Ergebnisses 
der namentlichen Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Abgeordneten Stella Merendino, Nicole 
Gohlke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung mit dem Titel „Entwurf eines Gesetzes 
zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Beitragsstabilisierungsge-
setz)“, Drucksache 21/7019: 

Abgegebene Stimmkarten 603. Mit Ja haben gestimmt 
58, mit Nein haben gestimmt 465. Enthaltungen gab es 
80. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            600;
davon

ja:                                       58
nein:                                  462
enthalten:                            80

Ja
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Luise Amtsberg

Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Lorenz Gösta Beutin
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad

Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Luigi Pantisano
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing

Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari

Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann

1) Ergebnis Seite 11153 D
2) Ergebnis Seite 11159 C
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Dr. Konrad Körner
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Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
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Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
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Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
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Sebastian Schmidt
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Felix Schreiner

Marvin Schulz
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Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
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Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
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Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
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AfD
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Adam Balten
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Dr. Michael Blos
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Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Deborah Düring
Timon Dzienus
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Dr. Anton Hofreiter
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
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Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller

Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden

Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner

Tina Winklmann

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Damit gehen wir wieder in die Beratung. Für Die Linke 
hat das Wort die Abgeordnete Agnes Conrad.

(Beifall bei der Linken)

Agnes Conrad (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle wissen, dass sich die deutsche Wirt-
schaft aktuell in einer Krise befindet. Nehmen wir als 
Beispiel die Automobilindustrie – in Ihrem Antrag gehen 
Sie auch darauf ein –: Die deutsche Automobilindustrie 
befindet sich in der größten Krise ihrer Geschichte, und 
Sie behaupten, das Problem seien fehlender Kohle- und 
Atomstrom sowie zu viele Berichtspflichten.

(Beifall der Abg. Christin Willnat [Die Linke] – 
Jörn König [AfD]: Nee, die hohen Kosten!)

Potz Blitz! Diese Pseudoargumente muss man sich erst 
mal ausdenken. Auf den Fiebertraum der AfD, was Koh-
le- und Atomenergie angeht, einzugehen, lohnt sich gar 
nicht mehr; das hat meine Kollegin gerade schon getan.

(Adam Balten [AfD]: Das mache ich dann!)
Zum Thema Berichtspflicht möchte ich aber festhalten, 
dass das nicht das größte Problem ist; das hat die Auto-
mobilindustrie nicht in eine Krise gestürzt.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

Vor allem die großen Automobilhersteller haben auch 
genug Kapazitäten und Personal, um diesen zu entspre-
chen.

(Beifall bei der Linken)
Die tatsächlichen Gründe für die Misere in dieser eins-

tigen deutschen Kernindustrie sind vielfältig. Aber vor 
allem in den großen Autokonzernen sind die jetzigen 
Schlagzeilen von Stellenabbau, Verlagerungen und Ein-
sparungen keine Verzweiflungstat, sondern sie ergeben 
sich aus jahrelangem Missmanagement, aus strategischen 
Fehleinschätzungen und ganz einfach aus Arroganz.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Nein, aus Steuern und politischen Vorgaben! – 
Adam Balten [AfD]: Aus politischen Vor-
gaben!)

Sie ergeben sich aus einem Management, das oft nur 
wenige Jahre in einem Unternehmen bleibt und mit der 
eigenen Leistung zufrieden ist, solange die nächsten 
Quartalszahlen stimmen, auch auf Kosten der langjähri-
gen, nachhaltigen Entwicklung und Zukunftsfähigkeit.

(Jörn König [AfD]: Mit „langjährig“ kann es ja 
bei Ihnen nicht so weit her sein!)

Statt der von Ihnen geforderten Energiepolitik der 50er- 
Jahre brauchen die Automobilindustrie und vor allem 
ihre Beschäftigten echte Lösungen.

Ach ja, Beschäftigte sind übrigens die Menschen, die 
täglich Produkte herstellen und Dienstleistungen erbrin-
gen. Das sind die Menschen, die in Ihrem Antrag gar 
nicht vorkommen.

(Beifall bei der Linken – Jörn König [AfD]: 
Doch! Ja! Das sind die, die die Verantwortung 
haben! Dreimal so viel wie bei Ihnen!)

Ihnen sind nämlich Steuererleichterungen für Großunter-
nehmen wichtiger, als den arbeitenden Menschen tatsäch-
lich etwas anzubieten.

(Stephan Brandner [AfD]: Haben Sie denn mal 
richtig gearbeitet?)

Und über Gewerkschaften und betriebliche Mitbestim-
mung zu sprechen, damit will ich bei Ihnen gar nicht 
erst anfangen.

Für uns als Linke geht es bei einer zukünftigen Auto-
mobilindustrie erst einmal darum, die Situation der Be-
schäftigten zu verbessern,

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
sei es von Menschen, die bereits ihre Beschäftigung ver-
loren haben oder aktuell um diese bangen müssen. Diese 
Menschen brauchen einen Schutzschirm, der ihnen Zeit 
verschafft, sich weiterzubilden und zu qualifizieren, da-
mit sie gleichwertige Arbeitsplätze in nachhaltigen Wert-
schöpfungsfeldern finden.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Martin Reichardt [AfD])

Gleichzeitig müssen wir aber auch in die Transforma-
tion investieren. Das ist die einzige Möglichkeit, um un-
sere Industrien zukunftsfähig zu machen und gute tarifli-
che Arbeitsplätze zu halten. Was wir nicht brauchen, sind 
Rezepte von gestern für die Probleme von morgen.

(Stephan Brandner [AfD]: Toller Spruch! Habe 
ich noch nie gehört!)

Deshalb lehnen wir diesen Antrag entschieden ab und 
kämpfen stattdessen für die Menschen und für echten 
Wandel.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf erneut darauf hinweisen: Wir sind mitten in 

der namentlichen Abstimmung, und es sind noch sechs 
Minuten Zeit, abzustimmen.
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Und ich darf jetzt das Wort erteilen für die CDU/CSU- 
Fraktion: Hans Koller.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Hans Koller (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Allwöchentlich 
fast die gleichen Anträge mit den gleichen Schlagworten, 
wie Sie die deutsche Wirtschaft retten wollen. Stattdes-
sen, glaube ich, geht es Ihnen aber nur darum, noch ein-
mal entsprechende Wahlkampfvideos für die anstehenden 
Landtagswahlen zu sammeln; denn Ihre Rezepte werden 
nicht richtiger. Es fehlt eigentlich nur noch, dass Sie die 
Wiedereinführung der D-Mark beantragen. Damit wäre 
das Paket rund geworden.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war gut! 
Der Reichsmark! – Zuruf des Abg. Jörn König 
[AfD])

Verehrte Damen und Herren, Sie fordern immer wieder 
Dinge, von denen Sie genau wissen, dass Sie diese so 
nicht umzusetzen brauchen. Sie ignorieren Fakten, die 
man nicht wegdiskutieren kann.

(Jörn König [AfD]: Welche denn? – Adam 
Balten [AfD]: Die hören Sie gleich von mir!)

– Die werde ich Ihnen schon geben. –

(Adam Balten [AfD]: Nein, die hören Sie 
gleich von mir!)

Es wird in dieser Form keinen Wiedereinstieg in die 
Kernenergie geben. Das ist nicht mehrheitsfähig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut, Herr Koller! Sehr gut!)

Und dass Sie ein Atomkraftwerk reaktivieren, möchte ich 
erst mal sehen.

Es wird ignoriert, dass es eine Klimaveränderung gibt.

(Zurufe der Abg. Udo Theodor Hemmelgarn 
[AfD] und Jörn König [AfD])

Sie ist Fakt. Wir sehen es bei uns in Deutschland. Und wir 
müssen uns politisch auch darauf einstellen, ob wir das 
wollen oder nicht. Das Entscheidende ist, dass wir dies 
verantwortungsvoll und gemeinsam mit den Menschen 
machen. Das ist der Punkt. Wenn Sie über die Kernener-
gie sprechen, kommt es mir immer so vor, als wäre das 
eine Nachttischlampe, die man ein- und ausschaltet. Das 
wird so nicht gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Helmut Kleebank [SPD])

Sie fordern Steuersenkungen und lassen uns im Unkla-
ren darüber, wie Sie diese hohen Milliardenbeträge finan-
zieren wollen.

(Jörn König [AfD]: Das ist doch kein Problem! 
Ihr macht Milliardenschulden! Das ist ja wirk-
lich kein Problem!)

Meine Damen und Herren, man kann vieles ins Schau-
fenster stellen, das man nicht umzusetzen braucht. Und 
etwas erwähnen Sie nicht: Fakt ist, dass wir am Wirt-
schaftsstandort Deutschland höhere Standards haben, 
dass wir Sozialstandards haben, dass wir Umweltstan-
dards haben und dass wir auch Lohnstandards haben – 
davon wollen wir doch bitte nicht herunterkommen –, die 
sich auch auf die Preisgestaltung und die Wettbewerbs-
fähigkeit auswirken. Aber das trauen Sie sich nicht an-
zusprechen, sondern Sie suchen die Schuldigen nur in der 
Regierung.

(Jörn König [AfD]: Wenn man es nicht ändern 
kann, muss man es nicht ansprechen!)

Deshalb hat diese Arbeitskoalition Reformpakete auf 
den Weg gebracht, und sie muss noch weitere auf den 
Weg bringen. Wir brauchen einen flexiblen Arbeitsmarkt. 
Wir brauchen ein flexibles Arbeitszeitgesetz. Wir brau-
chen einen wirkungsvollen Abbau von Bürokratie, und 
dafür haben wir Pakete geschnürt, die tatsächliche Er-
leichterungen für die Wirtschaft bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir hören auf mit dem Gold-Plating, wir entlasten Be-
triebe, wir entlasten Unternehmen. Das sind Fakten. Wir 
brauchen faire Wettbewerbsbedingungen, und vielleicht 
brauchen wir auch ein Stück weit Patriotismus und den 
Appell, dass man sich wieder mehr auf heimische Pro-
dukte besinnt und wieder mehr Rücksicht auf heimische 
Produkte nimmt, wenn wir diese Standards auch behalten 
wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Sebastian Roloff [SPD])

Meine Damen und Herren, ich sage aber auch ganz 
selbstkritisch: Auch der Staat muss anfangen, bei sich 
selber zu sparen. Hier haben wir noch Aufgaben vor 
uns, und diese Bundesregierung wird sie auch angehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und wir brauchen einen schnellen und sachgerechten 
Ausbau unserer Verteilnetze. Das Vorantreiben des 
Smart-Meter-Roll-outs und der bedarfsgerechte und zu-
kunftsorientierte Ausbau der erneuerbaren Energien müs-
sen Hand in Hand gehen und werden Deutschland wieder 
voranbringen. Das ist auch der Unterschied zwischen 
Ihren populistischen Anträgen und einer echten Reform-
politik, die diese Bundesregierung betreibt.

Werte Damen und Herren, bei Ihren Anträgen fällt mir 
immer wieder der lange verstorbene Komiker Karl 
Valentin ein.

(Stephan Brandner [AfD]: Der fällt mir auch 
immer ein! – Heiterkeit bei Abgeordneten der 
AfD)

Der hat einmal gesagt: Früher war alles besser, sogar die 
Zukunft. – So kommen Sie mir auch vor.

Wir packen die Zukunft an mit fortschrittlicher Politik. 
In diesem Sinne: Herzlichen Dank!
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion Adam Balten das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Herr Koller, was wir vor allem brauchen, ist eine 
vernünftige Wirtschaftspolitik, und die gibt es nur mit der 
AfD.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Alles klar!)

Also, ich wünsche Ihnen dennoch allen eine wunder-
schöne Sommerpause. Doch bevor es in die Sommer-
pause geht, gebe ich Ihnen ein ungewöhnliches Geschenk 
mit auf den Weg. So ist eben die Alternative für Deutsch-
land: Wir sind nicht nur die wirtschaftliche Kompetenz 
hier in dem Hohen Hause,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein!)

wir sind auch besonders freundlich. Heute bekommen Sie 
also statt Polemik Erkenntnis geschenkt, sogar in Ein-
facher Sprache:

Unsere Wirtschaft ist im Absturz. Punkt! Der Grund 
dafür ist Energieverknappung. Der Markt signalisiert die 
Knappheit eines Gutes über den Preis. Hätten wir keine 
Energieknappheit, wäre der Preis für Energie niedriger. 
Klar soweit?!

(Stephan Brandner [AfD]: Einfache Sprache 
für die Grünen!)

Es gibt eine Korrelation zwischen Energieverbrauch 
und Wohlstand.

(Jörn König [AfD]: Das ist jetzt nicht Einfache 
Sprache!)

Hoher Energieeinsatz bedeutet technologische Produkti-
on, bedeutet hohe Produktivität, bedeutet Wirtschafts-
wachstum und letzten Endes Wohlstand. Kurz: Energie-
verbrauch ist die Basis einer gesunden Wirtschaft, einer 
jeden aufstrebenden Industrienation und führt eben zu 
guter Wirtschaft und Wohlstand. – Ganz einfach.

Wenn hoher Energieeinsatz zu hohem Wohlstand führt 
und zu Wirtschaftswachstum, dann führt Energiever-
knappung zu Wohlstandsverlust und Wirtschafts-
schrumpfung. – Auch ganz einfach.

Sie haben sich ideologisch entschieden, Energie zu 
verknappen, meine Damen und Herren, mit der Zerstö-
rung der Kohle- und Kernkraftwerke.

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU])

Dazu kommt noch das Energieeffizienzgesetz, § 4 Ab-
satz 2, welches unsere Nation zwingt, den Energiever-
brauch – und jetzt gut zuhören! – bis 2045 um 45 Prozent 
zu senken. Man will nicht etwa durch alternative Energie-
erzeuger ersetzen, sondern knallhart verknappen. Steht so 
im Gesetz.

Außerdem wollen Sie auch noch zusätzliche Verbrau-
cher installieren, die Datenzentren, und das bedeutet noch 
mehr Energieverknappung in die Verknappung hinein. 
Und damit ist das wirtschaftliche Desaster perfekt und 
führt in einen garantierten, nachhaltigen wirtschaftlichen 
Absturz, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und nur Sie, die veralteten Parteien, tragen dafür Ver-
antwortung. Sie sollten sich schämen.

Der einzige Weg aus diesem wirtschaftlichen Nieder-
gang ist eine radikale Abkehr von dieser Verknappungs-
ideologie hin zur Bereitstellung von massenweise Ener-
gie aus allen verfügbaren Quellen, rund um die Uhr: 
Kernenergie, Kohle und Gas und sogar Ihre geliebten 
wetterabhängigen Zufallsenergien.

Es ist Ihre Entscheidung, ob Sie die deutsche Wirt-
schaft so mit uns, der Alternative für Deutschland, retten 
wollen oder ob Sie an Ihrer ideologisch getriebenen Ener-
gieverknappung und der grenzdebilen sozialistischen 
Brandmauer festhalten werden. Denken Sie darüber 
nach. – Schöne Sommerpause, und die Brandmauer ist 
Ihr Untergang.

Vielen Dank. – Übrigens werden wir gewinnen!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 22a und 

frage: Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? Es möge sich jetzt 
sputen. – Das ist nicht der Fall.

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung werde ich 
Ihnen dann später bekannt geben.1)

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 21/7022.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. Die Ab-
stimmungsurnen werden um 12:14 Uhr geschlossen.2)

Ich verlese das Protokoll über das von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung zu Drucksache 21/7020, 
Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitrags-
sätze in der gesetzlichen Krankenversicherung, Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke: 

Abgegebene Stimmkarten 594. Mit Ja haben gestimmt 
135, mit Nein haben gestimmt 459. Enthaltungen gab es 
keine. Damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt.

1) Ergebnis Seite 11159 C
2) Ergebnis Seite 11166 C
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            591;
davon

ja:                                      135
nein:                                  456

Ja
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Victoria Broßart
Dr. Janosch Dahmen
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Deborah Düring
Timon Dzienus
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Dr. Anton Hofreiter
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz

Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Lorenz Gösta Beutin
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser

Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Luigi Pantisano
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury

Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Dr. Stefan Korbach
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Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder

Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Boehringer
Peter Bohnhof

Gereon Bollmann
Torben Braga
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Christian Douglas
Christopher Drößler
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Markus Frohnmaier
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner
Kay Gottschalk
Christoph Grimm
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Maximilian Kneller
Heinrich Koch
Jürgen Koegel
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath

Andreas Mayer
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Angela Rudzka
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Stefan Schröder
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert
Thomas Stephan
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Dr. Alice Weidel
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
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Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus

Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Rasha Nasr

Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Svenja Schulze

Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Fraktionslos

Jan Wenzel Schmidt

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Und nun kommen wir wieder in die Reihenfolge der 
Aussprache. – Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich 
Nicklas Kappe das Wort erteilen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seriöse Politik bedeutet Verantwortung, und 
Sie, meine Herren von der AfD,

(Jörn König [AfD]: Wir haben auch Damen!)
Sie reden immer davon, dass Sie Verantwortung über-
nehmen wollen,

(Stephan Brandner [AfD]: Das wird auch so 
kommen!)

Sie reden immer davon, dass Sie Vorschläge machen 
wollen, und heute legen Sie uns einen Antrag vor. Sie 
sprechen von Reformen, Sie legen uns aber Maßnahmen 
vor, die tatsächlich einen Rückschritt bedeuten.

Immerhin, ich dachte, in der Debatte werden die Vor-
schläge noch erläutert. Die Herren Bernhard, Komning 
und Balten haben gesprochen, aber nur zwei von ihnen 
haben überhaupt etwas zu dem Antrag gesagt, immerhin 
auch drei Sätze zur Energie. Sie haben aber eine Begrün-

dung, die über das hinausgeht, was Sie dort fordern, nicht 
dargelegt. Das ist keine seriöse Politik, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie legen uns hier einen Antrag zum Rückschritt vor, 
Sie wollen europäische Regeln ignorieren, Sie wollen die 
komplette Klimapolitik abschaffen,

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Sie wollen alte Debatten aufwärmen, und alles, was bei 
Ihnen nach Staat, nach Transformation klingt, soll pau-
schal gestrichen werden. Das ist kein wirtschaftspoliti-
scher Plan.

Ja, Deutschland steht unter Druck, das ist auch in ver-
schiedenen Beiträgen hier schon klar geworden. Wir ha-
ben zu hohe Energiepreise, wir haben zu hohe Bürokra-
tie- und Abgabenlasten.

(Jörn König [AfD]: Das ist alles unter Ihrer 
Regierung passiert! Wie konnte das passie-
ren?)

Nur, eine richtige Problembeschreibung ersetzt noch 
keine Lösung. Sie geben keine Lösungsvorschläge.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 90. Sitzung. Berlin, Freitag, den 10. Juli 2026                                    11156 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Danke an den Kollegen Balten, dass er Einfache Spra-
che verwendet. Aber wie wäre es denn mal, auf Fakten-
basis

(Marc Bernhard [AfD]: Sie müssen mal unse-
ren Antrag lesen!)

und auf dem Niveau eines Gesetzes hier wirklich seriöse 
Lösungen zu bieten, meine Damen und Herren?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich komme jetzt zum Antrag, und ich möchte Ihnen die 
drei Highlights nennen.

Erstens. Sie fordern pauschal die Abschaffung des 
europäischen Zertifikatehandels ETS.

(Marc Bernhard [AfD]: Ja, das braucht kein 
Mensch!)

Wir wollen den ETS reformieren, wir wollen ihn aber 
nicht abschaffen.

(Marc Bernhard [AfD]: Sie wollen die Wirt-
schaft abschaffen!)

Der ETS ist das marktwirtschaftliche Instrument, um 
Transformation in Einklang zu bringen mit wirtschaftli-
cher Stabilität.

(Marc Bernhard [AfD]: Das ist der Sargnagel 
für Millionen von Arbeitsplätzen!)

Ja, wir stehen vor Herausforderungen, und deswegen 
ist der entscheidende Punkt, unseren Markt in Europa zu 
schützen. Wir haben einen europäischen Binnenmarkt, 
der eine Stärke dieses Kontinents ist.

(Marc Bernhard [AfD]: Nein, das ist der 
Sargnagel!)

Auch wenn Sie ihn die ganze Zeit schlechtreden, ist der 
europäische Binnenmarkt trotzdem eine unserer größten 
Stärken, und wir wollen ihn schützen; wir wollen den 
ETS nicht abschaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf von der AfD: Was hat das eine 
mit dem anderen zu tun?)

Dafür brauchen wir einen wirksamen Außenhandels-
schutz. Wir müssen die Firmen, die außerhalb dieses 
Marktes exportieren, schützen.

Wir sollten die Gratiszertifikate dafür verlängern, und 
wir sollten vielleicht auch darüber reden, ob die Ab-
schmelzung der Zertifikate etwas zu ambitioniert war 
und man den sogenannten Cap reduzieren sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Mein zweiter Punkt ist die Kernkraft. Ich will zur 
Kernkraft nicht viel sagen, aber doch darauf verweisen, 
dass Ihre Vorschläge dort nicht seriös durchgerechnet 
sind. Sie würden zu Mehrkosten führen. Ja, die alten 
Kernkraftwerke nicht abzuschalten, wäre eine gute Maß-
nahme gewesen,

(Stephan Brandner [AfD]: Das hättet ihr ma-
chen können! – Zuruf des Abg. Jörn König 
[AfD])

aber neue Kernkraftwerke braucht dieses Land nicht.
Zum dritten Punkt. Lieber Kollege Komning, Sie zi-

tierten hier den Präsidenten des ifo-Instituts und werfen 
der Regierung vor, unseriöse Schuldenpolitik zu betrei-
ben.

(Marc Bernhard [AfD]: Ist das eine seriöse 
Schuldenpolitik? Ist das ernsthaft eine seriöse 
Schuldenpolitik, was Sie machen?)

Das bringt mich zu dem nächsten Punkt in Ihrem An-
trag. Das ist nämlich das, was dort nicht drinsteht: Sie 
haben auf fünf Seiten niedergelegt, wo Sie alles Geld 
ausgeben wollen. Ich darf darauf verweisen: Keine 
CO2-Bepreisung bedeutet weniger Einnahmen.

(Marc Bernhard [AfD]: Weniger Ausgaben!)

Sie wollen Strom- und Energiesteuern senken, Sie wollen 
Umlagen streichen, Sie wollen Unternehmensteuern sen-
ken. Ja, auch die Mehrwertsteuer soll gesenkt werden.

(Jörn König [AfD]: Wir haben im letzten Haus-
halt 120 Milliarden eingespart! Lesen Sie un-
sere Haushaltsanträge!)

Nicht ein Halbsatz findet sich in diesem ganzen An-
trag, wie das finanziert werden soll, nicht einer. Und Sie 
stellen sich hierhin und greifen die Regierung an.

(Jörn König [AfD]: Ja, machen wir!)

Selbst wenn man sagen würde, man möchte das Ganze 
mit steigendem Wirtschaftswachstum finanzieren, dann 
ist dieser Vorschlag immer noch nicht seriös. Aber es 
wäre zumindest ein Vorschlag.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion gestatten?

Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Aber bitte.

Dr. Michael Espendiller (AfD):
Herr Kappe, Sie haben gerade gesagt, die Maßnahmen, 

die wir vorschlagen, würden den Bundeshaushalt durch 
Steuermindereinnahmen belasten.

Reden Sie doch mal mit Ihren Haushältern, was wir 
Haushälter der AfD in den Haushaltsberatungen 2026 
vorgeschlagen haben und für 2027 vorschlagen! Wir for-
dern Einsparungen bei der Entwicklungshilfe, Anpassun-
gen beim Bürgergeld, bei der Migration, bei den NGOs. 
Wir fordern ja regelmäßig die NGO-Listen an; da fließen 
enorme Summen.

Die Mindereinnahmen sind bei uns zu großen Teilen 
gegenfinanziert. 120 Milliarden Euro hätten wir im Haus-
halt 2026 durch Einsparungen zur Verfügung gehabt. 
Also, behaupten Sie bitte nicht, wir hätten kein Gegen-
finanzierungskonzept!

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Einfach mal reinschauen, in die Unter-
lagen!)
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Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Sehr geehrter Kollege, vielen Dank für die Zwischen-

frage. – Ich frage mich dann doch allen Ernstes: Wenn Sie 
diese Vorschläge gemacht haben, warum stellen Sie hier 
einen Antrag voller Forderungen, in den Sie nicht mal 
einen Halbsatz über die Finanzierung reinschreiben?

(Dr. Michael Espendiller [AfD]: Weil das die 
Haushälter machen, Herr Kollege!)

Man muss es ja nicht auf fünf Seiten begründen.
Wir merken es immer wieder und auch gerade hier in 

der Debatte: Wenn es ans Sparen geht, wird es schmerz-
haft, und zwar an jeder Stelle.

(Stephan Brandner [AfD]: 120 Milliarden ha-
ben wir vorgeschlagen! 120 Milliarden!)

Dabei ist es wirklich egal, ob wir über die Krankenkas-
sen, die Renten oder die Steuern reden.

Das Ganze ist nicht so einfach, wie Sie von der Op-
positionsbank es reinrufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Doch! Genau so ist 
das!)

Deswegen will das Ganze gut abgewogen sein. Das er-
fordert, dass man seine Vorschläge klar darlegt. Und in 
dieser Wirtschaftsdebatte ist das von Ihrer Seite nicht 
erfolgt. Das ist unseriös, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jetzt möchte ich in meiner restlichen Redezeit darauf 
verweisen, dass Sie kein seriös durchfinanziertes Kon-
zept haben.

(Jörn König [AfD]: Ich glaube, die Platte hat 
einen Sprung!)

Sie behaupten, man könnte mit lauter Steuergeld die gan-
zen Probleme lösen.

Wir wollen, dass Wertschöpfung in Deutschland bleibt. 
Wir wollen den europäischen Binnenmarkt stärken.

(Stephan Brandner [AfD]: Nicht wollen, ma-
chen! Sie regieren doch!)

Wir als Union stehen für soziale Marktwirtschaft, für 
industrielle Stärke und für solide Haushaltspolitik.

Sie von der AfD bieten uns den Rückwärtsgang an. 
Nein, danke! Wir gehen lieber nach vorne. Wir werden 
dafür sorgen, dass dieses Land wieder wirtschaftlich stark 
wird, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind in der na-

mentlichen Abstimmung. Nach dem nächsten Redner 
werde ich die Abstimmung schließen. Ich bitte jetzt die-
jenigen, die noch nicht abgestimmt haben, das zu tun.

Ich darf für die AfD-Fraktion Jörn König das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Steuerzahler! Erinnern Sie sich alle noch an den 
„Herbst der Reformen“, verkündet vom Bundeskanzler, 
Friedrich dem Größten, zweite Wahl? Der Herbst ver-
ging, nichts geschah. Der Winter verging, nichts geschah. 
Das Frühjahr verging, nichts geschah. Im April 2026 
sagte Ministerin Reiche, das Zeitfenster bis zur Sommer-
pause – also bis heute – müsse unbedingt genutzt werden. 
Und wieder geschah nichts – nada, null, niente.

Sie haben Experten gefordert, Herr Roloff. Schauen 
wir doch mal, was die Monopolkommission zu Ihrer 
Energiepolitik sagt! Da ist die Rede von einem Labyrinth 
branchenspezifischer Stromhilfen. Im Ergebnis sei das 
ein System, das kaum noch zu überblicken ist und vor 
allem große Verbraucher begünstigt, während kleinere 
Unternehmen oft leer ausgehen.

Es geht noch weiter. „Viele staatliche Eingriffe sind 
teuer und oft wirkungslos“, sagt der Vorsitzende der Mo-
nopolkommission, Tomaso Duso. Na, wer hätte das ge-
dacht, dass die AfD seit über zehn Jahren recht hat?

Seien Sie endlich ehrlich! Die Energiewende ist am 
Ende.

(Beifall bei der AfD – Sandra Stein [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen stattdessen 
Atomkraftwerke subventionieren mit Steuer-
geldern!)

Das Subventionsspiel ist aus. Aber es ist halt die Lebens-
lüge einer ganzen Generation, genau wie Multikulti.

Die versprochene Kugel Eis wird immer teurer, ob-
wohl Wind und Sonne angeblich keine Rechnung 
schicken. Viele Bürger können sich diese Kugel Eis 
bald nicht mehr leisten. Die Antwort heißt: Zurück zur 
Atomkraft,

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Komplett finanziert mit Steuergeldern!)

so wie es Frankreich, Belgien, die Niederlande, Tsche-
chien, Polen, Schweden, Finnland, die Schweiz, Groß-
britannien und viele andere Länder machen!

(Beifall bei der AfD – Widerspruch der Abg. 
Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Schluss mit dem deutschen Sonderweg!
Bis zum Aufbau der AKWs haben wir in Deutschland 

Erdgas für 30 Jahre und Kohle für 400 Jahre.
Was empfiehlt denn nun die Monopolkommission? Sie 

empfiehlt statt immer neuer Sonderregelungen für ein-
zelne Branchen eine breite Entlastung für alle Stromver-
braucher.

(Stephan Brandner [AfD]: Gute Idee!)

Man könnte meinen, die Kommission hat unseren An-
trag gelesen. Denn wir, die Alternative für Deutschland, 
fordern in unserem Antrag genau in diesem Sinne erstens 
die vollständige Abschaffung der CO2-Bepreisung, zwei-
tens einen günstigen Energiemix aus Kohle und Kern-
kraft, drittens sämtliche Energie- und Stromsteuern ab-
zuschaffen, viertens die Unternehmensteuern zu senken – 
das ist Teil unserer umfassenden Steuerreform 2025 – 
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und fünftens Lieferkettengesetze, überzogene Berichts-
pflichten und diese ganze Kraut-und-Rüben-Bürokratie 
wieder abzuschaffen.

(Beifall bei der AfD)
Sie, die kleine Koalition, verwalten den Niedergang. 

Wir bauen den Aufschwung für Deutschland.
(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oje! – Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Den Abschwung für Deutschland!)

Stimmen Sie unserem Antrag zu! Die Monopolkommis-
sion hat es schon getan.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf die Aussprache schließen.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 21/6928 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht erken-
nen. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 22 und 
frage, ob ein Mitglied des Hauses anwesend ist, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? Dann wäre das die 

letzte Sekunde, in der das jetzt möglich ist. – Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen.1)

Ich komme zur namentlichen Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Gesundheit 
auf Drucksache 21/7015 zu dem Antrag der Fraktion 
Die Linke mit dem Titel „Krankenversicherte entlasten, 
nicht belasten“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung, den Antrag der Fraktion Die Linke 
auf Drucksache 21/5487 abzulehnen. Ich eröffne die na-
mentliche Abstimmung. Die Abstimmungsurnen werden 
um 12:26 Uhr geschlossen.2)

Ich verlese das Protokoll über das von den Schrift-
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über den Entschließungs-
antrag der Fraktion Die Linke zur dritten Beratung des 
Gesetzentwurfes der Bundesregierung – Entwurf eines 
Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der ge-
setzlichen Krankenversicherung – auf der Drucksache 
21/7021. 

Abgegebene Stimmkarten 590. Mit Ja haben gestimmt 
57, mit Nein haben gestimmt 458, Enthaltungen gab es 
75. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            588;
davon

ja:                                       57
nein:                                  456
enthalten:                            75

Ja
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi

Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Lorenz Gösta Beutin
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad

Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Luigi Pantisano
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner

Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani

Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 28a bis 28b sowie 29: 

ZP 28 a) – Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gebäu-
deenergiegesetzes, zur Änderung des Ge-
bäude-Elektromobilitätsinfrastruktur- 
Gesetzes und zur Änderung weiterer 
Vorschriften im Wärmebereich 

Drucksachen 21/6278, 21/6565

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie 
(9. Ausschuss)

Drucksache 21/7009

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 21/7010
b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie (9. Ausschuss) 
– zu dem Antrag der Abgeordneten Violetta 

Bock, Jörg Cezanne, Luigi Pantisano, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 
Für das Recht auf Heizen – Bezahlbar 
und erneuerbar

– zu dem Antrag der Abgeordneten Violetta 
Bock, Luigi Pantisano, Marcel Bauer, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 
Heizkostendeckel sofort einführen und 
Gasausstieg ermöglichen

Drucksachen 21/3910, 21/6019, 21/7009

ZP 29 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Hanna Steinmüller, Dr. Alaa Alhamwi, 
Dr. Julia Verlinden, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Heizkostenfalle verhindern – Klima und Mie-
terinnen und Mieter schützen, Energieunab-
hängigkeit stärken

Drucksachen 21/6006, 21/7008

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, über den 
wir später namentlich abstimmen werden, liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der AfD vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion Sepp Müller das 
Wort erteilen. Er eröffnet die Debatte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Endlich – endlich! – bringen wir wieder 
Klimaschutz und Freiheit in die Gebäude von Deutsch-
land. Endlich bringen wir wieder Verlässlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Bezahlbarkeit zusammen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Gegenteil ist richtig!)

Endlich bringen wir heute das Gebäudemodernisierungs-
gesetz auf den Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, manchmal 
beginnt Politik nicht im Plenarsaal, sondern im Heizungs-
keller – dort, wo Menschen sehr konkret spüren, ob die 
Politik ihnen vertraut oder ob die Politik meint, sie wisse 
es besser als der Eigentümer, der Hausbesitzer, der Fach-
mann um die Ecke oder vielleicht sogar die Familie, die 
am Ende die Rechnung bezahlen muss.

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Wir sagen: Schluss mit dem Misstrauen! Wir vertrauen 
den Menschen und werden mit dem neuen Gebäudemo-
dernisierungsgesetz gleich zwei große Fehler beheben.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von Lorenz Gösta Beutin gestatten?

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr gerne lasse ich die zu. Ich erinnere aber den Prä-

sidenten, dass ich noch abstimmen muss.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Okay. Das ist ein Dilemma.

(Heiterkeit)

Ich werde so lange mit der Schließung der Abstimmungs-
urnen warten, bis auch Sepp Müller abgestimmt hat. – 
Aber jetzt hat Lorenz Gösta Beutin das Wort.
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Sepp Müller (CDU/CSU):
Danke.

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Lieber Kollege, Sie sagten eben, man müsse den Men-

schen vertrauen. Aber nun sehen wir, dass im Hinblick 
auf dieses Gebäudemodernisierungsgesetz – oder Teuer- 
Heizen-Gesetz, wie wir es auch gerne nennen – sowohl 
Handwerkerverbände als auch Arbeitgeberverbände, 
Umweltverbände, Gewerkschaften und Ihre eigenen Ex-
pertinnen und Experten, inklusive der KlimaUnion der 
Union, gesagt haben: Dieses Gesetz ist murks. Dieses 
Gesetz sollte so nicht beschlossen werden. Das heißt, 
alle, die davon betroffen sind, sprechen sich dagegen aus.

Sie haben hier nicht vorgelegt, welche Kosten das für 
die Haushalte hat, welche Auswirkungen das auf die Kli-
maziele hat oder wo Sie diese sogenannten grünen Gase 
überhaupt herbekommen können. Das heißt, das Gesetz 
funktioniert hinten und vorne nicht, und Sie können keine 
Auskunft über die Grundlagen dieses Gesetzes geben. 
Oder können Sie mir jetzt sagen: Welche finanziellen 
Auswirkungen für die Haushalte hat es? Woher wollen 
Sie die grünen Gase nehmen? Können Sie das hier beant-
worten?

(Beifall bei der Linken)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege. – Sie haben ja einige Ver-

bände erwähnt, die das kritisieren. Das ist das gute Recht 
in der Demokratie. Sie wissen, dass auch bei dem dama-
ligen Heizungsgesetz vorher viele Kritik geübt haben. Es 
gibt Verbände, wie Haus & Grund beispielsweise, die das 
begrüßen, Menschen, die endlich die Freiheit haben, frei 
zu entscheiden. Und eines müsste Ihnen vor allem wich-
tig sein, wenn es um das Thema Klimaschutz geht: Seit 
2025, seitdem wir regieren, seitdem wir im Koalitions-
vertrag vereinbart haben, dass das Heizungsgesetz abge-
schafft wird, seitdem geht die effizienteste Heiztechnik 
durch die Decke, nämlich die Wärmepumpe.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht! – Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, genau! 
Das liegt an Ihnen!)

Seitdem wir die Eckpunkte formuliert und veröffentlicht 
haben, geht die effizienteste Heiztechnik, nämlich die 
Wärmepumpe, durch die Decke.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ironie!)

Es muss eigentlich von Ihnen nicht nur applaudiert,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hätten Sie wohl gern!)

sondern auch zur Kenntnis genommen werden, dass un-
sere Freiheitspolitik dazu führt, dass die Menschen sich 
endlich mit ihrer Heizung beschäftigen und sich nicht 
bevormunden lassen. Dass Sie als Linkspartei, als Nach-
folger der SED,

(Widerspruch bei Abgeordneten der Linken – 
Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Wie viele 
NSDAPler hatten Sie in Ihren Reihen? – Caren 
Lay [Die Linke]: Polemik! Polemik!)

natürlich den Weg des Sozialismus gehen wollen, den wir 
ablehnen, ist auch ganz klar. – Ihre Frage habe ich ja 
zugelassen, dann lassen Sie auch gerne meine Antwort 
zu.

Um auf Ihre Frage noch mal zu kommen, was das 
Potenzial anbelangt: Wir haben fünf Studien, unter ande-
rem von der dena, der Deutschen Energie-Agentur. Wir 
haben die Studie des Deutschen Biomasseforschungszen-
trums, die ausreichend Potenzial in Deutschland sieht, 
Biomethan, Biogase und Bioöle auf den Weg zu bringen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber zu welchem Preis? Sie sagen ja 
nichts zum Preis!)

Diese ausreichenden Potenziale führen dazu, dass 60 000 
Arbeitsplätze in Deutschland geschützt werden und so, 
wenn wir sie einsetzen, auch der Import von fossilen 
Energieträgern aus Drittstaaten minimiert wird.

Das ist ein gutes Gesetz – das ist ein gutes Gesetz für 
Deutschland, ein gutes Gesetz für den Klimaschutz und 
ein gutes Gesetz für die Freiheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Armand Zorn [SPD] – Dr. Fabian 
Fahl [Die Linke]: Keine klaren Antworten!)

Wir ersetzen Bevormundung durch Wahlfreiheit. Wir er-
setzen starre Vorgaben durch moderne Lösungen. Wir 
ersetzen ideologische Scheuklappen durch einen Werk-
zeugkasten, aus dem die Bürgerinnen und Bürger die 
passende Technik auswählen können. Wer eine Wärme-
pumpe will, kann eine Wärmepumpe einbauen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der kriegt jetzt nur weniger För-
derung!)

Wer Fernwärme nutzen kann, soll Fernwärme nutzen 
können. Wer auf eine Hybridlösung setzt, kann das tun. 
Wer Biomasse nutzt, soll nicht ausgebremst werden. Und 
wer künftig eine Gas- oder Ölheizung einbauen will, 
kann das ebenfalls tun.

Und ja, hier werden wir klimapolitisch einen großen 
Fehler aus der Vorgängerregierung beheben. Mit der Be-
standsquote, der Grüngasquote und der Grünölquote, 
werden wir ab 2029 in den Bestand der Gebäude grüne 
Öle und grüne Gase einbringen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bis jetzt gibt es die ja noch gar nicht! 
Ihre Grüngasquote wollen Sie ja erst noch auf-
schreiben!)

Das heißt: Wir werden ab 2029 Hunderttausende Tonnen 
CO2 einsparen. Wir schützen heimische Landwirtschaft, 
heimische Arbeitsplätze, und gleichzeitig machen wir 
uns unabhängig von fossilen Energieträgern. Da müsste 
sogar die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen applaudieren, 
weil wir Ihr fehlerhaftes Gesetz in diesem Bereich korri-
gieren, meine sehr geehrten Damen und Herren.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Armand Zorn [SPD])

Das ist Realitätssinn. Wir sehen die Wirklichkeit. Und 
es wird die Menschen jetzt dazu bewegen, sich endlich 
mit ihrer Heizung auseinanderzusetzen.

(Jörn König [AfD]: Der Mist soll einfach funk-
tionieren! Ich will mich nicht mit meiner Hei-
zung auseinandersetzen!)

Und sie wählen die effizienteste Variante.
Und ja, wir sehen auch gleichzeitig, dass weiterhin Öl- 

und Gasheizungen eingebaut werden. Jeder weiß, dass 
eine Öl- oder Gasheizung in der Anschaffung günstiger 
ist, langfristig sind die Kosten im Vergleich zu einer 
Wärmepumpe aber höher. Und ja, die Investitionskosten 
für eine Wärmepumpe sind am Anfang höher, langfristig 
sind die Kosten niedriger.

Doch wir überlassen die Entscheidung den Bürgerin-
nen und Bürgern.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir überlassen die Entscheidung den Eigentümerinnen 
und Eigentümern. Dieser Weg ist der Weg des Klima-
schutzes,

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Das ist die 
Unwahrheit)

dieser Weg ist der Weg der Verlässlichkeit, dieser Weg 
ermöglicht es, das voranzubringen. Und das ist ein guter 
Weg, den wir gemeinsam gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf der Abg. Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Die Linke zulassen?

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr gerne, Herr Präsident.

Violetta Bock (Die Linke):
Danke schön, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 

Erst einmal nur der Hinweis, dass über die Hälfte der 
Bevölkerung in Deutschland eben nicht diese Entschei-
dungsfreiheit hat, weil sie Mieterinnen und Mieter sind. 
Ich möchte einfach, dass Sie das zur Kenntnis nehmen, 
um nicht die Hälfte der Bevölkerung zu ignorieren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Frage ist aber: Sie sagen, Sie entscheiden hier 
heute auf der Basis von Fakten. Sie haben vorhin auf 
verschiedene Studien hingewiesen. Wir haben mehrfach 
bei der Bundesregierung nachgefragt und gesagt, dass wir 
ein erhebliches Informationsdefizit sehen, weil wir keine 
Vorlagen zur Klimawirkung erhalten haben. Die Bundes-
regierung hat uns immer geantwortet: Wenn das par-
lamentarische Verfahren abgeschlossen ist, dann könnte 
sie etwas zur Klimawirkung sagen.

Ich weiß ja nicht, ob Ihnen diese Informationen aus-
reichen. Aber deswegen noch mal direkt die Fragen: Ha-
ben Sie Informationen, wie die Klimawirkung tatsächlich 
ist, wie die Berechnungen sind? Denn alle Studien unter 
anderem des Öko-Instituts etc. zeigen, dass die Lücke zur 
Erreichung von Klimazielen größer werden wird.

Von daher würde mich interessieren: Auf welche Infor-
mationen stützen Sie sich da? Werden Sie sich zum Bei-
spiel auch dafür einsetzen, dass der Expertenrat für Kli-
mafragen in einem Sondergutachten noch mal berechnet, 
welche Auswirkungen Ihr Gesetz in der heutigen Form 
hat, durch das Sie der Wärmewende das Rückgrat bre-
chen?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Kollegin. Das gibt mir die Möglich-

keit, auf zwei Aspekte Ihrer Frage einzugehen.
Erstens hat diese Koalition miteinander vereinbart, den 

Mieterschutz zu stärken.
(Caren Lay [Die Linke]: Ich bitte Sie! – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Erst mal wird’s teurer! Und dann muss 
man „nur“ die Hälfte bezahlen! Die Hälfte von 
teuer ist trotzdem teuer!)

Wir haben in diesem Gesetz für über 50 Prozent der 
Menschen den Mieterschutz gestärkt. Das ist ein starkes 
Zeichen, das die Koalition aus CDU, CSU und SPD auf 
den Weg gebracht hat. Uns liegen die Mieterinnen und 
Mieter am Herzen. Das ist ein guter Weg, den wir heute 
mit diesem Gesetz gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf der Abg. Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens. Wissen Sie, ich wollte Ihnen das ja nicht als 
Spiegel vorhalten; aber wenn Sie mir jetzt den Ball für 
einen Elfmeter hinlegen, muss ich das schon leider nut-
zen. Sie sind vor das Bundesverfassungsgericht gezogen. 
Das Bundesverfassungsgericht als höchstes deutsches 
Gericht hat in einer Eilentscheidung festgestellt, dass 
dieses Gesetz heute beraten werden kann.

Und warum hat es das festgestellt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Linken? Weil es Aufgabe der Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier ist, in Ausschüssen, 
in Anhörungen zu arbeiten. Und Sie haben dies nicht 
getan.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Das ist unver-
schämt! – Weitere Zurufe von der Linken)

Denn anders kann es keiner erklären, dass Sie diese Zah-
len nicht haben. Hätten Sie es getan, dann hätten Sie diese 
fünf Studien gelesen. Dann würden Sie zur Kenntnis 
nehmen, dass seit 2025, seitdem wir mit der SPD koa-
lieren, die Zahl der Wärmepumpeninstallationen um 
55 Prozent

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wirklich lächerlich, was Sie da 
für eine Kausalität zusammenstricken!)

und seit 2026 um 41 Prozent gestiegen ist.
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(Pascal Meiser [Die Linke]: Das sind schöne 
Nebelkerzen, Herr Müller! Aber sagen Sie mal 
was zur Sache!)

Wenn Sie die Klimawirkung der Wärmepumpen anneh-
men, die der Monitoring-Bericht des Umweltbundes-
amtes unterstellt, dann sind wir auf dem richtigen Weg. 
Der von Ihnen vorgeschlagene Weg, in die Heizungskel-
ler reinzuregieren, vorzuschreiben, was eingesetzt und 
eingebaut werden darf, hat dazu geführt, dass wir den 
sogenannten Habeck-Knick hatten,

(Zurufe der Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke] und Caren Lay [Die Linke])

dass der Wärmepumpenabsatz eingebrochen ist. Mit un-
serem Weg erfüllen wir die Klimaschutzziele.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Täter-Opfer-Umkehr!)

Arbeiten Sie bitte; klagen Sie nicht nur! Das ist Ihre 
Aufgabe als Parlamentarierinnen und Parlamentarier.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja peinlich, wie Sie hier argu-
mentieren! – Zuruf des Abg. Pascal Meiser 
[Die Linke])

Dieses Gesetz funktioniert auch deswegen, weil es 
Akzeptanz findet und weil es wieder Verlässlichkeit zu-
rückbringt.

Eins ist auch ganz klar: Wir wollen mit diesem Gesetz 
grüne Moleküle in den Netzen halten,

(Jörn König [AfD]: Herr Müller, das sind echt 
Fake News! Es gibt keine grünen Moleküle!)

weil grüne Moleküle nicht nur für die einzelnen Gashei-
zungen genutzt werden, sondern weil grüne Moleküle 
auch dafür genutzt werden, um den industriellen Mittel-
stand – wie beispielsweise Bäckereien – zukünftig zu 
versorgen.

Vor diesem Hintergrund ist es richtig und wichtig, dass 
die Bundesnetzagentur in einem weiteren Prozess die 
Möglichkeit der Abschreibung der Gasnetze bis 2045 
aufhebt. Wir brauchen die Gasnetze weiterhin, um Mole-
küle im Netz zu haben, damit Industrie in Deutschland 
bestehen kann.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Diesen Weg gehen wir gemeinsam. Heute werden wir den 
Weg der Freiheit gehen; das ist der richtige Weg.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich kündige an, die Abstimmung nach der nächsten 

Rede zu schließen, damit auch Herr Müller noch zur 
Abstimmung kommt.

Ich darf für die AfD-Fraktion Marc Bernhard das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das ist 

eines der „handwerklich schwächsten und praxisfernsten 
Vorhaben“, das in den vergangenen Jahren vorgelegt wur-
de. Das neue Heizungsgesetz ist „ein Paradebeispiel da-
für, warum viele Menschen staatliche Regelungen nicht 
mehr verstehen“. Es wird „zur Frustration vieler Bürger 
gegenüber Staat und Politik“ beitragen. Die neuen Regeln 
sind „überkompliziert, voller unklarer Vorgaben und in 
Teilen praktisch kaum umsetzbar“. Diese Feststellung 
kommt nicht etwa von der AfD, sondern das ist das ver-
nichtende Urteil Ihres eigenen Normenkontrollrats.

(Beifall bei der AfD)
Bei einem Gesetz, das 75 Prozent aller Haushalte in 

Deutschland betrifft, treiben Sie wirklich so ein Schind-
luder! 64 Millionen Menschen in Deutschland heizen 
heute mit Öl oder Gas. Mit Ihrer Biotreppe verpflichten 
Sie die Menschen, ihre Öl- oder Gasheizungen anfangs 
mit 10 Prozent, später mit 100 Prozent Biogas oder Bioöl 
zu heizen. Dabei ist es völlig unmöglich, auch nur einen 
Bruchteil davon mit ausreichend Biogas oder Bioöl zu 
versorgen.

Experten und Verbände sind sich hier ziemlich einig:
(Sepp Müller [CDU/CSU]: „Ziemlich“!)

Der Verband der Elektroindustrie erklärt, dass Biogas 
nicht in ausreichenden Mengen verfügbar ist. Das Institut 
für ZukunftsEnergie- und Stoffstromsysteme, Agora 
Energiewende und auch das Umweltbundesamt halten 
eine flächendeckende Versorgung von Millionen Gashei-
zungen weder mengenmäßig für möglich noch für öko-
nomisch sinnvoll.

(Zurufe von der AfD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Auch der Bundesrat bezweifelt ernsthaft, ob es jemals 
überhaupt genügend von diesem Biomist geben wird. 
Und jeder – jeder! –, der sich mit dieser Situation auch 
nur ein bisschen beschäftigt und nicht wie Sie an Mär-
chen glaubt, kann auch zu keinem anderen Ergebnis kom-
men.

(Beifall bei der AfD)
Denn schon für die Versorgung eines einzigen Ein-

familienhauses benötigt man eine Maisanbaufläche von 
einem halben Fußballfeld – nur für dieses eine Einfami-
lienhaus. Die Landesbank Baden-Württemberg stellt fest: 
Biogas könnte selbst mit Importen gerade mal lächerliche 
6,3 Prozent des Erdgasverbrauchs für Wohnungen und 
Häuser decken. – Und zur Erinnerung: Wir reden von 
über 30 Millionen Haushalten, die heute mit Öl oder 
Gas heizen. Daran erkennt jeder Grundschüler, was für 
ein Treppenwitz Ihre Biotreppe ist.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Und da haben wir noch gar nicht über die Kosten 
gesprochen. Schon heute ist nach Angaben der Bundes-
netzagentur Biogas dreimal so teuer wie Erdgas. Und in 
Zukunft wird es zu weiteren Preisexplosionen kommen, 
weil es einfach nicht genügend Biogas gibt. Ihre Bio-
treppe ist nichts anderes als eine Kostenfalle für Millio-
nen von Menschen.
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(Beifall bei der AfD)
Sie wollen heute also ernsthaft ein Gesetz beschließen, 

von dem Sie selber sagen, dass Sie nicht wissen, ob es 
überhaupt genügend Biobrennstoff gibt, und bei dem sich 
alle Fachleute einig sind, dass es definitiv nicht genügend 
davon geben wird. Was Sie heute aber schon definitiv 
wissen, ist, dass Biogas mindestens dreimal so teuer 
sein wird wie Erdgas. Was für eine unverantwortliche, 
bürgerfeindliche Politik!

(Beifall bei der AfD)
Eine AfD-Regierung wird im wahrsten Sinne des Wor-

tes diesen Mist beenden. Wir werden das Heizungsgesetz 
vollständig abschaffen, Ihre CO2-Steuer beerdigen

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Das können 
Sie gar nicht!)

und dafür sorgen, dass in Deutschland in Zukunft 
niemand mehr Angst davor haben muss, im Winter seine 
Heizung aufzudrehen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 22b und 

frage, ob bei der namentlichen Abstimmung jemand noch 
nicht abstimmen konnte. Der möge es jetzt tun. – Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Abstimmungsergebnis 
gebe ich Ihnen später bekannt.1)

Ich gebe nun das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zum Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke zum Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung 
der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung auf Drucksache 21/7022 bekannt: 

Abgegebene Stimmkarten 604. Mit Ja haben gestimmt 
272, mit Nein haben gestimmt 326, Enthaltungen gab es 
6. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            599;
davon

ja:                                      267
nein:                                  326
enthalten:                              6
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Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Enthalten
AfD
Stephan Brandner
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Kurt Kleinschmidt
Rüdiger Lucassen
Iris Nieland

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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Damit sind wir wieder in unserer Debatte zum Gebäu-
demodernisierungsgesetz, und für die SPD-Fraktion darf 
ich Helmut Kleebank das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Helmut Kleebank (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz stel-
len wir die Wärmewende neu auf und geben ihr wieder 
einen neuen Anschub. Mit Blick auf den Klimawandel 
und die Reduzierung der CO2-Emissionen ist das auch 
dringend notwendig; mit Blick auf unsere Abhängigkeit 
von Energieimporten und das Ziel, diese Abhängigkeit zu 
reduzieren, ist es absolut vernünftig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus Bündnis 90/Die Grünen gestatten?

(Armand Zorn [SPD]: Er hat uns noch nicht 
mal zu Ende gegrüßt, und sie stellen schon 
eine Zwischenfrage!)

Helmut Kleebank (SPD):
Ja, gestatte ich.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege Kleebank, vielen Dank, dass Sie die 

Frage zulassen. – Ich verstehe, dass Sie das Gesetz hier 
gut darstellen wollen; aber Sie entfernen sich schon sehr 
weit von der Wahrheit.

Ich würde gern wissen, wie ein Gesetz, das Öl- und 
Gasheizungen bis nach 2045 erlaubt,

(Zuruf von der AfD)

also bis nach dem Datum, ab dem wir laut Klimaschutz-
gesetz, das Sie als SPD mit erstritten haben, klimaneutral 
sein wollen, zu mehr Klimaschutz führen soll. Und bitte 
sagen Sie mir jetzt nicht, dass es eine Zusatzklausel gibt, 
dass irgendwann noch eine Grüngasquote von 100 Pro-
zent eingeführt wird.

Sie haben diese Regelung zu fossilen Energieträgern in 
Ihrem Gesetz. Deswegen würde ich gerne wissen: Wie 
kann diese Regelung, die eklatant gegen unser Klima-
schutzgesetz verstößt und Öl- und Gasheizungen bis 
zum Sankt-Nimmerleins-Tag erlaubt, mehr Klimaschutz-
wirkung bringen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Helmut Kleebank (SPD):
Vielen Dank für Ihre Frage, Frau Kollegin. – Ich würde 

zunächst mal zurückweisen, dass wir uns hier von der 
Wahrheit entfernen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wenn Sie aufmerksam zugehört haben – und davon 
gehe ich aus –, haben Sie in den Ausführungen des Kol-
legen Sepp Müller im Grunde schon die Antwort gehört – 
und ich werde das, wenn ich meine Rede gleich fortsetze, 
auch noch mal betonen –: Es kann nicht darum gehen – 
und die Zahlen, die genannt worden sind, beweisen es 
ja –, die Abnahme von Gas und Öl zum Heizen in dem 
Maße fortzusetzen, wie das derzeit der Fall ist. Die Zah-
len belegen auch, dass das nicht der Fall sein wird. Das 
heißt, es ist durchaus realistisch, zu sagen, dass das, was 
in einem Zeitraum von jetzt noch 19 Jahren am Ende an 
Gasbedarfen oder Ölbedarfen fürs Heizen übrig ist – und 
es wird voraussichtlich noch einen Anteil geben –, tat-
sächlich auch aus Biomasse zu decken ist.

Die Analysen, die es dazu gibt, gehen ja sehr weit 
auseinander. Der Kollege Sepp Müller hat was zitiert; 
andere gehen von anderen Dingen aus.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, es wird viel zu wenig davon geben!)

Das heißt, mit dieser Freiheit – das werde ich gleich 
auch noch mal sagen – gibt es auch gewisse Unsicherhei-
ten. Aber Freiheit hat eben auch immer mit Unsicherheit 
zu tun; sie hat auch mit Verantwortung zu tun.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh nee! – Weitere Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch das haben wir mehrfach betont.
Das, was Sie auf dem Weg dahin auch immer wieder 

sagen, passiert ja tatsächlich. Das heißt, auf dem Weg 
dahin werden wir nicht nur 2030 eine Evaluation haben, 
sondern wir werden immer wieder die Berichte über Ab-
satzzahlen, zum Beispiel von Wärmepumpen, haben. Wir 
werden die Zahlen zum Ausbau der Wärmenetze haben.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Prinzip Hoffnung!)

Und wir werden natürlich auch die Zahlen darüber haben, 
in welchem Maße noch Gas- und Ölheizungen verkauft 
werden. Wir werden auch sehen, dass die Biotreppe ein-
gesetzt wird, dass die Bilanzierung funktioniert.

Und Ende des Jahres werden wir dann einen Eindruck 
davon haben, wie der Hochlauf zur Grünöl- und Grün-
gasquote zu organisieren ist. Die wird dann am Ende, 
nämlich ab etwa 2040, die Biotreppe erfolgreich ablösen; 
davon sind wir fest überzeugt.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hören Sie sich eigentlich selber 
zu?)

Wir werden diesen Weg möglich machen. Da sind 
natürlich etliche Maßnahmen noch zu vollziehen, und 
die werden wir tatsächlich auch angehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU] – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war dünn! Das 
war wirklich dünn!)
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Was also ist von der Wärmewende zu erwarten, und 
wie sieht die Wärmeversorgung der Zukunft aus? Die 
eingeleitete Elektrifizierung, also der Hochlauf der Wär-
mepumpe, setzt sich sicher fort. Dieser Anteil wächst 
ständig; daran gibt es keinen Zweifel. Zudem werden 
Fern- und Nahwärme ausgebaut, und wir machen sie 
klimaneutral. Dafür folgt in naher Zukunft eine eigene 
Gesetzgebung.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Ja! – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Klimaneutralität können wir nicht irgendwann 
regeln!)

Auch der Anteil der Fern- und Nahwärme beim Heizen 
wird also steigen. Folglich wird der Anteil – ich sagte es 
gerade – von Gas- und Ölheizungen deutlich sinken. Au-
ßerdem erfolgt in diesen Fällen eine Umstellung auf 
100 Prozent klimaneutrale Brennstoffe.

Alles zusammen führt dann zur bezahlbaren, klima-
neutralen und sicheren Wärmeversorgung für unser Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion zulassen?

Helmut Kleebank (SPD):
Ja, ich lasse sie zu.

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Vielen Dank, Herr Kollege Kleebank, dass Sie meine 

Zwischenfrage zulassen. – Wir haben ja schon im Um-
weltausschuss über dieses Thema miteinander diskutiert. 
Jetzt habe ich gerade erfahren: Die Quote kommt erst 
ganz zum Schluss. 2040 haben Sie gerade gesagt. Das 
heißt: Die Treppe muss bis dahin funktionieren. Das ist 
ein bisschen was anderes als das, was Sie im Ausschuss 
gesagt haben.

Meine Frage ist: Die Landwirte, mit denen ich gespro-
chen habe, haben mir erklärt, dass viele die Vergärung 
aufgeben. Sie erzeugen kein Biogas mehr, weil es einfach 
zu schwierig geworden ist, weil für sie jetzt dieselben 
Regeln gelten wie für die Großerzeuger, weil gleichzeitig 
von der EU Einschränkungen gekommen sind, was alles 
zur Vergärung genutzt werden kann. Vor diesem Hinter-
grund haben wir das Problem, dass die Erzeugungskapa-
zitäten in Deutschland derzeit stark abnehmen. Und in 
diesem Moment fangen Sie mit einem Gesetz an, das 
davon ausgeht, dass die Menge an Biogas ganz stark 
zunimmt.

Wie soll denn das funktionieren in einer Situation, in 
der diese tatsächlich gerade abnimmt? Wenn Sie das bitte 
erklären könnten! – Danke.

Helmut Kleebank (SPD):
Vielen Dank für die Frage. – Möglicherweise habe ich 

mich ein bisschen unklar ausgedrückt. Es ist offenbar der 
falsche Eindruck entstanden, die Grünöl- und Grüngas-
quote käme erst ganz am Ende.

Wenn Sie sich Hochlaufszenarien anschauen, dann se-
hen Sie, dass sie typischerweise einen S-förmigen Verlauf 
haben. Das heißt, am Anfang haben wir relativ geringe 
Zuwachsraten, in einem mittleren Bereich haben wir ei-
nen sehr starken Zuwachs, und am Ende werden die 
100 Prozent erreicht. Ich habe darauf hingewiesen, weil 
ja ein Teil der Kritik am Gesetz ist, dass bei der Biotreppe 
angeblich der letzte Schritt auf 100 Prozent fehlen würde. 
Aber durch den Anstieg der Quote wird sozusagen diese 
letzte Stufe auch erreicht, sodass am Ende, 2045, 100 Pro-
zent klimaneutrale Brennstoffe im Netz sind.

Dieser S-förmige Hochlauf erklärt sich natürlich auch 
dadurch, dass wir im Moment aufgrund unklarer Zu-
wachszahlen, zum Beispiel bei der Wärmepumpe, nicht 
wirklich abschätzen können – und das kann im Moment 
niemand seriös –, wie viel am Ende tatsächlich an grünen 
Gasen und grünen Ölen noch fürs Heizen gebraucht wird.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wir wissen, wie die Bilanzen in 
Deutschland sind!)

Das heißt, im Prozess muss tatsächlich auch der Hochlauf 
der Produktion dieser Biostoffe gesteuert werden. Die 
Voraussetzungen müssen geschaffen werden; denn was 
wir am Ende auch nicht machen dürfen – und das ist 
gerade so ein bisschen die Krux –, ist, dass wir den Hoch-
lauf so gravierend anheizen, dass wir am Ende Fehlinves-
titionen sehen, weil die Wärmepumpe sich doch stärker 
durchsetzt. Es wird also für die nächsten 19 Jahre eine 
Aufgabe der Regierungen sein – auch der kommenden –, 
diesen Prozess geschickt zu steuern.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau! Planungssicherheit ist echt 
was anderes!)

Deshalb wird beispielsweise gerade auch bei der Umset-
zung des EU-Gas- und Wasserstoff-Binnenmarktpaketes 
darum gerungen, wie das am geschicktesten geht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Helmut, ich 
glaube, du weißt es in Wirklichkeit besser!)

Mit dem vorliegenden Gesetz leisten wir also einen 
wichtigen Einstieg. Wir setzen nicht nur die sogenannten 
Eckpunkte vom Februar folgerichtig um, sondern wir 
präzisieren und ergänzen mit unserem Änderungsantrag 
auch den Gesetzentwurf der Bundesregierung an wichti-
gen Stellen.

Wesentlich ist die Ergänzung beim Klimaschutz; wir 
haben das hier gerade schon mehrfach erörtert. Das ist ein 
wesentlicher Anteil: Bis zum Jahr 2045 wird der Anteil 
klimaneutraler Brennstoffe auf 100 Prozent steigen.

Diesen klimaneutralen Anteil müssen zukünftig die 
sogenannten Inverkehrbringer, also diejenigen, die 
Heizöl und Gas zum Heizen verkaufen, sicherstellen. 
Damit ist auch die Erfüllung des Klimaschutzgesetzes 
in der Wärmeversorgung aus unserer Sicht in vollem 
Umfang gesichert.
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(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sehen aber die Experten anders! 
Aus eurer Sicht!)

Für neu eingebaute Gas- und Ölheizungen gilt – auch 
das haben wir gerade schon genannt – die Biotreppe. 
Diese Biostoffe sind mit einem wachsenden Anteil bei-
zumischen. Hier erfolgt allerdings eine Bilanzierung bei 
den Anbietern und nicht bei der einzelnen Heizung.

Dass wir mit diesem Gesetz auch zukünftig neue Gas- 
und Ölheizungen zulassen, führt zu einer gewissen Un-
sicherheit bei den zukünftigen Kosten dafür, auf diese Art 
zu heizen: erstens die Kosten der klimaneutralen Brenn-
stoffe, zweitens die Kosten für die Gasverteilnetze. Dafür 
haben wir bei den Mieterinnen und Mietern, die die Ent-
scheidung über die Heizungsart ja gar nicht selbst treffen, 
das Kostenrisiko abgemildert. Entscheidet sich ihr Ver-
mieter für eine neue Gas- oder Ölheizung, übernimmt der 
Vermieter auch 50 Prozent der Biotreppekosten, 50 Pro-
zent der CO2-Kosten und 50 Prozent der Netzentgelte.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das reicht doch vorne und hinten 
nicht!)

Das ist praktischer Mieterschutz, der bei den Menschen 
direkt ankommt.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie gemerkt ha-

ben, hatten wir zwei Nachfragen; eine dritte habe ich 
nicht mehr zugelassen. Ich möchte mit Blick auf die 
Uhr darauf hinweisen, dass ich ab sofort keine Zwischen-
fragen mehr zulasse.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Halbe Stunde nur für das Gesetz! 
Traurig! – Michael Kellner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nur eine halbe Stunde für 
das Gesetz!)

– Ich würde doch darum bitten, dass Sie nicht kommen-
tieren, wie ich hier oben leite.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ansonsten sehr gut!)

Ich darf zurückkommen auf die namentliche Abstim-
mung über den Antrag der Abgeordneten der Fraktion 
Die Linke „Krankenversicherte entlasten, nicht belas-
ten“, Drucksachen 21/7015 und 21/5487, und gebe das 
von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis bekannt: 

Abgegebene Stimmkarten 598. Mit Ja haben gestimmt 
542, mit Nein haben gestimmt 55, Enthaltungen gab es 1. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            596;
davon

ja:                                      539
nein:                                   56
enthalten:                              1
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich komme zurück zur Aussprache zum Gebäudeener-
giegesetz, und für Bündnis 90/Die Grünen hat Dr. Julia 
Verlinden das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Verehrte Zuhörende! Es gibt viele 

Gründe, warum Ihr Gebäudemodernisierungsgesetz 
heute keine Mehrheit finden sollte. Was mich wirklich 
am meisten erschüttert, ist die Unfähigkeit von CDU, 
CSU und SPD, auf akute Krisen zu reagieren. Stattdessen 
machen Sie mit Ihrer Politik alles nur noch schlimmer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ich nenne Ihnen die vier wichtigsten roten Ampeln der 
letzten Monate, die Sie als Koalition hätten ernst nehmen 
sollen. Stattdessen sind Sie unbeirrt mit voller Geschwin-
digkeit über diese roten Ampeln gebrettert.

Erstens: der Krieg im Iran und die daraus resultierende 
Gefahr der Knappheit von fossilen Energien und steigen-
der Preise. Trotzdem hielten Sie weiter an Ihrem irren 
Plan fest, neue Öl- und Gasheizungen einzubauen und 
das Heizen damit für Menschen und Gewerbe teurer zu 
machen – und Deutschland weiterhin abhängig und er-
pressbar von Importen. Dieses Teuer-Heizen-Gesetz ist 
die schlechteste Wirtschaftspolitik aller Zeiten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Dr. Alaa 
Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
stimmt zu hundert Prozent! – Zuruf des Abg. 
Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU])

Zweitens macht der Expertenrat für Klimafragen deut-
lich: Diese Regierung wird die Klimaziele krachend ver-
fehlen. Mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz wird es 
mehr Treibhausgasemissionen geben, die eigentlich viel 
schneller sinken müssten. Niemand von Ihnen braucht 
das Wort „Klimaschutz“ mehr in den Mund zu nehmen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn Sie jetzt beschließen, dass über 2045 hinaus fossile 
Brennstoffe verheizt werden dürfen – und die Zukunft 
aller Kinder und Enkel gleich mit. Sie sind klimapolitisch 
nicht zu langsam unterwegs, nein, Sie sind im Rückwärts-
gang unterwegs.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Verantwortungslos!)

Wachen Sie endlich auf!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ihre angeblichen Bekenntnisse zu Klimazielen, ob im 
Koalitionsvertrag oder im Eckpunktepapier von Februar: 
alles Täuschung. Und anzukündigen, irgendwann im 
Winter vielleicht Ihren Fehler zu beheben: Damit geben 
Sie doch zu, dass Sie hier Klimabetrug betreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Diese grob fahrlässigen zusätzlichen Klimaschulden sind 
die schlechteste Finanzpolitik, die man sich nur vorstel-
len kann.

Drittens wächst die Zahl der Gutachten, die das Ge-
bäudemodernisierungsgesetz für verfassungswidrig hal-
ten. Die Bundesländer bringen zahlreiche Kritikpunkte 
vor. Das SPD-geführte Hamburg möchte den Vermitt-
lungsausschuss anrufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Was regen Sie sich 
eigentlich so auf?)

Auch in der Anhörung im Bundestag gab es vernichtende 
Kritik zum Gesetz – von den Kommunen, der Wirtschaft, 
von den Gewerkschaften –, aber Sie ändern diese kriti-
schen Punkte nicht. Sie fahren unbeirrt Ihren Kurs weiter.

Sie treiben auch Gewerbemietende in die Heizkosten-
falle, die keinen Einfluss auf die Heizungstechnik neh-
men können, aber die kompletten Heizkosten vom Ver-
mieter aufgebürdet bekommen. Sie fantasieren über 
Grüngasmengen, die überhaupt nicht existieren, und las-
sen alle im Unklaren, wie die Regeln aussehen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sie wollen allen weismachen, es ginge hier um Freiheit. 
Tatsächlich schaffen Sie totales Chaos.

Aber Jens Spahn hat sich in seiner ideologischen Be-
sessenheit beim Heizungsgesetz verrannt, und er opfert 
nun Energieunabhängigkeit und Bezahlbarkeit für Mil-
lionen Menschen, weil ihm sein Ego wichtiger ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU] – Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])

Viertens lag im Juni eine brennende Hitzeglocke über 
ganz Europa.

(Zurufe von der AfD: Oh!)
Das war eine Zäsur für viele Menschen,

(Marc Bernhard [AfD]: Es ist Sommer! – 
Weitere Zurufe von der AfD)
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die an den Rand ihrer Kräfte oder darüber hinaus kamen – 
in brütenden Dachgeschosswohnungen oder als Mitarbei-
ter/-innen im Gesundheitsbereich. In diesem Sommer 
starben bereits 5 100 Menschen in Deutschland an der 
Hitze;

(Stephan Brandner [AfD]: Gestern wurden 
4 100 erwähnt!)

aber der Kanzler findet keine Worte für diesen Klima-
notstand, weder Anteilnahme für diejenigen, die Men-
schen verloren haben, noch Dank an diejenigen, die unter 
schwierigsten Bedingungen Menschen schützen wollten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was für Nebelker-
zen!)

Ich finde, jedes dieser vier Ereignisse, jede dieser vier 
roten Ampeln, hätte allein schon Grund genug für die 
Koalition sein müssen, das Gebäudemodernisierungs-
gesetz, das Sie jetzt vorlegen, zurückzuziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Adam Balten [AfD])

Eine Regierung in Krisenzeiten muss die Kraft haben, 
sich hinzustellen und zu sagen: „Okay, wir haben uns 
geirrt“, oder wenigstens: „Die Lage ist heute eine andere, 
wir müssen unsere Politik anpassen.“ Die Welt brennt. – 
Die Verantwortung liegt jetzt bei jedem Einzelnen von 
Ihnen – jedem Einzelnen! –, Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD und CDU/CSU.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! – Zuruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben die Wahl: Gießen Sie weiter Öl ins Feuer, 

oder stoppen Sie dieses Gesetz?
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)
Alle von Ihnen, die morgen noch in den Spiegel schauen 
wollen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete!

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– alle von Ihnen, die morgen noch in die Augen Ihre 

Enkel und Kinder schauen wollen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete!

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– müssen gegen diesen Brandbeschleuniger stimmen, 

gegen dieses Klimazerstörungsgesetz!
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Dr. Alaa 

Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bravo! – Christian Freiherr von Stetten 
[CDU/CSU]: Eine klitzekleine Nummer 
kleiner hätte auch gereicht!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das Wort erhält für die Fraktion Die Linke Jörg 

Cezanne.
(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Machen 

wir es kurz: Wer sich von diesem wirklich katastrophalen 
Gesetz dazu verleiten lässt, weiterhin auf den Betrieb von 
Öl- oder Gasheizungen zu setzen, wird in eine dra-
matische Kostenfalle hineinlaufen. Zählen Sie mit: Bio-
gas ist derzeit schon 25 Prozent teurer als Erdgas – min-
destens. Dazu kommen steigende CO2-Abgaben, die 
Beimischung von grünem Wasserstoff und steigende Ge-
bühren für ein Gasnetz, das von immer weniger Nutzen-
den finanziert werden muss. Die Kosten werden in die 
Höhe gehen.

Ja, niemand kann Preise vorhersagen. Aber nach allen 
uns vorliegenden Informationen müssen wir von erheb-
lichen zusätzlichen Belastungen für all diejenigen aus-
gehen, die sich von Ihrer vorgegaukelten Freiheit im Hei-
zungskeller zu falschen Entscheidungen verleiten lassen.

(Sören Bartol [SPD]: Man könnte auch Wär-
mepumpen einbauen! Wo ist das Problem? Es 
gibt Wärmepumpen!)

Dass Sie einfach daran glauben, es werde schon irgend-
wie anders kommen, ist einfach vollständig unfassbar.

(Beifall bei der Linken)
Besonders hart kann es Mieter/-innen treffen – das ist 

offensichtlich –, die auf die Heizungswahl ihres Vermie-
ters ja keinen Einfluss haben, aber die Teuerung trotzdem 
zu erheblichen Teilen werden schultern müssen. Sie brau-
chen mehr Schutz.

Beim Stromsystem – und dann kommt auch noch diese 
verquere Argumentation, bei der Sie sich dauernd selber 
widersprechen – bringt das Energieministerium ständig 
die Kosten für den Netzausbau gegen den Ausbau kosten-
günstiger Solaranlagen und Windräder in Stellung. Bei 
der Heizung tun Sie jetzt so, als ob der parallele Ausbau 
oder Erhalt von Gasleitungen, Fernwärmenetzen, Strom-
netzen, eines zusätzliches Wasserstoffnetzes und einer 
Heizöllieferstruktur eine kluge Strategie sei. Ich bitte 
Sie: Was ist das für ein Irrsinn?

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Dr. Paul 
Schmidt [AfD] – Sepp Müller [CDU/CSU]: 
Man nennt das „kommunale Wärmeplanung“!)

Wo soll das zusätzlich benötigte Biogas herkommen? 
Wie viel wird davon gebraucht, um die Beimischungs-
ziele zu erreichen? Was wird das Hauseigentümer/-innen 
und Mieter/-innen kosten? Welche Auswirkungen wird 
das auf die Erreichung der Klimaschutzziele haben?

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Lesen Sie doch mal 
die Studie!)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 90. Sitzung. Berlin, Freitag, den 10. Juli 2026                                                                                                                                                                                                   11175 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Julia Verlinden 



Auf alle diese Fragen hat die Regierung keine Antwort. 
Armseliger und inkompetenter kann man ein Gesetz nicht 
vorbereiten.

(Beifall bei der Linken)
Auch wenn wir mit unserer Beschwerde gegen Ihr 

Hauruckverfahren und die komplett fehlenden Informa-
tionen zur Klimawirkung oder Umsetzbarkeit der Bei-
mischung keinen Erfolg erzielen konnten, bleiben unsere 
inhaltlichen Kritikpunkte umfänglich bestehen. Dieses 
Gesetz ist verfassungswidrig

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Das entscheidet am 
Ende das Verfassungsgericht und nicht Sie!)

und ein sozial- und klimapolitisches Desaster.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion erhält Dr. Andreas Lenz 

das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Helmut 
Kleebank [SPD] – Christian Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Jetzt kommt Qualität in 
die Debatte!)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir nehmen ja 
vieles als selbstverständlich: das warme Wasser am Mor-
gen, die Versorgung mit Wärme. Das ist es aber nicht. 
Deswegen möchte ich zu Beginn mal Danke sagen an 
diejenigen, die dafür sorgen: die Installateure, die Hei-
zungsbauer, die Schornsteinfeger, die Kaminkehrer, die 
Heizungswirtschaft und die Versorger insgesamt. Vielen 
Dank an dieser Stelle!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Thema, eine funktionierende Wärmeversorgung, 
betrifft uns alle. Deshalb sollte man Entscheidungen in 
diesem Bereich nicht gegen die Menschen treffen.

Frau Verlinden, nach Ihrer Empörungsrede möchte ich 
schon mal sagen, was Ihr Heizungsgesetz eigentlich be-
wirkt hat, nämlich einen Rückgang beim Einbau von 
Wärmepumpen von 46 Prozent, eine Erhöhung der Ölhei-
zungsabsätze um 100 Prozent und eine Erhöhung des 
Einbaus von Gasheizungen um 30 Prozent. Das ist die 
Wahrheit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lächerlich! Lächerlich, was Sie erzäh-
len!)

Genau deshalb schaffen wir das sogenannte Heizungs-
gesetz auch ab. Das haben wir vor der Wahl versprochen, 
und das machen wir jetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen auf Technologiefreiheit ohne Verbote. Wir 

beenden die Verunsicherung im Heizungskeller und 
schaffen neue Planungssicherheit, meine Damen und 

Herren. Die Menschen sollen selbst entscheiden, welche 
Heizung für sie am besten passt. Wir brauchen mehr Lust 
auf den Heizungstausch und weniger Frust.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Künftig kann jeder Eigentümer wieder frei wählen, 
welche Heizungsoption er einbauen möchte. Neben der 
Wärmepumpe, neben Fernwärme kann es auch Biomasse 
sein. Es können Pellets sein, Hackschnitzel oder auch 
Scheitholz. Es kann auch eine Stromdirektheizung sein. 
Und ja, es kann auch weiterhin eine Gas- oder Ölheizung 
sein. Hier wird ab 2029 – und das wurde von den Kolle-
gen ja schon ausgeführt – ein biogener Anteil Pflicht sein, 
die sogenannte Biotreppe, der dann kontinuierlich an-
steigt. Und das ist umsetzbar! Das zeigen Studien, das 
zeigen aber auch Nachbarländer, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Außerdem werden wir die kommunale Wärmeplanung 
wesentlich vereinfachen. Wir machen da was für die 
Kommunen. Es wird günstiger, es wird einfacher an die-
ser Stelle, also insgesamt auch besser für die Kommunen. 
Und wir werden die EPBD, die europäische Gebäudeef-
fizienzrichtlinie, mit diesem Gesetz schlank umsetzen, 
also auch hier eine bürokratiearme Lösung finden.

Daneben werden wir – das möchte ich an dieser Stelle 
noch mal betonen – die Diskriminierung von Biomasse 
und Holzenergie insgesamt beenden. Wir verzichten hier 
auf komplizierte Umsetzungsregeln. Ein Raummeter 
bzw. ein Ster Holz entspricht energetisch ungefähr 200 
bis 270 Litern Heizöl. Diese Ressourcen wollen wir nut-
zen, auch im Sinne des Klimaschutzes, meine Damen und 
Herren, und das ist auch richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, und damit bestücken Sie dann alle Heizun-
gen in Deutschland, oder was? Da klatscht ja 
nicht mal die eigene Fraktion!)

Die aktuellen Zahlen weisen in die richtige Richtung. 
Die Absatzzahlen der Heizungen steigen; der Trend deu-
tet nach oben. Insofern brauchen wir jetzt Planbarkeit.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, die Zeit.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Die schaffen wir durch dieses Gesetz.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich das Wort erteilen an 

Dr. Malte Kaufmann.

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Bürger! Wir diskutieren heute einmal 
mehr über das Gebäudeenergiegesetz, und ich kann mich 
erinnern: Vor drei Jahren, als es die letzte Novellierung 
gab, wurde es auch „der Heizungshammer von Habeck“ 
genannt. Die CDU hat im Wahlkampf ja eigentlich ver-
sprochen, dieses Gesetz komplett abzuschaffen. Aber 
was wir heute haben, ist eigentlich ein weiterer Heizungs-
hammer, ein Heizungshammer 2.0, nur in neuem Ge-
wand.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Verschlimmbesserung!)

Ich kann mich noch gut erinnern: Vor drei Jahren gab 
es einen erfolgreichen Eilantrag beim Bundesverfas-
sungsgericht. Wir durften nicht vor der Sommerpause 
über das Gesetz abstimmen, weil das Parlament zu wenig 
Zeit für die Befassung hatte. Wir haben es dann nach der 
Sommerpause gemacht. Wir waren schon damals da-
gegen.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Wir auch!)

Jetzt haben Sie drei Jahre lang Zeit gehabt, sich mal mit 
den negativen Auswirkungen von diesem Gesetz und von 
vielen anderen Gesetzen zu befassen. Und gerade in einer 
Zeit wie dieser – Arbeitsplatzabbau, Insolvenzen, jeden 
Tag Horrormeldungen über Werksschließungen in 
Deutschland, viele Bürger, die jeden Euro mehrfach um-
drehen müssen, bevor sie ihn ausgeben – wäre das einzig 
Richtige das, was wir von der AfD in unserem Entschlie-
ßungsantrag fordern, nämlich die komplette Abschaffung 
dieses Gesetzes.

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen es nicht verschärfen, so wie die Grünen und 
die Linken,

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Sie wollen die 
ganze Welt über den Haufen schießen!)

es aber auch nicht ändern, so wie von der CDU/CSU und 
SPD vorgeschlagen. Was wir wollen, ist Freiheit für die 
Bürger. Wir müssen den Menschen in unserem Land zu-
trauen, dass sie selber entscheiden können, was in ihrer 
konkreten Situation richtig ist. Die Bürger sind schlau 
genug, alle Aspekte in Erwägung zu ziehen – Umwelt-
aspekte, finanzielle Aspekte, technologische Gegeben-
heiten vor Ort – und dann eine Entscheidung zu treffen, 
welche Heizung für sie die richtige ist. Wir sind die Partei 
der Freiheit!

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Und wir sind gegen diese Gängelung mit der Biotreppe, 
die in Ihrem Gesetz vorgeschlagen wird.

(Beifall bei der AfD)

Aber die Bürger da draußen merken das auch. Sie 
merken, was Sie ihnen alles abverlangen: immer mehr 
Bürokratie, immer mehr staatliches Hineinregieren bis 
in den Privatbereich und bis in das Eigentum hinein. 

Und sie merken, dass wir auf ihrer Seite sind. Wir wollen 
solche Gesetze abschaffen. Wir wollen die soziale Markt-
wirtschaft hochhalten.

Deswegen steigen auch die Sympathiewerte für unsere 
Partei, siehe die Wahlergebnisse. Ich freue mich nach der 
Sommerpause auf einen heißen Herbst mit den Landtags-
wahlen in Sachsen-Anhalt, in Mecklenburg-Vorpommern 
und in Berlin.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Angelika Glöckner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Angelika Glöckner (SPD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Kommen wir zurück von Wahlkampf-
reden hin zu sachhaltigen Plenarreden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD)

Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich habe 
Ihnen eben genau zugehört. Natürlich nehmen wir nach 
wie vor das Wort „Klimaschutz“ in den Mund; denn wir 
alle wollen unsere Klimaziele erreichen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die erreichen Sie aber nicht mit diesem 
Gesetz! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie machen aber das Gegenteil!)

– Ja, hören Sie mir doch vielleicht mal zu. Wir müssen 
doch auch zur Kenntnis nehmen, dass wir ein Gesetz 
hatten, das von den Menschen – und ich schaue mal zu 
den Bürgerinnen und Bürgern, die hier oben sitzen – 
überhaupt nicht angenommen wurde.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt 
erzählen Sie den Schwachsinn von der CDU 
nach! Sie müssen doch nicht den Steigbügel-
halter machen! – Stephan Brandner [AfD]: Sie 
waren doch dafür!)

– Na ja, ich weiß ja nicht:

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vielleicht sind Sie nicht so oft an Infoständen,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Traurig, was aus der SPD geworden ist!)

aber ich und auch meine Kolleginnen und Kollegen ha-
ben von den Leuten schon erzählt bekommen, was sie 
von dem Gebäudeenergiegesetz hielten.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie waren doch da-
für! – Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
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Ich finde, wir können nicht an den Menschen in unserem 
Land vorbeiregieren. Das zu verhindern, ist unsere 
Pflicht.

Ich will auf einen weiteren Punkt kommen, den Sie 
hier angesprochen haben.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Aber es ist schwierig, gegen Sie anzusprechen; denn Sie 
hören einem eigentlich gar nicht zu.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dennoch will ich es versuchen. Sie haben permanent 
davon gesprochen und unterstellt, dass mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Menschen da draußen im Land nicht 
in der Lage sind, für sich zu entscheiden: Was ist für mich 
die wirtschaftlichste Lösung?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie entscheiden die das denn? – Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die 
können das nicht entscheiden! – Weitere Zu-
rufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben ihnen unterstellt, dass die Menschen nicht in 
der Lage sind, nach Klimaschutzgesichtspunkten für sich 
zu entscheiden: Ich baue mir eine Wärmepumpe ein. Ich 
sage Ihnen klar und deutlich: Wir nehmen die Menschen 
für voll.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir trauen den Leuten da draußen zu, dass sie klug genug 
sind, um Entscheidungen zu treffen – im Sinne des Kli-
maschutzes und im Sinne ihrer eigenen wirtschaftlichen 
Vorteile.

Und das trägt genau dieses Gebäudeenergiegesetz in 
sich. Deswegen, werte Kolleginnen und Kollegen, ist es 
mir wichtig, noch einmal darauf hinzuweisen – auch 
mein Kollege Helmut Kleebank hat das bereits angespro-
chen –: Wir werden bis 2045 die Wärmeversorgung voll-
ständig auf klimaneutrale Brennstoffe umstellen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr Gesetz ist so schlecht, dass Sie Än-
derungen direkt mit reinschreiben!)

Wir werden auch die Schlupflöcher schließen, damit 
nicht unter Vorwänden auf Hybridlösungen ausgewichen 
wird.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie streichen die Klimaziele aus dem 
Gesetz!)

Ja, und wir werden auch die Mieterinnen und Mieter 
schützen, indem wir die Vermieter an den Kosten betei-
ligen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Erzählen Sie doch keinen Quatsch! – 
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich finde, dieses Gebäudemodernisierungsgesetz ist es 
wert, dass wir es heute beschließen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schreiben rein, dass Sie ein neues 
Gesetz brauchen!)

Ich bedanke mich bei allen, die es verhandelt haben: 
Helmut Kleebank und stellvertretend Lars Rohwer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ich freue mich auf das Gebäudemodernisierungsgesetz.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Sehr gut!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete 

Lars Rohwer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir tun heute mit einer einzigen Abstimmung 
drei Dinge.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Klimaziele abschaffen, Heizkostenfalle, Ab-
hängigkeit von Öl und Gas verlängern! Super!)

Erstens. Wir schaffen ein neues Gebäudemodernisie-
rungsgesetz und machen damit deutlich, dass wir uns um 
den Umbau der Bestandsbauten in unserem Land küm-
mern müssen. Zweitens setzen wir die europäische Ge-
bäuderichtlinie in nationales Recht um. Drittens beenden 
wir den Habeckʼschen Heizungsmurks.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mein Gott! 
Das ganze Land leidet unter Ihrem Habeck- 
Trauma!)

Wir schaffen dadurch eine „erhebliche jährliche Ent-
lastung von Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft und 
Verwaltung“, so urteilt der Normenkontrollrat in seiner 
Stellungnahme. Den vorliegenden Regierungsentwurf 
haben wir intensiv beraten, und wir bestätigen einmal 
mehr das Struckʼsche Gesetz: Kein Gesetz verlässt das 
Parlament so, wie es hineingekommen ist. – Im Rahmen 
der Beratungen sind wir zu einigen deutlichen Nachbes-
serungen gekommen: Beim Heizen mit Biomasse bei-
spielsweise, beim Maisdeckel, bei der Wärmerückgewin-
nung, bei KWK-Anlagen und Stromdirektheizung haben 
wir pragmatischere Regelungen gefunden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

In einem weiteren Gesetz verpflichten wir außerdem 
Inverkehrbringer von Gas, Öl und Flüssiggas, ab 2045 die 
Wärmeversorgung nur noch mit klimaneutralen Brenn-
stoffen zur Verfügung zu stellen. Wesentliche Verbes-
serungen konnten wir auch im Mietrecht herbeiführen: 
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Wir schaffen eine Übergangsregelung für Heizungshava-
rie, eine Regelung zur Ausweisung des Preisbestandteils 
für grüne Gase

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

und eine Härtefallregelung, die unter bestimmten Krite-
rien die Beteiligung des Vermieters an den Kosten auf die 
Kohlendioxidkosten beschränkt. Wir schaffen damit 
klare Regeln, entpolitisieren den Heizungskeller und be-
enden die Zurückhaltung beim Heizungstausch.

Zuletzt möchte ich aber noch auf die europäische Ge-
bäudeeffizienzrichtlinie eingehen. Hier haben wir immer 
komplexere und weiter gehende Richtlinien und Verord-
nungen aus Brüssel bekommen, die nun die nationalen 
Handlungsspielräume verengen. Da ist uns als Fraktion 
sehr wichtig – und wir danken dem Koalitionspartner, 
dass er da mitgeht –, deutlich zu machen: Wir wollen 
auf nationaler Ebene selbst entscheiden, wie tief diese 
Detailregelungen gehen. Da sollte uns das Brüsseler Par-
lament nicht immer weitere Regelungen und Bürokratie 
auferlegen. Überkomplexe und kostentreibende Regula-
rien dürfen nicht dazu führen, dass Neubau und Sanierun-
gen abgewürgt werden.

An dieser Stelle, bevor wir jetzt gleich zur Beschluss-
fassung kommen, ein letztes Wort des Dankes an alle 
Beteiligten in den Häusern – das waren umfangreiche 
Beratungen mit den Häusern – und auch an die Kollegin-
nen und Kollegen in den Koalitionsfraktionen, insbeson-
dere an Helmut Kleebank, für die sachliche, angenehme 
Auseinandersetzung zu diesem Gesetz.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung des Gebäu-
de-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes und zur Än-
derung weiterer Vorschriften im Wärmebereich.

Hierzu liegen mehrere Erklärungen nach § 31 der 
Geschäftsordnung vor.1)

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt 
unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/7009, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 21/6278 und 21/6565 in der 
Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
SPD und CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und 
AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenom-
men.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktionen AfD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und die Linke haben namentliche 
Schlussabstimmung verlangt.

Unmittelbar nach Eröffnung der namentlichen 
Schlussabstimmung folgen noch einfache Abstimmun-
gen. Ich bitte daher die Abgeordneten im Saal, hier 
noch kurz zu bleiben. Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme 
nach Eröffnung der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die 
Schriftführerinnen und Schriftführer bitte ich, die vor-
gesehenen Plätze einzunehmen. – Ich habe gerade gehört, 
das ist der Fall.

Ich eröffne die namentliche Schlussabstimmung über 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung. Die Abstim-
mungsurnen werden um 13:29 Uhr geschlossen.2)

Wir setzen nun die Abstimmungen fort. Zusatz-
punkt 28b. Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie zu dem An-
trag der Fraktion Die Linke mit dem Titel: „Für das Recht 
auf Heizen – Bezahlbar und erneuerbar“. Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/7009, den Antrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache 21/3910 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Fraktio-
nen SPD, CDU/CSU und AfD. Ich mache die Gegen-
probe: Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die 
Linke. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen.

Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag der 
Fraktion Die Linke mit dem Titel „Heizkostendeckel so-
fort einführen und Gasausstieg ermöglichen“. Der Aus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe d seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/7009, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 21/6019 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Fraktionen SPD, CDU/CSU und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer enthält 
sich? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Be-
schlussempfehlung ist angenommen.

Zusatzpunkt 29. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem Titel: „Heizkostenfalle verhindern – Klima und Mie-
terinnen und Mieter schützen, Energieunabhängigkeit 
stärken“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/7008, den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
21/6006 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die Fraktionen SPD, CDU/ 
CSU und AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Die Beschluss-
empfehlung ist angenommen.

1) Anlagen 4 und 5 2) Ergebnis Seite 11187 D
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Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 25 a und 25 b 
sowie Zusatzpunkt 20: 

25 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
David Schliesing, Nicole Gohlke, Clara 
Bünger, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Bundesprogramm „Kultur macht stark. 
Bündnisse für Bildung“ bedarfsgerecht 
ausbauen und die vierte Förderphase für 
die Jahre 2028 bis 2032 nachhaltig verste-
tigen

Drucksache 21/6466
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Federführung strittig

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
David Schliesing, Christian Görke, Dr. Gregor 
Gysi, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
Die Linke 
Kultur und Sport als Staatsziel im Grund-
gesetz verankern – Öffentliche Daseinsvor-
sorge sichern und Demokratie stärken

Drucksache 21/6099
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Sport und Ehrenamt (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Federführung strittig

ZP 20 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Claudia 
Roth, Awet Tesfaiesus, Luise Amtsberg, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Das Freiwilligenprogramm „kulturweit“ er-
halten – Internationalen Freiwilligendienst si-
chern und stärken

Drucksachen 21/5517, 21/6987

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, ihre 
Plätze einzunehmen oder zur Abstimmung zu gehen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion Die Linke 
hat das Wort der Abgeordnete David Schliesing.

(Beifall bei der Linken)

David Schliesing (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Seit dem Start von „Kultur macht stark“ im Jahr 2013 
haben weit mehr als 1,5 Millionen Kinder und Jugend-
liche an den Programmen teilgenommen. Das sind 
1,5 Millionen junge Menschen, deren Leben durch kul-
turelle Teilhabe konkret bereichert wurde; denn „Kultur 
macht stark“ ist mehr als ein Förderprogramm für kul-
turelle Bildung. Es ist ein wirksames Instrument gegen 
Bildungsarmut, soziale Spaltung und ungleiche Lebens-
chancen, insbesondere mit Blick auf Ostdeutschland.

(Beifall bei der Linken)

Mit unserem Antrag wollen wir das Programm auf 
Basis seiner bewährten Strukturen weiterentwickeln und 
ausbauen. Sie von der Koalition wollen zwar das Pro-
gramm grundsätzlich fortsetzen – das ist gut und längst 
überfällig –, aber Sie kündigen auch Kürzungen an und 
entziehen dem Programm somit die langfristige Perspek-
tive. Unfassbar, aber irgendwie auch erwartbar; denn die-
ser mutwillige Angriff auf die Bildungsgerechtigkeit 
reiht sich ein in Ihre Angriffe auf den Sozialstaat.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihre Politik richtet sich gegen Menschen mit geringen 
Einkommen. Sie und Ihre gut betuchte Klientel wissen 
gar nicht, was es bedeutet, wenn der 25-Euro-Kinder-
sofortzuschlag wegfällt oder wenn ein Tanzprojekt gestri-
chen wird. Wir als Linke finden uns aber nicht damit ab, 
dass die soziale Herkunft immer stärker über den Bil-
dungserfolg und die Chancen auf gesellschaftliche Teil-
habe entscheidet.

(Beifall bei der Linken)

Bildungsgerechtigkeit beginnt ganz am Anfang, in der 
frühkindlichen Bildung. „Kultur macht stark“ holt Kinder 
genau dort ab. Das Programm erreicht hochgradig präzise 
exakt die Kinder, die sonst keinen Zugang zu kultureller 
Bildung hätten. Die positiven Effekte dieses Programms 
sind empirisch längst belegt: eine enorme Steigerung der 
Selbstwirksamkeit. Kinder, die durch das Raster des for-
mellen Bildungssystems fallen, erleben hierbei oft zum 
ersten Mal Erfolgserlebnisse.

Wir schaffen damit ganz praktisch das, was in Sonn-
tagsreden oft beschworen, aber im Haushalt selten finan-
ziert wird: echte Medienbildung.

(Beifall bei der Linken – Anne-Mieke Bremer 
[Die Linke]: Ganz meine Meinung!)

Anstatt uns in hilflosen Debatten über Social-Media-Ver-
bote zu verstricken, wird Medienkompetenz damit aktiv 
gefördert. Gerade heute, in krisenhaften Zeiten, ist all das 
ein unschätzbarer Beitrag zur psychosozialen Stabilisie-
rung. Es geht um resiliente Kinder, es geht um eine resi-
liente Gesellschaft. Bei diesen Strukturen bewusst zu 
kürzen, ist eine bildungspolitische Geisterfahrt. Kehren 
Sie um!

(Beifall bei der Linken)

Und damit Sie nicht weiterhin alle sinnvollen Pro-
gramme sofort zusammenstreichen, wenn Sie nicht ge-
setzlich zur Finanzierung verpflichtet sind, benötigen 
wir generell einen Paradigmenwechsel: die Verankerung 
von Kultur als Staatsziel im Grundgesetz.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Awet 
Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Kultur gehört wie Sport zur unabdingbaren öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Wir brauchen dieses Staatsziel; denn 
Kulturförderung ist keine bloße Subventionspolitik für 
die Freizeit. Sie ist harte, unerlässliche Präventionsarbeit 
im Dienst unserer Demokratie.
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Hören Sie also auf, auf dem Rücken der Kinder und 
unserer demokratischen Resilienz zu sparen! Sichern Sie 
„Kultur macht stark“ dauerhaft ab! Machen Sie Kultur 
und Sport endlich zum Staatsziel!

(Beifall bei der Linken)

Es ist auch nicht schwer: Unterstützen Sie einfach unsere 
Anträge! Sie sind sehr gut.

Danke und einen schönen Sommer.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Michael Hose.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Michael Hose (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich wurde in Weimar geboren. Wer aus Wei-
mar kommt, der lernt sehr früh: Verfassungen sind keine 
Wunschzettel. Verfassungen sind Grundordnungen, die 
unsere Gesellschaft über Jahrzehnte tragen müssen. Ge-
nau deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
bin ich sehr skeptisch, Kultur und Sport als Staatsziel ins 
Grundgesetz zu schreiben. Herr Schliesing, die Idee da-
hinter ehrt Sie ja. Kultur ist natürlich keine Nebensache, 
Sport ist keine Nebensache, und das Ehrenamt, das beides 
trägt, ist erst recht keine Nebensache.

Aber eine gute Absicht macht noch keinen guten Ver-
fassungstext. Das Grundgesetz ist kein Ort für spontane 
Bekenntnisse. Es ist ein Ort für Regeln, die über Jahr-
zehnte rechtliche Stabilität sichern. Ein Blick in die Ge-
schichte zeigt: Als der Umweltschutz 1994 und der Tier-
schutz 2002 zu Staatszielen wurden, gingen dem lange, 
sorgfältige Debatten voraus. Beides war richtig, aber bei-
des wurde mit Zeit und Sorgfalt debattiert und dann mit 
breiter Mehrheit beschlossen. Deswegen: Die Verfassung 
ändert man doch nicht ohne Not, zwischen zwei anderen 
Anträgen, an einem Freitagmittag.

Ihr Antrag ist deswegen nicht mehr als reine opposi-
tionelle Symbolpolitik. Denn mal ganz ehrlich: Was 
würde sich durch ein Staatsziel Kultur oder Sport konkret 
ändern: für ein Theater, einen Sportverein oder ein Mu-
seum vor Ort?

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Viel! Sehr viel! – Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Viel!)

Ich sage Ihnen: Nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt nicht!)

Es gibt keinen Cent zusätzlich, keinen einzigen zusätzli-
chen Ehrenamtlichen, kein einziges zusätzliches Projekt.

Der Bund hat in der Kulturpolitik nur begrenzte Re-
gelungskompetenz. In den meisten Länderverfassungen 
ist Kultur als Staatsziel längst verankert.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Eben! Deswegen macht es gar nichts aus!)

Denn Kultur, Frau Roth, ist im Kern eben Ländersache.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, nicht nur!)

Sie verknüpfen Ihren Antrag dann auch noch mit einer 
großen Formel: Sie wollen Demokratie stärken. Deswe-
gen sage ich Ihnen: Demokratie wird nicht einfach durch 
einen zusätzlichen Satz im Grundgesetz gestärkt, sondern 
Demokratie wird doch gestärkt durch Vertrauen in Insti-
tutionen, durch verlässliche Politik und durch Menschen, 
die spüren: Der Staat hält, was er verspricht. Und genau 
da müssen wir doch liefern, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir müssen nicht darüber reden, wir müssen 
machen, vor Ort und vor allem – ich habe es gesagt – in 
den Ländern, die zuständig sind.

Ein positives Beispiel ist mein Heimatland Thüringen. 
Kultur- und Bildungsminister Christian Tischner setzt 
sich aktuell dafür ein, dass kulturelle Bildung als Quer-
schnittsaufgabe in alle Lehrpläne kommt. Das zeigt doch: 
Es gibt konkrete Wege, Kultur zu stärken und nicht ein-
fach einen neuen Satz im Grundgesetz zu schaffen.

Herr Schliesing hat aber auch recht: Bundesprojekte 
können zeigen, wie konkrete Förderung wirken kann. 
Ich habe als Kind selbst bei einem Kinderzirkus mit-
gemacht.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Als was denn?)

Ehrlicherweise: Talent hatte ich nicht, aber ich hatte eine 
Menge Spaß. Dieser Kinder- und Jugendzirkus „Tasifan“ 
existiert bis heute, auch dank der Hilfe von „Kultur macht 
stark.“ Wer von Ihnen schon einmal eine Aufführung 
eines Kinderzirkus gesehen hat, der weiß genau, wovon 
ich spreche: Die Kinder wachsen dort über sich hinaus. 
Sie erleben Gemeinschaft, sie haben Mut, und sie erleben 
auch die Magie der Manege. Kinder, die sonst vielleicht 
keinen Zugang zu Kultur haben, bekommen ihn jetzt. Das 
ist gelebte Kulturpolitik, und zwar ganz ohne neuen Ver-
fassungstext.

Kollege Schliesing hat darauf hingewiesen – das ist 
kein Einzelfall –: 1,6 Millionen Kinder und Jugendliche 
werden durch dieses Programm erreicht. Es ist das größte 
Förderprogramm kultureller Bildung in Deutschland. 
Deswegen bin ich der Bundesregierung so dankbar, 
dass sie gesagt hat: Trotz extrem schwieriger haushalte-
rischer Rahmenbedingungen wird dieses Programm fort-
geführt. – Die Weichen für die nächste Förderperiode 
sind gestellt. Das Programm kann über 2027 hinaus wei-
tergehen. Vielen Dank an die Bundesregierung, dass sie 
das ermöglicht!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

– Genau. Da kann man auch mal klatschen. – Wir als 
Union stehen zu diesem Programm und werden uns in 
den Haushaltsberatungen für eine verlässliche Finanzie-
rung einsetzen.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen 
abschließend: Kultur wird nicht stark durch einen neuen 
Verfassungsartikel. Demokratie wird nicht stark durch 
leere Bekenntnisse. Beides wird stark durch engagierte 
Menschen vor Ort. Und denen möchte ich an dieser Stelle 
ganz konkret danken. Vielen Dank an die vielen Haupt- 
und Ehrenamtlichen, die sich für kulturelle Jugendbil-
dung, für Sport und für Gemeinschaft in unserer Gesell-
schaft einsetzen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wer das Grundgesetz bei jedem guten Anliegen erwei-
tern will, der schwächt es am Ende nur – nicht weil die 
Anliegen falsch wären, sondern weil eine Verfassung be-
ständig sein muss, ein Fels in der Brandung und nicht eine 
Fahne im Wind. Ich sagte es eingangs: Wer aus Weimar 
kommt, der weiß, wie zerbrechlich Verfassungsordnun-
gen sein können. Deswegen, wenn es nicht unbedingt 
sein muss: Hände weg von der Verfassung!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ingo Vogel [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Gereon Bollmann.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Linken werben mit ihrem Antrag für ein Bundespro-
gramm, das ausweislich der Richtlinie Projekte der kul-
turellen Bildung für Kinder und Jugendliche fördern soll, 
„die von Risikolagen betroffen sind und dadurch in ihren 
Bildungschancen beeinträchtigt werden“. Nun beschei-
nigt man dem Programm mit einer Evaluation vom letz-
ten Sommer einen außerordentlichen Erfolg. Man sollte 
also glauben, eine Fortführung und Verstetigung des Pro-
gramms sei gut, jedenfalls auf den ersten Blick.

Schaut man allerdings etwas genauer hin, regt ein 
zweiter Blick zum Nachdenken über das an, was hier 
geschehen soll. Denn nach Artikel 7 Grundgesetz steht 
das „gesamte Schulwesen […] unter der Aufsicht des 
Staates“. Dadurch soll sichergestellt werden, dass allen 
Schülern angemessene Bildungschancen geboten wer-
den. Meine Damen und Herren, Bildung und Schule 
sind nach dem Grundgesetz der Gestaltung und Regelung 
des Staates unterstellt. Damit hat der Staat auch die Ver-
antwortung für die Gewährleistung von Erziehung und 
Bildung.

In der juristischen Literatur hierzu heißt es, Artikel 7 
des Grundgesetzes könne als eine grundrechtlich auf-
zufassende, objektive Grundsatznorm verstanden wer-
den, zumal sie zum besonders geschützten Katalog der 
Grundrechte gehört. Das Bundesverfassungsgericht 
nennt Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 2 Grundgesetz 
ein objektives Recht der Kinder und Jugendlichen auf 
schulische Bildung, gerichtet darauf, die Entwicklung 

zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit durch 
schulische Bildung zu unterstützen und zu fördern. Die-
ses Recht umfasst die Schulbildung in ihrer Gesamtheit.

Meine Damen und Herren, gehört nicht genau das, was 
die Bündnisse für Bildung hier leisten, zum originären 
Pflichtenkreis des Staates? Es geht um Zugang zu An-
geboten der kulturellen Bildung. Es ist aber ohne jeden 
Zweifel so, dass sich eine eigenverantwortliche Persön-
lichkeit nur entwickeln kann, wenn sie als Kind und Ju-
gendlicher Zugang zu Literatur, Musik, Bildender Kunst, 
Theater usw. hatte. Und das eben muss der Staat gewähr-
leisten.

(Beifall bei der AfD)
Nun mögen die Linken einwenden, der Staat fördere 

doch durch dieses Programm „Kultur macht stark“ ge-
rade die Bildung. Aber genau hier läuft etwas schief. 
Die Bildungsverpflichtung des Staates ist nämlich ge-
koppelt an das Neutralitätsgebot, eines der wichtigsten 
Grundprinzipien unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung, gegründet auf die Artikel 3, 20, 21 des 
Grundgesetzes. Der Staat darf und soll Werte vermitteln, 
nämlich die aus dem Grundgesetz, den Landesverfassun-
gen, dem einfachen Recht, dem untergeordneten Recht 
und dem Völkerrecht. Der Staat darf aber nicht differen-
zieren in gewünschte und ungewünschte Meinungen und 
Forderungen. Er darf insbesondere nicht Parteien diskri-
minieren.

(Beifall bei der AfD)
Wenn nun aber der Staat eigene Aufgaben an Privat-

organisationen vergibt, kann er sich dieser Neutralitäts-
pflicht entziehen; denn die privaten Bildungsträger und 
Vereine sind an diese gerade nicht gebunden. Das ist das 
Problem dieses Antrags, liebe Linke.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist Absicht!)
Einmal mehr soll die Vergabe an NGOs verschleiern, dass 
man die Neutralitätspflichten des Staates unterlaufen und 
einseitige Indoktrination ermöglichen will. Das, meine 
Damen und Herren, ist definitiv der falsche Weg.

Haben Sie Dank für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit. 
Ich wünsche allen eine schöne Sommerpause. Vielen 
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Martin Rabanus.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Schwerpunkt meiner Rede wird das Bundesprogramm 
„Kultur macht stark“ sein, aber vorher, sehr geschätzter 
Kollege Hose, will ich hier schon noch einmal hinterle-
gen, dass die Sozialdemokratie für die Aufnahme des 
Staatsziels Kultur in die Verfassung nicht nur war, son-
dern immer noch ist.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Ich halte es für richtig, dieses Ziel anzustreben, auch 
wenn ich weiß, dass wir dazu in Maßen unterschiedliche 
Auffassungen in der Koalition haben.

(Michael Hose [CDU/CSU]: Sie können ja 
nicht immer recht haben!)

Das vorausgeschickt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

Das Programm „Kultur macht stark“, ja, kulturelle Bil-
dung an sich eröffnet Chancen. Sie stärkt Kreativität und 
Selbstvertrauen, sie entwickelt Persönlichkeit, und sie 
eröffnet gesellschaftliche Teilhabe. Das Programm „Kul-
tur macht stark“ erreicht Kinder und Jugendliche, die 
sonst häufig eben nicht die Möglichkeit haben, von In-
halten der kulturellen Bildung zu profitieren. Genau des-
halb ist das Programm „Kultur macht stark“ seit vielen 
Jahren eine Erfolgsgeschichte. Es bringt Schulen, Biblio-
theken, Musikschulen, Vereine, Volkshochschulen zu-
sammen und damit viele, viele weitere Partnerinnen und 
Partner, die Angebote dort schaffen, wo sie wirklich ge-
braucht werden.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Hose [CDU/CSU])

Dieses Programm wirkt. Das zeigt jede Evaluierung; 
das ist schon gesagt worden. Tausende von Bündnissen 
für Bildung hat es gegeben. 1,5 Millionen junge Men-
schen sind damit erreicht worden. Deswegen ist es wich-
tig genauso wie die klare Botschaft: Dieses Programm 
muss weitergehen. Und dieses Programm wird auch wei-
tergehen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir – „wir“ meint natürlich das Ministerium, sehr ge-
schätzte Frau Staatssekretärin – müssen jetzt dafür 
sorgen, dass der Übergang bruchlos geschieht, damit 
wirklich direkt angeschlossen werden kann. Ich weiß, 
dass das Ministerium mit Hochdruck daran arbeitet, und 
das ist auch gut so.

Deswegen, liebe Linke, lieber David Schliesing, ist 
dieser Antrag überflüssig. Er kommt im Übrigen auch 
zu spät. Wenn wir jetzt erst anfangen würden, gemeinsam 
daran zu arbeiten, die unterschiedlichen Themen zu be-
wegen, die nötig sind, dann würden wir mit ziemlicher 
Sicherheit nicht mehr rechtzeitig um die Kurve kommen. 
Aber die gute Botschaft ist: Wir machen das längst.

(Beifall bei der SPD)
Ich möchte an dieser Stelle einmal ein herzliches Dan-

keschön sagen an das Ministerium, aber auch an die Kol-
leginnen und Kollegen der Union. Wir sind sehr vertrau-
ensvoll dabei, einen ganzen Strauß von Themen zu 
bewegen. Wir machen das sehr unaufgeregt. Wir machen 
das sachlich. Wir machen das vertrauensvoll und ergeb-
nisorientiert. Genau deswegen – das ist die harte Bot-
schaft – brauchen wir Ihren Antrag nicht.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Ich frage, ob ein Mitglied des Hauses 

anwesend ist, das seine Stimme noch nicht abgegeben 
hat. – Das ist nicht der Fall. Da es aber noch nicht 
13:29 Uhr ist, würde ich jetzt trotzdem noch den nächsten 
Redner aufrufen, bevor ich die Abstimmung schließe.

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 
der Abgeordnete Sven Lehmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank, sehr geschätzte Frau Präsiden-

tin. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Bundesregie-
rung ist jetzt ein Jahr im Amt. Das erste Jahr war sehr 
stark von Kulturkämpfen geprägt.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Nein, 
das stimmt gar nicht!)

Auf diese Kulturkämpfe folgt nun der Kulturabbau. Ge-
spart und gekürzt wird tatsächlich vor allem bei Kindern 
und Jugendlichen –

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

also da, wo sie lesen lernen, da, wo sie auch eigene 
Kreativität entwickeln.

Ich will zwei Beispiele nennen, die bisher nicht ge-
nannt wurden. Den KulturPass für junge Menschen hat 
Kulturstaatsminister Weimer bereits im letzten Jahr unter 
fadenscheiniger Begründung beerdigt. Eine große Fehl-
entscheidung übrigens!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Jetzt legt Bildungsministerin Prien – ich betone: Bil-
dungsministerin – nach, und zwar bei dem Programm 
„Lesestart 1-2-3“. Dieses Programm unterstützt Kinder 
und ihre Eltern bei der frühen Sprach- und Leseför-
derung. Es erreicht Familien genau dort, wo wir eben 
fast alle Kinder erreichen:

Kinderärztinnen und Kinderärzte verteilen bei den 
Vorsorgeuntersuchungen Bücher an Eltern und werben 
dafür, dass sie ihren Kindern vorlesen. Das ist übrigens 
oft das erste Buch für viele Familien. Das ist eine beste-
chende, eine einfache und eine wirksame Idee. Dieses 
Programm soll jetzt ohne Not und ohne Ersatz ein-
gestampft werden,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unfassbar!)

und das darf nicht passieren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und das ausgerechnet von einer Ministerin, die in 
Sonntagsreden immer wieder die Bedeutung vorschu-
lischer Bildung betont, die übrigens auch im Kuratorium 
der Stiftung Lesen sitzt – genauso wie ich – und die 
eigentlich wissen müsste, dass wir in Deutschland eine 
Lesekrise haben! Diese bekommen wir ganz sicher nicht 
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in den Griff, indem wir Kindern und Familien weniger 
Bücher geben. Wir brauchen mehr Bücher für Kinder und 
Familien in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Deswegen appelliere ich an Sie, liebe Kollegin und 
Kollegen der Koalition: Setzen Sie sich bitte dafür ein, 
dass Lesestart weitergeht. Der Kulturstaatsminister 
spricht ja sehr gerne von einem „Leuchtland“ Deutsch-
land. Wenn aber Kinder und Jugendliche weniger lesen, 
weniger Zugang zu Kultur haben, dann leuchtet irgend-
wann gar nichts mehr, und dann wird es ganz schön 
dunkel, und das sollten wir mit aller Kraft verhindern.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Stephan Mayer.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich glaube, man kann mir beileibe 
nicht unterstellen, dass ich nicht das Beste und auch nicht 
das Maximale für den Sport in Deutschland wollte. Trotz-
dem bin ich dezidiert gegen den Antrag der Linken, 
Kultur und Sport als Staatsziel ins Grundgesetz auf-
zunehmen. Ich muss ganz ehrlich sagen, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen von den Linken: Es entbehrt 
nicht einer gewissen Ironie, dass dieser Antrag aus-
gerechnet in dieser Woche und ausgerechnet heute debat-
tiert wird.

Wenn ich mir diese Woche anschaue: Was ist für den 
Sport passiert? Am Montag hat die Bundesregierung ei-
nen Haushaltsentwurf für das kommende Jahr beschlos-
sen, der einen Rekordsporthaushalt vorsieht; sage und 
schreibe 367 Millionen Euro stehen im Entwurf der Bun-
desregierung. Ich hoffe, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, dass wir diesen Ansatz im parlamentarischen 
Verfahren an der einen oder anderen Stelle auch noch 
deutlich erhöhen können. Also, das ist schon einmal 
eine gute Botschaft für den Sport: Ein Rekordhaushalt 
steht im kommenden Jahr an.

Gestern ist das Gründungsdokument für das Zentrum 
für Safe Sport unterzeichnet worden. Und heute Nach-
mittag werden wir in zweiter und dritter Lesung das erste 
Sportfördergesetz des Bundes debattieren und, wie ich 
hoffe, auch verabschieden.

Das waren jetzt nur drei Ereignisse, die zeigen, dass die 
jetzige Bundesregierung und auch die sie tragenden Koa-
litionsfraktionen unheimlich viel für den Sport tun. Ich 
möchte einmal behaupten: Es ist selten so viel für den 
Sport passiert wie in dieser Legislaturperiode.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das bringt mich auch, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, zu Ihrem Antrag. Ich halte überhaupt nichts 
von Verfassungslyrik. Was bringt die Aufnahme von 
neuen Staatszielen ins Grundgesetz, wenn nicht das Re-
gierungshandeln und das konkrete politische Handeln gut 
sind? Und genau darauf achten die Sportvereine in 
Deutschland: 86 000 Sportvereine in Deutschland, 
29 Millionen Sporttreibende in Deutschland. Ich möchte 
behaupten, für die ist nicht entscheidend, ob der Sport als 
Staatsziel im Grundgesetz steht. Für die ist entscheidend, 
dass Geld zur Verfügung gestellt wird, um die marode 
Turnhalle wieder zu sanieren und das Freibad wieder in 
Gang zu setzen. Das sind die entscheidenden Punkte. Und 
dafür tut gerade die jetzige Bundesregierung unheimlich 
viel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zum Beispiel in Form der Sportmilliarde. Die erste 
Tranche in Höhe von 333 Millionen ist schon entschie-
den.

(Jörn König [AfD]: Das ist reines Marketing, 
Herr Mayer! Das wissen Sie!)

Es wird in der zweiten Jahreshälfte eine zweite Tranche 
wieder in Höhe von 333 Millionen Euro geben. Wir tun 
ganz konkret etwas, obwohl wir, verfassungsrechtlich 
wohlgemerkt, gar nicht zuständig sind. Zuständig sind 
die Länder und die Kommunen. Aber ich finde es richtig, 
dass der Bund sich hier nicht seiner gesellschaftlichen 
Verantwortung entzieht und die Länder und Kommunen 
ganz konkret finanziell unterstützt, wenn es darum geht, 
die Sportinfrastruktur in Deutschland wieder auf Vorder-
mann zu bringen, wieder zu modernisieren. Das tut diese 
Bundesregierung ganz energisch und konstruktiv.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ein anderes wichtiges Beispiel: Wir haben dem Ehren-
amt in dieser Legislaturperiode so viel Aufmerksamkeit 
und Sichtbarkeit gegeben wie noch nie zuvor. Es gibt eine 
eigene Staatsministerin für Sport und Ehrenamt. Ich 
möchte an dieser Stelle auch sagen: Unsere Staatsminis-
terin Christiane Schenderlein macht einen tollen Job, en-
gagiert sich in herausragender Art und Weise und gibt 
dem Sport und dem Ehrenamt in Deutschland auch wirk-
lich Gesicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben den Ausschuss aufgewertet. Es gibt erst-
mals in der Geschichte unseres Landes einen Ausschuss 
für Sport und Ehrenamt. Jetzt wird der eine oder andere 
sagen: Na ja, was bringt denn ein Ausschuss, was bringt 
denn eine Staatsministerin? Wir wollen ganz konkret vor 
Ort bessere Rahmenbedingungen für ehrenamtliches En-
gagement haben. – Genau dafür sorgt diese Bundesregie-
rung. Wir sind momentan dabei, einen Zukunftspakt Eh-
renamt zu erarbeiten, in den ganz konkrete Vorschläge 
einfließen werden, wie wir ehrenamtliches Engagement 
in Deutschland wieder attraktiver machen können. Es 
geht darum, das Gemeinnützigkeitsrecht zu novellieren 
sowie das Zuwendungsrecht, das Steuerrecht und die Ab-
gabenordnung zu verbessern. Es wird an ganz konkreten 
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Vorschlägen gearbeitet, das Vereinsregister zu verein-
fachen. Beispiel Once-Only-Prinzip: Der Verein muss 
nur einmal die Daten melden und nicht bei jeder Behörde.

Wir werden Haftungserleichterungen ins Werk setzen, 
beispielsweise die schon bewährte Business Judgment 
Rule im Stiftungsrecht auf das Vereinsrecht übertragen 
und ins Bürgerliche Gesetzbuch aufnehmen. Das sind 
ganz konkrete Verbesserungen, die den Ehrenamtlichen 
vor Ort helfen, weil sie dann nicht Gefahr laufen, die 
Gemeinnützigkeit im Nachhinein zu verlieren.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, des-
wegen komme ich zu dem Ergebnis: Konkretes, gutes 
Regierungshandeln ist viel besser für den Sport als ein 
Staatsziel im Grundgesetz. Deswegen bitte ich nach-
drücklich um eine Ablehnung dieses Antrags.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich komme zurück zum Zusatzpunkt 28a. Die Zeit für 

die namentliche Abstimmung ist vorbei. Ich frage trotz-
dem noch einmal: Ist noch ein Mitglied des Hauses an-
wesend, das seine Stimme nicht abgegeben hat? – Das ist 
nicht der Fall. Damit schließe ich die Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen später 
bekannt gegeben.1)

Als Nächstes hat das Wort für die AfD-Fraktion der 
Abgeordnete Sven Wendorf.

(Beifall bei der AfD)

Sven Wendorf (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Liebe Gäste und Zuschauer! Die Linken möchten 
Kultur und Sport als Staatsziel im Grundgesetz ver-
ankern. Die Stärkung von Kultur und Sport ist grund-
sätzlich ein nachvollziehbares Anliegen. Ich glaube 
kaum, dass irgendjemand in diesem Hohen Haus ernst-
haft bestreitet, dass Kultur und Sport einen hohen Wert 
für unsere Gesellschaft haben. Sie stiften Identität, schaf-
fen Gemeinschaft, verbinden Generationen. Insbesondere 
der Schutz der deutschen Kultur – und welche andere 
sollte man im Grundgesetz verankern wollen? – ist ein 
durchaus ehrenwertes Ziel. Spätestens bei diesem Gedan-
ken müssen dem geneigten Leser angesichts der Verfas-
ser jedoch Zweifel an deren Absichten kommen. Und in 
der Tat, schon nach den ersten sechs Sätzen spricht man 
von „wachsender Polarisierung, zunehmender Demokra-
tiefeindlichkeit und rechter Unterwanderung“. Da offen-
bart sich dann die eigentliche Intention: die Sicherung 
linker Hegemonie durch mehr staatlichen Einfluss. Dabei 
ist der von linker Seite so oft beklagte Rechtsruck nichts 
anderes als eine normale, gesunde Reaktion der Bevölke-
rung nach Jahrzehnten einer völlig ausgeuferten linken 
Politik.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte!)

Der Antrag zeugt jedoch vom üblichen Unverständnis 
dieser Situation. So beklagt er das Schwimmbadsterben. 
Dann heißt es: „Wo der Staat […] Sportstätten schließt, 
füllen rechtextreme Gruppen gezielt dieses Vakuum auf.“ 
Dabei ist heutzutage das Gegenteil der Fall, nämlich dass 
gerade ein Besuch im Schwimmbad viele Besucher radi-
kalisiert. Das sind Orte, an denen die Folgen der geschei-
terten linken Migrations- und Integrationspolitik offen-
sichtlich werden.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt hört es aber auf! 
Diese Hetze die ganze Zeit!)

Aber natürlich hat Sport generell eine integrative Wir-
kung und ist gut für die menschliche Entwicklung nicht 
nur in Bezug auf reine physische Fitness. Es geht auch um 
die Vermittlung eines positiven Leistungsgedankens, die 
Wettkampf- und Wettbewerbsfähigkeit. Gerade linke 
progressive Kräfte arbeiten aber seit Jahren daran, diese 
grundlegenden positiven Effekte mit Konzepten wie 
„Fußball, ohne Tore zu zählen“ abzuschwächen. Das 
wird Ihnen letztendlich aber wohl kaum gelingen.

(Stephan Brandner [AfD]: Fußball ohne Bäl-
le!)

Denn – und das auch den Grünen zur Warnung, die ihren 
männlichen Anhängern jetzt das Krafttraining erlauben 
wollen – es gibt Studien, die eine Verbindung von physi-
scher Stärke mit rechter Weltsicht nachgewiesen haben. 
Also Vorsicht, sonst haben Sie hier bald noch etwas mehr 
Wählerwanderung, wenn Herr Hofreiter einen Aufnah-
meantrag bei uns stellt.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Aber zurück zur vorliegenden Drucksache. Es wäre 
kein Antrag der Linken, wenn nicht noch im letzten Ab-
satz die übliche Umverteilung gefordert würde. So etwas 
ins Grundgesetz? Eher nicht. Aber auch generell muss 
man sich fragen, ob das Grundgesetz, das Fundament 
unseres Staates, alle naselang geändert, ergänzt und um-
geschrieben werden muss.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie wollen doch das Asylrecht abschaffen!)

Jedes neue Staatsziel stärkt zwangsläufig den Einfluss 
des Staates auf den jeweiligen Bereich. Doch gerade die 
Kunst lebt davon, dass sie frei ist, nicht davon, dass sie 
sich immer stärker an staatlichen Leitbildern und politi-
schen Erwartungen orientieren muss.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deswegen sollte man das Programm der AfD 
für Sachsen-Anhalt lesen!)

Und die Antragsteller haben ganz offensichtlich die Er-
wartung, Kultur und Sport in ihrem „Kampf gegen 
rechts“ zu instrumentalisieren. Das wäre ganz sicher 
nicht im Sinne der Verfasser unseres Grundgesetzes.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)1) Ergebnis Seite 11187 D
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Aydan Özoğuz.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aydan Özoğuz (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es wurde schon gesagt: Diese Koalition bringt 
den Sport in Deutschland richtig voran, und es lohnt sich 
wirklich, das noch mal zu sagen. Daher danke für den 
Antrag. So haben wir die Gelegenheit, noch mal dazu 
auszuführen.

(Beifall des Abg. Dr. Christos Pantazis [SPD])
Gestern wurde im Bundeskanzleramt das Zentrum für 

Safe Sport gegründet. Die Umsetzung des Safe Sport 
Codes wird bis Ende 2028 für alle Bundessportfachver-
bände verbindlich sein. Ich möchte daran erinnern, dass 
gestern eine Betroffene sehr deutlich sagte: Bisher war es 
ein großes Problem, überhaupt etwas zu sagen. Das 
Schlimmste, wenn man darüber berichtet hat, aber war, 
dass sich dann nichts getan hat. – Jetzt gibt es eine or-
dentliche Begleitung und eine fachliche Verankerung, 
und wir sind der Staatsministerin sehr dankbar, dass sie 
sich so sehr dafür eingesetzt hat und wir das gestern ver-
abschieden konnten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wir verankern das entsprechend im Sportfördergesetz, 
das wir später hier noch verabschieden wollen. Das ist 
ganz wichtig; denn damit wird der Spitzensport grund-
legend reformiert. Und das ist wirklich ein riesiger 
Schritt. Das haben wir so noch nicht gemacht, und es ist 
wichtig, dass das auf eigene Füße gestellt wird. Also auch 
hier bringen wir den Spitzensport wirklich voran.

Wir unterstützen die Kommunen beim Ausbau ihrer 
Infrastruktur. Das wurde auch schon gesagt. Ich glaube 
aber, man muss ab und zu erwähnen, dass eigentlich die 
Bundesländer dafür zuständig sind, der Bund aber im 
Besonderen unterstützt, weil wir sehen, dass der Bedarf 
groß ist. Wir tun das für Sportstätten, wir tun das für 
Schwimmbäder, und das machen wir mit großem Elan. 
Das ist ein wichtiger Schritt. Gut, dass wir es tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich möchte auch noch sagen, dass die Medaillenprä-
mien der Sporthilfe seit diesem Jahr nicht mehr besteuert 
werden. Das wird gerade die Athletinnen und Athleten, 
die erfolgreich sind, auch noch mal voranbringen.

Die Debatte über die Aufnahme von Sport und Kultur 
als Staatsziel ist nicht so ganz neu, wir haben sie hier 
durchaus schon geführt.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie glauben noch 
nicht mal, dass es eine deutsche Kultur gibt! – 
Gegenruf der Abg. Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da redet der Richti-
ge!)

– Ja, Herr Reichardt, das sind wieder Ihre Fake News.
Das kann man immer schön behaupten.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, ja, Fake News! 
Sie können sich mal beim deutschen Volk ent-
schuldigen für die Beleidigungen, die Sie hier 
aussprechen! – Gegenruf der Abg. Claudia 
Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ganz 
still! – Gegenruf des Abg. Martin Reichardt 
[AfD]: Ich bin überhaupt nicht still, und schon 
gar nicht, wenn Sie es sagen! Sie haben mir gar 
nix zu sagen!)

Ich wollte nur sagen, wir haben hier schon mal darüber 
debattiert, und ich persönlich habe dafür durchaus sehr 
große Sympathien. Ich möchte Ihnen aber sagen: Im Bun-
desland Hamburg zum Beispiel erreichen laut dem letzt-
jährigen DKV-Report 77,7 Prozent der Menschen tat-
sächlich die Ziele der Bewegungsempfehlung der 
WHO, und Hamburg hat das in seiner Verfassung nicht 
als entsprechendes Staatsziel. Ich möchte nur deutlich 
machen: Es ist trotzdem möglich, aber es ist nicht das 
Wichtigste und einzig Notwendige, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit.

Aydan Özoğuz (SPD):
– um hier wirklich erfolgreich zu sein. Aber wir debat-

tieren ja noch weiter darüber.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Claudia Roth.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! 

Kulturelle Bildung endet nicht an unseren Landesgren-
zen. Sie lebt ja gerade vom internationalen Austausch, 
von Begegnungen und von jungen Menschen, die Brü-
cken bauen zwischen Gesellschaften. Und genau dafür 
gibt es seit mehr als 15 Jahren „kulturweit“. Das 
Programm ermöglicht jungen Menschen, internationale 
Freiwilligendienste zu leisten: an Goethe-Instituten, an 
deutschen Auslandsschulen, an UNESCO-Projekten 
weltweit. Gleichzeitig bringt es junge Menschen aus aller 
Welt zu uns nach Deutschland. Viele Tausende haben so 
internationale Erfahrungen gesammelt und konkret zu 
kultureller Verständigung beigetragen. Umso unverständ-
licher ist es, dass dieses bewährte und erfolgreiche An-
gebot jetzt ersatzlos gestrichen werden soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Ich sage: Wer heute bei „kulturweit“ kürzt, der spart 
nicht nur an einem Programm, er spart an internationaler 
Verständigung, an kulturellem Austausch, vor allem aber 
spart er an jungen Menschen, die Verantwortung über-
nehmen wollen, und das obwohl das Auswärtige Amt 
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selbst dem Programm bescheinigt, dass es – ich zitiere – 
„in der Qualität seiner Arbeit Maßstäbe setzt und über 
einen hervorragenden Ruf verfügt“. Zitat Ende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht um 5 Millionen Euro; das ist ein vergleichs-
weise niedriger Betrag im Haushalt des Auswärtigen 
Amts. Der politische Schaden aber ist um ein Vielfaches 
größer. Denn was ist das denn für ein Signal an die jungen 
Menschen? KulturPass – weg, „kulturweit“ – weg, für 
den Wehrdienst werden sie allerdings gebraucht.

Und deshalb: Nehmen Sie die Entscheidung zurück! 
Sichern Sie „kulturweit“, und zeigen Sie bitte, dass Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik mehr ist als ein Spar-
posten. Sie ist eine Investition in Frieden, in Verständi-
gung und in die Zukunft unseres Landes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/6466 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
wünschen Federführung beim Ausschuss für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die Fraktion Die 
Linke wünscht Federführung beim Ausschuss für Kultur 
und Medien.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion Die Linke. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Das sind die Fraktionen Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Fraktionen SPD, CDU/CSU und 
AfD. Wer enthält sich? – Niemand. Der Überweisungs-
vorschlag ist abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD, also 
Federführung beim Ausschuss für Bildung, Familien, Se-
nioren, Frauen und Jugend. Wer stimmt für diesen Über-
weisungsvorschlag? – Das sind die Fraktionen SPD, 
CDU/CSU und AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der Über-
weisungsvorschlag ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 25b. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 21/6099 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Auch hier ist die Federführung strittig. Die Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD wünschen Federführung 
beim Ausschuss für Sport und Ehrenamt, die Fraktion 
Die Linke wünscht Federführung beim Ausschuss für 
Recht und Verbraucherschutz.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion Die Linke. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Das sind die Fraktionen Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Fraktionen SPD, CDU/CSU und 
AfD. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der 
Überweisungsvorschlag ist abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, also Fe-
derführung beim Ausschuss für Sport und Ehrenamt. Wer 
stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Das sind 
die Fraktionen SPD, CDU/CSU und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Der Überweisungsvorschlag ist angenommen.

Zusatzpunkt 20. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Das 
Freiwilligenprogramm „kulturweit“ erhalten – Internatio-
nalen Freiwilligendienst sichern und stärken“. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/6987, den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/5517 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Fraktionen SPD, CDU/CSU und AfD. Ich mache die 
Gegenprobe: Wer stimmt dagegen? – Das ist Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Die Beschlussempfehlung ist an-
genommen.

Ich komme zurück zu Zusatzpunkt 28a. Protokoll über 
das von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung des Gebäude- 
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes und zur Ände-
rung weiterer Vorschriften im Wärmebereich: 

Abgegebene Stimmkarten 594. Mit Ja haben gestimmt 
322, mit Nein haben gestimmt 272. Es gab keine Ent-
haltungen. Der Gesetzentwurf ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            594;
davon

ja: 323
nein: 271

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens

Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß

Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier

Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
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Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob

Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt

Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße

Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Rasha Nasr
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
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Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

Nein
AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Torben Braga
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Marcus Bühl

Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Christian Douglas
Christopher Drößler
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner
Kay Gottschalk
Christoph Grimm
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Heinrich Koch
Jürgen Koegel
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller

Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Martin Reichardt
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Angela Rudzka
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Stefan Schröder
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Dr. Alice Weidel
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär

Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Victoria Broßart
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Timon Dzienus
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Dr. Anton Hofreiter
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
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Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Lorenz Gösta Beutin
Violetta Bock
Jorrit Bosch

Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß

Cem Ince
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz

Lisa Schubert
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Fraktionslos

Jan Wenzel Schmidt
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zu weiteren Abstimmungen.
Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt 

unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/7009, eine Entschließung anzunehmen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Fraktionen SPD und CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Fraktionen Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen und AfD. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Die Beschlussempfehlung ist an-
genommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/7071. Wer stimmt dafür? – Das ist die Fraktion 
der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Gibt es 
Enthaltungen? – Die Fraktion Die Linke. Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt.1)

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 24a und 
24b sowie Zusatzpunkt 19: 

24 a) – Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Abweichung von dem Anpassungsver-
fahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abge-
ordnetengesetzes für das Jahr 2026 (An-
passungsverfahrensabweichungsgesetz 
2026) 

Drucksache 21/6330

– Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Stephan Brandner, Fabian 
Jacobi, Peter Bohnhof, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der AfD eingebrach-

ten Entwurfs eines Gesetzes zur Strei-
chung der automatischen Anpassung 
der Abgeordnetenentschädigung 
Drucksache 21/331

– Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion Die Linke eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Aussetzung des An-
passungsverfahrens gemäß § 11 Absatz 4 
des Abgeordnetengesetzes für das Jahr 
2026 (Anpassungsverfahrensausset-
zungsgesetz 2026) 
Drucksache 21/5588
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuss)
Drucksache 21/6851

b) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Alexander 
Arpaschi, Marc Bernhard, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der AfD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Ermöglichung 
des Verzichts auf die Amtsbezüge durch 
Mitglieder der Bundesregierung und Par-
lamentarische Staatssekretäre 
Drucksache 21/5477
Beschlussempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuss)
Drucksache 21/6673

ZP 19 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages1) Anlage 6
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hier: Anwesenheitserfassung an Sitzungstagen

Drucksache 21/6911
(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und für die CDU/CSU- 
Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Dr. Hendrik 
Hoppenstedt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
sicher ärgerlichste unter allen vermeintlichen Privilegien 
der Bundestagsabgeordneten – so hat es Norbert Lam-
mert mal bezeichnet – ist, dass wir in der Pflicht stehen, 
über unsere eigene Diätenerhöhung zu entscheiden. In 
seiner Amtszeit ist das geltende Verfahren eingeführt 
worden. Danach beschließen wir zu Beginn der Legisla-
tur, ob unsere Bezüge jährlich an die allgemeine Lohn-
entwicklung angepasst werden sollen oder nicht. Wir ha-
ben dabei volle Flexibilität. Wir können das aussetzen; 
das haben wir im Jahre 2020 schon mal gemacht, als die 
Coronapandemie wütete. Wir als Koalition schlagen es 
Ihnen mit diesem Gesetzentwurf auch für dieses Jahr vor.

Warum tun wir das? Unser Land befindet sich, ange-
stoßen durch die Koalition, in einem tiefgreifenden Re-
formprozess. Diese Reformen betreffen vor allen Dingen 
die Sozialversicherungssysteme in unserem Land. Der 
Sinn dieser Reformen ist, dass wir in fünf oder zehn 
Jahren weiter die Möglichkeit haben – so wie es in den 
vergangenen Jahrzehnten in diesem Land auch schon der 
Fall war –, in einem relativen Wohlstand zu leben, dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer viel Netto vom 
Brutto haben.

(Lachen des Abg. Jörn König [AfD])

Das Ziel ist, dass die deutsche Wirtschaft weiter wett-
bewerbsfähig bleibt, damit wir auch in der Zukunft si-
chere und gute Arbeitsplätze in Deutschland haben kön-
nen. Aber dazu bedarf es jetzt Reformen und Einschnitte, 
und diese beinhalten auch Zumutungen. Als sichtbares 
Zeichen, dass wir genau das anerkennen, schlagen wir 
Ihnen vor, dieses Jahr die Diätenanpassung auszusetzen.

(Beatrix von Storch [AfD]: „Schlagen wir 
Ihnen doch vor“, wollten Sie wohl sagen! 
Das war ja nicht geplant! – Dr. Fabian Fahl 
[Die Linke]: War ja nicht Ihre Idee!)

Meine Damen und Herren, wir sollten uns dabei aber 
auch – das sage ich ganz ausdrücklich – nicht kleiner 
machen, als wir sind. Deswegen plädiere ich dafür, dass 
das jetzt die Ausnahme bleibt und wir das nicht zum 
Regelfall machen. Ich plädiere auch dafür, dass das, 
was im Abgeordnetengesetz schon verankert ist – dass 

wir uns an der Bezahlung der obersten Bundesrichter 
wie auch der Bürgermeister mittelgroßer deutscher Städte 
orientieren –, ausdrücklich bestehen bleibt.

Wir müssen heute aber auch über einen Gesetzentwurf 
der AfD entscheiden. Die AfD möchte die rechtlichen 
Grundlagen dafür schaffen, Mitgliedern der Bundesregie-
rung und Parlamentarischen Staatssekretären den Ver-
zicht auf Teile ihrer Amtsbezüge zu ermöglichen,

(Stephan Brandner [AfD]: Genau!)

angeblich um Akzeptanz in der Bevölkerung für die Bun-
desregierung zu generieren.

(Stephan Brandner [AfD]: So sind wir!)

Da fragt man sich schon ein bisschen irritiert, seit wann 
Ihnen die Akzeptanz der Bundesregierung am Herzen 
liegt. Das ist ja was ganz Neues. Aber schön, dass Sie 
heute mal damit anfangen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Stephan Brandner [AfD]: Schon 
immer! – Peter Bohnhof [AfD]: Wir denken an 
die Zukunft, Herr Kollege! – Jörn König 
[AfD]: Herr Hoppenstedt, schon immer liegt 
uns die Akzeptanz der Bundesregierung am 
Herzen!)

Aber noch besser wäre es, wenn Sie eigentlich bei sich 
selber anfangen würden. Wir haben im letzten Jahr zur 
Kenntnis nehmen müssen, was Sie im Rahmen der Ver-
wandtenaffäre alles getrieben haben – dass Sie sich 
schlichtweg gegenseitig einstellen, um Ihre Familienein-
kommen zu erhöhen –

(Jörn König [AfD]: Das müssen Sie sagen! Das 
müssen Sie sagen mit Herrn Spahn als Frakti-
onsvorsitzendem! Also, ich würde da ganz ru-
hig bleiben, Herr Hoppenstedt! Ganz ruhig! – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Richtig!)

oder dass sich die Funktionszulagen Ihrer Fraktionsspitze 
schlichtweg verdoppelt haben, Frau Weidel, von 6 000 
auf 12 000 Euro im Monat.

(Zuruf von der SPD: Unerhört! Selbstbedie-
nungsmentalität!)

Auch das sind ja Steuermittel.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie was zu 
Kai Wegner in Berlin!)

Insoweit würde ich sagen: Wer Wasser predigt und Wein 
trinkt, sollte mal relativ still sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich bitte, meine Damen und Herren, um Zustimmung 
zu unserem Gesetzentwurf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Stephan Brandner.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir pre-

digen Wasser und trinken Wasser, Herr Hoppenstedt.
(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 

wäre ja ganz was Neues!)
Wie Sie sehen, trinke ich hier vorne Wasser.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Eijeijei! – Tim 
Klüssendorf [SPD]: Wow!)

So sind wir.
Wir befinden uns auch nicht in einem Reformprozess, 

Herr Hoppenstedt; wir befinden uns in einer tiefen Krise 
in Deutschland, und die ist hervorgerufen durch Ihre ka-
tastrophale Altparteienpolitik. Das wollen wir mal klar-
stellen. Deshalb kommen Sie jetzt auf die Idee, einmalig 
die Diätenerhöhung in Deutschland auszusetzen. Damit 
sind Sie auf dem richtigen Weg, ungefähr da, wo die AfD 
seit zehn Jahren ist; denn wir sehen das Ganze ja kritisch.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ach, so ein 
Quatsch! Habt ihr noch nie beantragt!)

Aber Sie sind natürlich populistisch angetrieben. Sie 
haben Angst vor den Bürgern.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Natürlich nicht!)
Sie versuchen jetzt irgendwie, das Ganze in die Spur zu 
bringen, haben sich aber schon einen Ausweg gebaut. 
Wer aufmerksam zugehört hat, hat gemerkt: Demnächst 
sollen sich die Diäten wieder an den R6-Bezügen von 
Richtern orientieren.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
steht im Gesetz!)

Das heißt, im nächsten Jahr – Nachtigall, ick hör dir 
trapsen – wollen Sie wahrscheinlich einen richtig großen 
Schluck aus der Pulle nehmen,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Nein! 
Stimmt nicht! Das ist einfach nicht richtig!)

und das werden wir dann natürlich den Menschen drau-
ßen vermitteln.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Unser Gesetzentwurf ist besser, er ist grundsätzlicher, 

er liegt seit zehn Jahren vor. Sie lehnen ihn immer wieder 
ab. Nun sind Sie ein bisschen auf dem richtigen Weg. 
Auch wenn es uns schwerfällt, stimmen wir natürlich 
Ihrem Gesetzentwurf zu.

(Lachen des Abg. Dr. Johannes Fechner 
[SPD])

Denn der ist besser als nichts.
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!)

Besser ist unserer. Wir stimmen ja nacheinander ab. Sie 
können sich ja noch überlegen, ob Sie nicht hinterher 
auch unserem Gesetzentwurf zustimmen, sodass wir die 

automatische Diätenerhöhung nicht einmal, sondern für 
immer aussetzen. Aber das heißt nicht – das sage ich auch 
immer wieder; denn das gehört dazu –, dass wir grund-
sätzlich gegen Diätenerhöhungen sind.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha! Die Kohle 
nehmt ihr schon immer mit!)

Wir sind überzeugt davon, dass die Bürger sagen: Diäten-
erhöhungen sind angemessen, wenn wir Deutschland auf 
den rechten Weg bringen, wenn wir Deutschland zum 
Blühen bringen, wenn die Wirtschaft in Deutschland flo-
riert, wenn die Bildung wieder Weltspitze ist, wenn die 
Renten- und Krankenversicherung hervorragend sind, 
wenn die Energiepreise günstig sind und Straßen und 
Brücken befahrbar und sicher sind. Dann sind die Bürger 
draußen und natürlich auch wir für Diätenerhöhungen. 
Aber dafür spricht natürlich zurzeit aufgrund Ihrer kata-
strophalen Politik leider überhaupt nichts; das muss man 
so statuieren.

(Beifall bei der AfD)

Mit dem zweiten Gesetzentwurf – Sie haben es an-
gesprochen – wollen wir ermöglichen, dass nicht nur 
die Abgeordneten in Demut Verzicht üben, sondern 
auch die Mitglieder der Bundesregierung: Kanzler, Mi-
nister, Staatssekretäre. Denn sie sind maßgeblich für die 
katastrophalen Zustände in Deutschland verantwortlich.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Aber 
die sind ja auch alle Parlamentarier!)

Angeblich dürften die bisher gar nicht verzichten. Ich 
habe mal gefragt. Da wurde gesagt, das dürfte man gar 
nicht. Wie schade! Warum das Ganze nicht sein kann, 
bleibt im Dunkeln. Wir machen jetzt das Licht an und 
schaffen Abhilfe. Wer von der Bundesregierung verzich-
ten möchte, kann mit gutem Beispiel vorangehen. Da ist 
ja auch viel Luft nach oben: monatliches Amtsgehalt von 
20 000 Euro, Zuschläge, Dienstaufwandsentschädigung, 
Amtswohnung, Reisekosten, Umzugserstattung, Beihil-
fe, Personal, Büros – wir erinnern uns an das Klappern 
mit den Dienstwagenschlüsseln – und andere Annehm-
lichkeiten. Wer verzichten möchte, hat wirklich die Mög-
lichkeit, das zu tun.

Nur vier Minister sind keine Abgeordneten. Das heißt, 
die anderen Minister profitieren nicht nur von den Mi-
nisterbezügen, sondern auch noch von den Abgeord-
netendiäten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das wird doch 
verrechnet!)

Auch da sollten Sie in sich gehen und schauen, wie es 
weitergeht. Andere Länder gehen dabei voran. Neusee-
land, Argentinien und Japan haben das bereits – wie von 
uns vorgeschlagen – gemacht und sind damit glücklich 
geworden.

Und Sie lernen vielleicht aus dieser Debatte, meine 
Damen und Herren von den Altparteien,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das wäre das 
erste Mal, dass man von Ihnen was lernen 
kann!)
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dass Sie am besten immer gleich dem zustimmen, was 
wir im Deutschen Bundestag fordern; denn dann geht es 
Deutschland irgendwann wirklich besser.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Dr. Johannes Fechner.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Ja, wir führen 
hier in diesen Tagen und Wochen harte Spardiskussionen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo sparen Sie 
denn? Sie schröpfen die Bürger nur noch mehr! 
Wo genau wird gespart?)

Weil viele Gemeinden, viele Unternehmen sowie viele 
Bürgerinnen und Bürger vor großen finanziellen Heraus-
forderungen stehen, ist es das richtige Signal, dass wir 
jetzt die eigentlich anstehende Diätenerhöhung stoppen. 
Wir haben schon letztes Jahr 600 Euro pro Monat mehr 
bekommen; jetzt wären es nach dem Mechanismus 
500 Euro. Es ist das richtige Signal, diese Erhöhung jetzt 
auszusetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Jörn 
König [AfD]: Das ist aber kein Sparen!)

Dabei ist der grundsätzliche Mechanismus, den wir uns 
schon 2013 gegeben haben, richtig: Die Diäten steigen 
nur dann, wenn die Löhne der Bürger steigen, und zwar 
im gleichen Verhältnis, und sinken die Löhne der Bürger, 
wie wir es zu Coronazeiten erlebt haben, dann sinken im 
gleichen Verhältnis – wie geschehen – auch die Diäten. 
Das ist ein sehr guter Mechanismus, vor allem, weil er 
verhindert, dass wir jedes Jahr im Bundestag – das wäre 
die Konsequenz aus dem Gesetzentwurf der AfD – über 
unser eigenes Gehalt abstimmen müssen.

(Stephan Brandner [AfD]: Da haben Sie Angst 
vor! Warum denn nicht?)

Das hätte, wie man bei mir in Baden-Württemberg sagt, 
ein gewaltiges Geschmäckle.

(Jörn König [AfD]: Ja, aber beim Steuertarif 
auf Rädern wollen Sie jedes Jahr darüber ab-
stimmen mit Jahressteuergesetz! – Stephan 
Brandner [AfD]: Dafür stimmen Sie alle vier 
Jahre über das Gehalt ab! Macht die Sache jetzt 
auch nicht besser!)

Deswegen ist es richtig, dass wir an diesem Mechanismus 
festhalten, liebe Kolleginnen und Kollegen, und dieses 
ganz klare Signal setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Es ist übrigens auch dienlich, wenn wir schnell den Vor-
schlag der Alterssicherungskommission umsetzen. Wir 
wollen, dass auch Abgeordnete in die gesetzliche Renten-
versicherung einzahlen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das glaube ich 
Ihnen nicht! Hätten Sie seit Jahrzehnten ma-
chen können!)

Ich darf daran erinnern – für alle, die sagen, wir mach-
ten uns hier die Taschen voll und sparten nicht bei uns 
selber –: In der letzten Wahlperiode haben wir etwas 
geschafft in der Ampel, was uns viele nicht zugetraut 
haben, was wir über viele Jahre diskutiert haben: Wir 
haben die Zahl der Sitze im Deutschen Bundestag deut-
lich um mehr als 100 reduziert. Da gibt es Institute, die 
sagen: Damit sparen wir 600 Millionen Euro pro Wahl-
periode ein. Also, wir setzen hier die richtigen Signale, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, und sparen auch bei uns 
selber.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir beschließen heute auch einen weiteren Schritt zur 
Digitalisierung unserer Parlamentsarbeit, nämlich die 
elektronische Anwesenheitsliste. Warum machen wir 
das? Bisher ist es so, dass jedes Jahr etwa 55 000 Blatt 
Papier benötigt werden, um die Anwesenheitslisten auf 
Papier vorzulegen. Für die Zuschauerinnen und Zuschau-
er: Wir müssen an jedem Sitzungstag unterschreiben, 
sonst kostet es Strafe. – Die Bearbeitung der Listen kostet 
etwa 1 000 Arbeitsstunden pro Jahr. Unser Personal, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, können wir in der Par-
lamentsarbeit effektiver einsetzen. Deswegen wollen wir 
in der Geschäftsordnung eine neue Rechtsgrundlage da-
für schaffen, dass wir eine elektronische Anwesenheits-
liste bekommen. Das ist ein wichtiger Schritt, um den 
Bundestag noch digitaler zu machen.

Ich persönlich sehe das auch als einen Anlass, im 
Herbst, wenn wir die elektronische Anwesenheitsliste 
einführen, die Diskussion um die Einführung einer elek-
tronischen Abstimmungsanlage hier bei uns im Bundes-
tag, wie es sie in vielen anderen Ländern gibt, neu zu 
starten.

(Jörn König [AfD]: Das ist das letzte Mal 
schon krachend gescheitert!)

Das wäre ein weiterer Schritt, die Parlamentsarbeit zu 
digitalisieren.

Vielen Dank und eine schöne Sommerpause.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort der Abgeordnete Helge Limburg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst zu Ihnen, Herr Brandner, weil 
Sie und Ihre Fraktion sich hier sich als Saubermänner 
inszenieren wollen:

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind wir!)
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Ich darf daran erinnern, dass in der vergangenen Wahl-
periode Ermittlungen gegen den damaligen AfD-Bundes-
tagsabgeordneten Petr Bystron eingeleitet worden sind 
wegen des Verdachts, Bargeld in großer Menge aus Russ-
land angenommen zu haben,

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist daraus ge-
worden?)

um hier die öffentliche Meinung zugunsten Russlands zu 
beeinflussen.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist daraus ge-
worden?)

Auch Unterlagen über den Besitz von Goldbarren und 
Ähnlichem wurden bei ihm gefunden.

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! – Stephan 
Brandner [AfD]: Was ist daraus geworden? 
Sagen Sie doch mal! Nix!)

Was war die Konsequenz daraus? Nicht etwa, dass Ihre 
Partei gesagt hat: Ein so ungeheuerlicher Verdacht muss 
mindestens zum Ruhen des Mandats führen, den ziehen 
wir erst mal zurück.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie soll denn ein 
Mandat ruhen? Erklären Sie uns das mal! Sie 
haben von nichts eine Ahnung, Herr Limburg!)

Nein, Sie haben ihn weggelobt ins Europaparlament nach 
Straßburg und Brüssel. Da ist er bis heute Abgeordneter 
Ihrer Partei. Das ist die Wahrheit, wie Sie mit solchen 
Dingen umgehen, Herr Brandner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Meine Damen und Herren, unsere Diäten sind Anfang 
dieses Monats deutlich gestiegen, und zwar um rund 
500 Euro, trotz der Krise, in der wir uns befinden, und 
trotz frühzeitiger Forderungen von uns Grünen, von den 
Linken,

(Peter Bohnhof [AfD]: … und der AfD!)
auf die Erhöhung in diesem Jahr zu verzichten. Zunächst 
hat ausgerechnet Jens Spahn, der Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU, diese Erhöhung im Fernsehen ausdrück-
lich verteidigt. Erst spät hat die Koalition dann realisiert, 
dass in dieser Krisensituation eine solche Erhöhung viel-
leicht doch nicht vertretbar ist, und zwar auch dann nicht, 
wenn man, wie wir Grüne, grundsätzlich den Mechanis-
mus zur Ermittlung der Diätenhöhe ausdrücklich richtig 
findet.

Als die Koalition dann endlich umgeschwenkt ist und 
eingesehen hat, dass die Erhöhung nicht haltbar ist, war 
es zu spät, um die Erhöhung zum 01.07. zu stoppen. 
Deswegen haben wir jetzt diese komplizierte Gesetzes-
lage.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: So 
kompliziert ist sie wirklich nicht!)

Wir haben ein Chaos.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Kein Chaos!)
– Herr Kollege, doch! Anders kann man das nicht be-
zeichnen. – Wir haben die Erhöhung bekommen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Klare Linie! Das 
wird verrechnet!)

Wir werden zum August eine Senkung um rund 
1 000 Euro bekommen – das ist ja auch richtig –, um 
dann im September wieder bei dem Betrag vom Juni zu 
landen. Liebe Koalition, das hätten Sie alles viel ein-
facher haben können, wenn Sie frühzeitig auf die Grünen 
gehört hätten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Wenn Sie auf uns 
gehört hätten, dann wäre das Chaos erst gar 
nicht entstanden!)

Meine Damen und Herren, wir sollten die Debatte in 
der Tat nutzen, um auch andere Themen aufzugreifen. 
Der Kollege Fechner hat gerade schon das Thema Alters-
sicherung angesprochen. Wir finden es ausdrücklich rich-
tig, dass die langjährige grüne Forderung, dass auch 
Abgeordnete in die gesetzliche Rentenversicherung ein-
zahlen sollen, nun endlich aufgegriffen wird.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben doch re-
giert! Warum haben Sie das nicht gemacht?)

Die Rentenkommission dieser Regierung hat ein entspre-
chendes Vorgehen empfohlen. Unsere Hand ist Ihnen 
gegenüber ausgestreckt. Wir sind bereit, das gemeinsam 
schnellstmöglich auf den Weg zu bringen.

Wenn wir das möglicherweise nicht in den kommen-
den Monaten hinbekommen, weil es in der Tat einige 
nicht ganz unkomplizierte gesetzestechnische Änderun-
gen braucht, dann sollten wir doch schnell dazu kommen, 
die Höhe der Altersentschädigung von 2,5 Prozentpunk-
ten pro Jahr auf 2,0 Prozentpunkte abzusenken. Das 
würde uns näher an die Höhe der Beamtenversorgung 
heranführen, und es wäre in diesen Zeiten in der Tat 
auch ein wichtiges Zeichen des Sparens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ein ganz anderes Zeichen 
setzt die Koalition mit ihren jüngsten Beschlüssen zur 
Pflicht zur Krankschreibung ab Tag eins. Und ganz ne-
benbei vergrößern Sie damit übrigens die Kluft zwischen 
den Arbeitsbedingungen von Abgeordneten und denen 
der meisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die-
sem Land. In Nichtsitzungswochen müssen wir uns, 
wenn wir krank sind, überhaupt nicht entschuldigen. In 
Sitzungswochen müssen wir uns in der Tat entschuldi-
gen – zumindest an Sitzungstagen –, aber dann können 
wir die Krankschreibung auch noch nachreichen.

(Peter Bohnhof [AfD]: Das kommt doch 
nachher! Aktuelle Stunde!)

Sie aber wollen für alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in einem Akt beispielloser Misstrauenskultur 
die Pflicht zur Krankschreibung ab Tag eins schaffen. 
Damit schaffen Sie nicht nur völlig unnötige Bürokratie 
bei Ärztinnen und Ärzten, Krankenkassen, Arbeitneh-
mern und Unternehmen, nein, sie befördern auch das 
Bild der Arbeitnehmer, die angeblich immer wieder un-
berechtigt krankfeiern würden. Stoppen Sie die Überlas-
tung der Hausärzte, stoppen Sie die Gefährdung der haus-
ärztlichen Versorgung in diesem Land,
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(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben wohl 
keine Redezeit bekommen in der Aktuellen 
Stunde!)

stoppen Sie die Krankschreibung ab dem ersten Tag!
(Peter Bohnhof [AfD]: Keine Redezeit in der 

Aktuellen Stunde, Herr Kollege?)
Kommen Sie zur Vernunft zurück!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Ina Latendorf.
(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Gegenüber der dauerhaften 
Finanzkrise für circa 20 Prozent der Bevölkerung in die-
sem Land, die durch das Reformpaket der Bundesregie-
rung noch verschärft wird, erscheint dieser Diätenpoker 
hier im Bundestag wie reiner Hohn. Fragen Sie mal die 
Leute in Ihren Wahlkreisen, was Sie dazu sagen, wenn 
Ihnen diese einmalig ausbleibende Erhöhung der Abge-
ordnetenentschädigung als Sozialmaßnahme oder Opfer-
gang verkauft werden soll. Ich bin sicher, die fühlen sich 
verschaukelt.

(Beifall bei der Linken)
Und diese sogenannte Abweichung von der Erhöhung 
gilt auch nur für dieses Jahr. Im nächsten Jahr wollen 
Sie dann wieder erhöhen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

Die dauerhafte Finanzkrise für Arme geht weiter, der 
Hohn geht weiter.

Meine Damen und Herren, vielleicht hat es sich noch 
nicht bei Ihnen herumgesprochen, dann will ich es noch 
mal sagen: Wir, die Mitglieder der Fraktion Die Linke im 
Bundestag, lehnen die Erhöhungen seit Jahren immer 
wieder ab, weil wir sie unsozial finden. Wir spenden 
seit Jahren die steigenden Beträge der Entschädigung.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das sagt ihr! 
Das will ich auch erst noch sehen!)

Seit dem Jahr 2000 haben wir dafür extra einen Verein 
gegründet, der diese Spenden für Veranstaltungen, Pro-
jekte und Ausstellungen weitergibt; das kann man nach-
lesen. Es gibt dazu eine transparente Homepage. Schon 
seit über 25 Jahren, jetzt 26 Jahren, üben wir diese Praxis.

Unsere Mandatsträger sind bei Spenden und Abgaben 
für Sozialprojekte Vorreiter. Wir setzen die Entschädi-
gungen in Teilen für Soziales, für Vereine, für die Zivil-
gesellschaft ein. Wir wollen nämlich nicht wie Sie die 
Finanzkrise bei den Schwächsten der Gesellschaft fort-
schreiben, sondern endlich mal wirklich davon abwei-
chen – damit das Leben bezahlbar wird, damit die Schere 
zwischen Arm und Reich geschlossen werden kann und 
damit die Abgeordnetenentschädigung in einem an-

gemessenen Verhältnis zum Durchschnittseinkommen 
steht. Nur so lässt sich nämlich Vertrauen in die Politik 
wiederherstellen. Und damit übernehmen wir echte Ver-
antwortung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Dr. Reinhard Brandl.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Heute ist ein guter und ein historischer Tag für Deutsch-
land.

(Jörn König [AfD]: Die Sommerpause be-
ginnt!)

Die Präsidentin hat eben das Abstimmungsergebnis zum 
Heizungsgesetz verkündet. Und ja, es ist abgeschafft. 
Habeck ist damit Geschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Meine Damen und Herren, vorher haben wir mit der 
Gesundheitsreform die größte Reform in diesem Bereich 
seit Jahrzehnten auf den Weg gebracht. Wir erreichen 
damit, dass Spitzenmedizin auch in Zukunft für alle zu-
gänglich bleibt, bei stabilen Beiträgen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Thema ist 
Ihnen schon bekannt, zu dem Sie reden sollen, 
oder? Nichts mit Medizin und nichts mit Hei-
zung!)

Ich könnte fortfahren.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Aber es wäre gut, wenn Sie auch zum Thema reden 

würden, Herr Kollege.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, das wäre doch 
mal nett!)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Vor neun Tagen hat der Koalitionsausschuss ein Re-

formpaket beschlossen. Das Bürgergeld ist Geschichte.

(Beifall der Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU] – Jörn König [AfD]: Toll!)

Warum erzähle ich das alles?

(Stephan Brandner [AfD]: Das fragen wir uns 
auch!)

Jetzt komme ich zum Thema, Frau Präsidentin. – Wir 
machen diese Reformen nicht um ihrer selbst willen, 
sondern mit diesen Reformen sind Zumutungen verbun-
den für die Betroffenen, für die Menschen in unserem 
ganzen Land. Wenn wir heute den Bundestag verlassen, 
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gleich in die sitzungsfreie Zeit starten, dann werden wir 
unterwegs sein in den Wahlkreisen, vor Ort in den Pra-
xen, in den Krankenhäusern, auf den Marktplätzen,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie nicht, aber wir! – 
Gegenruf der Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU])

und um Akzeptanz für diese Maßnahmen werben. Wir 
verbinden damit eine Botschaft: Wir haben einen Plan 
für unser Land. Wir wollen, dass es dem Land wieder 
besser geht. Wir wollen, dass die Wettbewerbsfähigkeit 
erhöht wird. Und wir wollen unsere sozialen Sicherungs-
systeme stabilisieren. – Wir werden dann antreten und 
sagen: Wir sparen auch in unserem Bereich. Wenn alle 
den Gürtel enger schnallen sollen, dann gilt das auch für 
den Staat und auch für uns Abgeordnete.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Isabelle Vandre [Die Linke])

Wenn Sie genau verfolgt haben, was im Haushalt steht, 
der vor wenigen Tagen im Kabinett beschlossen worden 
ist, dann wissen Sie: Wir nehmen im Haushalt große 
Einsparungen vor, insbesondere auch im Bereich der 
Subventionen. Wir bauen staatliches Personal ab, in die-
ser Legislaturperiode 8 Prozent. Mit der heutigen Ent-
scheidung setzen wir auch die Diätenerhöhung aus.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist ein Signal 
an die Menschen in unserem Land: Es muss sich etwas 
ändern, damit es wieder besser wird. Wir wollen, dass 
sich etwas ändert, und wir wollen, dass die Menschen 
dafür Akzeptanz haben. Die Entscheidung heute ist ge-
dacht als eine Maßnahme dafür, auch bessere Akzeptanz 
für diese schwierigen Entscheidungen zu bekommen. 
Denn wir wollen, dass Deutschland wieder vorne steht – 
nicht nur im Fußball, sondern auch in allen anderen Ran-
kings.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Peter Bohnhof.

(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Bürgerinnen und Bürger! Es ist passiert: Alle Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages haben im Monat Juli 
die automatische Diätenerhöhung überwiesen bekom-
men. Fast 500 Euro mehr; wir haben es gehört. Wir alle 
haben also genau die Erhöhung erhalten, über die seit 
Monaten diskutiert wird. Fast alle waren sich schon 
längst einig, dass die Erhöhung unpassend ist. Nur Union 
und SPD hatten kein Problem damit, 500 Euro mehr ein-
zustreichen, während die Bürger draußen jeden Euro 
zweimal umdrehen müssen. Über entsprechende Anträge 
der Opposition wollten Sie im Ausschuss gar nicht reden; 
denn mit demokratischen Prozessen tun Sie sich schwer. 
Das merkten wir in den letzten Wochen. Erst als der 

Druck von der Straße und von uns, von der AfD, zu 
groß wurde, hat Schwarz-Rot eingelenkt.

(Beifall bei der AfD)
Aber es war zu spät. Alle Abgeordneten haben die Erhö-
hung erhalten.

Daher mussten Sie jetzt hier einen unnötig komplizier-
ten Gesetzentwurf einbringen, damit diese Erhöhung im 
August wieder verrechnet wird. Dieser Entwurf war auch 
noch handwerklich schlecht gemacht.

(Tim Klüssendorf [SPD]: War der zu kompli-
ziert für Sie?)

Ein gravierender Fehler – Herr Klüssendorf, fragen Sie 
mal Ihren Kollegen Fechner; der war in der Sitzung da-
bei – konnte nur korrigiert werden, weil die AfD recht-
zeitig auf den Fehler hingewiesen hat.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das war über-
haupt kein gravierender Fehler! – Tim 
Klüssendorf [SPD]: Das hat er mir aber anders 
erzählt!)

Mit der AfD wäre das nicht passiert, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben schon vor über einem Jahr gefordert – und 

schon viele Jahre zuvor –: Schluss mit dem Automatis-
mus! Keine heimlichen Gehaltserhöhungen mehr für Ab-
geordnete. Unser Gesetzentwurf ist eindeutig. Künftig 
darf es mehr Geld für Abgeordnete geben, aber nur noch, 
wenn der Bundestag offen darüber debattiert und aus-
drücklich zustimmt. Das ist transparent, das ist ehrlich.

(Beifall bei der AfD)
Ja, und wir legen auch noch einen zweiten Entwurf 

vor – es ist schon angesprochen worden –: Er schafft 
die Möglichkeit, dass Mitglieder der Bundesregierung 
auf Teile ihrer Bezüge verzichten können; denn wer von 
den Bürgern ständig Opfer und Verzicht verlangt, muss 
bei sich selber anfangen. Sonst ist alles nur leeres Gerede.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wie viel haben 
Sie denn gespendet von der letzten Diätenerhö-
hung?)

– Ja, genau von Ihnen. –
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, wie viel ha-

ben Sie gespendet?)
Die AfD will auch hier einen anderen Stil. Keine Selbst-
bedienung, sondern Anstand.

(Zuruf von der SPD – Gegenruf des Abg. 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Für die eigene 
Familie!)

Wir bringen die Politik zurück zu den Menschen; denn 
wir sind Volksvertreter, und wir werden vom Volk be-
zahlt.

Stimmen Sie unseren Gesetzentwürfen zu, und zeigen 
Sie, dass Ihnen die Menschen am Herzen liegen und Sie 
Ihre Aufgabe ernst nehmen! Das sollten Sie wirklich mal 
beherzigen – gerade Sie, Herr Fechner.

Danke schön.
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(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Machen wir!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Tim Klüssendorf.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Tim Klüssendorf (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das war ja herzerwärmend, was Sie eben gesagt haben, 
Herr Bohnhof.

(Zuruf von der AfD: Ja, oder?)

Ich glaube, dass die Menschen Ihnen am Herzen liegen, 
bezieht sich vor allen Dingen auf Ihre eigenen Familien. 
Sie sind ja zu einer wahren Familienpartei geworden.

(Jörn König [AfD]: Das müssen Sie als SPD 
sagen! 1 Million in Hannover unterschlagen! 
1 Million veruntreut!)

Gerade wenn ich an die Einkünfte denke, die dort in den 
vergangenen Monaten und Jahren über den Tisch des 
Steuerzahlers gelaufen sind. Vielleicht sollten Sie erst 
mal darüber nachdenken, bevor Sie hier gegen uns aus-
teilen,

(Zuruf des Abg. Peter Bohnhof [AfD])

welche Mittel dort in die Hände Ihrer eigenen Familien-
angehörigen geflossen sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber unabhängig davon ist es natürlich genau die rich-
tige Entscheidung heute, dass wir gemeinsam auch diese 
Diätenerhöhung stoppen. Das ist eine Entscheidung, die 
einen breiten Konsens unter den demokratischen Fraktio-
nen hat, weil wir genau wissen – und das auch sagen –, 
dass wir hier auch Vertrauen und Glaubwürdigkeit zu-
rückgewinnen müssen.

(Stephan Brandner [AfD]: So schaffen Sie das 
nicht!)

Gerade im Zuge dieser angespannten Situation finde ich 
es als Abgeordneter nicht vermittelbar, wenn wir hier 
beschließen würden, dass wir 500 Euro im Monat mehr 
an Diäten bekommen. Deswegen ist die Entscheidung, 
das zu stoppen, genau richtig, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Jörn König [AfD]: Bisschen 
spät!)

Denn Vertrauen ist wichtig, und es ist natürlich auch 
wichtig, sich zu vergegenwärtigen, dass die Menschen 
in diesem Land genau hinsehen, wie wir hier beraten, 
wie wir hier diskutieren und ob wir das wirklich ernst 
meinen. Deswegen will ich an dieser Stelle auch sagen: 
Für mich ist das nur ein erster Schritt.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)

Die Rentenkommission hat die Empfehlung aus-
gesprochen, dass wir zukünftig eine solidarische Renten-
versicherung auf den Weg bringen, in die alle Bürgerin-
nen und Bürger dieses Landes einzahlen,

(Stephan Brandner [AfD]: Wann hat die Kom-
mission das denn entschieden? Das ist schon 
ein paar Jahre her!)

die für alle gleichermaßen gilt und die vor allen Dingen 
auch für Abgeordnete des Deutschen Bundestages zu-
künftig gelten soll. Deswegen will ich ganz klar sagen, 
dass meine Partei sich nicht nur dafür ausspricht, dass 
neue Beamtinnen und Beamte in die gesetzliche Renten-
versicherung mit einzahlen, sondern zukünftig auch Ab-
geordnete des Deutschen Bundestages, Abgeordnete der 
Landtage. Zukünftig soll es keine unterschiedlichen Ver-
sorgungswerke mehr geben, sondern alle sollen in die 
gesetzliche Rentenversicherung einzahlen – und auch 
wir sollten einzahlen. Darüber haben wir zu entscheiden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: 
Dann machen Sie das doch! Wir haben einen 
Gesetzentwurf!)

Denn es ist doch unplausibel, wenn wir hier beraten, 
wie eine gesetzliche Rentenversicherung aussieht, wel-
che Rentenanpassungen es gibt, wo das Renteneintritts-
alter liegt, welche Entwicklungen sie in den zukünftigen 
Jahrzehnten nehmen soll, und uns gleichzeitig ein eigenes 
Versorgungswerk gönnen,

(Stephan Brandner [AfD]: Wir haben kein Ver-
sorgungswerk! Was erzählen Sie hier für einen 
Quatsch? Wo soll das sein? Sie haben keine 
Ahnung! Es gibt kein Versorgungswerk!)

bei dem ich nach vier Jahren im Deutschen Bundestag 
Altersansprüche von über 1 000 Euro erwerbe, wofür 
andere jahrzehntelang arbeiten müssen. Deswegen noch 
mal: Die SPD wird sich noch in dieser Wahlperiode dafür 
einsetzen, dass die Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages schon ab der nächsten Wahlperiode in die gesetzli-
che Rentenversicherung einzahlen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Peter Bohnhof [AfD]: Sie 
sind bar jeder Rechtskenntnis! – Zuruf des 
Abg. Sven Wendorf [AfD])

Und lassen Sie mich noch einen letzten Satz sagen: Ich 
glaube, wir sollten bei viel mehr Debatten genau darauf 
achten, ob wir eigentlich selber unseren Beitrag leisten. 
Ich fand es deswegen gut – ich sehe den Kollegen 
Wilhelm Gebhard, der schon vor Wochen hier angespro-
chen hat, dass wir auf diese Diätenerhöhung verzichten 
sollten –,

(Stephan Brandner [AfD]: Da reden wir seit 
Jahren drüber!)

dass wir immer im Blick behalten: Welche Entscheidun-
gen treffen wir für dieses Land, aber welche Entscheidun-
gen treffen wir auch für uns selbst? Deswegen geht das 
heute in die richtige Richtung.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort Der Abgeord-

nete Jörn König.
(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! 

Erfreulicherweise verlässt der Deutsche Bundestag die 
Steinzeit und kommt endlich weg von öffentlich auslie-
genden Papierlisten mit riesigen Datenschutzproblemen. 
Jeder, der in den Deutschen Bundestag kommt, könnte 
zurzeit Unterschriftsproben von Abgeordneten aus diesen 
Listen abgreifen.

Jetzt wird der Bundestagsausweis digital, und durch 
kurzes Anhalten an ein Terminal ist der Abgeordnete ein-
gebucht und anwesend. Leider kann auch jede andere 
Person den Abgeordneten einbuchen, also auch Mitarbei-
ter, um Anwesenheit vorzutäuschen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na ja!)
Missbrauch wird relativ einfach.

(Widerspruch bei der SPD – Dr. Carolin 
Wagner [SPD]: Das ist das Erste, was ihr 
macht!)

– Das hat Ihre Obfrau in der Obleuterunde selber fest-
gestellt. – Wir, die AfD, hatten in der IuD-Kommission 
eine einfache Ergänzung mit elektronischen Unterschrif-
tenterminals vorgeschlagen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist nicht 
praktikabel!)

Dies würde den Missbrauch verhindern. Das Bessere ist 
der Feind des Guten, daher bitten wir dringend darum, 
dem möglichen Missbrauch mit unserem Vorschlag einen 
Riegel vorzuschieben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort die Ab-

geordnete Andrea Lindholz.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es 
ist schön, dass wir heute im Rahmen der Änderung des 
Abgeordnetengesetzes und der Geschäftsordnung auch 
die Möglichkeit der digitalen Anwesenheitserfassung 
für uns Abgeordnete schaffen.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: So 
ist es!)

Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist das schon 
lange selbstverständlich, für uns nicht.

Die Forderungen nach der Digitalisierung sind überall 
greifbar, auch in den Kommunen, im Bundestag, in den 
Unternehmen. Und wir gehen mit der digitalen Anwesen-
heitserfassung jetzt einen wichtigen Schritt: Wir ersetzen 
die seit 120 Jahren bestehenden Papierlisten ab 1. Oktober 
durch die digitale Anwesenheitserfassung.

(Beifall der Abg. Catarina dos Santos-Wintz 
[CDU/CSU] und Dr. Johannes Fechner [SPD])

Wir sparen damit aber auch Papier – mindestens 
55 000 Blatt im Jahr –, und mindestens – wirklich min-
destens! – 1 000 Arbeitsstunden.

Wir haben vor allen Dingen auch gezeigt, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen aus der IuD-Kommission, 
dass wir einfache Lösungen auf einer bestehenden Infra-
struktur an allen Eingängen des Hauses sicher, schnell, 
zügig und zeitnah umsetzen können. Und genau so stelle 
ich es mir auch bei weiteren Projekten vor. Wirtschaftlich 
sinnvoll fügt es sich nahtlos in unser bestehendes System 
ein.

Lieber Herr Kollege König, ich bin allen Fraktionen 
dankbar – auch der AfD-Fraktion –, dass alle mit-
gestimmt haben in der IuD-Kommission und im Ältes-
tenrat, weil es einfach wichtig ist. Missbrauch gibt es 
immer. Aber wir haben gerade mit dem digitalen Ausweis 
und dem darin befindlichen Chip eine gute Möglichkeit 
geschaffen. Wenn die EUDI-Wallet kommt, können wir 
auch da den Ausweis einbuchen. Dann haben wir noch 
einen weiteren Mehrwert geschaffen.

Und dann, sehr geehrter Herr Kollege Fechner, können 
wir uns auch das Thema „elektronische Abstimmung“ 
noch mal vornehmen; das will ich auch. Ich glaube, das 
können wir auch schaffen. Wenn wir am bestehenden 
System festhalten, es nutzen, aber eben digital umstellen, 
wenn wir uns da kurzschließen, dann bin ich ganz sicher, 
dass wir in der IuD-Kommission und im Ältestenrat auch 
hier gute Lösungen finden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte mich für 
die wirklich gute Arbeitsatmosphäre bedanken, die wir in 
der IuD-Kommission haben, aber auch in der Rechtstel-
lungskommission; denn diese Kommissionen sind kein 
Selbstzweck, liebe Frau Lührmann. Diese Kommissionen 
sind dazu da, dass wir den Bundestag mit den Abgeord-
neten, den Abgeordnetenbüros, aber auch der Verwaltung 
digital und auch sonst fit für die Zukunft machen. Das ist 
kein Selbstzweck; das dient auch der Stärkung der De-
mokratie, das dient auch der Stärkung dieses Hauses, 
auch wenn es um Angriffe von innen und von außen geht. 
Deswegen kann ich da wirklich nur sagen: Danke schön 
für die konstruktive Zusammenarbeit!

Wir werden auch kollaboratives Arbeiten zügig voran-
treiben. Im September/Oktober, also im Herbst, werden 
wir – das haben wir gestern besprochen – für alle Abge-
ordnetenbüros, aber auch für die Verwaltung KI-Chatbots 
einführen, für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eben-
falls.

Wir haben eine Digitalstrategie gemeinsam ver-
abschiedet, die zum Beispiel die Grundlage dafür bietet, 
dass wir sagen: Unsere Systeme müssen mit der 3S-Stra-
tegie auch sicher, souverän und anwenderfreundlich sein.
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Insofern, liebe Kolleginnen und Kollegen: Lassen Sie 
uns nach der Sommerpause so weitermachen, wie wir es 
abgeschlossen haben! Vielen Dank und Ihnen eine gute 
Zeit, die nicht ganz frei ist, aber auch Zeit für Erholung 
bietet.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-

tionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Abweichung von dem Anpassungsverfahren ge-
mäß § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes für das Jahr 
2026. Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 21/6851, den Gesetz-
entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 21/6330 in der Ausschussfassung anzuneh-
men.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/7031 vor, über den wir zuerst abstim-
men werden. Wer stimmt dafür? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen Die 
Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der Än-
derungsantrag ist abgelehnt.

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Das sind alle Fraktionen. Ich mache trotzdem 
einmal die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Der Gesetz-
entwurf ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist das gesamte Haus. Trotzdem auch noch mal die 
Gegenprobe: Wer stimmt dagegen? – Niemand. Enthal-
tungen gibt es auch nicht. Der Gesetzentwurf ist damit 
angenommen.

Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
AfD zur Streichung der automatischen Anpassung der 
Abgeordnetenentschädigung. Der Ausschuss für Wahl-
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung empfiehlt un-
ter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 21/6851, den Gesetzentwurf der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/331 abzulehnen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen Die Linke, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung abgelehnt. Damit entfällt nach unserer 
Geschäftsordnung die weitere Beratung.

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wah-
lprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zu dem Ge-
setzentwurf der Fraktion Die Linke zur Aussetzung des 
Anpassungsverfahrens gemäß § 11 Absatz 4 des Abge-

ordnetengesetzes für das Jahr 2026. Der Ausschuss für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung emp-
fiehlt unter Buchstabe d seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/6851, den Gesetzentwurf der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 21/5588 für erledigt zu erklä-
ren. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
ist das gesamte Haus. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Auch nicht. Die 
Beschlussempfehlung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 24b. Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Fraktion der AfD zur Ermöglichung des 
Verzichts auf die Amtsbezüge durch Mitglieder der Bun-
desregierung und Parlamentarische Staatssekretäre. Der 
Innenausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/6673, den Gesetzentwurf der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 21/5477 abzulehnen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen Die Linke, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der Gesetzentwurf 
ist in zweiter Beratung abgelehnt. Damit entfällt nach 
unserer Geschäftsordnung die weitere Beratung.

Zusatzpunkt 19. Wir kommen nun zur Abstimmung 
über den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD auf Drucksache 21/6911 mit dem Titel „Änderung 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages – hier: 
Anwesenheitserfassung an Sitzungstagen“. Wer stimmt 
für diesen Antrag? – Das ist das gesamte Haus. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Enthaltungen gibt es auch 
nicht. Damit ist auch dieser Antrag angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Anna 
Lührmann, Dr. Konstantin von Notz, Agnieszka 
Brugger, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ein Demokratieschild gegen Desinformation 
und für eine wehrhafte digitale Öffentlichkeit 
als Eckpfeiler deutscher und europäischer Si-
cherheit

Drucksache 21/6665
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort die Abgeordnete 
Dr. Anna Lührmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich bitte noch die Kolleginnen und Kollegen in den 
Reihen, entweder Platz zu nehmen oder nach draußen 
zu gehen, wenn sie sich noch was zu sagen haben, damit 
die Rednerin jetzt volle Aufmerksamkeit hat. – Frau 
Lührmann.

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Merz, wir wollen die Eisbären sehen. – 
Ich habe nämlich gerade im Internet eine Geschichte 
gelesen, nach der Friedrich Merz in Kanada eine Eisbä-
renmutter und ihre beiden Jungen erschossen haben soll. 
Dazu gab es Videos, angebliche Augenzeugen, eine 
Nachrichtenseite. Alles sah richtig wahr und echt aus. 
Nur, nichts davon war echt. Die Bilder waren KI-gene-
riert, die Nachrichtenseite war gefälscht. Die Geschichte 
stammt wohl aus der russischen Desinformationsfabrik 
„Storm-1516“.

Wer heute Demokratien angreifen will, der braucht 
keine Panzer,

(Stephan Brandner [AfD]: Der braucht nur die 
Grünen!)

der braucht ein paar KI-generierte Videos, Millionen von 
Klicks, und irgendwann wissen wir nicht mehr: Was ist 
eigentlich wahr? – Aber wer nichts mehr glaubt, der miss-
traut am Ende allem und jedem. Ohne Vertrauen gibt es 
aber keine Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Und genau das ist die Strategie autoritärer Regime. Sie 
wollen unsere Demokratie zerstören.

Und was macht die Bundesregierung gegen Desinfor-
mation? Sie analysiert. Sie beobachtet. Sie schreibt Be-
richte. Sie nimmt die Bedrohung nicht ernst genug. Aber 
Desinformation verschwindet nicht, nur weil man sie 
zwischen zwei Aktendeckeln ablegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen brauchen wir dringend einen Schutzschild für 
Demokratie, und genau dafür machen wir Grüne heute in 
unserem Antrag ganz konkrete Vorschläge. Hier sind drei 
davon.

Erstens. Wir brauchen eine staatsferne Agentur für 
digitale Medien. Sie soll nicht im Verborgenen analysie-
ren. Sie soll aktiv rausgehen und aufklären, mit der Li-
zenz zum Reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie soll Menschen befähigen, Desinformation auch wirk-
lich zu erkennen, Recht im digitalen Raum durchzuset-
zen. Und das muss die Bundesregierung jetzt mit den 
Ländern gemeinsam anpacken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Wir brauchen bessere soziale Medien. Denn 
heute ist es ja so, dass Big Tech mit Empörung Geld 
verdient, und Desinformation löst Empörung aus. Des-
wegen hat Big Tech ein Interesse daran, dass möglichst 

viel Desinformation verbreitet wird, damit sie Geld ver-
dienen können. Das muss sich ändern. Auch Big Tech 
muss sich an Recht und Gesetz halten!

Wir brauchen dringend soziale Netze, die dem Ge-
meinwohl verschrieben sind, statt dem Profit einiger we-
niger. Die müssen wir wachsen lassen, und dafür hat 
gestern die Open Social Web Alliance konkrete Vor-
schläge und einen Fahrplan vorgelegt. Der muss jetzt 
umgesetzt werden, und zwar möglichst schnell.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Drittens. Was darf in keiner Sonntagsrede der Regie-

rung und auch der Koalitionsfraktionen zum Thema Des-
information fehlen? Medienkompetenz. Aber statt in Me-
dienkompetenz zu investieren, streichen Sie die Gelder 
wie bei „Demokratie leben!“.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: Wir 
streichen gar nichts! – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Wir erhöhen die Förderung im 
digitalen Raum, Frau Lührmann! Was reden 
Sie denn da?)

Das ist verantwortungslos.
Wir Grüne fordern deswegen einen nationalen Medi-

enkompetenzfonds mit verlässlicher Finanzierung für 
Jung und Alt, für Stadt und Land. Das brauchen wir, 
damit wir wirklich hier mit einer kompetenten Bevölke-
rung Desinformation resilient gegenüberstehen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Geschichte über 

die Eisbären war natürlich erfunden, so wie Tausende 
andere, die im Netz kursieren. Sie verändern unser Land, 
auch so kurz vor wichtigen Wahlen wie jetzt im Herbst.

Desinformation ist ein Angriff auf unsere Demokratie.
(Ruben Rupp [AfD]: Warum beschreiben Sie 
denn die ganze Zeit das Vorgehen von den 
Grünen? Das ist die Frage!)

Deshalb müssen wir endlich aufhören, naiv zu sein. Wer 
unsere Demokratie schützen will, der muss auch die di-
gitale Öffentlichkeit schützen – mit einem Demokratie-
schild, mit einer starken, unabhängigen Agentur für digi-
tale Medien.

Herr Merz, Herr Dobrindt, hören Sie endlich auf, den 
Kopf in den Sand zu stecken! Zeigen Sie den Mut, unsere 
Demokratie auch im digitalen Raum aktiv zu verteidigen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion CDU/CSU hat jetzt das Wort der 

Abgeordnete Dr. Konrad Körner.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Maja Wallstein [SPD])

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Schon im Jahr 335 vor Christus plante die 
griechische Stadt Theben einen Aufstand. Der Auslöser: 
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Die Nachricht, Alexander der Große sei im Kampf gefal-
len. Sein Rivale hatte das Gerücht verbreitet. Die Folge: 
Theben erhob sich, und nur wenige Tage später stand 
Alexander höchstpersönlich vor den Toren der Stadt. Er 
lebte. Der Aufstand wurde niedergeschlagen, Theben na-
hezu vollständig zerstört. Eine der folgenschwersten 
Falschmeldungen der Geschichte. Also Desinformation 
ist gar kein neues Phänomen. Neu aber sind Geschwin-
digkeit, Reichweite und die Wirkung.

Erst gestern wurde eine Studie bekannt, die beschrieb, 
dass der KI-Chatbot Claude russische Desinformationen 
als Nachrichtenquelle zitiert. Experten warnen seit 
Langem vor sogenanntem Data Poisoning: Autoritäre 
Staaten und Propagandanetzwerke versuchen gezielt, 
KI-Systeme mit manipulierten Inhalten zu füttern, damit 
diese als seriöse Informationen wieder ausgespielt wer-
den. Ja, Handlungsbedarf besteht; das ist nicht nur Ex-
perten klar. Auch 84 Prozent der Menschen in Deutsch-
land halten vorsätzlich verbreitete Falschinformationen 
im Internet für ein großes Problem.

Sie schreiben in Ihrem Antrag, Frau Dr. Lührmann, die 
Bundesregierung müsse die Herausforderungen endlich 
mit der nötigen Ernsthaftigkeit angehen und eine Strate-
gie vorlegen. Mit Respekt: Das grenzt schon ein bisschen 
an Desinformation.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Denn genau das gibt es ja längst.
(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Ach was!)
Bund und Länder haben bereits 2025 einen gemeinsamen 
Aktionsplan gegen Desinformation beschlossen.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: So 
ist es, ja!)

Das Bundesinnenministerium koordiniert den Kampf ge-
gen hybride Bedrohungen. Und mit der Zentralen Stelle 
zur Erkennung ausländischer Informationsmanipulation 
wurden die Analysefähigkeiten des Bundes ausgebaut.

(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, aber eben nicht die Handlungs-
fähigkeit!)

Unser Verfassungsschutz erkennt und analysiert auch 
staatlich gesteuerte Desinformationskampagnen, und 
Bund und Länder tauschen ihre Erkenntnisse jetzt aus, 
eine ressortübergreifende Taskforce bewertet wöchent-
lich die aktuelle Lage.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anna 
Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und was machen sie?)

Wir als Bundesregierung arbeiten jetzt daran, mit 
neuen Ermittlungsmethoden den Kräften schneller auf 
die Schliche zu kommen, die unsere Demokratie vergif-
ten, und daran, dass wir diese auch schneller gegenüber 
der Öffentlichkeit benennen können. Und mit richtigen 
Geheimdiensten werden wir zum Beispiel bei Angriffen 
gegen unsere IT-Infrastruktur zurückschlagen können, 
aber auch schneller attribuieren, also benennen können, 
wer wirklich dahintersteht. Bei diesen Themen würde ich 

mir übrigens von den Grünen etwas mehr Unterstützung 
erhoffen, wenn es darum geht, unsere staatlichen Stellen 
richtig auszustatten!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch international arbeiten wir mit der Europäischen 
Union, der NATO, den G7 und der OSZE zusammen, 
weil Desinformationen eben nicht an nationalen Grenzen 
enden. Erst vor wenigen Wochen wurde mit dem Ge-
meinsamen Zentrum zur Abwehr hybrider Bedrohungen 
eine weitere nationale Plattform geschaffen. Es tut sich 
also was; jeder hat das als Thema erkannt. Und jetzt 
kommen Sie und sagen: Wir bräuchten doch nur eine 
neue Agentur für digitale Medien. – Sie wissen, Frau 
Dr. Lührmann – ich weiß, dass Sie das wissen; Sie kennen 
das –, dass wir mit dem Digital Services Coordinator bei 
der Bundesnetzagentur bereits eine unabhängige Stelle 
haben, die digitale Dienste reguliert.

(Beatrix von Storch [AfD]: Gar nicht un-
abhängig! Absolut nicht!)

– Sie müssen nur das Gesetz lesen, Frau von Storch. Die 
Stelle ist unabhängig. Der Coordinator war auch noch 
mal im Ausschuss.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Schreien Sie nicht rein, was Sie besser wissen sollten 
bzw. nicht besser wissen.

Deswegen können wir gerne darüber reden, wie wir 
Strukturen weiterentwickeln. Aber so zu tun, als gäbe 
es keine Strategie oder keinen politischen Willen, ist 
falsch. Im Übrigen ist es auch falsch, einfach nur eine 
neue Agentur zu fordern, obwohl es schon eine gibt, 
und dann zu sagen: Dann wird alles besser.

Sie fordern weiterhin ein „staatsfernes Ökosystem an 
gemeinwohlorientierten, dezentralen sozialen Netzwer-
ken“. Das klingt natürlich toll, weil Sie so viele progres-
sive Buzzwords in einen Satz bringen. Aber ich halte das 
schon ein bisschen für eine Wunschvorstellung. Es ist 
wunderbar, wenn sich gemeinwohlorientierte Organisa-
tionen finden, die so was machen. Aber wenn wir diese 
dann staatlich fördern, zeigt das, glaube ich, dass Ihr Ver-
ständnis von „staatsfern“ etwas anders ist als meins; wir 
hätten dann ja wieder Organisationen, die zu nahezu 
100 Prozent vom Staat alimentiert werden. Dass wir 
wirklich staatlich finanzierte soziale Netzwerke wollen, 
glaube ich nicht. Das eröffnet ganz andere Gefahren, die 
wir dann genauso in den Begriff bekommen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Carolin Wagner [SPD])

Deswegen brauchen wir eine bessere Durchsetzung der 
bestehenden Regeln, eine Zusammenarbeit mit den Platt-
formen und auch ein Auf-den-Finger-Hauen, wenn je-
mand nicht nach den Regeln spielt. Daran müssen wir 
arbeiten. Deswegen machen wir Druck in Brüssel, damit 
der DSA stärker durchgesetzt wird.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
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Daran müssen wir arbeiten. Genau so bekämpft man Des-
information. Aber wir sollten nicht den Eindruck er-
wecken, der Staat habe diese Probleme nicht erkannt 
und würde gar nichts dagegen tun.

Herzlichen Dank und eine schöne Sommerpause.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Catarina dos Santos-Wintz 
[CDU/CSU]: Sitzungsfreie Zeit!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion der AfD hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Ronald Gläser.
(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kollegen von den Grünen, Ihr Antrag „De-
mokratieschild gegen Desinformation“ ist, nun ja, selbst 
Desinformation. Es geht Ihnen doch gar nicht wirklich 
darum, einen demokratischen Schutzschild zu errichten 
oder Desinformation zu unterdrücken. Nein, Sie wollen 
Meinungen unterdrücken. Meinungen anderer Leute, die 
Ihnen nicht passen, sollen unterdrückt werden. Die offene 
und ehrliche Debatte zwischen freien Bürgern soll unter 
die Knute des Staates gezwungen werden. Dazu möchten 
Sie sich an einer ganzen Reihe von Werkzeugen bedie-
nen, die im Antrag aufgeführt sind. Ich konnte die mir 
nicht alle merken. Mein Vorredner hat es eben schon 
gesagt, man findet eine Menge Buzzwords. Sie fordern 
ein Social-Media-Monitoring, Plattformaufsicht, Daten-
zugänge, Faktenprüferprogramme, einen Unabhängige 
Medien-Fonds, einen Medienkompetenz-Fonds und 
schließlich ein Forschungsprogramm „Digitale Resi-
lienz“. Ich übersetze das auch mal für Sie, die Zuschauer, 
und alle anderen da draußen: Die Kollegen von den Grü-
nen möchten mehr Kontrolle, mehr Überwachung und im 
Zweifelsfall Verbote.

(Beifall bei der AfD)
Damit das alles nicht ganz so schlimm klingt – wie es 

aber gemeint ist –, fordern Sie auch noch eine Agentur für 
digitale Medien, die natürlich total staatsfern sein soll – 
so staatsfern wie die NGOs, die die Drecksarbeit für den 
Staat erledigen, die er nicht selber machen kann oder will, 
und so staatsfern wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk, 
in dessen Sendung wir bei Herrn Lanz Minister sehen, die 
gefühlt öfter bei ihm als in ihren Ministerbüros sind. So 
unabhängig ist man da. Lassen Sie mich an dieser Stelle 
noch einmal ganz deutlich sagen – das ist auch an meinen 
Vorredner Dr. Körner gerichtet –: Es gibt keine staatlich 
alimentierten staatsfernen Agenturen. Staatsfern ist, wer 
kein Geld vom Staat bekommt. So ist das, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Was es gibt, sind staatliche Desinformation – auch aus 

dem Ausland. Die Chinesen haben über die Ursachen des 
Coronavirus gelogen. Die Amerikaner haben bezüglich 
der irakischen Massenvernichtungswaffen gelogen. Die 
Iraner haben über ihr Atomprogramm gelogen. Und es 
war unsere jeweilige deutsche Regierung, die diese Lü-

gen dann viel zu oft munter aufgenommen und in der 
Welt weiterverbreitet hat. Und da wollen Sie uns jetzt 
wirklich ein staatliches Wahrheitsministerium aufzwin-
gen, das dann alleine darüber entscheiden kann, was 
wahr ist und was nicht? Das kann nicht das Ziel sein.

(Beifall bei der AfD)

Die Antwort auf Propaganda kann niemals Gegenpro-
paganda sein. Es gibt nur eine einzige Waffe gegen Des-
information: Meinungsfreiheit.

(Beifall bei der AfD)

Wer lügt, der muss nicht verboten werden, der muss 
widerlegt werden. Wer täuscht, der muss nicht verboten 
werden, der muss einfach entlarvt werden. Aber all dies 
geschieht nicht durch den Staat, sondern durch die freie 
Debatte mit richtigen Argumenten. Sie hingegen wollen 
das, was alle totalitär angehauchten politischen Forma-
tionen wollen: Sie wollen sich die Medien zu Untertanen 
machen mit staatlichen Subventionen. Dann bekommen 
Sie keinen Journalismus, sondern subventionierte Be-
gleitmusik zur Regierungspolitik.

Wenn Sie sich wirklich um Desinformation sorgen und 
sie bekämpfen wollen – das haben wir eben auch schon 
gehört, meine Damen und Herren –, hätte ich ein paar 
Vorschläge für Sie: Schauen Sie doch mal bei ARD und 
ZDF nach, vor allem beim ZDF. Kümmern Sie sich um 
Dunja Hayali

(Zurufe von der Linken: Oh! – Zuruf von der 
SPD: Erstklassige Journalistin!)

und ihre Lügen über Charlie Kirk, den ermordeten Chris-
ten. Kümmern Sie sich um die Lügen, die über Elon 
Musk verbreitet worden sind,

(Zuruf des Abg. Dr. Konrad Körner [CDU/ 
CSU])

der den Sender verklagt hat. Kümmern Sie sich um KI- 
Videos, die als wahre Fakten ausgegeben werden.

(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von der AfD zum Beispiel!)

Das sind die Dinge, die die Leute in Deutschland wirklich 
betreffen und nicht irgendwelche Sachen, die von angeb-
lichen Kremlagenten ins Internet eingespeist worden 
sind, die kaum jemand je zur Kenntnis nimmt. Das ist 
Desinformation mit Rundfunkbeitrag. Wenn Sie Des-
information wirklich suchen, werden Sie wahrscheinlich 
bei „Monitor“ fündiger als in Moskau irgendwo.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Boah! Das grenzt ja schon an 
Vaterlandsverrat!)

Die Demokratie braucht kein Schutzschild gegen Des-
information. Die Demokratie braucht ein Schutzschild 
gegen die Feinde der Meinungsfreiheit.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: In 
Moskau ist ganz viel Meinungsfreiheit, ne?)

Und damit, meine Damen und Herren von den Grünen, 
sind Sie gemeint.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Abgeordnete 

Dr. Carolin Wagner.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Her-

ren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer im Saal! Sie haben 
jetzt gerade bei der AfD-Rede genau nachvollziehen und 
sehen können, wie die AfD hier arbeitet.

(Ronald Gläser [AfD]: Mut zur Wahrheit! – 
Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Ganz genau! – 
Beatrix von Storch [AfD]: Genau! – Gegenruf 
von der SPD: Furchtbar war das!)

Der Kampf gegen Desinformation wird geframt. – Blei-
ben Sie doch mal ruhig. Einfach mal Stille.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Ich lasse mir 
hier nicht den Mund verbieten!)

– Er lässt es sich nicht verbieten, hier etwas zu sagen. Ja, 
er lässt sich nicht den Mund verbieten. Es wird alles 
umgedreht.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Es wird alles umgedreht und als Meinungszensur ge-
framt. So arbeitet die AfD. Sie verunglimpft die Debatte 
damit. Warum? Weil sie natürlich von diesen Desinfor-
mationen profitiert. Sie profitiert davon, einen Keil zwi-
schen Bürgerinnen und Bürger und handelnden Politikern 
und der Regierung zu treiben.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD] – 
Manuel Krauthausen [AfD]: Das schaffen Sie 
ganz allein!)

Davon profitiert die AfD. Lassen Sie sich nicht in die Irre 
führen! Die Desinformationsverbreiter sitzen ganz rechts 
hier in diesem Haus, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Zuruf des Abg. 
Alexander Arpaschi [AfD])

Laut des World Economic Forum gehören Desinfor-
mationen zu den fünf schwerwiegendsten Formen globa-
ler Bedrohung.

(Lachen des Abg. Sebastian Maack [AfD])
Wir sehen das immer wieder vor Wahlen, zum Beispiel 
mit der Doppelgängerkampagne, gesteuert über Provider 
aus Russland. Es wurden in sechs Wochen allein 
50 000 Fake-Accounts auf Twitter und anderen Plattfor-
men generiert, die rund 1,8 Millionen automatische Posts 
absetzten. Fake-Artikel werden so in die öffentliche Dis-
kussion hineingestreut, und das schadet eben unserer De-
mokratie.

Deshalb ist es gut und richtig, dass die Grünen hier 
diesen Antrag einbringen. Ich kann mich meinem Kolle-
gen Herrn Dr. Körner aber mit dem Hinweis anschließen, 
dass auch schon viel getan wird. Das ist aber nie genug. 
Da gehe ich voll mit den Grünen mit. Wir müssen das 
weiter voranbringen und die Themen weiter vorantrei-
ben. Zum Beispiel die Strukturen bei der ZEAM, die 

die ehemalige Bundesinnenministerin Nancy Faeser da-
mals auf die Spur gesetzt hat, weiter ausbauen. Wir haben 
die Nationale Digitale Kompetenzoffensive; da geht es 
genau um die Punkte, die genannt wurden. Dass wir die 
Menschen noch stärker mit Medienkompetenz ausstatten 
wollen, haben wir ja in den Koalitionsvertrag geschrie-
ben. In den letzten Haushaltsverhandlungen haben wir 
auch ein erstes Konzept auf den Weg gebracht, das jetzt 
zum Sommer vorgelegt wurde. Wir wollen hier eben auch 
entsprechend weiterkommen.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Die Deutschen 
sind medienkompetent! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Ja, alle außer 
Sie! – Gegenruf des Abg. Alexander Arpaschi 
[AfD]: Alle außer Sie!)

Die Plattformregulierung des DSA wurde angespro-
chen. Selbstverständlich müssen wir auf europäischer 
Ebene vorankommen, damit dieses gute, wichtige Regel-
werk auch ordentlich durchgesetzt wird. Es sind auch 
schon saftige Strafen gegen Meta, Google, X und Co 
verhängt worden. So muss es weitergehen, meine Damen 
und Herren. Denn die Plattformen müssen ihre Produkte 
nach unserem europäischen Regelwerk, nach diesem Di-
gital Services Act, ausrichten. Nur dann sind es ordentli-
che Produkte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ein zentraler Baustein im 
Kampf gegen Desinformation wäre aber, ein Verbot ge-
gen die gesichert rechtsextreme AfD voranzutreiben. Sie 
verbreitet Desinformationen am allermeisten. Mit dem 
KI-Tool namens Alternita Studio will die AfD digitale 
Plattformen mit digitalem Wutfutter überfluten, massen-
weise Content mit Berichten –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
– zu Straftaten, um etwa die Justizpraxis zu attackie-

ren.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Lassen Sie uns alle gegen diese Desinformations-

schleudern weiter vorgehen.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Donata Vogtschmidt.

(Beifall bei der Linken)
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Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Desinformationen sind längst mehr als eine 
Lüge im Internet. Sie sind zu einer politischen Waffe 
geworden. Sie sollen Menschen verunsichern, Vertrauen 
in demokratische Institutionen zerstören und gesell-
schaftliche Gruppen gegeneinander aufbringen. Diktatu-
ren, autokratische Regime und rechtsextreme Bewegun-
gen weltweit nutzen Desinformationen gezielt, um 
Feindbilder zu schaffen, ihre Ideologien zu verbreiten 
und Menschen zu manipulieren.

Dabei müssen die Falschinformationen gar nicht von 
allen geglaubt werden. Denn es reicht, Zweifel zu säen, 
Fakten zu verwischen und das Vertrauen in eine gemein-
same Realität zu zerstören. Genau deshalb sind automati-
sierte Systeme und künstliche Intelligenz in Bezug auf 
Desinformationskampagnen ein mächtiges und auch ge-
fährliches Werkzeug. Sie ermöglichen es, in kürzester 
Zeit riesige Mengen an scheinbar glaubwürdigen Inhalten 
zu produzieren und Debatten gezielt zu manipulieren.

Es überrascht daher nicht, dass das Umfeld der AfD 
genau ein solches Tool entwickelt, das auf Knopfdruck 
Hass und Hetze verbreitet. Neu ist daran nur die Techno-
logie; das Geschäftsmodell kennen wir aus Ihren Beiträ-
gen im Parlament und im Netz ja seit Jahren.

Daher begrüße ich auch die Forderung im Antrag der 
Grünen, ein umfassendes Lagebild hybrider Bedrohun-
gen zu schaffen, und noch besser wäre sogar ein zusätz-
liches Gesamtlagebild der Cybersicherheit, das auch di-
gitale Gewalt miteinschließt.

Gut finde ich weiterhin den Vorschlag, die Plattform-
sicherheit in eine neue, staatsferne Agentur für digitale 
Medien zu überführen und sie dort mit mehr Kompetenz 
gegen Desinformation auszustatten.

Gut ist auch die Förderung dezentraler sozialer Netze 
im Gemeinwohl. Denn solche Plattformen ermöglichen 
es uns allen, Empfehlungsalgorithmen transparent und 
selbstbestimmt zu gestalten. Denn das ist entscheidend, 
damit endlich nicht mehr Big Tech darüber entscheidet, 
welche Werbung und Inhaltsvorschläge angezeigt wer-
den – ein gefährlicher Verbreitungsmechanismus von 
Desinformation.

(Beifall bei der Linken)
Ablehnen muss ich hingegen den dargestellten Ausbau 

operativer Befugnisse der Sicherheitsbehörden,
(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Ja, wasch 
mich, aber mach mich nicht nass! Das funk-
tioniert nicht!)

da in dieser Form Transparenz, IT-Sicherheit und digitale 
Grundrechte unter Druck geraten und als Werkzeug auch 
schnell missbraucht werden könnten. „I’m holding out 
for a hero“ – aber dieser heißt bestimmt nicht Big 
Brother 2.0.

Gänzlich vermisse ich Vorschläge dazu, wie wirksame 
Maßnahmen gegen nicht gekennzeichnete Bots und Bot- 
Netzwerke aussehen könnten, obwohl diese ja ein zen-
trales Instrument von Desinformationskampagnen sind. 
Gerade hier bräuchte es ein wirklich kompromissloses 
Vorgehen. Und bevor hier jetzt die konservativen IT- 

Sherlocks wieder mit der Klarnamenpflicht um die 
Ecke kommen: Das ist natürlich nicht die Lösung aller 
Dinge. Denn die Beleidigungen und Gewaltandrohungen, 
die ich und auch viele meiner Kolleginnen und Kollegen 
im Internet bekommen, stammen meistens von weißen 
Männern mit Klarnamen und Deutschlandfahne im Pro-
fil.

(Beifall bei der Linken – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Jetzt fühle ich mich diskrimi-
niert!)

Zum Abschluss möchte ich Ihnen, den Regierungs-
fraktionen, noch eine Sache mitgeben: Wir Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier gehen ja nun in die Som-
merpause. Und Sie nutzten nun die letzten Wochen, in der 
sich Öffentlichkeit und Medien eigentlich dauerhaft mit 
einem halben Auge mit der korrupten FIFA und ihrer 
milliardenschweren Show beschäftigen, um Ihren Sozi-
alkahlschlag noch schnell durchzudrücken. Wer so han-
delt, sucht nicht die politische Auseinandersetzung, son-
dern agiert perfide und niederträchtig an der Bevölkerung 
vorbei. An die wenigen Standhaften in Ihren Fraktionen, 
in Ihren Reihen: Machen Sie sich gerade!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort die Ab-

geordnete Catarina dos Santos-Wintz.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Catarina dos Santos-Wintz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich nehme Sie mit in eine Situation, 
die in jedem unserer Wahlkreise wahrscheinlich so pas-
sieren könnte; in meinem ist sie passiert: Ein älterer Herr 
bekommt in einer Chatfreundesgruppe ein Video zu-
geschickt. Es sieht aus wie eine echte Nachrichtensen-
dung, die Moderatorin lächelt professionell und ein Aus-
schnitt wird präsentiert: Der Bundesadler im Hintergrund 
und davor angeblich eine Ministerin. Sie verkündet eine 
einschneidende Maßnahme, die – und Sie wissen vermut-
lich, was jetzt kommt – in Wahrheit niemals so beschlos-
sen wurde. Darunter stehen jetzt Dutzende Kommentare, 
die die Regierung, das Land und den Westen als Ganzes 
verurteilen. Er leitet die Täuschung weiter. Der Clip wird 
hunderttausendfach reproduziert, diskutiert und verfes-
tigt sich nach und nach im gesellschaftlichen Diskurs.

Und ja, im besten Fall wird vielleicht mal korrigiert 
und richtiggestellt. Aber ein Gefühl setzt sich dann 
doch im kollektiven Bewusstsein fest – und das ist viel-
leicht noch einer der besseren Gedanken, der sich fest-
setzen kann –: Man kann doch heute nichts mehr glauben.

(Adam Balten [AfD]: Nicht mal „Correctiv“- 
Berichten!)

Desinformation zerstört nicht nur einzelne Debatten, son-
dern sägt am Eckpfeiler unserer Gesellschaft, dem Ver-
trauen in Institutionen, in Medien und Wahlen. Manch-
mal geht der Riss sogar durch Familien. Kein Wunder 
also, dass manche staatliche Akteure, gerade Low- 
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Trust-Societys mit einer niedrigen Vertrauensbasis, sys-
tematisch Unwahrheiten und Fälschungen streuen, um 
unsere Gesellschaft zu destabilisieren und unsere Wider-
standsfähigkeit zu brechen.

Wenn ich höre, dass es zwischen „Monitor“ und Mos-
kau keinen Unterschied in der Desinformation gebe, dann 
sage ich: Es gibt einen Unterschied, und der lässt sich in 
einem Satz zusammenfassen: Bei dem einen Format lässt 
sich korrigieren, lässt sich vielleicht auch kritisieren. Bei 
dem anderen tauchen Menschen dann vielleicht einfach 
nicht mehr wieder auf, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Donata Vogtschmidt 
[Die Linke])

Gerade weil wir dieses Problem ernst nehmen, müssen 
wir präzise bleiben. Es ist nicht die Aufgabe des Staates, 
Irrtümer oder kontroverse Meinungen zu regulieren. Die 
Meinungs- und Informationsfreiheit sind der Ausgangs-
punkt der menschlichen Freiheit und Würde. Einschrei-
ten müssen wir aber dort, wo ausländische Einflussope-
rationen, koordinierte Manipulation, strafbare Inhalte, 
Deepfakes massiv kursieren oder Bot-Netzwerke gezielt 
Angriffe starten. Ein Angriff ist keine freie Debatte, und 
in diesem Angriff gibt es auch keine Freiheit, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zurufe von der AfD)

Deswegen müssen wir den Debattenraum schon aus dem 
Gesichtspunkt der Meinungsfreiheit heraus schützen – 
das heißt: nicht gegen die Meinungsfreiheit, sondern ge-
rade für unsere Meinungsfreiheit.

(Zuruf von der AfD)

Es gibt schon geeignete Mittel, die wir auch auf Bun-
desebene auf den Weg gebracht haben; der Kollege 
Körner hat sie bereits vorgestellt. Wichtig ist vor allem: 
Die digitale Öffentlichkeit ist kein rechtsfreier Raum. Die 
Durchsetzung des Rechts ist Voraussetzung für unsere 
liberale Gesellschaft. Wenn manche hier im Haus ver-
suchen, eine Zensurdebatte daraus zu stricken, helfen 
sie letztendlich denjenigen, die uns spalten und schwä-
chen wollen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen.

Ich möchte aber auch ein paar Worte zum Antrag der 
Grünen sagen.

Ja, darin stehen auch für mich richtige Beobachtungen. 
Und ja, wir brauchen auch bessere Koordinierung, For-
schung, Medienkompetenz – ein Wort, was ich natürlich 
auch in dieser Rede erwähne – und Plattformdurchset-
zung. Aber ich finde, es ist auch ein bisschen einfach, 
zu sagen, dass durch eine Agentur direkt alles umgesetzt 
wird. Denn Ihr Antrag verlangt neue Fonds, neue Pro-
gramme, neue Strukturen. Ziel unserer Maßnahmen ist 
es aber gerade in diesen Tagen, den Staatsapparat eher 
kleiner zu machen und ihn nicht noch weiter aufzublähen. 
Wer neue Institutionen fordert, muss daher auch erklä-
ren – und das fehlt mir in Ihrem Antrag ein bisschen –, 
welche bestehenden Zuständigkeiten entfallen und wie 

Doppelstrukturen vermieden werden können, weil am 
Ende sonst kein Demokratieschild entsteht, sondern ein 
Kompetenzchaos.

Wie Sie außerdem wissen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, liegt gerade die Zuständigkeit für Medienauf-
sicht und Bildung aus guten Gründen wesentlich bei den 
Ländern. Der Kollege Dr. Körner hat aber auch den Ak-
tionsplan von Bund und Ländern bereits erwähnt. Und 
natürlich kann der Bund unterstützen, koordinieren, For-
schung fördern und europäisches Recht umsetzen, aber 
nicht per Bundestagsbeschluss die Länderkompetenzen 
einsammeln.

Drittens fehlt mir in Ihrem Antrag die Trennlinie zwi-
schen Desinformation und demokratischem Streit. Wir 
dürfen nicht den Eindruck erwecken, der Staat werde 
künftig festlegen, welche politische Deutung erwünscht 
sei. Bürger sind nicht lediglich Opfer von Meinungs-
mache.

Deswegen ist mir auch eins noch zum Schluss ganz, 
ganz wichtig: Akteure, die Falschinformationen streuen 
oder erstellen, sind absolut zu verurteilen. Menschen 
aber, die diesen Narrativen folgen, weil sie zum Beispiel 
fälschlicherweise Parteien oder Personen vertrauen, die 
ihnen einfachste Lösungen oder auch Schreckensszena-
rien verkaufen wollen, dürfen wir nicht in dieselbe 
Schublade packen. Ich bin deswegen überzeugt: Wir 
müssen auch vor Ort unsere Arbeit machen, die Men-
schen dort überzeugen, die Argumente anhören, Irrtümer 
aufklären und, wo nötig, berechtigte Kritik immer anneh-
men und uns nicht hinter neuen Behörden verstecken. 
Denn ein Demokratieschild bauen wir vor allem mit ehr-
lichem Streit und kontroversen Debatten. Die dürfen auch 
mal hitzig sein, und es darf auch mal dampfen und bro-
deln. Genau das zeichnet uns als Demokratie aus.

Herzlichen Dank und schöne sitzungsfreie Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Ruben Rupp.

(Beifall bei der AfD)

Ruben Rupp (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Abgeordnete! 

Die Grünen zitieren in ihrem Antrag die Bundesregie-
rung: Desinformation ist die „‚absichtliche Verbreitung 
falscher […] Information[en]‘ mit dem Ziel, ‚Meinungen 
zu beeinflussen, um so einer Person, einer Gruppe oder 
einem Land zu schaden“. Moment mal: Propaganda über 
mehr als zwei Geschlechter, Propaganda einer grünen 
Energiewende, Propaganda über Migration und Multi-
kulti als Bereicherung? Das alles ist doch die absichtliche 
Verbreitung falscher Informationen, und es hat unserem 
Land sehr, sehr geschadet, was sie von den Grünen tun 
und getan haben.

(Beifall bei der AfD)
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Und nach dieser Definition sind die Grünen doch die 
Hauptquelle für Desinformation. Ich frage Sie: Wer spon-
sert Sie eigentlich aus dem Ausland, dass Sie die Wirt-
schaft und die Sicherheit in Deutschland kaputtmachen? 
Wer sponsert Sie?

(Beifall bei der AfD – Franziska Hoppermann 
[CDU/CSU]: Mein Gott! Gab’s zu viel Alko-
hol in der Woche? Ist ja absurd! – Zuruf der 
Abg. Donata Vogtschmidt [Die Linke])

Und nein, wir brauchen nicht noch mehr Zensurmecha-
nismen, wie es die Grünen fordern. Denn ich sage Ihnen: 
Das beste Cybersicherheitsschild gegen Desinformation 
ist die Abwahl der Grünen aus allen Parlamenten.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anna Lührmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist so 
arm! – Dr. Carolin Wagner [SPD]: Das ist so 
arm, wirklich!)

Und dann jammern Sie ja noch in Ihrem Antrag über 
die rückläufige Leserschaft bei Ihren Haus- und Hof-
medien. „Spiegel“ und Co sprechen sich für ein Level 
Playing Field zwischen etablierten Medien und Online-
plattformen aus, damit Ihre ideologischen Schreiberlinge 
nicht noch weiter an Relevanz verlieren. Nein, auch das 
brauchen wir nicht. Wir brauchen keine weiteren staatli-
chen Zensureingriffe in der Digitalpolitik. Verrückte 
Idee: Wie wäre es stattdessen mal damit, dass Ihre Haus- 
und Hofberichterstatter endlich wieder journalistisch und 
neutral berichten? Dann bekommen Sie auch wieder Le-
ser, ganz ohne Zwang.

(Beifall bei der AfD)

Zu allem Überfluss fordern Sie dann auch noch staat-
liche Fördermittel für Medien, um diese dann politisch 
abhängig zu machen. So kennen wir Sie von den Grünen. 
Wen erinnert das nicht an die Coronazeit, als Sie Millio-
nen hingeblättert haben für Impfpropaganda in Zeitun-
gen, Radio bis hin zu gekauften Influencern? So haben 
Sie sich die Leute gefügig gemacht. Und das kann man 
nur ablehnen. Bezahlte Politagitatoren und Mietmäuler 
haben in einer Demokratie nichts zu suchen.

(Beifall bei der AfD)

Die Grünen wollen ein staatliches Gewaltmonopol auf 
die Wahrheit. Die Wahrheit ist bekanntlich nur das, was 
Sie von den Grünen als die Wahrheit definieren. Mit 
solchen Anträgen verlassen sie den Boden der demokra-
tischen Gesinnung. Und genau deshalb dürfen die Grünen 
nie wieder regieren.

(Beifall bei der AfD)

Und genau deshalb lehnen wir ihre Anträge grundsätzlich 
ab!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Maja Wallstein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen herzlichen Dank. Danke schön. – Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Besucherinnen und Besucher, schön, dass Sie da 
sind oder gerade kommen! Und ich muss sagen: Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90, vielen Dank 
für diesen Antrag. Er hat viele wichtige Kernforderun-
gen.

Er fordert die konsequente Umsetzung europäischer 
Digitalgesetze, einschließlich menschlicher Inhaltsmode-
ration und Datenzugang für Forschung.

Er fordert eine „nationale Strategie Medienkom-
petenz“, also mehr digitale Bildung, nicht nur bei Kin-
dern, auch bei Erwachsenen. Die Finanzierung ist bei der 
derzeitigen Haushaltslage möglicherweise der größte 
Knackpunkt. Aber das ist natürlich für die Opposition 
trotzdem ein bisschen einfacher, so was dann trotzdem 
zu fordern.

(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie wäre es mit einer Digitalabga-
be?)

Aber die Forderung an sich, die ist super. Da lasse ich 
auch nichts rankommen.

Und er fordert die Entwicklung einer ressortübergrei-
fenden Strategie gegen Desinformation. Das fordern wir 
als SPD schon lange; es hakt leider bei der Umsetzung, 
auch das ist korrekt.

Aber wie wichtig der Kampf gegen Desinformation ist, 
das wissen wir, glaube ich, alle hier im Haus – fast alle im 
Haus. Wie das Thema aus der Wissenschaft in die Zivil-
gesellschaft getragen wird, zeigt auch ein Festival in mei-
nem Betreuungswahlkreis. Vor drei Wochen gab es in 
Frankfurt (Oder) ein von der Europa-Universität Viadrina 
organisiertes Fake-News-Festival. Zentrale Frage war: 
Wie verändert sich unsere Welt, wenn künstliche Intel-
ligenz Inhalte schneller produziert, als wir sie überprüfen 
können? – Kurze Vorträge von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern gaben Einblicke in die aktuelle For-
schung zur Funktionsweise von KI, zu digitaler Verant-
wortung und Fake News. In interaktiven Workshops 
konnten die Teilnehmenden sich ausprobieren, mitdis-
kutieren und selbst aktiv werden. Dabei ging es zum Bei-
spiel darum, wie KI funktioniert, wie man KI-Bilder er-
kennt oder wie Desinformation unsere Gesellschaft 
beeinflusst.

Das Festival hat eindrucksvoll gezeigt, wie viele wis-
senschaftliche und praktische Perspektiven auf Fake 
News und KI es gibt. Das Festival war ein wundervoller 
Beitrag zur allgemeinen Bildung. Formate dieser Art wir-
ken, und wir brauchen mehr davon.

Wenn wir die Mechanismen und die Wirkungsweisen 
von Fake News verstehen, können wir auch leichter da-
gegen ankämpfen. Und das ist ja auch der Grund, warum 
Sie diesen Antrag so geschrieben haben. Sie haben uns da 
an Ihrer Seite, wenngleich – ich hatte es eingangs gesagt – 
es natürlich immer ein paar Hürden insbesondere mone-
tärer Art gibt. Denn wenn wir Desinformation bekämp-
fen, schützen wir auch unsere Demokratie. Und wir müs-
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sen unsere Demokratie überall schützen. Das bedeutet im 
Übrigen auch, dass wir keine verfassungsfeindlichen Par-
teien dulden dürfen.

(Ruben Rupp [AfD]: Was machen Sie dann 
noch hier?)

Und das bedeutet auch, dass wir uns alle starkmachen 
sollten für die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit 
der AfD, so wie es Artikel 21 unseres Grundgesetzes 
von uns verlangt.

(Martin Hess [AfD]: Welche demokratische 
Partei hat denn Angst davor, dass man sie über-
prüft?)

Ich frage mich und ich frage Sie: Welche demokratische 
Partei fürchtet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßig-
keit durch das höchste Gericht unseres Landes?

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/6665 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das nicht der Fall. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 21a und 21b:
a) – Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Bundespolizeigesetzes 
Drucksache 21/3051
Beschlussempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuss)
Drucksache 21/6990

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/7001

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Clara 
Bünger, Anne-Mieke Bremer, Katrin Fey, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 
Bundespolizei rechtsstaatlich modernisie-
ren – Menschenrechte in Vollzugspraxis 
und Ausbildung stärken
Drucksachen 21/3306, 21/6990

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU/CSU-Frak-
tion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Alexander 
Throm.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Nach über 30 Jahren modernisieren wir end-
lich das Bundespolizeigesetz. Wir bringen die Bundes-
polizei gesetzlich auf die Höhe der Zeit mit neuen und 
erweiterten Befugnissen. Das schafft mehr Sicherheit für 
die Menschen in unserem Land, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lokalisierung von Mobilfunkkarten, Quellen-TKÜ, 
automatisierte Kennzeichenerfassung, moderne Einsatz-
mittel wie Drohnen – dies alles wird ermöglicht. Wir 
schaffen darüber hinaus die Möglichkeit für anlasslose 
Kontrollen in Waffenverbotszonen für die Bundespoli-
zei – auch eine Lehre nach Solingen. Und wir geben der 
Bundespolizei die Zuständigkeit, für ausreisepflichtige 
Personen, die sie in ihrem Bereich antreffen, Abschiebe-
haft beantragen zu können und die Abschiebung auch 
vollziehen zu können.

Dies ist alles wichtig. Aber was auch wichtig ist, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist, was nicht im Gesetz steht. 
Es gibt keine Kennzeichnungspflicht mehr, kein Quit-
tungsblock mehr, kein Misstrauen gegen die Beamtinnen 
und Beamten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir vertrauen unseren Bundespolizistinnen und -polizis-
ten, und wir bedanken uns an dieser Stelle für die schwie-
rige und teilweise auch gefährliche Arbeit, die sie für uns 
alle leisten. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben wichtige Ergänzungen im parlamentari-
schen Verfahren, zusätzlich zum Kabinettsentwurf, vor-
nehmen können. Damit haben wir die Tür weit aufgesto-
ßen zur Nutzung von automatisierter und KI-gestützter 
Videotechnik. Wir wollen damit der weiter zunehmenden 
Gewalt an unseren Bahnhöfen entgegentreten. Die Bahn-
höfe dürfen keine Angsträume sein oder bleiben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb ermöglichen wir die automatisierte Erken-
nung von Gefahren anhand von Bewegungsmustern. 
Wenn jemand die Hand zur Faust erhebt und zum Schlag 
ausholt, wenn jemand eine Messerattacke begeht oder 
wenn jemand ins Gleisbett stürzt: All das führt dazu, 
dass Alarm geschlagen wird von der Technologie. Dann 
können die Personen im Bahnhof nachverfolgt werden, 
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und die Polizistinnen und Polizisten können zugreifen. 
Das wirkt präventiv, aber auch repressiv; auf jeden Fall 
erhöht es unsere Sicherheit.

Und: Wir ermöglichen erstmals auf Bundesebene die 
biometrische Gesichtsdetektion in Echtzeit. Die Bundes-
polizei kann gezielt nach Personen, von denen eine Ge-
fahr ausgeht, suchen, eine Gefahr abwehren – etwa bei 
Gefahr für Leib und Leben, bei Terrorlagen und Terror-
drohungen – oder auch nach vermissten Personen su-
chen – zum Beispiel nach Opfern von Entführungen, 
von Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung oder 
schlicht nach Personen, die verwirrt sind, die vielleicht 
für sich selbst eine Gefahr darstellen. Auch denen kann 
geholfen werden. Also auch da mehr Sicherheit für die 
Menschen in unserem Land, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Das, was wir heute beschließen, gilt zunächst einmal 
im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei: auf Bahn-
höfen und in Flughäfen. Das wird aber – davon bin ich 
fest überzeugt – maßstabsbildend für die Länder hier in 
der Bundesrepublik Deutschland werden. Deshalb kann 
der Sicherheitsgewinn durch dieses Gesetz heute gar 
nicht hoch genug geschätzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich bei der SPD- 
Fraktion zu bedanken, insbesondere bei den Kollegen 
Sebastian Fiedler und Ingo Vogel, aber auch bei anderen 
Kollegen, die bei der konstruktiven und verlässlichen 
Zusammenarbeit mitgewirkt haben. Wir waren immer 
an der Sache orientiert, und das könnte für die gesamte 
Koalition maßstabsbildend werden, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich bedanke mich beim Ministerium für die fachliche 
Begleitung und beim Innenminister Herrn Dobrindt –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich danke Ihnen auch.

Alexander Throm (CDU/CSU):
– dafür, dass Sie uns Zeit und Freiraum dafür gegeben 

haben, diese Verhandlungen führen zu können.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Christopher 

Drößler für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Selbstverständlich muss das Bundespolizei-
gesetz modernisiert werden. Wir leben mittlerweile in 

einem ganz anderen Land mit ganz anderen Bedrohungs-
lagen und einer ganz anderen Gesellschaftsrealität.

Drohnen, künstliche Intelligenz, andauernde Schleu-
serkriminalität, Menschenhandel, ausländische Clan-
strukturen, migrantische No-go-Areas und auch Groo-
ming Gangs gibt es mittlerweile in der Bundesrepublik. 
Letztere treiben beispielsweise in Nürnberg ihr schändli-
ches Unwesen. Dort hat man am Bahnhof erst jüngst 
wieder pakistanische Tatverdächtige festgenommen. 
Diese per Haftbefehl gesuchten Migranten sollen minder-
jährigen Mädchen Drogen gegeben und sie anschließend 
vergewaltigt haben.

Stichwort „Vergewaltigungen“: Allein im letzten Jahr 
gab es in Deutschland 751 dokumentierte Gruppenver-
gewaltigungen. 80 Prozent der Opfer waren Deutsche, 
über die Hälfte der Täter waren Migranten und bei den 
Tätern mit deutschem Pass ist über den Migrationshinter-
grund leider nichts bekannt. Zudem waren über 70 Pro-
zent der Tatverdächtigen bereits polizeibekannt. Hier se-
hen wir anhand eines einzigen Beispiels, wie verheerend 
unsere Sicherheitslage mittlerweile ist und wie hand-
lungsunfähig unsere Sicherheitsstrukturen tatsächlich 
sind.

Ich sagte schon zuvor, und ich sage es erneut: Multi-
kulturelle Gesellschaften sind multikriminelle Gesell-
schaften.

(Beifall bei der AfD)

Und ihre Opfer sind mehrheitlich ganz klar die Einhei-
mischen.

(Daniel Baldy [SPD]: Zum Thema!)

Zu unser aller Schande gibt es in diesem Haus leider 
jede Menge Fraktionen, die an diesem Zustand nichts 
ändern wollen. Im Gegenteil: Viele hier wollen die mi-
grantischen Täter am liebsten noch in Schutz nehmen. 
Doch statt aus dieser Sicherheitsrealität die richtigen 
Konsequenzen zu ziehen, richtet die Koalition den Blick 
ausgerechnet auf die eigenen Polizeibewerber. Der Ge-
setzentwurf sieht sogenannte Vertrauenswürdigkeitsprü-
fungen vor. Natürlich sind diese bloß als Einfallstore für 
politische Gesinnungskontrolle gedacht. Man möchte de-
vote Beamte, die zwar jeden Tag mit der brutalen Realität 
der Regenbogenpolitik konfrontiert werden, aber nie auf 
die Idee kommen, diese Politik und vor allem die ver-
antwortlichen Politiker zu hinterfragen.

Die Linken wollen das mit dem beigestellten Antrag 
natürlich noch auf die Spitze treiben. Für sie gibt es ei-
gentlich keine Sicherheitspolitik, die wirklich für Sicher-
heit sorgen soll. Sie wünschen sich vielmehr ein Kontroll-
regime gegen die Polizei, und wie immer sehen sie das 
Rechtswesen als Waffe gegen handlungsfähige Politik. 
Mit Menschenrechts- und Diskriminierungsdogma ver-
suchen sie hier im Prinzip, die Gefährder bestmöglich 
gegen den Rechtsstaat abzuschirmen. Es ist angesichts 
solcher Initiativen eigentlich verrückt, dass diese partei-
politisch organisierte Untergrabung unserer Sicherheit in 
diesem Parlament ihr Unwesen treiben darf.

(Beifall bei der AfD)
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Und dann haben die Grünen noch einen Entschlie-
ßungsantrag beigestellt, mit dem das gleiche Spiel betrie-
ben wird: Kontrollquittungen, Kennzeichnungspflicht 
oder die Ablehnung zusätzlicher Zuständigkeiten bei Ab-
schiebehaft – also totales Misstrauen gegenüber unseren 
Sicherheitskräften. Und natürlich betreiben auch sie ka-
tegorisch Lobbypolitik für Migranten. Das darf einen 
nicht überraschen, wenn man bedenkt, dass Ihre ehema-
lige Außenministerin Baerbock Zehntausende Afghanen 
unter falschem Asylvorwand nach Deutschland ein-
geschleust hat.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mein Gott, Herr Drößler! – Sebastian 
Fiedler [SPD]: Kommt jetzt noch was zur Bun-
despolizei? – Gegenruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, 
ehrlich!)

Dem Lager von Linken und Grünen geht es wie immer 
darum, eine längst gescheiterte Gesellschaftsutopie zu 
sichern,

(Sebastian Fiedler [SPD]: Mal zum Thema 
jetzt: Bundespolizei!)

selbst dann, wenn sie nur auf Kosten unser aller Sicher-
heit realisiert werden kann.

Wir wissen, dass statistisch die Gefahr in Deutschland 
überproportional von Migranten ausgeht. Das ist Fakt. 
Falls Sie noch Zweifel haben, können Sie sich die Ant-
wort der Bundesregierung auf meine Anfrage zum 
Thema anschauen. Und dennoch ist klar, dass es niemals 
auch nur den kleinsten Versuch Ihrerseits geben wird, 
hier durchzugreifen.

Und, meine Damen und Herren, genau hier wird die 
ganze Widersprüchlichkeit der Union sichtbar: Sie be-
klagt öffentlich die Folgen linker Sicherheitspolitik, pak-
tiert aber zugleich mit genau den Kräften, die die Polizei 
kontrollieren, politisieren und in ihrer Handlungsfähig-
keit beschneiden wollen; denn CDU und CSU regieren 
im Bund mit der SPD

(Josef Oster [CDU/CSU]: Sagen Sie doch mal 
was zum Gesetz!)

und halten sich auf Landesebene Bündnisse mit linken 
und grünen Parteien offen. Nach außen geben sie sich 
als Partei der inneren Sicherheit, im entscheidenden Mo-
ment übernehmen sie jedoch die Politik ihrer Partner.

Damit diese Bündnisse auch künftig möglich bleiben, 
rollt die Union den linken Kräften wieder einmal buch-
stäblich den roten Teppich aus. Sie bevorzugen nämlich 
die Gesinnungskontrolle der Polizeibeamten, die von 
links so manisch gefordert wird. Sie wollen den so-
genannten Verfassungsschutz als Gesinnungs-TÜV für 
jene Männer und Frauen nutzen, die sich tagtäglich mit 
Realitäten rumschlagen müssen, über die sie politisch ja 
keine Schlüsse zu ziehen haben.

Bitte keine Mustererkennung – sogenannte Vorur-
teile –, sonst fliegt man, obwohl in manchen Situationen 
am Bahnhof das eine oder andere Vorurteil ein Leben 
retten kann. Man denke nur an die zahlreichen Fälle, 

wo Täter ihre Opfer einfach vor den Zug gestoßen haben, 
wie der irakische Mörder von Liana in Friedland. Aber 
Sie wollen lieber die Beamten überwachen.

Das ist eine Tortur, und sie wird nur verstetigen, was 
wir hier alle beklagen und aus der Statistik lesen können: 
Deutschland wird unsicherer, Deutschland wird von Aus-
länderkriminalität geplagt, und Deutschland hat politi-
sche Eliten, die das nicht nur für akzeptabel halten, son-
dern auch noch jene Leute aus dem Staatsdienst entfernen 
wollen, die sich damit nicht abfinden möchten.

(Beifall bei der AfD – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist jetzt 
gut!)

Es ist traurig, aber so wird auch jeder Modernisie-
rungsversuch unserer Sicherheitsbehörden ins Leere lau-
fen.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Biometrische Detektion, Drohnenabwehr, Dashcams, 
EU-Identitätsabgleich – das alles bringt nichts, wenn 
man am Ende die Gefahrenquellen nicht abstellen und 
stattdessen die Beamten bei ihrer Arbeit drangsalieren 
will.

Wir sehen hier wieder die selbstzerstörerische Wech-
selwirkung falsch verstandener Mitte und ideologisch 
besessener linker Parteien:

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die ideologische Besessenheit spricht 
gerade hier im Bundestag!)

Die Union baut die Überwachungstechnokratie, und die 
Linken politisieren sie in die Wirkungslosigkeit. Mit sol-
chen Politikern sieht die Zukunft unserer Polizisten sehr 
düster aus, genauso wie die für unsere Bevölkerung in 
den öffentlichen Räumen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Sebastian 

Fiedler für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Zurück zum eigentlichen Thema. Sie müssen heute 
eine Frage beantworten, nämlich: Wo stehen Sie denn 
eigentlich? Ich sage Ihnen, wo wir als Koalition stehen, 
nämlich auf der Seite der Polizistinnen und Polizisten, die 
jeden Tag für unsere Sicherheit den Kopf hinhalten und 
immer häufiger angegriffen werden, auf der Seite der 
Menschen, die morgens mit der Bahn zur Arbeit fahren, 
auf der Seite der Zugbegleiterin, die angegriffen oder 
beleidigt wird. Kurzum: Wir stehen auf der Seite der 
Anständigen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 90. Sitzung. Berlin, Freitag, den 10. Juli 2026                                                                                                                                                                                                   11209 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Christopher Drößler 



Und sowieso stehen wir auf der Seite der Opfer von 
Kriminalität. Wenn Sie auch auf der Seite dieser Men-
schen stehen, dann müssen Sie froh, glücklich und dank-
bar sein, dass genau diese Koalition aus CDU/CSU und 
SPD Verantwortung in diesem Land trägt, meine Damen 
und Herren. Wir sind eine Sicherheitskoalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diese Koalition ist mit Namen verbunden. Wir haben 
Boris Pistorius, den Verteidigungsminister, der dafür 
sorgt, dass unsere Parlamentsarmee gut aufgestellt ist 
und unser Land verteidigungsbereit ist, damit wir nicht 
angegriffen werden. Wir haben Stefanie Hubig; die 
Frauen haben ihr sehr viel zu verdanken, weil sie endlich 
den Schutz vor Gewalt erfahren, den sie so dringend 
benötigen. Wir haben Lars Klingbeil, der eine schlagkräf-
tige Zollpolizei aufbaut, um uns vor Drogen, Schmugg-
lern, Geldwäschern und Organisierter Kriminalität zu 
schützen. Und last, but not least: Wir haben Alexander 
Dobrindt, der nicht mehr und nicht weniger tut, als die 
gesamte Sicherheitsarchitektur des Bundes in einer nie 
dagewesenen Form so zu modernisieren, dass wir vor 
hybriden Angriffen und Kriminalität geschützt werden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Und wir haben die Abgeordneten von CDU/CSU und 
SPD, die mit sehr viel Herzblut und Engagement eine 
hervorragende Zusammenarbeit an den Tag legen; das 
ist beispielgebend. Vielen Dank, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, für diese gute Arbeit! Warum danken Sie an 
dieser Stelle eigentlich nicht alle mal dieser Koalition?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Josef Oster [CDU/CSU]: Ja, 
genau!)

Heute, meine Damen und Herren, gelingt ein Jahrzehn-
tewerk. Nach mehr als 30 Jahren modernisieren wir das 
Bundespolizeigesetz für die 55 000 Beschäftigten der 
Bundespolizei, die eine moderne Arbeitsgrundlage be-
kommen, rechtsstaatlich austariert, modern und zukunfts-
fest. Genau das haben sie auch verdient, weil sie einen 
überragenden Dienst für unser Land leisten. Wir sind 
ihnen dafür zu Dank verpflichtet.

Ich will ein Thema aus diesen vielen herausgreifen, 
weil wir hier so viel modernisieren. Die Bahnhöfe und 
das Reisen mit der Bahn werden sicherer. Wie kriegen wir 
das hin? Ich sage es Ihnen. Die Zeiten, in denen die Bahn-
unternehmen und Bahnhofsbetreiber alleine entscheiden, 
wie sie die Sicherheit organisieren und ob sie die Sicher-
heitsentscheidungen anhand von wirtschaftlichen Erwä-
gungen treffen und von diesen abhängig machen, sind ab 
heute vorbei. Künftig setzt die Bundespolizei Sicher-
heitsstandards fest, die die Bahn umsetzen muss. Das ist 
genau richtig. Denn das stärkt auch die wichtige Arbeit 
der vielen Sicherheitsbeschäftigten bei der Bahn, die in-
nerhalb des Bahnkonzerns bisher eher am Ende der Nah-
rungskette gestanden haben. Das ist gut so.

Und – mein Kollege Throm hat es gerade schon ge-
sagt – wir setzen die modernste Technik ein und ermög-
lichen künftig auch den Einsatz künstlicher Intelligenz 
dort, wo sie Leben retten kann: bei terroristischen Gefähr-
dern, bei Entführungen, bei Menschenhandel, bei ver-

missten Menschen in Lebensgefahr. Und wir verbinden 
das Thema Sicherheit immer mit Rechtsstaatlichkeit: 
klare gesetzliche Grenzen, richterliche Kontrolle, Eva-
luation nach zwei Jahren. Das kommt daher, weil Sicher-
heit und Freiheit zusammengehören; das sind keine Ge-
gensätze.

Ich kann Ihnen nur dringend raten: Seien Sie froh, dass 
wir gerade in Deutschland Verantwortung tragen!

(Lachen der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie tun gut daran, diesem modernen Polizeigesetz heute 
zuzustimmen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Steht jetzt im Protokoll: Heiterkeit 
beim Bündnis 90/Die Grünen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Aussprache fortsetzen, 

möchte ich die vorhin bereits von meiner Kollegin und 
meinem Kollegen gemachte Ankündigung noch mal ver-
stärken und erneuern: Es werden heute keine Kurzinter-
ventionen und Zwischenfragen mehr zugelassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir sind deutlich über der Zeit. Und es ist auch ein Gebot 
der Verantwortung den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Hohen Hauses gegenüber, dass wir halbwegs 
nach dem Zeitplan zum Ende kommen.

Die nächste Rednerin ist Dr. Irene Mihalic, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
hatten die Chance, die die Ampel leider verpasst hat – so 
muss ich es sagen –, nämlich endlich eine moderne 
Rechtsgrundlage für die Bundespolizei zu schaffen.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Die haben wir auch 
genutzt!)

– Nein, haben Sie eben nicht. – Leider haben Sie diese 
Chance nicht genutzt.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Frau Mihalic, 
das ist unter Ihrem Niveau!)

Stattdessen erleben wir ein parlamentarisches Verfahren, 
Herr Throm, das sich nahtlos in das Sommerchaos dieser 
Koalition einfügt.

(Lachen des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Im Dezember hatten wir die erste Lesung des neuen 
Bundespolizeigesetzes und im Januar die Anhörung im 
Innenausschuss. Danach: sechs Monate Funkstille. Man 
hat nichts mehr gehört.
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(Sebastian Fiedler [SPD]: Arbeit! Arbeit! – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Ja, wir haben 
vertrauensvoll gearbeitet!)

– Ja, Arbeit. Das hätte ich Sie auch gefragt. Sie haben 
jetzt in der letzten Kurve vor der sitzungsfreien Zeit einen 
23-seitigen Änderungsantrag vorgelegt, um das Gesetz zu 
beschließen. Wow, 23 Seiten in sechs Monaten! Aber ich 
frage Sie: Was haben Sie denn in den letzten sechs Mo-
naten eigentlich gemacht, wenn Sie jetzt erst kurz vor 
knapp damit um die Ecke kommen?

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Also, Frau 
Mihalic, wirklich! Wirklich! – Zuruf des Abg. 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU])

Also verbessert haben Sie jedenfalls nichts, Herr Throm.
Und wenn Sie, Herr Fiedler, fragen, auf welcher Seite 

wir eigentlich stehen, dann ist die Antwort: Selbstver-
ständlich stehen wir auf der Seite der Einsatzkräfte der 
Bundespolizei,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Das haben die 
aber noch nie so empfunden! – Zuruf des Abg. 
Christoph de Vries [CDU/CSU])

die jeden Tag in vorbildlicher Weise für unser Land ihren 
Dienst verrichten und für unser aller Sicherheit sorgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Siegfried Walch [CDU/CSU]: Dann können 
Sie ja zustimmen!)

Genau deshalb, Herr Walch, hätten wir einer guten 
Novelle des Bundespolizeigesetzes heute wirklich sehr 
gerne zugestimmt; denn wir leben in unsicheren Zeiten. 
Russland und andere Staaten greifen uns täglich hybrid 
an. Dafür braucht es selbstverständlich eine handlungs-
fähige Bundespolizei mit modernen Rechtsgrundlagen. 
Aber unsichere Zeiten, meine Damen und Herren, sind 
eben kein Blankoscheck für den Abbau von Bürgerrech-
ten. Mit der Einführung der biometrischen Echtzeitüber-
wachung greift die Koalition nun mal tief in Grundrechte 
ein,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Also, Sie 
wollen nur unwirksame Maßnahmen?)

aber ohne, dass daraus ein realer Sicherheitsgewinn er-
kennbar wird. Es bestehen jetzt schon erhebliche verfas-
sungsmäßige Zweifel; das haben auch die Sachverständi-
gen in der Anhörung deutlich gemacht. Was ich damit 
sagen will, ist: Sie schaffen keine sichere Rechtsgrund-
lage für die Beamtinnen und Beamten, sondern neue 
Rechtsunsicherheit, meine Damen und Herren, und das 
geht so nicht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!)
Was Sie machen, Herr Dobrindt, erinnert mich auch 

ein wenig an das Motto Ihrer Amtsvorgänger: Erst etwas 
beschließen, dann eine Weile damit arbeiten, so lange, bis 
jemand meckert. Und wenn Karlsruhe das dann irgend-
wann einsammelt, dann gehen wir halt wieder zurück auf 
Los. – Meine Damen und Herren, das ist weder voraus-
schauend noch besonders schlau, wenn ich das mal so 
sagen darf,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

und schon gar nicht im Interesse derjenigen, die dieses 
Gesetz jeden Tag anwenden sollen. Und das zeigt noch 
etwas: Nicht nur das Bundespolizeigesetz ist seit 30 Jah-
ren nicht reformiert worden, auch Ihr Verständnis von 
Sicherheit und Rechtsstaat ist im 20. Jahrhundert hängen 
geblieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD – auch weil 
Herr Throm gerade noch so gegen die Kennzeichnungs-
pflicht polemisiert hat –, wo sind eigentlich Ihre Akzente 
im Gesetzentwurf? Gerade die Kennzeichnungspflicht 
haben Sie doch damals noch in den Ampelentwurf hi-
neinverhandelt; sie findet sich heute nicht mehr im Ge-
setz. Dabei wäre das doch das Mindeste gewesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Unser Entschließungsantrag zeigt, was eine moderne 

Reform gebraucht hätte. So hätte die Bundespolizei in 
ihren Zuständigkeitsbereichen zum Beispiel grundsätz-
lich für die Verfolgung von Verbrechen zuständig werden 
können. Dann gäbe es bei Straftaten an Bahnhöfen end-
lich klare Regeln für die Strafverfolgung. Stattdessen 
legen Sie jetzt einen halbherzigen Kompromiss in dieser 
Frage vor.

Und beim Thema Abschiebungen verwechseln Sie mal 
wieder Sicherheits- mit Migrationspolitik. Die Verlage-
rung von Aufgaben der Ausländerbehörde auf die Bun-
despolizei, meine Damen und Herren, ist ein Irrweg. Ab-
schiebehaft ist kein Sicherheitsinstrument,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Dann schauen 
Sie mal ins Gesetz, wann ich Abschiebehaft 
beantragen kann: wenn eine Gefahr droht!)

und die Bundespolizei ist für diese Aufgaben weder die 
richtige Behörde noch personell, strukturell oder finan-
ziell hinreichend ausgestattet. Das bedeutet am Ende vor 
allem eins: noch mehr Überstunden und weniger Rechts-
schutz für die Betroffenen.

Meine Damen und Herren, schlechte Gesetzgebung 
macht unser Land nicht sicherer. Wesentliche Probleme 
bleiben ungelöst. Deswegen: So gerne wir heute zu-
gestimmt hätten, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– wir lehnen das Bundespolizeigesetz in dieser Form 

ab.
(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Dann scheint es 

ja wirksam zu sein!)
Haben Sie vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Clara Bünger 

für die Fraktion Die Linke.
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(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Dobrindt spricht von der Modernisierung 
der Bundespolizei. In Wahrheit geht es um etwas anderes: 
Sie wollen staatliche Macht ausbauen und Grundrechte 
aushöhlen. Das ist autoritärer Staatsumbau in Reinform!

(Beifall bei der Linken – Detlef Seif [CDU/ 
CSU]: Das ist doch Blödsinn!)

Neulich haben Sie hier von „Kurs, klare Kante und Kon-
trolle“ gesprochen, Herr Dobrindt. Ich bin gespannt, mit 
welchen grausamen Alliterationen Sie uns gleich wieder 
quälen. Aber eins ist klar: Ihre Politik wird davon nicht 
besser.

(Beifall bei der Linken)

Sie führen den Staatstrojaner ein, um Telefone und 
Messenger zu überwachen. Sie erlauben der Bundespoli-
zei, Menschen auf eigene Faust aufzugreifen und Ab-
schiebungen einzuleiten, ohne jede Absprache mit der 
Ausländerbehörde. Sie weiten anlasslose Kontrollen 
aus. Im Klartext heißt das: noch mehr Racial Profiling. 
Millionen Menschen sind davon schon heute jeden Tag 
betroffen. Aber für deren Sicherheit interessiert sich die 
Bundesregierung keinen Deut, und das ist ein Riesen-
skandal.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der CDU/ 
CSU)

Am Dienstag gab es dann – es wurde gerade schon 
gesagt – noch schnell einen Änderungsantrag: Die Bilder 
von zigtausend Kameras an den Bahnhöfen sollen auto-
matisch mit KI nach „auffälligem Verhalten“ durchsucht 
werden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)

Aber was heißt das konkret? Stellen Sie sich vor: Ihr Zug 
hat zwei Stunden Verspätung – soll ja vorkommen –, Sie 
sind sauer und laufen frustriert am Bahnsteig auf und ab. 
Für die KI ist das ein „auffälliges Verweilmuster“. Sie 
hält Sie für einen Taschendieb,

(Sebastian Fiedler [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!)

und schon steht die Bundespolizei vor Ihnen und durch-
wühlt Ihre Reisetasche.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Das ist ein Märchen! 
Unseriös! Reiner Populismus! – Zurufe von 
der CDU/CSU)

Das ist die neue Realität. Das kann doch nicht Ihr Ernst 
sein!

(Beifall bei der Linken)

Aber das reicht noch nicht. Sie wollen jetzt biometri-
sche Echtzeitüberwachung: KI-Kameras, die live Gesich-
ter scannen. Flächendeckende Überwachung wird so für 
Millionen zum Normalzustand.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Sie haben 
keine Ahnung! Aber davon viel!)

Dafür bekommt der Innenminister fast 1 Milliarde Euro 
mehr als im Vorjahr. Fast 1 Milliarde für Überwachung!

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Bar jeder 
Kenntnis!)

Gleichzeitig legen Sie den Sozialstaat in Trümmer: bei 
der Rente, beim Wohngeld, bei der Krankenversicherung. 
Für Gesundheit ist kein Geld da, für Überwachung aber 
schon. Herr Dobrindt, ich sage Ihnen ganz klar: Das ist 
dreist, demokratiefeindlich und demagogisch.

(Beifall bei der Linken – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Das ist Populismus!)

Was wir wirklich brauchen, ist nicht mehr Über-
wachung, sondern mehr demokratische Kontrolle der Po-
lizei:

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ja, ja!)

eine Kennzeichnungspflicht; Bodycams, die sich auto-
matisch einschalten, wenn Beamte Zwang ausüben, 
weil das nämlich für alle mehr Sicherheit schafft, und 
endlich ein Ende von anlasslosen Kontrollen. Denn Frei-
heit und Sicherheit sind keine Gegensätze, Herr 
Dobrindt. Wer Grundrechte abbaut, schafft keine Sicher-
heit – er schafft einen Staat, vor dem die Menschen sich 
fürchten müssen. Diesen Weg werden wir als Linke 
niemals mitgehen. Wenn Sie uns fragen, auf welcher 
Seite wir stehen, Herr Dobrindt, dann sagen wir: Wir 
stehen immer auf der Seite der Grundrechte,

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Sie stehen auf der 
Seite der Täter!)

und zwar für alle Menschen in diesem Land.
Danke. 

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort dem Bundesminister des Innern, Alexander 
Dobrindt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir bauen heute mit dem neuen Bundespoli-
zeigesetz einen Eckpfeiler unserer Sicherheitsarchitektur. 
Und dabei stärken wir diese Sicherheitsarchitektur nicht 
mit den Werkzeugen von gestern,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, klar! Mit den Instrumenten von vor-
vorgestern!)

sondern mit zeitgemäßen Befugnissen, mit modernster 
Technik und mit einem klaren Bekenntnis zu absolutem 
Vertrauen gegenüber unseren Sicherheitskräften: den 
Bundespolizisten, den Bundespolizistinnen, die jeden 
Tag hochprofessionell, hochengagiert unser Land schüt-
zen, die Ordnung aufrechterhalten und unser friedliches 
Zusammenleben organisieren. Wir geben ihnen die not-
wendigen Instrumente, noch stärker für unsere Sicherheit 
zu sorgen, und das braucht Unterstützung!
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich bin schon sehr irritiert, Frau Kollegin Mihalic, dass 
Sie hier zwar deutlich sagen, dass es der Ampel nicht 
gelungen ist, ein Bundespolizeigesetz umzusetzen, ob-
wohl es zwingend notwendig wäre.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bedauerlicherweise! Weil die Union 
nicht zustimmen wollte!)

Seit 30 Jahren ist es nicht modernisiert worden. Jetzt 
kommt ein neues Bundespolizeigesetz. Aber das Einzige, 
was Ihnen einfällt, ist, zu sagen: Das bringt keinen zu-
sätzlichen Sicherheitsgewinn. – Was ist denn das für eine 
schwache Ansage hier,

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

einfach mal zu behaupten, biometrische Detektion in 
Echtzeit bringe keinen Sicherheitsgewinn?

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Sie behaupten ja das Gegenteil!)

Es geht hier um die Freiheitsachsen unserer Gesellschaft: 
Bahnhöfe, Flughäfen und den öffentlichen Raum. Frei-
heit ohne Mobilität ist nicht vorstellbar. Um diese Frei-
heitsachsen geht es.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich darf ja keine Kurzintervention ma-
chen, sonst würde ich es Ihnen erklären, Herr 
Dobrindt!)

Die künstliche Intelligenz mit biometrischer Detektion 
in Echtzeit schafft es doch, dass wir dafür sorgen, dass 
Sicherheit herrscht an den Bahnhöfen; dass wir Personen, 
die in Gefahr sind, identifizieren; dass wir an den Gleisen 
körperliche Auseinandersetzungen mit Waffen frühzeitig 
erkennen; dass die Einsatzkräfte zur Verfügung stehen; 
dass Terroristen an Bahnhöfen und Flughäfen identifi-
ziert und aus dem Verkehr gezogen werden können.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schaffen Rechtsunsicherheit!)

Das schafft nach Ihrer Ansicht nicht mehr Sicherheit? Sie 
sind auf einem vollkommen falschen Pfad, wenn ich 
Ihnen das so sagen darf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich erkläre es Ihnen gerne!)

Zu Ihrem Hinweis, Sie würden ja auf der Seite der 
Polizistinnen und Polizisten stehen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, wo denn sonst!)

Ich darf Ihnen mal eines sehr deutlich sagen: Das, was Sie 
in der letzten Wahlperiode auf Initiative der Grünen im 
Bundespolizeigesetz umsetzen wollten, das hat bei den 
Polizeikräften – bei den Frauen und Männern der Polizei – 
pure Ablehnung erfahren.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch Blödsinn!)

Wir haben Unterstützung von den Polizeikräften für das, 
was wir jetzt im Bundespolizeigesetz machen. Deswe-
gen: Wir stehen auf der richtigen Seite, nämlich bei den 
Polizistinnen und bei den Polizisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Deswegen ein herzliches Dankeschön an dieser Stelle 
an die Kolleginnen und Kollegen, die hieran mitgearbei-
tet und mitgewirkt haben: an die Sprecher Alexander 
Throm und Sebastian Fiedler, an die Stellvertreter Frau 
Eichwede und Herrn Krings sowie an alle Kolleginnen 
und Kollegen der Innen-AGs von SPD und CDU/CSU.

Meine Damen und Herren, das ist ein Mammutwerk 
für die Sicherheit in Deutschland. Ein herzliches Danke-
schön, dass Sie in den letzten sechs Monaten engagiert 
daran gearbeitet haben, dass dieses Gesetz noch besser 
geworden ist.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aus der Steinzeit!)

– Sie haben sich verweigert. Sie können nicht mitreden. 
Sie sind nicht für die Sicherheit in Deutschland. Wir 
stehen für die Sicherheit in Deutschland!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Der nächste Redner ist 

Ingo Vogel für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ingo Vogel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Wir haben es heute schon mehrfach 
gehört: Dieses neue Bundespolizeigesetz war dringend 
überfällig, um nach über 30 Jahren wieder auf die Höhe 
der Zeit gebracht zu werden.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die wichtigsten Punkte über die notwendigen redaktio-
nellen Änderungen hinaus wurden bereits skizziert. Ich 
möchte auch noch mal die Wichtigkeit unterstreichen, 
dass die Bundespolizei eben mit diesen neuen Befugnis-
sen die Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger in unse-
rem Land verbessert und auf die neuen Bedrohungssze-
narien und die Kriminalitätsentwicklung endlich adäquat 
reagieren kann.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Insbesondere im digitalen Bereich und mit der Stär-

kung der Sicherheit an Bahnhöfen und in Zügen der 
Deutschen Bahn sind wichtige Punkte berücksichtigt 
worden. Allein letztes Jahr gab es zum Beispiel rund 
5 600 Gewaltdelikte in Zügen und an Bahnhöfen. Genau 
deshalb schafft diese Sicherheitskoalition aus CDU, CSU 
und SPD eine neue Sicherheitsperspektive an Bahnhöfen, 
und das braucht – wir haben es schon gehört – vor allem 
klar geregelte Zuständigkeiten. Für diese eindeutige Ver-
antwortung durch die Bundespolizei sorgen wir jetzt mit 
diesem Gesetz.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Darüber hinaus vermeiden wir Schnittstellen und un-
nötige Zuständigkeitswechsel dort, wo es möglich ist, 
indem wir zum Beispiel bereits begonnene Ermittlungen 
der Bundespolizei in besonderen Fällen mit Zustimmung 
der Länder bei der Bundespolizei belassen und diese Vor-
gänge nicht erst in schwierigen Verfahren übergeben 
müssen.

In der Kürze der Zeit kann ich leider nicht auf jede 
Kritik im Einzelnen eingehen, will aber insgesamt noch 
mal sagen, dass ich sehr froh darüber bin, dass wir heute 
ein Gesetz beschließen, das sowohl für die Bürgerinnen 
und Bürger in diesem Land als auch für die Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten sehr, sehr wichtig und längst 
überfällig ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Letzter Satz, Herr Präsident. Mein Dank für den kon-
struktiven Austausch und die guten Gespräche und Bera-
tungen gilt der CDU/CSU, insbesondere Alexander 
Throm, Detlef Seif und Josef Oster. Herzlichen Dank 
auch an die Kollegen aus dem Rechts- und Digital-
bereich. Stimmen Sie gerne zu!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Josef Oster für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Josef Oster (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Was soll man nach dem fulminanten Auftritt des Innen-
ministers hier eigentlich noch sagen?

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Also, wenn einer innere Sicherheit in diesem Land hier 
lebt, dann ist es genau dieser Innenminister. Vielen Dank 
dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
rufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So eine sicherheitspolitische Debatte bringt hier schon 
Grundhaltungen zum Ausdruck, und deshalb ist eine sol-
che Debatte für mich immer sehr interessant. Wir haben 
einen Beitrag der AfD gehört, wo es überhaupt nicht um 
die Sache ging, wo es nur darum ging, wie die eigene 
Betroffenheit ist, aber null Wertschätzung gegenüber un-
serer Bundespolizei. Das ist Ihre Haltung zur inneren 
Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Zu dieser Debatte liegt uns ein Antrag der Fraktion Die 
Linke vor. Dieser Antrag hat zum Ziel, unsere Bundes-
polizei aktiv zu schwächen. Das ist Ihr Verständnis von 
innerer Sicherheit in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Frau 
Mihalic – hat hier nichts zur Sache beigetragen. Sie hat 
offensichtlich keinen wirklichen Kritikpunkt gefunden

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Habe ich doch!)

und war nur darüber enttäuscht, dass wir hier in aller 
Stille, ohne öffentliche Debatten, ein richtig gutes Gesetz 
abgeliefert haben. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Marcel Emmerich [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber unsere Rednerin 
ist ja Polizistin! – Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: In sechs Monaten so 
eine dünne Suppe!)

Ich kann es nur wiederholen: Sie sind natürlich ein 
bisschen enttäuscht – das ist deutlich geworden –, dass 
alle Aspekte, die mit Misstrauen zu tun hatten, aus diesem 
Gesetzentwurf wieder entfernt wurden.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mein Gott! Das hätten Sie auch in drei 
Wochen hinkriegen können!)

Wir trauen unserer Bundespolizei etwas zu. Deshalb hat 
sie viele neue Befugnisse.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, aber nicht ausreichend!)

Vor allen Dingen vertrauen wir unseren Polizistinnen und 
Polizisten. Das ist die Botschaft dieses Tages.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach so!)

Ja, das gehört zur Wahrheit dazu: Wir haben aus dem 
Bundesinnenministerium einen guten Gesetzentwurf be-
kommen. Darauf konnten wir gut aufbauen. Aber wir 
sind selbstbewusste Parlamentarier und haben aus diesem 
guten Entwurf ein noch besseres Gesetz gemacht.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da haben Sie sechs Monate drauf rum-
gekaut! War wohl schwer verdaulich!)

Auch das gehört zum Selbstbewusstsein eines Parlamen-
tes.

Wir haben bewiesen – Herr Fiedler, Sie haben das gut 
ausgedrückt –: Wir sind eine Koalition, die liefert.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gleich dreimal heute!)

Wir sind die Sicherheitskoalition. Auch das ist eine Bot-
schaft dieses Tages, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Mit diesem Gesetz ist ein echter Technologieschub für 
unsere Bundespolizei verbunden. Sie kommt damit im 
21. Jahrhundert an. Vor 30 Jahren waren Drohnen noch 
Stoff für Science-Fiction-Filme. Heute sorgen wir dafür, 
dass sie ein offizielles Einsatzmittel werden, und wir 
kümmern uns auch um Drohnenabwehr. Wir sorgen eben-
falls dafür, dass die Kommunikation im 21. Jahrhundert 
ankommt: Faxgeräte waren vor 30 Jahren up to date. 
Heute geht es darum, mobile, digitale und verschlüsselte 
Kommunikation zu überwachen. In diese Lage versetzen 
wir jetzt unsere Bundespolizei. Und mit der Möglichkeit 
der Echtzeitdetektion kommt unsere Bundespolizei im 
KI-Zeitalter an. Auch das ist die Botschaft des heutigen 
Tages.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben eine 
starke Bundespolizei in Deutschland; –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Oster.

Josef Oster (CDU/CSU):
– das ist ein hohes Gut. Wir haben dafür viel getan.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Oster, hören Sie mich?

Josef Oster (CDU/CSU):
Heute ist ein guter Tag für die Sicherheit in Deutsch-

land.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Marcel Emmerich [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hätten Sie das Lob 
für Dobrindt weggelassen, hätten Sie mehr 
Zeit gehabt!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache.
Zusatzpunkt 21a. Wir kommen zur Abstimmung über 

den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Modernisierung des Bundespolizeigesetzes. Der 
Innenausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 21/6990, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf Drucksache 21/3051 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Unions-
fraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer 
enthält sich? – Das ist die Fraktion der AfD. Damit ist 
der Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 

stimmt dagegen? – Das sind Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion der 
AfD. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe b 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6990, 
eine Entschließung anzunehmen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Die Unionsfraktion, die SPD- 
Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Die AfD-Fraktion sowie 
Die Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/6996. Wer stimmt dafür? – Bündnis 90/ 
Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Union, AfD und die 
SPD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
Die Linke. Damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt.

Wir setzen die Abstimmungen zu der Beschlussemp-
fehlung des Innenausschusses auf Drucksache 21/6990 
fort.

Zusatzpunkt 21b. Der Ausschuss empfiehlt unter 
Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung 
des Antrags der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/3306 mit dem Titel „Bundespolizei rechtsstaatlich 
modernisieren – Menschenrechte in Vollzugspraxis und 
Ausbildung stärken“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Die Unionsfraktion, die AfD, die SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt gegen die Be-
schlussempfehlung? – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Damit ist diese Be-
schlussempfehlung angenommen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 24 bis 27: 

ZP 24 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Regelung der Förderung des 
Spitzensports und weiterer Maßnahmen 
gesamtstaatlicher Bedeutung im Sport so-
wie zur Errichtung der Spitzensport-Agen-
tur (Sportfördergesetz – SpoFöG) 

Drucksache 21/5921

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Sport und Ehrenamt (5. Aus-
schuss)

Drucksache 21/7006

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 21/7007

ZP 25 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Sport und Ehrenamt 
(5. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Tina Winklmann, Dr. Ophelia Nick, Helge 
Limburg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Spitzensportförderung transparent, wirksam 
und zukunftsfest gestalten

Drucksachen 21/4292, 21/7013
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ZP 26 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Sport und Ehrenamt 
(5. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Tina Winklmann, Dr. Ophelia Nick, Helge 
Limburg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Mutterschutz von Athletinnen wirksam absi-
chern – Schutzlücken für selbstständige Spit-
zensportlerinnen schließen

Drucksachen 21/6009, 21/7014

ZP 27 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Sport und Ehrenamt 
(5. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Christian Görke, Nicole Gohlke, Dr. Michael 
Arndt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
Die Linke 

Für eine nachhaltige und durchdachte Reform 
der Sportförderung

Drucksachen 21/5568, 21/7012

Über den Gesetzentwurf der Bundesregierung werden 
wir später namentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. Bevor ich diese eröffne, möchte ich wieder-
holen, dass ich keine Kurzinterventionen und Zwischen-
fragen mehr zulassen kann, weil wir sehr in Verzug mit 
der Zeitplanung sind. Ich bitte um Verständnis. – Wenn 
die beiden Berichterstatter des Bundespolizeigesetzes 
feiern wollen, sollen sie das bitte draußen machen. – 
Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
CDU/CSU-Fraktion Stephan Mayer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute ist ein guter Tag für die Sport-
politik und vor allem für den Spitzensport in Deutsch-
land. Ich möchte sogar noch weiter gehen: Heute ist ein 
historischer Tag; denn wir verabschieden das erste Sport-
fördergesetz des Bundes.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Ich bin der festen Überzeugung: Mit diesem Paradig-

menwechsel, den wir heute beschließen, werden wir die 
Grundlage dafür legen, dass der Spitzensport in Deutsch-
land in Zukunft wieder Anschluss an andere Nationen 
findet. Wir haben in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
gegenüber Nationen wie Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Norwegen, Österreich oder Japan leider Boden 
verloren, sowohl was die Leistungen als auch was die 
Steuerung der Spitzensportförderung in Deutschland an-
belangt. Dieses Gesetz ist wirklich ein Paradigmenwech-
sel, weil wir die Steuerung der Spitzensportförderung in 
Deutschland deutlich professionalisieren und externali-
sieren.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung, der dem Bundestag 
vorgelegt wurde, war schon sehr gut. Ich möchte mir aber 
erlauben, zu sagen: Wir haben ihn noch besser gemacht. 
Wir haben ganz klar den Leistungsgedanken in den Mit-
telpunkt gestellt. Und es geht beim Spitzensport um Leis-
tung. Es geht darum, dass wir wieder unter die ersten 
Fünf im Medaillenspiegel bei den Olympischen Sommer-
spielen und unter die ersten Drei im Medaillenspiegel bei 
den Olympischen Winterspielen wollen.

(Jörn König [AfD]: Eine AfD-Forderung von 
2018!)

Ich bin der festen Überzeugung: Dafür werden wir jetzt 
die Voraussetzungen schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wo 
haben wir den Gesetzentwurf noch besser gemacht? Wir 
haben einerseits – und das ist mir sehr wichtig zu beto-
nen – die Autonomie des Sports klar verankert in § 1 des 
Gesetzes. Deswegen möchte ich allen Zweiflern klar ent-
gegnen: Es geht hier nicht um Staatssport. Die Auto-
nomie des Sports, die verfassungsrechtlich gesichert ist, 
wird auch in diesem Gesetz garantiert.

Wir bekennen uns auch – das ist mir ebenso wichtig – 
zu einer angemessenen Vergütung der Trainerinnen und 
Trainer. Die Traineroffensive – sie steht im Koalitions-
vertrag – wird in diesem Gesetz dergestalt Niederschlag 
finden, dass wir uns klar dazu bekennen, dass die Trai-
nerinnen und Trainer, die die Grundlage dafür schaffen, 
dass Deutschland wieder Spitzenathletinnen und -ath-
leten hervorbringt, auch vernünftig und angemessen be-
zahlt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, viel 
ist debattiert worden über die Frage: Wie setzen sich die 
Gremien zusammen? Ich bin zwar der Meinung, dass die 
Zusammensetzung des Stiftungsrates in der Debatte eine 
überhöhte Bedeutung erhalten hat. Trotzdem ist mir 
wichtig, dass wir hier mit einem Änderungsantrag eine 
Schärfung vornehmen. Ich habe es in der ersten Lesung 
schon angekündigt: Ich bin der Meinung, die Bundes-
regierung wäre mit drei Sitzen überrepräsentiert. Deswe-
gen nehmen wir der Bundesregierung einen Sitz. Wir 
geben dem Gesetzgeber, dem Haushaltsgesetzgeber, 
dem Deutschen Bundestag, einen zusätzlichen Sitz. Und 
wir geben vor allem dem organisierten Sport eine zusätz-
liche Stimme. Das ist gut und wichtig; denn der organi-
sierte Sport ist die Grundlage dafür, dass wir die entspre-
chenden Erfolge in Deutschland einfahren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Bettina Lugk [SPD])

Wir werden – das ist ebenfalls ein entscheidender 
Punkt – auch den Athletinnen und Athleten eine Stimme 
geben. Die Athletenkommission des Deutschen Olympi-
schen Sportbunds wird verpflichtend im Stiftungsrat ver-
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treten sein. Das ist ein klares Signal, dass wir die Bedürf-
nisse, die Anliegen, die Forderungen der Athletinnen und 
Athleten ernst nehmen und ihnen Stimme und Gewicht 
im Stiftungsrat geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
bin der festen Überzeugung, dass dies nicht nur ein sehr 
gutes Gesetz ist, sondern, wie gesagt, auch ein Gesetz, 
das die Grundlage dafür bietet, dass wir wieder An-
schluss finden an die internationale Spitze. Wir haben 
im Sportfachbeirat neben dem Bundeskanzleramt auch 
der Sportministerkonferenz der Länder einen Gaststatus 
eingeräumt. Ich möchte an die Länder klar adressieren: 
Wir nehmen auch ihre Expertise im Sportfachbeirat sehr 
ernst.

Und – das ist alles andere als unwichtig –: Wir machen 
es zu einer Fördervoraussetzung, dass die Einhaltung des 
Safe Sport Codes von den Sportverbänden umgesetzt 
wird. Ich möchte hier klar betonen: Es wäre schlechter-
dings nicht begründbar, dass zwar die Einhaltung des 
NADA-Codes, also der Kampf gegen Doping, zu einer 
Fördervoraussetzung für die Sportfachverbände gemacht 
wird – das ist sie jetzt schon, und sie wird es weiterhin 
bleiben –, aber die Einhaltung des Safe Sport Codes, der 
die Grundlage dafür bieten soll, dass es in Zukunft nicht 
mehr so schreckliche Vorkommnisse gibt wie in der Ver-
gangenheit, was sexualisierte, psychische und physische 
Gewalt im Sport anbelangt, nicht zur Fördervorausset-
zung gemacht wird. Deswegen haben wir als Koalitions-
fraktionen den Gesetzentwurf insoweit deutlich nach-
geschärft, dass in Zukunft auch die Einhaltung des Safe 
Sport Codes in der jeweils gültigen, aktuellen Fassung 
zur Fördervoraussetzung gemacht wird.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
bitte um Unterstützung dieses Gesetzentwurfs und Ihre 
Zustimmung –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– und danke Ihnen ganz herzlich für die Aufmerksam-

keit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Lars Schieske 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Lars Schieske (AfD):
Wertes Präsidium! Meine Damen und Herren! Seit 

über zehn Jahren wird am Sportfördergesetz gearbeitet – 
über zehn Jahre! Und was erleben wir jetzt? Am Anfang 
der Woche steht es weder im Ausschuss noch im Plenum 
auf der Tagesordnung. Dann kommt es rauf, dann geht es 

wieder runter, und nun ist es wieder drauf. Das ist doch 
nicht normal. Das ist ein Offenbarungseid Ihrer Arbeits-
moral.

Herr Mayer sprach im Ausschuss und jetzt auch wieder 
von einem „historischen Tag für den Spitzensport“. His-
torisch ist hier nur die Hektik, mit der die CDU und die 
SPD kurz vor der Sommerpause dieses Gesetz und noch 
viele andere Gesetze durch das Plenum jagen. Sie haben 
offensichtlich Angst – Angst, dass nach der Sommerpau-
se, nach den Landtagswahlen und nach dem nächsten 
Koalitionskrach keine Mehrheit mehr steht. Also wird 
durchgedrückt, was jahrelang verschleppt wurde. So sieht 
sie aus, Ihre Demokratie: erst liegen lassen, dann über-
stürzen und dann sich selbst auch noch feiern.

(Stephan Mayer [Altötting] [CDU/CSU]: Ja, 
was jetzt? Liegen lassen oder überstürzen? 
Beides kann ja schlecht gehen!)

Dabei geht es um die Zukunft des deutschen Spitzen-
sports. Es geht um Athleten, die verzichten. Es geht um 
Eltern, die fahren. Es geht um Vereine, die sich aufopfern. 
Und es geht um Trainer; denn ohne Trainer kein Spitzen-
sport, ohne Trainer keine Medaillen, ohne Trainer keine 
internationale Spitze.

(Beifall bei der AfD)
Und genau hier versagt Ihr Gesetz. Deutsche Trainerkom-
petenz ist im Ausland gefragt. Hackl, Wolf, Cramer, Pich-
ler: Diese Spitzensportkompetenz ist weg. Das muss 
Ihnen doch auffallen, meine Damen und Herren von der 
SPD und der CDU. Sie gehen, weil andere Länder bessere 
Bezahlung, längere Verträge, mehr Planungssicherheit 
und bessere Arbeitsbedingungen bieten. Und Sie? Sie 
schreiben lediglich „angemessene Vergütung“ ins Gesetz 
und verkaufen das als großen Wurf. Wo ist der echte 
Trainertarif? Wo sind die verlässlichen Vertragslaufzei-
ten? Wo ist die Absicherung über den olympischen Zy-
klus hinaus? Wo ist der stimmberechtigte Sitz der Trainer 
im Stiftungsrat? Alles nicht vorhanden! Trainer dürfen 
beraten, aber nicht entscheiden. Sie dürfen liefern, aber 
nicht mitbestimmen. Das ist die Arroganz Ihres Gesetzes. 
Diejenigen, die den Erfolg erarbeiten, bleiben außen vor.

Auch die Sachverständigen wurden angehört, aber von 
Ihnen offensichtlich nicht erhört. Spitzenverbände for-
dern Planungssicherheit, mehrjährige Förderung, klare 
Finanzierungsverantwortung und weniger Bürokratie. 
Landessportbünde fordern stärkere Einbindung von 
Nachwuchsleistungssport, Vereinen, Schulen und Stütz-
punkten. Athleten fordern Mitbestimmung. Profis wollen 
von Profis vertreten werden und nicht von Politikern. 
Und was liefern Sie? Eine überteuerte Sportagentur, 
neue politische Gremien, mehr Bürokratie, und das alles 
an der Praxis vorbei.

Dieses Gesetz ist ein Anfang, mehr nicht.
(Bettina Lugk [SPD]: Aber Sie stimmen doch 
zu! – Aydan Özoğuz [SPD]: Das ist doch Un-
sinn!)

Wenn wir Verantwortung tragen, werden wir es mit denen 
optimieren, die Deutschland wieder zur Spitzensport-
nation machen wollen:

(Beifall bei der AfD)
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mit den Athleten, mit den Trainern, mit den Vereinen und 
vor allen Dingen mit den Praktikern. Spitzensport braucht 
keine Selbstbeweihräucherung der Koalition. Er braucht 
Leistung, Verlässlichkeit, Trainerkompetenz und den 
Mut, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Lars Schieske (AfD):
– die Richtigen entscheiden zu lassen. Sport frei!

(Beifall bei der AfD – Dieter Stier [CDU/ 
CSU]: Stimmen Sie jetzt doch nicht zu?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Bettina Lugk 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bettina Lugk (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Athletinnen und Athleten! Liebe Trai-
nerinnen und Trainer! Vor etwas mehr als einem Monat 
haben wir hier in erster Lesung den Gesetzentwurf dis-
kutiert. Damals habe ich gesagt: Der Entwurf ist schon 
eine gute Grundlage, aber es gibt das eine oder andere, 
was man noch verbessern kann. – Heute, in zweiter und 
dritter Lesung, stehen wir nicht mehr am Anfang der 
Debatte, sondern biegen auf die Zielgerade ein. Alle, 
die den langjährigen Prozess begleitet haben, werden 
wahrscheinlich erleichtert sagen: Endlich!

Es hat sich gelohnt, in den letzten Wochen noch einmal 
genauer hinzuschauen; denn wir haben im parlamentari-
schen Verfahren genau an den Stellen nachgeschärft, die 
uns als Sozialdemokraten wichtig sind. Ich hatte damals 
zwei Kritikpunkte angebracht: Erstens. Athletinnen und 
Athleten brauchen Mitsprachemöglichkeit und nicht nur 
eine symbolische Anhörung. Zweitens. Die Spitzensport- 
Agentur muss unabhängig von einzelnen Verbandsinte-
ressen sein. – Beides haben wir im Verfahren erreicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Künftig sitzt ein Athlet oder eine Athletin im Stiftungs-
rat der Spitzensport-Agentur, und das ist mehr als nur ein 
Symbol. Wer über die Zukunft von Spitzensport entschei-
det, muss auf die hören, die diesen Sport tagtäglich leben, 
die ihre Gesundheit, ihre Zeit und ihre Existenz investie-
ren. Athletenzentrierung ist nicht mehr nur ein Schlag-
wort, sondern findet sich jetzt in diesem Gesetz wieder. 
Wer künftig über Strukturen, über Mittelvergaben, über 
Priorisierung im Spitzensport und Förderung entscheiden 
will, tut das mit Athletinnen und Athleten am Tisch. 
Dieser Sitz im Stiftungsrat soll von einer Athletin oder 
einem Athleten aus der DOSB-Athletenkommission be-
setzt werden. Für uns ist dabei ganz klar: Die Athleten-
kommission entscheidet selbst, wen sie entsendet, wer 
unabhängig mitentscheidet.

Damit die ehrenamtliche Interessenvertretung ihre 
wichtige Arbeit wirksam wahrnehmen kann, braucht sie 
verlässliche Strukturen, eine angemessene Unterstützung 
und eine hauptamtliche Mitarbeiterstruktur. Ich sage es 
mal vorsichtig: Das ist ein deutlicher Appell, quasi ein 
Wink mit dem Zaunpfahl in Richtung DOSB-Führung.

Außerdem haben wir durchgesetzt, dass der Safe Sport 
Code eine verbindliche Fördervoraussetzung wird und 
verbindliche Kriterien einer guten Verbandsführung 
ebenfalls im Gesetz verankert sind. Wer zukünftig öffent-
liche Mittel für den Spitzensport erhalten möchte, muss 
sich zu Transparenz, zu klaren Kontrollstrukturen und 
vor allen Dingen auch zum Schutz vor Gewalt und 
Machtmissbrauch verpflichten. Das war lange überfällig.

Beim Deutschen Eisschnelllauf-Verband – und leider 
nicht nur dort – sehen wir gerade, dass Dinge, die selbst-
verständlich scheinen, nicht selbstverständlich sind. 
Strukturentscheidungen werden getroffen, ohne mit den 
betroffenen Athletinnen und Athleten vorher zu sprechen. 
Und wer sich nicht fügt, muss mit dem Ende des Kader-
status oder sogar mit dem Ende der Beschäftigung rech-
nen. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, trifft unsere 
Spitzenathleten in ihrer Existenz und zerstört Vertrauen, 
von dem der Sport nicht genug haben kann.

Solche Fälle zeigen: Eine gute Verbandsführung ist 
nicht nur Nebensache. Sie entscheidet darüber, ob Ath-
letinnen und Athleten sich auf den organisierten Sport, 
auf ihren Verband verlassen können oder ob sie ihm aus-
geliefert sind. Denn Machtmissbrauch beginnt nicht erst 
bei physischer oder psychischer Gewalt. Er beginnt ge-
nau da, wo Existenzangst Sportlerinnen und Sportlern als 
Druckmittel entgegengesetzt wird. Genau deshalb haben 
wir uns als SPD-Fraktion dafür ausgesprochen, den Safe 
Sport Code als Fördervoraussetzung zu verankern.

Gestern haben wir das Zentrum für Safe Sport gegrün-
det, das nun seine Arbeit aufnehmen wird und, so hoffe 
ich, bei der ersten Evaluation ein fester Bestandteil der 
Förderbedingungen werden kann. An dieser Stelle danke 
ich stellvertretend Athleten Deutschland und vor allen 
Dingen den Sportlerinnen und Sportlern, die auf dem 
langen Weg zur Gründung dieses Zentrums nie nach-
gelassen haben.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, eine Sekunde. Ich stoppe kurz die Uhr.
Ich habe eine Bitte. Es ist verständlich, dass sich der 

Saal allmählich füllt, weil wir gleich eine namentliche 
Abstimmung haben. Aber damit steigt auch der Lärmpe-
gel, und es wird zunehmend schwieriger, der Rednerin 
konzentriert zu lauschen. Deshalb bitte ich darum, alle 
Nebengespräche außerhalb des Plenums zu führen. Vie-
len Dank.

Jetzt haben Sie wieder das Wort. Die Uhr läuft weiter. 
Bitte schön.

Bettina Lugk (SPD):
Vielen Dank. – Athletinnen und Athleten sollen sich 

auf ihr Training, auf ihre Leistung konzentrieren können. 
Good Governance ist deshalb keine Formalie. Genau die-
ses Signal schulden wir unseren Sportlerinnen und Sport-
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lern, die in unserem Sportsystem trainieren und Leistung 
erbringen, nämlich dass wir ihre Rechte schützen und 
dass sie sich darauf verlassen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ein ganz anderer Punkt. Der Bundesrechnungshof hat 
wiederholt kritisiert, dass Steuerung und Kontrolle im 
organisierten Sport nicht klar genug geregelt sind. Das 
war bisher immer ein Appell. Heute können wir sagen: 
Wir treffen eine klare Regelung im Gesetz. Aus persön-
licher Überzeugung kann ich Ihnen zurufen: Natürlich 
hat der DOSB kein Vetorecht im Stiftungsrat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Beratungen ha-
ben Veränderungen gebracht. Der Entwurf ist besser ge-
worden. Er ist besser geworden, weil wir nachgefragt 
haben, weil wir zugehört haben, weil wir Hinweise auf-
genommen und entscheidend berücksichtigt haben. Ich 
danke ausdrücklich allen, die daran mitgewirkt haben: 
Athleten, Trainern, den Verbänden, der PotAS-Kommis-
sion, insbesondere unseren Kolleginnen und Kollegen im 
Sport- und Ehrenamtausschuss, aber natürlich auch unse-
ren Haushältern. Ausdrücklich danken möchte ich für die 
konstruktive Begleitung des Gesetzes meinen Kollegin-
nen von den Grünen. Vielen Dank für eure Unterstützung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit diesem Gesetz schaffen wir erstmals eine gesetz-
liche Grundlage für die Spitzensportförderung des Bun-
des. Es ist der schon angesprochene Paradigmenwechsel, 
auf den wir eigentlich sehr lange warten mussten, wenn 
wir ehrlich sind: seit London 2012. Heute geht es endlich 
ins Gesetz. Natürlich ist mit der Verabschiedung des Ge-
setzes noch nicht alles und noch nicht jede Frage gelöst. 
Aber die Spitzensport-Agentur wird ihre Arbeit aufneh-
men. Und wir müssen neue Strukturen in die Praxis brin-
gen, und dort müssen sie sich bewähren. Als SPD-Frak-
tion werden wir diesen Prozess intensiv begleiten und 
natürlich ein Auge darauf haben, ob die vereinbarten 
Evaluierungsprozesse des Gesetzes nach sechs bzw. 
zehn Jahren eingehalten werden.

Es ist ein guter Tag für den Sport. Als Sozialdemokra-
tin sage ich: Es ist vor allen Dingen ein guter Tag für 
unsere Athletinnen und Athleten. Ich freue mich auf 
Ihre Zustimmung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Tina 

Winklmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Tina Winklmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Frau Staatsministerin! Kolleginnen 

und Kollegen! Liebes Sportdeutschland! Ja, es ist his-

torisch, wie es der Kollege Mayer gesagt hat, was wir 
heute beschließen werden. Ein Sportfördergesetz wurde 
auf den Weg gebracht, und das nicht seit gestern. Ich 
nehme Sie mit zu Lake Placid, den Winterspielen 1980. 
Am 24. Februar wurde dort die olympische Flamme ge-
löscht. Zwei Tage später kam ich auf die Welt. Und was 
stand in der Zeitung? Da stand: Was ist los mit Sport-
deutschland? Wir brauchen neue Förderungen. Was müs-
sen wir bewegen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Deshalb 
Sportpolitik!)

46 Jahre später stehen wir hier und bringen jetzt auf 
den Weg, was wir in der letzten Legislatur gemeinsam 
angepackt haben: mit dem Sport zusammen, in vielen 
Arbeitsgruppen. Denn ein Sportfördergesetz macht man 
nicht allein, man macht es mit dem Sport zusammen. 
Kollegin Lugk hat es gesagt: Wir haben es gemeinsam 
auf den Weg gebracht. Jetzt wird es über die erste Ziel-
linie gebracht. Aber das ist noch nicht das Ende. Es gibt 
auch noch Änderungsbedarf. Da möchte ich einen großen 
Bayern zitieren, den Monaco Franze: A bisserl wos geht 
oiwei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Mayer [Altötting] [CDU/CSU]: Geht 
immer!)

Dementsprechend werden wir uns zusammensetzen und 
das Gesetz weiterentwickeln.

Der Safe Sport Code war ein wichtiger Schritt. Wir 
haben 2026. Wir wollen Athletinnen und Athleten, die 
geschützt ihrer Arbeit nachgehen können. Und das ist 
ihre Arbeit. Deshalb denkt am Ersten Mai, dem Tag der 
Arbeit, bitte auch an unsere Athletinnen und Athleten.

Auch die Trainerinnen und Trainer werden unterstützt. 
Und wir müssen sie bei uns im Land halten, damit unser 
Nachwuchs die Chance hat, die besten Trainerinnen und 
Trainer zu bekommen.

Genauso ist es mit der Sportwissenschaft. Die Sport-
wissenschaft bringt uns nach vorne; auch die muss un-
terstützt werden. Deswegen muss der Sport hier zusam-
menarbeiten. Das wird mit diesem Sportfördergesetz 
umgesetzt. Deswegen werden wir ihm auch zustimmen.

Auch die Spitzensport-Agentur ist ein wichtiger Ap-
parat der Lenkung.

Aber, wie gesagt, wir werden weiter an dem Gesetz 
arbeiten. Es gibt kein Ende. Wenn ein Gesetz auf den 
Weg gebracht wird und das das Ende wäre, dann wäre 
es ein schlechtes Gesetz. Ein Gesetz wächst und ver-
ändert sich im Laufe der Zeit, und es muss sich mit den 
Aufgaben verändern. Darauf werden wir ein Augenmerk 
legen; das werden wir mit begleiten. Wir tun das für 
Sportdeutschland, wir tun es für die Athletinnen und Ath-
leten, die jeden Tag rausgehen.

Wir stehen jetzt kurz vor der Sommerpause, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Sie werden bei uns wunderbare 
Sportveranstaltungen erleben können. Schauen Sie vor-
bei und denken Sie sich: Genau, damit ich in den Genuss 
komme, hier anfeuern zu können, in den Genuss, Fan zu 
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sein, braucht es gute Strukturen. Es braucht Fördermaß-
nahmen, Förderrichtlinien. Es braucht Athletinnen und 
Athleten, die einen freien Kopf haben, die rausgehen 
und Sport machen können, aber Antworten darauf haben: 
Was mache ich nach dem Sport? Wie ist meine berufliche 
Karriere aufgestellt? – Das stellen wir das allererste Mal 
in unserem Land auf eine gesetzliche Basis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Deswegen sagen wir auch Ja dazu.
Ich freue mich auf die weitere Ausgestaltung des Ge-

setzes. Ich freue mich auf ein Miteinander. Und ich freue 
mich darauf, dass wir Sportdeutschland wieder dahin 
bringen, wo es hingehört, und zwar nach ganz vorne, 
und das mit Menschen, die Spaß haben am Sport, mit 
Fans, die mitjubeln. Sport verbindet, Sport ist integrativ, 
Sport in inklusiv. Hier können wir unterstützen, und wir 
werden das tun. Und wenn wir was nachbessern müssen, 
dann machen wir das miteinander.

Schöne Sommerpause Ihnen! Viel Spaß beim Sport!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Winklmann. – Ich behalte mir vor, 

das Protokoll noch einmal durchzusehen ob der Mundart, 
die Sie verwendet haben, die ich nicht verstanden habe.

Ich bitte jetzt zum Pult Jorrit Bosch für die Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Jorrit Bosch (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Alle Fraktionen haben diesem Gesetz im Aus-
schuss zugestimmt, wir nicht – nicht weil Deutschland 
kein Sportfördergesetz braucht – im Gegenteil, das ist 
längst überfällig –, sondern weil dieses Gesetz weit hinter 
dem zurückbleibt, was möglich gewesen wäre.

Ich verstehe es nicht, ich verstehe es wirklich nicht. 
Man hört dieser Tage überall im Haus: Gut, dass wir 
endlich ein Gesetz haben. – Und gleich hinterher, fast 
wie eine Entschuldigung, hört man dann: Aber wir müs-
sen dieses Gesetz noch weiterentwickeln. – Warum be-
antworten Sie die entscheidenden Fragen dieses Gesetzes 
nicht, bevor Sie über das Gesetz abstimmen? Es gab 
genug Gelegenheiten, es hat an Gelegenheiten wahrlich 
nicht gefehlt. Es gab unzählige Gespräche, Anhörungen, 
Fachgespräche, konkrete Vorschläge aus Wissenschaft, 
von Verbänden und aus der Athletenvertretung. Und aus 
der Chance auf einen echten Neuanfang wurde am Ende 
eine neue Stiftung, neue Gremien, neue Bürokratie.

Ich verrate Ihnen etwas, was Sie jetzt nicht so gerne 
hören wollen: Mit Ihrer Sportförderung wird das nichts 
mit der Weltspitze des Sports. Herr Mayer, Sie haben uns 
im Ausschuss gesagt, wir sollten uns doch mal einen 

Ruck geben und Ihrem Gesetz am Ende zustimmen. Ich 
nenne Ihnen drei Punkte, die uns diesen Ruck gegeben 
hätten.

Erstens. Dass Sie auf unseren Druck hin die Athleten-
vertretung im Stiftungsrat stärken, ist richtig. Aber auch 
hier bleiben Sie auf halbem Wege stehen. Statt der un-
abhängigen Interessenvertretung von Athleten Deutsch-
land setzen Sie auf eine Athletenkommission des Deut-
schen Olympischen Sportbunds, obwohl selbst dort der 
Wunsch besteht, dass die unabhängige Athletenkommis-
sion diese Aufgabe übernimmt. Nehmen Sie die Athleten 
Deutschland und auch den Deutschen Behindertensport-
verband in den Stiftungsrat auf!

(Beifall bei der Linken)

Zweitens. Für Trainerinnen und Trainer genügt Ihnen 
plötzlich eine „angemessene Vergütung“. Dieselbe Koa-
lition, die beim Tariftreuegesetz klare Standards setzen 
möchte, begnügt sich im Spitzensport mit einem, sagen 
wir mal: unbestimmten Rechtsbegriff. Soziale Sicherheit 
sieht an der Stelle ganz anders aus. Und Athletinnen und 
Athleten verweist man weiter auf die Sporthilfe. Aber die 
Sporthilfe ist ja keine Sozialversicherung. Soziale Sicher-
heit ersetzt keine soziale Absicherung. Die Trainerinnen 
und Trainer, die Athletinnen und Athleten kommen in 
diesem Gesetz schlicht zu kurz.

Und drittens. Der größte Konstruktionsfehler Ihres Ge-
setzes ist und bleibt die Finanzierung. Sportförderung 
wird keine Pflichtaufgabe, sondern ist eine Kannbestim-
mung. Je nach Kassenlage wird gearbeitet. Das bedeutet – 
ich kenne Ihre Kassenlage ja mittlerweile ganz gut –: Am 
Ende ist es keine Sicherheit für die Sportförderung, am 
Ende wird das Geld wieder mal fehlen. Und das ist ein 
Fehler.

(Beifall bei der Linken)

Der Weg aufs Siegerpodest beim Spitzensport beginnt 
beim Breitensport: in der Schule, in Sportvereinen und 
auf dem Trainingsplatz. Agenturen gewinnen keine Me-
daillen. Es sind Menschen und Talente, die die Medaillen 
gewinnen, Trainerinnen und Trainer, Athletinnen und 
Athleten, und diese kommen in Ihrem Gesetz schlicht 
zu kurz.

Sie wollen dieses Gesetz ja weiterentwickeln. Ich habe 
einen Tipp für Sie: Wir als Serviceopposition haben da 
einen sehr guten Antrag gestellt. Ich würde Ihnen vor-
schlagen: Nehmen Sie diesen Antrag doch einfach an! 
Dann würden wir uns einen Ruck geben und diesem 
Gesetz zustimmen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Jorrit Bosch (Die Linke):
Wird das nicht passieren, dann – das muss ich leider 

sagen – bleiben wir bei der Ablehnung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Thomas Korell 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Herr Korell, eine Sekunde! – Ich bitte jetzt wirklich um 
die gebotene Ruhe, damit wir hier konzentriert der De-
batte folgen können. Ich werde so lange nicht weiterma-
chen können, bis ich verstehe, was die Rednerinnen und 
Redner sagen. Bitte führen Sie Nebengespräche, die drin-
gend geboten sind, draußen. Ich bitte um Ruhe. – Vielen 
Dank.

Jetzt, Herr Korell.

Thomas Korell (AfD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Mit diesem Sportfördergesetz legt 
die Koalition offen, wie sie den Spitzensport künftig or-
ganisieren will – von oben –: zehn Mitglieder im Stif-
tungsrat, dazu Vorstand, Sportfachbeirat, Bundesaufsicht, 
fünf Sitze für den Bund samt Vorsitz.

Hinzu kommt ein Interessenkonflikt. Der Deutsche 
Olympische Sportbund entsendet vier Mitglieder in den 
Stiftungsrat und ist zugleich Empfänger der Fördermittel, 
über die dieses Gremium wacht. Wer Zuwendungen er-
hält, sollte nicht im Aufsichtsgremium des Zuwendungs-
gebers sitzen.

(Beifall bei der AfD)

Wer dagegen kaum vorkommt, sind ausgerechnet die-
jenigen, die den Spitzensport tragen: die Athleten und 
ihre Trainer. Ein einziger Sitz für Athleten, und selbst 
über diesen entscheiden nicht die Athleten, sondern der 
Dachverband.

(Jorrit Bosch [Die Linke]: Stimmen Sie jetzt zu 
oder nicht? Das müssen Sie jetzt klarmachen!)

– Was?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Wir haben zugestimmt. Waren Sie nicht dabei, oder was?

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Ja, aber Sie reden 
kaum dazu!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Korell, Sie reden zum Publikum. Bitte setzen Sie 

fort.

Thomas Korell (AfD):
Sie haben nicht zugehört. Sie müssen meiner Rede 

folgen, dann können Sie etwas lernen.

(Beifall bei der AfD)

Dabei haben sich bereits 2024 80 Athletenvertreter 
aus 47 Spitzenverbänden klar positioniert: Sie wollen 
selbst bestimmen, wer sie vertritt. Wir fordern daher 
zwei stimmberechtigte Sitze für die Athleten, benannt 
durch die Athleten selbst, und einen stimmberechtigten 
Sitz für die Trainer.

Trotz aller Kritik werden wir dem Sportfördergesetz 
zustimmen, genauso wie im Ausschuss; denn eine gesetz-
liche Grundlage für die Spitzensportförderung ist über-
fällig, und der Sport braucht jetzt Planungssicherheit, 
weniger Apparat, mehr Mitbestimmung.

Vielen Dank. Sport frei!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jens Lehmann 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Jens Lehmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 

Staatsministerin! Es ist schon ein besonderer historischer 
Moment für den Sport in Deutschland; denn heute ver-
abschieden wir das erste Sportfördergesetz hier im Bun-
destag. Damit stellen wir die Spitzensportförderung des 
Bundes erstmals auf eine gesetzliche, einheitliche und 
transparente Grundlage.

Warum brauchen wir dieses Gesetz? Weil wir seit Jah-
ren ein immer größeres Missverhältnis zwischen Mittel-
einsatz und Medaillen bei Sportgroßveranstaltungen wie 
Olympia oder Weltmeisterschaften verzeichnen. So ge-
wann Deutschland 1992 in Barcelona trotz weniger Wett-
bewerbe fast dreimal so viele Goldmedaillen wie zuletzt 
in Paris. Zugleich sehen wir Erfolge bei Ländern wie 
Großbritannien, Australien oder Frankreich, die ähnliche 
Strukturen schon vor Jahren umgesetzt haben. Mit dieser 
Erkenntnis wurde ab 2016 ein Strukturprozess von Bund, 
Ländern und dem DOSB in Gang gesetzt, welcher letzt-
endlich mit diesem Gesetz seinen formalen Abschluss 
findet.

Wir schaffen eindeutig bessere Rahmenbedingungen 
für die Sportlerinnen und Sportler, und wir definieren in 
§ 1 klar die Ziele, selbstverständlich den doping-, mani-
pulations-, korruptions- und gewaltfreien Spitzensport, 
und in § 2 die Förderung von Menschen mit geistiger 
Behinderung, aber vor allem sind Medaillen bei Olympi-
schen und Paralympischen Spielen, Welt- und Europa-
meisterschaften sowie World Games und Deaflympics 
klar als Ziel definiert.

Kern der Reform ist die neue unabhängige Agentur, die 
ihren Sitz in Leipzig haben soll. Und dass ich dies als 
stolzer Leipziger ausdrücklich begrüße und unterstütze, 
muss ich nicht extra erwähnen. Also herzlich willkom-
men in Leipzig!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Tina Winklmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Agentur soll Förderentscheidungen transparenter, 
effizienter und stärker an den sportlichen Leistungen und 
Potenzialen ausrichten. Dabei bleibt die Autonomie des 
Sports selbstverständlich gewahrt. Sie setzt den Rahmen, 
die sportfachlichen Entscheidungen treffen weiterhin die 
Verantwortlichen im organisierten Sport.
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Die Agentur wird von zwei noch zu findenden, sehr 
kompetenten und durchsetzungsfähigen Vorständen ge-
führt, die vom Stiftungsrat bestimmt werden. Die Dis-
kussion um die Besetzung des Stiftungsrats hat aus mei-
ner Sicht eine sehr überhöhte Rolle gespielt. Ja, ich hätte 
mir ein schlankeres Gremium mit fünf Personen ge-
wünscht, aber er wird auch mit zehn Mitgliedern den 
Vorstand kompetent beraten und unterstützen. Er besteht 
jetzt aus je einem Mitglied des Kanzleramts, des Finanz-
ministeriums, des Sportausschusses des Bundestages, des 
Haushaltsausschusses sowie des Verteidigungsausschus-
ses

(Jörn König [AfD]: Super Sportler und Trai-
ner!)

– super Sportler und Trainer, genau; das wissen Sie –, 
einem Vertreter der Länder sowie – das ist jetzt neu – 
vier anstatt drei Vertretern des DOSB. Von denen – und 
das war ein sehr wichtiger Punkt – muss mindestens ein 
Athletenvertreter benannt werden.

(Jörn König [AfD]: Einer zu wenig!)
Meine Damen und Herren, der Schutz der Sportlerin-

nen und Sportler vor Gewalt und Missbrauch ist für alle 
Beteiligten eine undiskutierbare Voraussetzung. Deshalb 
knüpfen wir im Gesetz die Förderung an die Umsetzung 
des Safe Sport Codes, lassen den Verbänden jedoch Zeit, 
um dies rechtssicher umzusetzen.

Meine Damen und Herren, Geld schießt keine Tore, es 
schafft aber die Rahmenbedingungen dafür, dass unsere 
Sportlerinnen und Sportler sich voll auf ihre Leistung 
konzentrieren können.

Ich danke allen Beteiligten auch dafür, dass wir es 
heute beschließen können und damit nicht parallel zur 
nächsten wichtigen Entscheidung im deutschen Sport. 
Am 26.09.2026 wird in Baden-Baden der deutsche Be-
werber für Olympia auserkoren. Dieses Gesetz ist ein 
wichtiger Meilenstein in unserer Olympiabewerbung. 
Wir wollen und wir können die Spiele ausrichten, und 
wir wollen als Gastgeber natürlich auch Erfolge unserer 
Athleten feiern.

Zum Schluss noch eine kleine Anmerkung an Herrn 
Görke.

Mit Verlaub, Herr Görke
(Dieter Stier [CDU/CSU]: Wo ist der über-
haupt? – Gegenruf des Abg. Jorrit Bosch [Die 
Linke])

– genau, wo ist denn der Herr Görke? –, wenn die einzige 
inhaltliche Kritik der Linken der letzten Wochen war, 
dass Sie sich von Ihren Genossen des Politbüros distan-
zieren, dann haben wir wirklich alles richtig gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Also können Sie auch zustimmen.

(Jorrit Bosch [Die Linke]: Ich habe Ihnen ge-
sagt, wann wir zustimmen würden!)

Ich bitte Sie alle um Zustimmung zum Gesetz und 
wünsche Ihnen einen sportlichen Sommer.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor ich dem nächsten Redner das 

Wort erteile, weise ich schon jetzt darauf hin, dass un-
mittelbar nach Eröffnung der namentlichen Abstimmung 
noch weitere Abstimmungen folgen werden. Also bitte 
ich Sie, bis zum Abschluss der einfachen Abstimmungen 
hier im Saal zu bleiben.

Der letzte Redner in dieser Aussprache ist Jörn König 
für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Staats-

ministerin! Sehr geehrte Kollegen! Liebe Sportler! Wir 
begrüßen das Sportfördergesetz ausdrücklich; denn zum 
ersten Mal wird die Spitzensportförderung auf eine ge-
setzliche Grundlage gestellt. Das ist ganz im Sinne von 
Artikel 2 Grundgesetz, der die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit garantiert. Auch sportliches Talent ist natür-
lich Teil der Persönlichkeit. Das Gesetz kommt aber viel 
zu spät und ist nur ein Anfang.

Die vorgeschlagene Struktur der Spitzensport-Agentur 
mit Stiftungsrat, Vorstand und Stiftungsbeirat ist arbeits-
fähig. Aber institutionelle Zuwendungsempfänger wie 
der DOSB haben im Stiftungsrat nichts zu suchen.

(Beifall bei der AfD)
Anstelle der DOSB-Vertreter sollten in den Stiftungsrat 
zwei Athletenvertreter entsendet werden; idealerweise 
sollten das ein Olympia- und ein Paralympia-Athlet sein.

(Beifall bei der AfD)
Denn es geht hier um die Athleten und eben nicht um die 
Funktionäre.

Da aktive Athleten aber trainieren müssen, sollten die 
Athletenvertreter bis zu fünf Jahre nach dem Ende der 
sportlichen Laufbahn im Stiftungsrat bleiben dürfen. Zu-
sätzlich sollte es einen Trainer im Stiftungsrat geben. Im 
Sportfachbeirat sollte die Vertreteranzahl von Trainern 
und Athleten verdreifacht werden; denn noch mal: Es 
geht hier um die Athleten und die Trainer, und alle ande-
ren sind zweitrangig.

(Beifall bei der AfD)
Eine Verhöhnung war der Gesetzgebungsprozess. Da 

führt der Sportausschuss mal eine öffentliche Anhörung 
durch – was leider selten genug vorkommt –, neun Sach-
verständige kommen nach Berlin und geben sehr wert-
volle und gute Hinweise. Das Gesetz bleibt aber im 
Grunde so, wie es vor der Anhörung war. Diese Anhö-
rung war zwar nicht kostenlos, aber leider fast umsonst.

(Beifall bei der AfD)
Vorzüglich hochgeachtete Regierung und Regierungs-
fraktionen, veralbern können wir uns alleine.

Trotzdem vielen Dank, und Sport frei!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache.
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Wir kommen zum Zusatzpunkt 24. Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Regelung der Förderung des Spitzensports und 
weiterer Maßnahmen gesamtstaatlicher Bedeutung im 
Sport sowie zur Errichtung der Spitzensport-Agentur.

Es liegt eine Erklärung zur Abstimmung vor.1)

Der Ausschuss für Sport und Ehrenamt empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/7006, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
21/5921 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das sind 
die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion 
sowie die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Enthaltun-
gen? – Sehe ich keine. Damit ist der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD haben namentliche Schlussabstimmung ver-
langt. Unmittelbar nach Eröffnung der namentlichen 
Schlussabstimmung folgen noch einfache Abstimmun-
gen. Die Abgeordneten im Saal bitte ich daher, noch 
kurz hierzubleiben.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftführerinnen 
und Schriftführer bitte ich, die vorgesehenen Plätze ein-
zunehmen. – Das ist bereits erfolgt. Vielen Dank dafür.

Ich eröffne die namentliche Schlussabstimmung über 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung. Das Ende der 
Abstimmung wird rechtzeitig bekannt gegeben. Die Ab-
stimmungsurnen werden um 16:30 Uhr geschlossen.2)

Wir setzen die Abstimmung fort. Zusatzpunkt 25. Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Sport und Ehrenamt zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Spitzensportför-
derung transparent, wirksam und zukunftsfest gestalten“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/7013, den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/4292 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion und die SPD-Frak-
tion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen. Enthaltungen? – Das ist die Fraktion Die 
Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Zusatzpunkt 26. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Sport und Ehrenamt zu dem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem 
Titel „Mutterschutz von Athletinnen wirksam absichern – 
Schutzlücken für selbstständige Spitzensportlerinnen 
schließen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/7014, den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/6009 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion 
sowie die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – 
Das ist die Fraktion Die Linke. Damit ist auch diese Be-
schlussempfehlung angenommen.

Zusatzpunkt 27. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Sport und Ehrenamt zu dem 
Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Titel „Für eine 
nachhaltige und durchdachte Reform der Sportför-
derung“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/7012, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 21/5568 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion sowie die SPD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion 
Die Linke. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Damit ist diese Beschlussempfehlung 
angenommen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 22:

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Angekündigte Verschärfungen bei Krank-
schreibungen – Mehr Gesundheitsschutz, 
kein Misstrauen

Ich würde gerne die Aussprache eröffnen, wenn hier 
Ruhe eingekehrt ist. – Ich wünsche allen, die uns jetzt 
verlassen, einen wirksamen Tag. Alle anderen mögen 
sich bitte hinsetzen, damit wir die Debatte konzentriert 
führen können.

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordneten Ricarda Lang 
das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit die Abschaffung der telefonischen Krank-
schreibung und die Attestpflicht ab dem ersten Tag ver-
kündet wurden, fragt sich das ganze Land: Was zum 
Teufel soll das?

Aber zum Glück haben wir Jens Spahn, der es uns 
erklärt: Es geht um die „Bettkantenentscheidung“. Also 
mit den Worten des Kollegen: „Man sitzt [morgens] auf 
der Bettkante und fragt sich: ‚Passt das heute?‘“ Lieber 
Herr Spahn, hätten Sie sich an dem Tag, an dem Sie diese 
realitätsferne Idee ersonnen haben, lieber mal entschie-
den, im Bett zu bleiben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Denn wer angeschlagen ist, der zwingt sich in die volle 
Arztpraxis und wird erst richtig krank. Wer keinen Ter-
min bekommt, der geht zur Arbeit und steckt seine Kol-
legen an. Wer Endometriose oder Migräne hat und einen 
freien Tag bräuchte, der wird zur Sicherheit gleich die 
ganze Woche krankgeschrieben. Die Ärzte versinken im 
Bürokratiewahnsinn, und die Deutschen warten noch län-
ger auf einen Arzttermin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
1) Anlage 7
2) Ergebnis Seite 11231 C
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Ich verspreche Ihnen hier und heute: Wenn Sie diese 
Maßnahmen so beschließen, dann wird das nicht zu we-
niger Krankentagen führen, dann wird das zu mehr Kran-
kentagen führen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wenn man sich Gedanken über zu viele Krankentage 
macht, dann müsste man doch an die Ursachen rangehen.

(Axel Müller [CDU/CSU]: Ja!)
Wir müssen für die Gesundheit kämpfen

(Axel Müller [CDU/CSU]: Ja! – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Ja!)

und nicht gegen die Kranken; aber mit Ihrem Sparpaket 
für die Gesundheit, das Sie heute Morgen beschlossen 
haben, machen Sie das genaue Gegenteil:

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Psychotherapeuten verlieren ihre Existenzgrundlage, 
Kliniken werden schließen, Arztpraxen müssen zuma-
chen. Sich Gedanken über zu viele Krankentage zu ma-
chen und gleichzeitig bei der Gesundheit zu kürzen, ist 
ungefähr so sinnvoll, wie sich Sorgen wegen der Hitze zu 
machen, aber beim Klimaschutz zu sparen. Wer würde 
auf so dumme Ideen kommen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Aber als jemand, der mal nach einem Koalitionsaus-
schuss von Solarautobahnen geredet hat, weiß ich sogar, 
wie so etwas zustande kommt. Die Union braucht etwas 
möglichst Arbeitgeberfreundliches, um es durch die 
Fraktion zu bekommen. Die SPD will die unbezahlten 
Karenztage verhindern. Man hat 30 Maßnahmen auf 
dem Tisch, man will zum Ende kommen, man macht 
komische Kompromisse, man ist im Tunnel, man schaut 
nicht mehr auf die Konsequenzen. Ich kann das sogar 
nachvollziehen. Aber keine Parteilogik und kein Koaliti-
onsfrieden darf dazu führen, dass wir hier komplette 
Schnapsideen beschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Jörn 
König [AfD]: Haben Sie nicht dreieinhalb 
Jahre lang Schnapsideen beschlossen?)

Deshalb habe ich eine Bitte an Sie: Kein Rumgerudere, 
kein Erklären, was eigentlich gemeint war, kein Ver-
schlimmbessern! Jeder Einzelne von Ihnen weiß, dass 
diese Maßnahmen Unsinn sind. Und deshalb: Haben Sie 
verdammt noch mal den Mumm und sagen Sie: Das war 
Mist; das wird so nicht kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Maßnahmen 
triefen nur so vor Misstrauen gegenüber Ärzten und ge-
genüber Beschäftigten. Friedrich Merz, unser Bundes-
kanzler,

(Beifall des Abg. Felix Schreiner [CDU/ 
CSU] – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Guter 
Mann! – Gegenruf des Abg. Cem Ince [Die 
Linke]: Na ja!)

steht ratlos vor seinen sinkenden Beliebtheitswerten, die 
jede Woche einen neuen historischen Tiefstwert errei-
chen, und weiß einfach nicht, was los ist. Ich habe eine 
komplett verrückte Idee:

(Axel Müller [CDU/CSU]: Ja! – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Ja! – Jürgen Hardt [CDU/CSU]: 
Das ist ja nichts Neues!)

Vielleicht mögen die Deutschen es gar nicht, von jeman-
dem regiert zu werden, der auf sie herabblickt und der 
ihnen an jeder Stelle zeigt, dass er ihnen misstraut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Menschen hangeln sich vom Arbeitsplatz zur Kita, 
sind in Gedanken bei der Erhöhung der Staffelmiete 
und kassieren jede Woche eine neue verbale Ohrfeige: 
der Vater zu faul, die Mutter zu oft krank, der Sohn ein 
kleiner Pascha,

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Oh! Jetzt kommt 
aber die Mottenkiste! Thema! – Dr. Hülya 
Düber [CDU/CSU]: Thema!)

die Tochter ist nur dann zu gebrauchen, wenn man sie 
instrumentalisieren kann, und der Hausarzt hat von sei-
nem Job keine Ahnung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber es geht nicht nur um verbale Entgleisungen, son-
dern um konkrete Politik. Diese Bundesregierung will 
den Kindersofortzuschlag in Höhe von 25 Euro streichen, 
während gigantische Erbschaften unangetastet bleiben.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unerhört!)

Wir können es uns also leisten, dass Menschen über 
26 Millionen Euro erben, ohne einen Cent Erbschaft-
steuer zu zahlen. Aber wenn eine Familie mit wenig 
Geld ihren Kindern einmal im Monat einen Ausflug er-
möglichen will, dann ist das einfach nicht mehr drin.

(Beifall der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Friedrich Merz will wissen, warum die Deutschen ihn 
nicht verstehen. Vielleicht liegt es daran, dass er ihre 
Lebensrealität überhaupt nicht versteht und sich noch 
nicht mal dafür interessiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedrich Merz sagt, dass ein Kanzler es noch nie so 
schwer hatte. Vielleicht würde es helfen, wenn er zumin-
dest einen Funken Empathie für die Menschen zeigen 
würde, die es wirklich schwer haben.

(Jörn König [AfD]: Ja, aber ehrlich gesagt: Es 
geht hier um Krankschreibungen, Frau Lang, 
und nicht um den Bundeskanzler!)

Friedrich Merz fragt sich, warum die Menschen ihm 
nicht vertrauen. Vielleicht sollte er mal anfangen, den 
Menschen zu vertrauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Denn dieses Land verdient mehr als diese Mischung aus 
sozialer Kälte, Chaos und Arroganz. Dieses Land ver-
dient einen Kanzler, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– der die Menschen liebt, für die er Politik macht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Ja, Friedrich Merz!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ein allerletzter Satz, weil wir hier gleich viel Gegei-

fer –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Der Satz war schon.

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– von der rechten Seite erleben werden: Wenn Sie 

sich –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Frau Kollegin! Sie 

sind jetzt weit über der Zeit.

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– mit Ihren abstrakten – – abstrusen Remigrationsplä-

nen

(Jörn König [AfD]: Nee! „Abstrakt“ ist schon 
richtig! – Karsten Hilse [AfD], an den Sit-
zungsvorstand gewandt: Machen Sie doch end-
lich mal das Mikro aus!)

durchsetzen würden, dann müsste jedes Krankenhaus –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Lang!

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– in diesem Land schließen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Simone 

Borchardt für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marja-Liisa Völlers [SPD])

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Kollegen! Ich glaube, Frau Lang, Sie haben eindeutig 
das Thema verfehlt oder die falsche Rede gegriffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich muss ehrlich sagen: Ich habe von Krankschreibung 
einfach nichts gehört.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hätten Sie zuhören müssen! Zuhören 
wäre gut! – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hätten Sie mal besser 
aufgepasst!)

Sie haben sich im Wochentag vertan; denn das klang eher 
nach Generaldebatte.

Jetzt kommen wir mal wieder zur Gesundheitsöko-
nomie zurück. Wer diese Debatte verfolgt, könnte wirk-
lich meinen, Deutschland stünde kurz davor, jeden Kran-
ken unter Generalverdacht zu stellen, und jeder Bürger 
müsste jetzt krank zur Arbeit erscheinen.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht „Deutschland“, sondern wir!)

Das ist einfach schlicht und ergreifend falsch.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn es geht nicht darum, Krankmeldungen zu misstrau-
en, sondern es geht darum, bei Krankschreibungen wie-
der zu einem verlässlichen Normalzustand zurückzukeh-
ren.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ein Bürokratiemonster! Sie bauen 
die Bürokratie aus!)

So war die telefonische Krankschreibung – ich erinnere 
Sie daran – eine Sonderregelung aus der Pandemiezeit. 
Sie hatte in einer Ausnahmesituation durchaus ihren ein-
deutigen und klaren Zweck. Aber obwohl es so mancher 
der hier Anwesenden ausblendet: Eine Ausnahmeregel ist 
eben kein Dauerzustand. Wer krank ist, muss geschützt 
werden – das ist klar –, und wer arbeitsunfähig ist, 
braucht eine ärztliche Feststellung.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 30 Millionen Arztkontakte bedeu-
tet das!)

Wer da den Untergang des Abendlandes herbeistilisiert, 
sollte vielleicht noch einmal seine eigenen Maßstäbe für 
die Verhältnismäßigkeit überprüfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: To-
taler Wahnsinn! Das ist Gasgeben und Brem-
sen gleichzeitig! Sie wissen gar nicht, was Sie 
wollen!)

Ich nehme Sie jetzt mal gesundheitsökonomisch ein 
bisschen mit. Deutschland ist im europäischen Vergleich 
keineswegs besonders streng – ganz im Gegenteil! In 
Italien können während einer Krankschreibung medizi-
nische Kontrollbesuche zu Hause angeordnet werden.

(Zuruf der Abg. Stella Merendino [Die Linke])
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Beschäftigte müssen zu bestimmten Zeiten erreichbar 
sein. Wer ohne nachvollziehbaren Grund nicht angetrof-
fen wird, riskiert Leistungskürzungen oder arbeitsrecht-
liche Folgen.

In Schweden gibt es einen Karenzabzug. Am ersten 
Krankheitstag wird also nicht einfach regulär weiterge-
zahlt. Danach greifen abgestufte Regelungen zu Lohn-
fortzahlung und Krankengeld.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Schweden ist uns bei 
den Strukturen weit voraus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In Frankreich beginnt der Anspruch auf das gesetzliche 
Krankengeld bei gewöhnlicher Krankheit grundsätzlich 
erst nach einer Wartezeit von drei Tagen. Das heißt nicht, 
dass niemand abgesichert ist. Tarifverträge oder Arbeit-
geberleistungen können dies zwar sicherlich im Detail 
ergänzen, aber der gesetzliche Grundmechanismus ent-
hält eine klare Karenzzeit.

Diese Beispiele zeigen: Deutschland diskutiert hier 
keine arbeitsrechtliche Härte, sondern nur eine Rückkehr 
zu nachvollziehbaren Regeln und zu einem Stück Eigen-
verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die ist nämlich abhandengekommen.
Eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist keine 

Formsache, sondern vielmehr eine Tatsachenbeschrei-
bung; denn sie dokumentiert eine medizinische Tatsa-
chenentscheidung und hat in der Folge Konsequenzen 
für den Arbeitgeber, für die Kollegen, für die Kranken-
kassen und natürlich auch für die Solidargemeinschaft. 
Genau deshalb muss das auch seriös festgestellt werden.

Wer krank ist, soll selbstverständlich zu Hause bleiben. 
Niemand soll krank zur Arbeit gehen, und niemand soll 
aus Angst vor Nachteilen eine Erkrankung verschleppen. 
Aber es ist ebenso falsch, so zu tun, als dürfte der Staat 
nicht mehr prüfen, ob Regeln noch passen; denn wir 
sehen die hohen Krankenstände, die zur Belastungsprobe 
für die Betriebe werden. Daraus folgt nicht mehr Büro-
kratie um der Bürokratie willen, sondern daraus folgt eine 
bessere Ordnung, in der wir klare Regeln haben und 
digitale Verfahren nutzen, um eine ärztliche Feststellung 
möglich zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie, liebe Opposition, machen daraus einen Kultur-
kampf und sprechen von einer Misstrauenskultur. Sie 
sprechen von unzumutbaren Angriffen auf Arbeitnehmer. 
Sie verschweigen aber, dass andere europäische Länder 
seit Jahren deutlich strengere Regelungen kennen. Und 
seien wir doch mal ehrlich: Einen Kollaps gab es auch vor 
der Coronapandemie nicht.

Meine Damen und Herren, Vertrauen im Arbeitsver-
hältnis ist keine Einbahnstraße.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Während Beschäftigte darauf vertrauen können, dass ihre 
Krankheit ernst genommen wird und sie in Deutschland 
nicht im Regen stehen gelassen werden, muss der Arbeit-
geber darauf vertrauen können, dass eine Arbeitsunfähig-
keit ordentlich festgestellt wird

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie misstrauen aber den Hausärz-
ten! Sie wollen Strafen für Ärzte!)

und die vertraglich zugesicherte Arbeit eingeplant wer-
den kann.

Die deutschen Beitragszahler müssen darauf vertrauen 
können, dass das System nicht aus dem Gleichgewicht 
gerät

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das passt alles nicht zusammen! 
Das ist nicht zu Ende gedacht!)

und auch dort Fairness herrscht, wo es Potenziale für 
Missbrauch gibt. Und die gibt es. Genau deshalb ist diese 
Debatte notwendig; denn auch wir stehen innereuropä-
isch im wirtschaftlichen Wettbewerb,

(Zuruf des Abg. Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

auch wenn Sie von den Grünen es nicht begreifen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Kranke Menschen brauchen Schutz, und Missbrauch 
braucht Grenzen. Ein Sozialstaat braucht nun mal Re-
geln, die tragen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Martin Sichert 

für die AfD.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn ich 

früh um Viertel nach sieben meine Kinder in die Schule 
bringe, steht vor der Hausarztpraxis im Ort jedes Mal eine 
Schlange von 10 bis 20 Leuten, obwohl der Arzt erst um 
8 Uhr öffnet. Ich lebe in einer der vielen Regionen in 
Deutschland, wo wir bereits jetzt einen Hausarztmangel 
haben. Wenn Arbeitnehmer bei Arbeitsunfähigkeit ab 
dem ersten Tag zum Arzt müssen, dann bedeutet das 
30 Millionen zusätzliche Arztkontakte für Hausärzte. 
Diese enorme Mehrbelastung geht eindeutig zulasten 
der medizinischen Versorgung. Ich halte es, ehrlich ge-
sagt, schon für Wahnsinn, was die Regierung hier vorhat.

Mit dem GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz wird den 
Hausarztpraxen ein deutlicher Teil der Vergütung genom-
men. Auf der anderen Seite sollen die Hausärzte jetzt 
30 Millionen Patientenkontakte pro Jahr zusätzlich be-
wältigen. Obendrein will die Regierung die Hausärzte 
noch damit belasten, dass künftig vor jedem Facharzt-
besuch ein Besuch beim Hausarzt erforderlich ist, und 
all das bei bestehendem Hausärztemangel in etlichen Re-
gionen in Deutschland.
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Wie das umsetzbar sein soll, erschließt sich wahr-
scheinlich nur der Fantasie des Bundeskanzlers. Friedrich 
Merz macht es übrigens nicht besser, wenn er sagt – 
Zitat –: „Sie müssen nicht am ersten Tag in die Arzt-
praxis. Sie müssen vom ersten Tag eine Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung haben.“ Das klingt wie Robert 
Habeck, der sagte: Firmen gehen nicht in die Insolvenz, 
sie hören nur auf zu produzieren.

Also jetzt mal ehrlich: Wie stellt Merz sich das vor? 
Wenn der Arbeitnehmer einen Tag krank ist und an dem 
Tag keinen Termin beim Arzt bekommt, soll er dann am 
nächsten Tag während der Arbeitszeit stundenlang beim 
Arzt anstehen, um die Krankschreibung für den Tag da-
vor zu bekommen? Dass der Kanzler ernsthaft glaubt, 
dass das die Produktivität steigert, sagt sehr viel über 
Friedrich Merz aus.

(Beifall bei der AfD)

Denn auf so eine Idee kommt nur jemand mit einem 
Kontrollwahn, der anderen immer das Schlechteste unter-
stellt und sie deshalb bis ins Letzte kontrollieren möchte. 
Es ist Ausdruck des Misstrauens des Kanzlers gegen das 
eigene Volk.

Deutschland wird nicht auf die Beine kommen können, 
solange wir eine Misstrauenskultur des Staates gegen das 
eigene Volk pflegen.

(Beifall bei der AfD)

Denn wer misstraut, will kontrollieren, und wer kontrol-
liert, baut immer mehr Bürokratie auf und erstickt das 
Land im Kontrollwahn. Deutschland kommt erst wieder 
auf einen guten Weg, wenn wir die Misstrauenskultur 
durch eine Vertrauenskultur ersetzen.

Der Vorschlag, dass alle Arbeitnehmer ab dem ersten 
Tag der Erkrankung physisch zum Arzt müssen, ist je-
denfalls nur schädlich. Er schadet der medizinischen Ver-
sorgung, weil wir jetzt schon in vielen Regionen in 
Deutschland Ärztemangel haben. Er schadet den Arbeit-
nehmern, weil die sich, statt auszukurieren, ins volle 
Wartezimmer setzen müssen. Er schadet den Arbeit-
gebern, weil viele Ärzte wegen der Überlastung dann 
künftig Arbeitnehmer gleich für längere Zeit krankschrei-
ben werden, um die Mehrbelastung möglichst zu reduzie-
ren. Und er schadet den regulären Patienten, weil die 
Wartezimmer voller und die Wartezeiten länger werden 
und mehr Menschen mit ansteckenden Krankheiten im 
Wartezimmer sitzen. Da sitzt dann der Patient, der nur 
eine Überweisung zum Facharzt will, im Wartezimmer 
zwischen einem, der Brechdurchfall hat, und einem mit 
Erkältung. Und das soll dann gut für die Patienten sein? 
Das kann doch nicht Ihr Ernst sein.

(Beifall bei der AfD)

Sie setzen in einem ohnehin schon überlasteten Gesund-
heitssystem solche Regelungen dann noch obendrauf.

Die Idee der physischen Krankschreibung beim Arzt 
am ersten Tag ist in allen Dimensionen eine Schnapsidee. 
Wenn dieser Vorschlag der Regierung tatsächlich umge-
setzt wird, machen Hausärzte ganz besonders im Winter, 
wenn Erkältungs- und Grippewellen kommen, nichts an-

deres mehr als Krankschreibungen. Ich hoffe, in Union 
und SPD gibt es noch genug Vernunft, um daraus kein 
Gesetz zu machen.

Wenn wir wollen, dass das Land wieder auf die Beine 
kommt, dann müssen wir Bürokratie abbauen, nicht auf-
bauen. Wir müssen Misstrauen und Kontrolle durch Ver-
trauen und Motivation ersetzen. Das ist nicht nur das 
Erfolgsrezept eines jeden guten Arbeitgebers, sondern 
es ist auch die Grundlage einer freiheitlichen Wohlstands-
gesellschaft. Wer misstraut, wer immer nur das Schlechte 
im anderen sieht, wer die Bürger als faule Schwänzer 
sieht und sie bis ins Letzte kontrollieren möchte, der 
zerstört Frieden, Freiheit und Wohlstand gleichermaßen.

(Beifall bei der AfD)
Eine gute Politik braucht einen Blick auf die Stärken der 
Menschen, auf nicht gehobene Potenziale. Sie lässt Men-
schen und Unternehmen Luft, sich zu entfalten.

Eine Anmerkung von mir zum Schluss noch zum 
Thema Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Wenn jemand 
in Deutschland eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
braucht, dann Bundeskanzler Friedrich Merz; denn er 
ist offensichtlich völlig unfähig zu vernünftiger Arbeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich möchte, bevor wir die Aussprache 

fortsetzen, zurückkommen zum Zusatzpunkt 24. Ich will 
darauf hinweisen, dass ich nach der nächsten Rede die 
Urnen schließen lassen werde, sodass dann ausgezählt 
wird. Wenn jemand noch abstimmen möchte, ist es jetzt 
höchste Zeit.

Der nächste Redner ist Jan Dieren für die SPD-Frakti-
on.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jan Dieren (SPD):
Herr Präsident! Liebe Abgeordnete! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen in den Betrieben! Herr Sichert, tun 
Sie nicht so, als wenn Sie irgendetwas für Beschäftigte 
tun wollten. Ihre Partei, Ihre Fraktion ist der organisierte, 
der gewalttätige Angriff auf die arbeitende Klasse. Uns 
jedenfalls können Sie nichts anderes erzählen.

(Beifall bei der SPD – Karsten Hilse [AfD]: 
Sie wählen uns dafür! Die wählen uns!)

Manchmal sind wir ja dazu verdammt, Geschichte zu 
wiederholen. Vor 30 Jahren, 1996, hat Bundeskanzler 
Helmut Kohl dem Bundestag ein Programm für Wachs-
tum und Beschäftigung vorgelegt.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das war be-
stimmt gut!)

Durch dieses Programm wurde unter anderem die Lohn-
fortzahlung in den ersten Krankheitstagen gekürzt. Ge-
werkschaften und Sozialdemokratie haben damals da-
gegen mobilisiert. Hunderttausende Beschäftigte haben 
gestreikt.
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(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Heute machen Sie mit!)

Mit Erfolg. Die Proteste haben sich dann weiterent-
wickelt zu einer Abwahlstimmung gegenüber der dama-
ligen Bundesregierung, und zwei Jahre später wurde Rot- 
Grün gewählt und hat die Karenztage wieder abgeschafft.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Daran leiden wir 
heute noch!)

So weit, so tragisch.
Heute erleben wir eine ähnliche Debatte wie damals. 

Anfang letzten Jahres forderten die ersten CEOs, Karenz-
tage wieder einzuführen. Die Arbeitgeber schlossen sich 
dem direkt an. Das reiht sich ein in eine weltweite Ent-
wicklung von Angriffen auf die Rechte und Interessen 
arbeitender Menschen. Da werden Gewerkschaften und 
das Streikrecht infrage gestellt, es gibt Steuersenkungen 
für die extrem Reichen und Sozialabbau für alle anderen.

Das Programm für Aufschwung und Beschäftigung, 
das der Koalitionsausschuss jetzt vorgelegt hat, ist auch 
vor diesem Hintergrund zu betrachten. Und man muss 
sagen: Die SPD, Bärbel Bas und Lars Klingbeil haben 
dabei noch Schlimmeres verhindert. Die von Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern und Wirtschaftsverbänden ge-
forderten Karenztage haben sie zum Glück abgewehrt. 
Aber stattdessen sollen jetzt Beschäftigte ab dem ersten 
Krankheitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
vorlegen. Das hat in den letzten Tagen und Wochen für 
einiges Kopfschütteln und Unverständnis gesorgt. Und 
ich muss zugeben, ich habe da auch noch ein paar Fragen.

(Karsten Hilse [AfD]: Er scheint in der fal-
schen Partei zu sein!)

Ist das eigentlich noch die Farce oder schon die Gro-
teske? Was ist denn, wenn das jetzt sogar dazu führt, dass 
die Zahl der Krankentage am Ende sogar steigt? Vollere 
Arztpraxen bedeuten mehr Ansteckungen. Aber auch in 
den Betrieben: Wenn Leute, die sich jetzt halb krank zur 
Arbeit schleppen, andere anstecken, erhöht das nicht die 
Infektionsrisiken?

(Zuruf von der AfD: Ach!)

Das ließ sich übrigens auch schon bei der Kohl-Reform 
beobachten: Mit den Karenztagen stieg die Zahl der In-
fektionen in Deutschland. Und was ist eigentlich mit den 
Leuten, die sonntags in Schichtarbeit arbeiten? Sollen die 
dann, um die AU zu bekommen, in die Notaufnahme? 
Die Kolleginnen und Kollegen in den Krankenhäusern 
werden sich auf jeden Fall bedanken.

Jetzt habe ich gehört, es soll ja gar nicht so sein, dass 
die Beschäftigten sich dann direkt am ersten Tag die AU 
besorgen sollen,

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagt Herr Klingbeil!)

sondern es reicht, wenn sie das später machen. Aber kann 
nicht auch das dazu führen, dass die Beschäftigten am 
Ende sogar noch mehr Krankentage haben?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Ich habe nach dem Koalitionsausschuss mit Hanna 
gesprochen. Hanna hat regelmäßig Migräne. Sie ist 
dann für einen Tag so ausgeknockt, dass sie nicht zur 
Arbeit kann. Am nächsten Tag schleppt sie sich erschöpft 
wieder zur Arbeit. Das kann sie jetzt nicht. Ab jetzt 
müsste sie sich zukünftig an diesem Tag entweder mit 
Kopfschmerzen zum Arzt schleppen oder am nächsten 
Tag hingehen. Wenn der sie dann migränegeplagt sieht, 
wird er sie wahrscheinlich nicht nur für einen Tag krank-
schreiben, sondern gleich für zwei oder drei. Und ist 
damit dann wirklich etwas gewonnen?

(Cem Ince [Die Linke]: Nein!)
Überhaupt: Was genau soll sich jetzt eigentlich prak-

tisch ändern? Es ist jetzt ja schon so: Arbeitgeber/-innen 
können schon jetzt ab dem ersten Tag einen Kranken-
schein von ihren Beschäftigten verlangen. Bisher sind 
das aber die Einzelfälle, wo Arbeitgeber/-innen – aus 
welchen Gründen auch immer – den Beschäftigten miss-
trauen und sagen: Ich will den Krankenschein ab Tag 
eins. Aber es ist schon der Verdacht da, dass aus diesem 
Misstrauen im Einzelfall – das mag gerechtfertigt sein 
oder nicht – ein Generalverdacht gegenüber allen Be-
schäftigten werden könnte.

Jetzt habe ich verstanden, es soll um die Bettkanten-
entscheidungen gehen. Also, wer sich morgens nicht fit 
genug für die Arbeit fühlt, soll so dazu gebracht werden, 
sich doch lieber für die Arbeit zu entscheiden, weil man ja 
eh aus dem Bett müsste, um sich vom Arzt den Kranken-
schein zu holen. Das soll dann zu Wirtschaftswachstum 
führen. Okay. Aber ist das wirklich ein starkes Unterneh-
men, eine starke Wirtschaft, über deren Wohl und Wehe 
die Beschäftigten morgens auf der Bettkante entschei-
den? Ist das eine gesunde Gesellschaft, die diese Verant-
wortung den Einzelnen aufbürdet?

(Martin Sichert [AfD]: Nein!)
Ein starkes Unternehmen, eine starke Wirtschaft sind 
doch so gut aufgestellt, dass sie nicht gleich zusammen-
brechen, wenn mal jemand einen Krankentag nimmt. 
Und eine gesunde Gesellschaft sollte es den einzelnen 
Menschen erlauben, auch mal krank zu sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Ich finde, wir sollten hier im Bundestag mehr darüber 
diskutieren, wie wir eigentlich dahin kommen, wie wir zu 
so einer starken Wirtschaft, zu so einer gesunden Gesell-
schaft kommen. Denn es mag ja sein, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass sich die Geschichte wiederholt. Aber 
wir haben es in der Hand, das zu ändern. Wir haben das 
Privileg, aus der bisherigen Geschichte zu lernen. Wir 
haben deshalb aber auch die Verantwortung und die 
Pflicht, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Jan Dieren (SPD):
– es besser zu machen. Lassen Sie uns dieser Verant-

wortung gerecht werden.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken und des Abg. Felix Banaszak 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Aussprache fortsetzen, 

komme ich zurück zum Zusatzpunkt 24. Die Zeit für die 
namentliche Schlussabstimmung ist gleich vorbei. Ist 
noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen später 
bekannt gegeben.1)

Wir setzen jetzt die Aussprache fort, und die nächste 
Rednerin ist Julia-Christina Stange für Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen, Da-

men und Herren! Die Grünen haben diese Aktuelle 
Stunde unter den Titel „Mehr Gesundheitsschutz, kein 
Misstrauen“ gestellt. Und genau darum geht es heute. 
Es geht nicht nur um Krankschreibungen, sondern auch 
um die Frage, ob die Bundesregierung den Arbeiterinnen 
und Arbeitern vertraut oder sie unter Generalverdacht 
stellt. Wer über Krankschreibungen spricht, ohne über 
Arbeitsbedingungen zu sprechen, der will Krankheit 
nicht verhindern, der sucht Schuldige. Sie machen Arbei-
ter/-innen für Krankheit verantwortlich, statt die Bedin-
gungen zu verändern, die Menschen krank machen. Statt 
über Personalmangel, Arbeitsverdichtung und den Druck 
in den Betrieben zu sprechen, wollen Sie Kontrolle. Mit 
Ihrem Misstrauen stellen Sie alle Arbeiter/-innen unter 
Generalverdacht. Das ist kein Zufall und passt ins Ge-
samtbild Ihrer Politik: Wer soziale Sicherung abbaut, 
traut den Menschen nicht. Misstrauen ist Ihre politische 
Methode.

(Beifall bei der Linken)

Ich bekomme jede Woche Nachrichten von Pflegekräf-
ten, Erzieherinnen, aus dem Einzelhandel, der Industrie 
und aus Arztpraxen. Sie schreiben mir nicht, dass ihre 
Kolleginnen und Kollegen blaumachen. Sie schreiben 
mir, dass sie nicht mehr können, dass Überstunden zu 
ihrem Alltag gehören, dass Arbeit, Familie und Sorgear-
beit kaum noch miteinander vereinbar sind. Das Problem 
ist, dass Arbeitgeber seit Jahren Personal einsparen und 
darauf vertrauen, dass die Arbeiter/-innen den Laden 
trotzdem am Laufen halten. Aber es ist nicht die Aufgabe 
der Kolleginnen und der Kollegen, diesen Mangel auszu-
gleichen.

(Zuruf von der Linken: So ist es!)

Es ist die Aufgabe der Arbeitgeber, für ausreichend Per-
sonal und gute Arbeitsbedingungen zu sorgen.

(Beifall bei der Linken)

Wenn Arbeiter/-innen trotzdem krank zur Arbeit ge-
hen, dann ist das kein Zeichen besonderer Einsatzbereit-
schaft, sondern ein Alarmsignal. Und genau diese Ent-
wicklung befördern Sie gerade. Wer Arbeiter/-innen 
schon am ersten Krankheitstag in überlastete Hausarzt-
praxen schickt, schafft einfach keine bessere Versorgung. 
Er schafft längere Wartezeiten und mehr Bürokratie. Die 
Leidtragenden sind wieder dieselben: die Alleinerziehen-
den, die gesetzlich Versicherten, Frauen mit Endo-
metriose oder schlimmster Migräne, diejenigen, die sich 
keinen schnellen Privattermin leisten können. Wer die 
Hausarztpraxen weiter überlastet, verschärft die Medizin 
erster und zweiter Klasse. Und das ist keine Gesundheits-
politik, das ist unsoziale Politik gegen die Mehrheit der 
Bevölkerung und genau deshalb ist diese Debatte hier 
eine Klassenfrage.

(Beifall bei der Linken – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: Eijeijei!)

Und sie ist auch eine feministische Frage; denn wenn 
sich der Sozialstaat zurückzieht, verschwindet Sorgear-
beit nicht. Sie wird privatisiert und landet wieder bei den 
Frauen. Frauen arbeiten überdurchschnittlich oft in den 
sozialen Berufen. Sie leisten den größten Teil der unbe-
zahlten Sorgearbeit. Wenn Unsicherheit zum Geschäfts-
modell wird, wenn Profite wichtiger sind als Gesundheit, 
ist das kein Zufall, sondern politisch gewollt. Sie nennen 
das Eigenverantwortung. Wir nennen es Privatisierung 
von Krankheit, Risiko und Sorgearbeit. Ihr Kapitalismus 
macht uns krank!

(Beifall bei der Linken)

Aber ich möchte diese Debatte nicht mit Empörung 
beenden, sondern mit einer linken Perspektive: Gesund-
heit beginnt nicht in der Arztpraxis, Gesundheit beginnt, 
wo Menschen leben können, wo sie einen sicheren Ar-
beitsplatz haben, mit einem Lohn, der zum Leben reicht, 
mit Familie, Zeit für Erholung, mit bezahlbarem Wohnen. 
Dafür kämpfen wir als Linke. Wir Linke kämpfen für 
Tarifbindung, kürzere und planbare Arbeitszeiten, si-
chere Arbeitsverhältnisse statt Kettenbefristungen, Betei-
ligung und starke Mitbestimmung, für einen Sozialstaat, 
der schützt statt kontrolliert.

(Beifall bei der Linken)

Denn wir wissen, wovon wir sprechen, weil wir mit den 
Arbeitern und Arbeiterinnen vor den Werkstoren stehen, 
vor den Krankenhäusern, den Kitas und weil viele von 
uns selbst von dort kommen. Deshalb machen wir Politik 
nicht über die Köpfe der Menschen hinweg, sondern ge-
meinsam mit ihnen. Sie als Bundesregierung, Sie organi-
sieren Misstrauen. Wir als Linke, wir organisieren Soli-
darität.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, organisiert euch in 
den Sozialprotesten, geht mit uns auf die Straße! Nicht 
die Arbeiter/-innen sind das Problem, die Verhältnisse 
sind das Problem, und Verhältnisse kann man ändern. 
Wir Linke tun das.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)1) Ergebnis Seite 11231 C
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marc Biadacz 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Für uns als Koalition aus CDU, CSU und SPD 
ist klar: Wer krank ist, ist krank – keiner soll krank zur 
Arbeit gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und daran, liebe Kolleginnen und Kollegen, rüttelt 
niemand in der Koalition.

Wer die Perspektive wechselt, sieht aber auch die 
Kehrseite durch spontane Krankmeldungen.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Richtig!)
Ein Altenpfleger aus Baden-Württemberg schrieb mir 
hierzu Folgendes – ich zitiere –: Über die unfairen Kol-
legen muss auch gesprochen werden. So kann es nicht 
weitergehen wie bisher. Kollegen bleiben wegen einem 
Schnupfen oder jeder Kleinigkeit zu Hause, Montage 
oder Freitage sind sehr beliebt. – Zitat Ende.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, das ist die Reali-

tät: Wo Personal ausfällt, bleibt Arbeit einfach liegen. 
Das können wir uns nicht leisten, und das wollen wir 
uns auch nicht leisten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Hier muss die Politik reagieren und die Fleißigen unter-
stützen, die Tag für Tag arbeiten gehen, und das ist die 
große Mehrheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Indem Sie alle unter Generalverdacht stellen! 
Unglaublich!)

In der teilweise hitzigen Debatte um die Krankschrei-
bung, liebe Grüne, geht mir der Fokus für das große 
Ganze verloren.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihre Misstrauenskultur geht mir 
auf die Nerven! Unter Generalverdacht alle 
Leute! Schrecklich! Schämen Sie sich!)

Der Koalitionsausschuss hat sich gemeinsam auf 
34 Punkte geeinigt. Das Ergebnis des Koalitionsaus-
schusses lautet: „Ein Programm für Aufschwung und 
Beschäftigung“.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Genau!)
Ich lade auch die Opposition ein, daran mitzuarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ge-
nau! Alle sind faul!)

– Ja, ja, die Empörung höre ich. Aber lassen Sie uns lieber 
jetzt mal die Punkte auch im Koalitionsausschuss angu-
cken, die ganz wichtig sind.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 30 Millionen zusätzliche Arztkon-
takte! Wahnsinn!)

Ich mache Ihnen mal fünf Vorschläge, bei denen Sie 
gerne inhaltlich gemeinsam auch mit den anderen Punk-
ten zusammenarbeiten können: Erstens. Was wir in Ba-
den-Württemberg angehen, machen wir jetzt auch im 
Bund: Wir schaffen alle Berichtspflichten ab, die nicht 
gebraucht werden. – Richtig so.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zweitens. Wir werden künftig junge Menschen ohne Ab-
schluss weiter stärker begleiten. Das ist ein gutes Projekt. 
Vielen Dank, Frau Ministerin Bärbel Bas! Drittens. Wir 
gehen weiter entschieden gegen Sozialleistungsmiss-
brauch vor. Viertens. Wer sonntags oder an Feiertagen 
arbeitet, bekommt mehr Geld. Fünftens. Zukünftig darf 
auch an Sonntagen in Bäckereien, Konditoreien und Bi-
bliotheken gearbeitet werden. – Das alles sind wichtige 
Maßnahmen der Koalition. Wir gehen entschlossen vo-
ran, um wieder wettbewerbsfähig zu werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von wegen!)

Besonders wichtig ist mir: Die 33 Empfehlungen der 
Alterssicherungskommission wollen wir bis zum Ende 
des Jahres 2026 im Deutschen Bundestag verabschieden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland steht 
vor großen Reformen, und die Koalition liefert.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Liebe Nina Warken, liebe Gesundheitsministerin, liebe 
Gesundheitspolitiker, ihr habt heute geliefert. Wir haben 
heute das Gesetz zur Krankenkassenreform verabschie-
det!

(Beifall bei der CDU/CSU und der Abg. 
Dr. Tanja Machalet [SPD] – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da-
von träumt ihr!)

Und, liebe Opposition, seit dem 01.07.2026 ist das 
Bürgergeld abgeschafft, und die neue Grundsicherung 
steht wieder für das Prinzip „Fordern und Fördern“. – 
Erledigt!

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zu-
rück zum Thema! – Weitere Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ja. Sie können gerne auch mal unsere Erfolge mitfeiern; 
denn dann sehen Sie, wie erfolgreiches Regieren funk-
tioniert.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben starke Koalitionsbeschlüsse. Und was ma-

chen Sie? Sie greifen einen Punkt heraus. Und sich darü-
ber so öffentlich zu empören, das ist zu einfach, liebe 
Grüne.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da sind noch mehr Punkte! Informati-
onsfreiheitsgesetz! Liebe Grüße an Herrn Weg-
ner!)
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Und die Kollegin Simone Borchardt hat es gerade her-
geleitet: Wir werden auch bei der Krankschreibung einen 
guten Vorschlag machen und dann hier im parlamentari-
schen Verfahren gerne auch mit Ihnen diskutieren.

Die Koalition steht bereit, alle 34 Beschlüsse im Par-
lament zu beraten.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Durch dieses Gesamtpaket haben wir die Chance, mehr 
Wachstum, mehr Wohlstand und soziale Sicherheit für 
unser Land zu erreichen, und das werden wir im Dialog 
mit den Sozialpartnern, gemeinsam mit Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern, voranbringen – ganz ohne Empörung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:

Vielen Dank. – Bevor wir die Aussprache fortsetzen, 
möchte ich zum Zusatzpunkt 24 zurückkehren. Mir liegt 
nämlich das Protokoll des von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelten Ergebnisses der nament-
lichen Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Regelung der Förderung des Spit-
zensports und weiterer Maßnahmen gesamtstaatlicher 
Bedeutung im Sport sowie zur Errichtung der Spitzen-
sport-Agentur vor (Sportfördergesetz), Drucksachen 
21/5921 und 21/7006: 

Abgegebene Stimmkarten 561. Mit Ja haben gestimmt 
518 Abgeordnete, mit Nein 43. Enthaltungen gab es kei-
ne. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            562;
davon

ja:                                      519
nein:                                   43

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
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Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte

Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler

Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
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Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Torben Braga
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Marcus Bühl

Tino Chrupalla
Christopher Drößler
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner
Kay Gottschalk
Christoph Grimm
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Gerrit Huy
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Heinrich Koch
Jürgen Koegel
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul

Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Stefan Schröder
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar

Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Rasha Nasr
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
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Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak

Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Victoria Broßart
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Timon Dzienus
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Sascha Müller

Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Fraktionslos
Jan Wenzel Schmidt
Stefan Seidler

Nein
Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Marcel Bauer
Desiree Becker

Lorenz Gösta Beutin
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Ates Gürpinar
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Pascal Meiser
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Julia-Christina Stange
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zurück zur Aktuellen Stunde und setzen 
die Aussprache fort. Der nächste Redner ist Peter 
Bohnhof für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Deutschland dis-
kutiert über das Attest ab Tag eins, eine Debatte, die 
viel Unruhe auslöst. Aber sie ist kein ernsthafter Versuch, 
irgendetwas zu verbessern.

Stattdessen sehen wir mal wieder die klassische Nebel-
bombe von Schwarz-Rot: Die Regierung lenkt von den 
echten Problemen ab und wälzt die wirtschaftliche Mi-
sere auf die normalen Arbeitnehmer ab. Statt die Ursa-
chen der Krise anzugehen, soll jetzt jeder, der sich mal 
nicht wohlfühlt und arbeitsunfähig ist, zum Arzt rennen 
und die Praxen verstopfen.

Aber Deutschland leidet gar nicht unter Arbeitneh-
mern, die gelegentlich krank sind. Deutschland leidet 
unter explodierenden Energiepreisen, die unsere Indus-
trie strangulieren und die Haushalte belasten. Wir leiden 
unter Masseneinwanderung und unter einer erdrückenden 
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Bürokratie, die jeden Unternehmer und jeden Beschäftig-
ten im Alltag lähmen. Das sind die wahren Krankmacher, 
nicht der eine oder andere Krankheitstag.

(Beifall bei der AfD)

Aber Bundeskanzler Merz misstraut den Deutschen. 
Statt auf die Verantwortungsbereitschaft der Menschen 
zu setzen, will er sie jetzt systematisch in die Arztpraxen 
treiben. Die Hausärzte kritisieren das völlig zu Recht als 
Irrsinn. Sie warnen vor einer kompletten Überlastung 
ihrer Praxen, vor längeren Wartezeiten und vor einem 
bürokratischen Aufwand ohne jeden medizinischen 
Mehrwert. Millionen unnötige Besuche nur für ein Attest 
zum Beispiel bei Erkältungen, das ist kein Gesundheits-
schutz, das ist organisierter Wahnsinn, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)

Es kommt aber noch besser: Schwarz-Rot hat sich in 
den letzten Tagen erneut in massive Widersprüche ver-
strickt, wie es so oft passiert. Erst verkündet der Bundes-
kanzler die Attestpflicht ab Tag eins; dann behauptet er, 
dass aber niemand an Tag eins zum Arzt muss. Wie soll 
das gehen, wenn gleichzeitig die telefonische Krank-
schreibung abgeschafft wird?

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hätte man mal 
aufpassen müssen!)

Das mag er mir erklären, aber er ist ja leider nicht da.
Und Vizekanzler Klingbeil kündigt an, er wolle eine 

pragmatische Lösung finden. Wissen Sie was, liebe Kol-
legen? Die gibt es schon, diese pragmatische Lösung! 
Das Entgeltfortzahlungsgesetz erlaubt bereits heute, 
dass der Arbeitgeber das Attest ab dem ersten Tag ver-
langen kann, schon ab dem ersten Tag, meine Damen und 
Herren. Es braucht diese Regelung nicht; sie gibt es.

(Beifall bei der AfD)

Es steht alles im Gesetz.
Daher fordern wir jetzt die Regierung auf: Lassen Sie 

die Finger von Sachen, von denen Sie nichts verstehen. 
Es ist einfach ein Ding, dass dieser Paragraf überhaupt 
nicht gezogen wird. Es ist alles okay. Wenn ein Arbeit-
geber meint, dass er einen Arbeitnehmer hat, der viel-
leicht die Bettkantenentscheidung in die eine oder andere 
Richtung trifft, dann kann er ihn auffordern, ein Attest 
vorzulegen. So ist das, so einfach.

Was die schwarz-rote Regierung hier betreibt, ist reine 
Showpolitik. Sie erfindet ein Problem, das gar nicht exis-
tiert, um sich als hart durchgreifend zu präsentieren, wäh-
rend die echten Herausforderungen ungelöst bleiben.

Anstatt das eigene Volk mit Scheindebatten und neuen 
Gängelungen zu nerven, soll diese Regierung endlich 
Politik für die Deutschen machen. Lösen Sie endlich die 
Probleme, die Sie selbst geschaffen haben! Die Men-
schen da draußen spüren jeden Tag, was wirklich krank 
macht in diesem Land: die hohen Preise, die unsichere 
Zukunft für die Kinder, die ausufernde Zuwanderung und 
die Bürokratie, die kein Ende nimmt. Wenn etwas die 
Deutschen wirklich krank macht, dann ist es diese Bun-

desregierung mit ihrer Realitätsferne und ihrem Miss-
trauen gegenüber den eigenen Bürgern, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir von der AfD sagen klar: Vertrauen statt Gänge-

lung,
(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das Beste an der 

Rede ist, dass sie gleich vorbei ist!)
Freiheit statt Verbote und vor allem eine Politik, die sich 
um die echten Probleme kümmert – Energiepreise runter, 
Zuwanderung kontrollieren und Bürokratie abbauen. 
Alles andere ist Show und schadet den Menschen, die 
jeden Tag ihren Beitrag für unser Land leisten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin, Dr. Tanja 

Machalet, von der SPD-Fraktion hat ihre Rede zu Pro-
tokoll gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Der nächste Redner ist Felix Banaszak für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochgeschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich möchte die letzte Rede unserer Frak-
tion vor der Sommerpause mit den Worten eines großen 
Sozialdemokraten beginnen. Erinnern Sie sich noch, als 
Helmut Schmidt einst sagte: Wer Visionen, Migräne oder 
Endometriose hat, sollte zum Arzt gehen?

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Jawohl, hier bin 
ich! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Oha! Das 
war schlecht!)

Daran hat sich Herr Lars Klingbeil orientiert und gedacht: 
Diese Geschichte muss ich doch fortschreiben.

(Karsten Hilse [AfD]: Lüge!)
Aber apropos Vision: Ich hatte gerade eine Vision, als 

der Kollege Jan Dieren gesprochen hat. Ich hatte die 
Vision von einer Welt, in der doch tatsächlich die SPD 
Teil der Bundesregierung ist und die ganzen schlimmen 
Ideen aus der Union zurückweisen kann. Ich hatte die 
Vision, dass tatsächlich gestandene Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten wie Bärbel Bas und Lars Klingbeil 
im Koalitionsausschuss, am Kabinettstisch sitzen und die 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vertei-
digen. Denn das ist ja die Partei der Arbeit. Das ist die 
Partei der Beschäftigten. Am 1. Mai waren sie doch über-
all da; sogar am letzten Wochenende haben Sozialdemo-
kraten bei mir im Ruhrgebiet gegen diese Politik demons-
triert. Das nenne ich Rückgrat. Wäre diese Partei doch 
endlich mal Teil der Bundesregierung, was würden wir 
dann in diesem Land alles für die Beschäftigten errei-
chen?

1) Anlage 8
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
– Oh, Frau Bas, Entschuldigung, Sie sind ja da. Das war 
wohl wirklich nur eine Vision.

Ich will mich erst mal bei der Koalition bedanken, dass 
sie mir in der letzten Woche die Möglichkeit gegeben hat, 
meine Hirnaktivitäten anzutreiben, weil ich mich wirk-
lich gefragt habe: Wie in aller Welt kann man glauben, 
dass das eine gute Idee ist? Wie in aller Welt kann man 
glauben, dass 30 Millionen zusätzliche Arztkontakte und 
1,5 Milliarden Euro zusätzliche Kosten ein Beitrag zu 
Wachstum, Beschäftigung und Aufschwung sind?

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Aber das ist das, was Sie in Ihren Antrag geschrieben 
haben. Das ist die große Überschrift.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Genau! Sehr gut!)
Es ist mir wirklich ein absolutes Rätsel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich kann mir das nur folgendermaßen erklären: Solche 

Beschlüsse – ich habe gerade „Endometriose“ in den 
Raum geworfen – können nur entstehen, wenn in einem 
Koalitionsausschuss Bärbel Bas und acht Männer zusam-
menkommen, die offensichtlich vom Alltag vieler Frauen 
in diesem Land überhaupt kein Verständnis haben – über-
haupt kein Verständnis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: Und das haben 
Sie? Haben Sie Ahnung vom Alltag? Schämen 
Sie sich!)

So eine Entscheidung kann nur mit einer Union zustande 
kommen, in der in der letzten Wahlperiode die letzten 
gestandenen Vertreterinnen und Vertreter des Arbeitneh-
merflügels wegrasiert wurden und in der die Koalitions-
spitzen letztlich nur noch ein trauriger Wurmfortsatz ei-
ner radikalisierten Mittelstandsunion sind, die 
marktliberale Ergüsse von sich gibt und am Ende gar 
nicht mehr mitbekommt, was in diesem Land passiert. 
Sie haben den Kontakt zu den Beschäftigten in diesem 
Land vollkommen verloren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Simone Borchardt [CDU/CSU]: Schön, dass 
Sie das sagen!)

Ich finde das so spannend: Letzte Wahlperiode durfte 
ich mit Ihren Kolleginnen und Kollegen im Wirtschafts-
ausschuss zusammensitzen. Immer wenn es um Bürokra-
tieabbau ging, haben Sie die große Misstrauenskultur 
gegenüber den Unternehmerinnen und Unternehmern be-
klagt. Sie haben immer gesagt: Eine solche Bürokratie 
wird dann aufgebaut, wenn man den Unternehmen Un-
glaubliches unterstellt und man nicht einfach glaubt, dass 
sie das Beste in diesem Land erreichen wollen. – Aber 
welche eigentliche Einstellung dahintersteht, ist doch 
ganz offensichtlich: Sie haben kein Vertrauen in die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: Wahnsinn! Wahn-
sinn! Wahnsinn!)

Sie haben kein Vertrauen darauf, dass sich der gerade 
zitierte Pfleger aus eigenem Verantwortungsbewusstsein 
gegenüber den zu pflegenden Menschen morgens auf der 
Bettkante regelmäßig dazu entscheidet, doch zur Arbeit 
zu gehen, obwohl er eigentlich krank ist. Das ist doch die 
Realität in diesem Land.

Wenn dieses Vorhaben wirklich durchgesetzt wird – 
ich setzte auf Sie, Herr Dieren –, dann wird genau das 
Gegenteil von dem passieren, was Sie sich vorstellen.

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Da hilft es auch überhaupt nicht, dass sich Lars Klingbeil 
am Sonntag im ARD-Sommerinterview windet und sagt: 
Es geht ja nicht darum, dass sich die Leute am ersten Tag 
krank zum Arzt schleppen,

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Herr Banaszak, 
sagt das Cem Özdemir auch?)

es geht ja nur darum, dass sie am ersten Tag eine Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung brauchen. – Na klar, zeigen 
Sie mir doch mal den Arzt oder die Ärztin, die an einem 
Mittwoch einen gesunden Patienten empfängt, um dann 
darüber zu entscheiden, ob er am Montag krank gewesen 
ist. Das hat doch mit der Realität überhaupt nichts mehr 
zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und die sitzen trotzdem stundenlang 
im Wartezimmer!)

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, für den Fall, dass Sie tatsächlich Teil der Bundes-
regierung sind, für den Fall, dass Sie tatsächlich Teil 
dieser Koalition sind: Machen Sie das nicht mit. Verlieren 
Sie nicht den letzten Respekt der Beschäftigten vor Ihrer 
Politik. Machen Sie es denen da doch mit einer solchen 
Politik nicht so einfach. Die Reden, die hier gehalten 
wurden – Sie haben vollkommen recht –, haben mit der 
Realität dieses Programms nichts zu tun. Sie werden 
trotzdem bei Youtube laufen, weil Sie ihnen die Möglich-
keit geben. Denken Sie doch mal daran, was Sie hier 
anrichten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt hat Frau Connemann schon im Frühjahr Manuel 
Hagel den Wahlsieg in Baden-Württemberg mit Debatten 
um Lifestyleteilzeit verhagelt. Wollten Sie unbedingt si-
chergehen, dass, wer auch immer für die Berliner SPD ins 
Wahlkampfrennen geht, auch noch mit Gepäck antreten 
muss?

(Holger Mann [SPD]: CDU!)

Viel Erfolg bei dieser Verrichtung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Der nächste Redner, Dr. Stefan Nacke, von der CDU/ 

CSU-Fraktion hat seine Rede zu Protokoll gegeben.1)
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Pascal Meiser 
[Die Linke])

Der nächste Redner ist Hans-Jürgen Goßner für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Koalition hat mal wieder etwas rausgehauen, 
was völlig von der Wirklichkeit entrückt und völlig abge-
hoben ist. Viele von Ihnen sind noch nie an einer Werk-
bank oder auf einem Gerüst gestanden, aber wollen den 
Menschen da draußen die Welt erklären. Die telefonische 
Krankschreibung soll weg. Wer krank ist, soll offenbar ab 
dem ersten Tag eine Bescheinigung vorlegen, weil es 
angeblich zu viele Krankmeldungen und zu viel Miss-
brauch gibt. Ja, Missbrauch gibt es. Natürlich gibt es 
ihn. Aber wegen ein paar Drückebergern stellt man 
doch nicht Millionen ehrliche Arbeitnehmer unter Ge-
neralverdacht.

(Beifall bei der AfD)
Diese Koalition trifft nicht die Betrüger. Sie trifft die 

Fleißigen – Leute, die morgens aufstehen, arbeiten gehen, 
Steuern und Beiträge zahlen und diesen Laden noch am 
Laufen halten. Genau denen sagt man jetzt: Ihr seid 
schuld am desolaten Zustand unseres Landes. – Das ist 
eine Frechheit.

(Beifall bei der AfD)
Wer krank ist, ist krank. Basta. Krankheit ist keine Faul-
heit; Krankheit ist keine Arbeitsverweigerung. Wer mor-
gens mit Fieber, Schüttelfrost oder Magen-Darm im Bett 
liegt, braucht kein Misstrauen aus Berlin, sondern Ruhe. 
Aber da liegt doch das Problem. Viele hier leben längst in 
einer anderen Welt: Fahrdienst vor der Tür, abgeschirm-
ter Alltag, privatversichert, kein Schichtplan, kein 
Meister, kein Chef, bei dem man morgens anrufen muss, 
keine Sorge, ob einem die Krankheit geglaubt wird oder 
nicht, keine Angst vor Ärger, wenn man mal ausfällt. Aus 
dieser Blase heraus wird über die Menschen hinweg ent-
schieden, deren Alltag man nicht mehr kennt.

(Beifall bei der AfD)
Man redet über Arbeitnehmer, hat aber noch nie einen 
Hammer in der Hand gehabt. Man redet über volle Arzt-
praxen von Kassenpatienten und lässt sich selbst privat-
versichern – privatversichert mit Beihilfe aus Steuermit-
teln,

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
finanziert von genau den Menschen, denen Sie mit Ihrem 
Vorstoß jetzt rotzfrech ins Gesicht spucken. Dass Sie sich 
nicht schämen, liebe CDU.

(Beifall bei der AfD)
Heute bleibt jemand vielleicht einen Tag, vielleicht 

zwei zu Hause. Er kuriert sich aus, steckt niemanden an 
und geht dann wieder arbeiten – ganz normal. Künftig 
soll derselbe Mensch zum Arzt rennen oder irgendwie 
einen Schein besorgen. Dann sitzt er im Wartezimmer, 
blockiert einen Termin, steckt vielleicht andere an. Am 

Ende wird aus einem Tag schnell eine Krankschreibung 
für mehrere Tage oder die ganze Woche. Das weiß jeder, 
der schon einmal als Arbeitnehmer beim Arzt war. Dazu 
gehören wahrscheinlich wenige von Ihnen dazu.

(Beifall bei der AfD)
Wenn man schon beim Arzt sitzt, sagt der Arzt selten: 

Gehen Sie morgen wieder arbeiten. – Nein, der schreibt 
eben die ganze Woche krank. Das, was Sie hier machen, 
ist richtig dumm, weil es nämlich nicht die Krankheits-
tage reduziert, sondern drastisch erhöhen wird.

(Beifall bei der AfD)
Nun zu den Grünen. Ausgerechnet die Partei, die sonst 

alles verbieten, kontrollieren und dokumentieren will – 
Heizung, Auto, Essen, Sprache, Lebensstil; überall wol-
len Sie dem Bürger reinreden –, tut heute plötzlich so, als 
hätte sie die Freiheit für sich entdeckt. Geht es eigentlich 
noch heuchlerischer?

(Beifall bei der AfD – Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat aber 
wehgetan! Aua! – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Klar ist: Wer betrügt, muss nicht nur hier, sondern 
generell immer bestraft werden – hart und klar.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber hören Sie endlich auf, jeden ehrlichen Arbeitneh-
mer mit Schnupfen wie einen Betrüger zu behandeln!

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das reicht jetzt!)
Die AfD sagt: Wer arbeitet, verdient Respekt, und wer 

krank ist, verdient Schutz. Wer betrügt, muss Konsequen-
zen spüren.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
Was Sie aber hier vorhaben, ist, den kleinen Mann und 
die kleine Frau unter Generalverdacht zu stellen.

Und dann lege ich Ihnen von der CDU/CSU noch ans 
Herz: Beim nächsten Parteitag sollten Sie mal darüber 
nachdenken, ob Sie das Wort „christlich“ gegen das 
Wort „schäbig“ in Ihren Parteinamen austauschen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Also, das geht gar 
nicht! Hallo!)

Vielen Dank und schöne Sommerferien!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Hülya 

Düber von der CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Marc Biadacz [CDU/CSU]: 
Hülya! – Felix Schreiner [CDU/CSU]: Hülya! 
Jetzt kommt wieder Klasse in die Debatte!)

Dr. Hülya Düber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vorab, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen, ein Hinweis in Ihre Richtung: Sie beantra-
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gen hier eine Aktuelle Stunde zu einem bestimmten The-
ma, und dann nutzen beide Redner Ihrer Fraktion die 
Gelegenheit, zu einem politischen Rundumschlag aus-
zuholen und über alles Mögliche andere zu sprechen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, sie haben zum Thema ge-
sprochen! Sie haben nicht zugehört!)

Ich würde vorschlagen, dass Sie sich das nächste Mal 
Redezeit bei einer Generaldebatte einräumen lassen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

statt uns alle hier um 17 Uhr am Freitagnachmittag fest-
zuhalten.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich glaube, Sie haben uns mit Ihrem 
Kollegen verwechselt! Der hat hier was von 
Rente erzählt! Ihr Kollege war das!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir diese De-
batte beenden, möchte ich auch noch mal den Blick auf 
den Gesamtzusammenhang richten.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wahnsinn!)

Dieser besteht natürlich nicht aus einem einzelnen Punkt, 
sondern aus einem Maßnahmenpaket mit 34 Vorschlägen, 
die der Koalitionsausschuss letzte Woche vorgelegt hat.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wir haben doch die Aktuelle 
Stunde nur zu der einen Maßnahme angemel-
det!)

Dazu gehören unter anderem – der Kollege Biadacz hat es 
ausgeführt – die Umsetzung der Vorschläge der Alters-
sicherungskommission,

(Zuruf der Abg. Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

die Bekämpfung von Sozialleistungsmissbrauch und vie-
les mehr.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zurück zum Thema!)

All diese Maßnahmen verfolgen ein gemeinsames Ziel: 
Wir wollen die Voraussetzungen dafür schaffen, dass 
wirtschaftliche Stärke und ein leistungsfähiger Sozial-
staat auch künftig Hand in Hand gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Felix Banaszak 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In die Ge-
neraldebatte damit!)

Ein zweiter Punkt ist in diesem Zusammenhang auch 
wichtig: In den letzten Tagen und gerade eben wieder 
wurde der Eindruck erweckt, es liege bereits ein fertiger 
Gesetzentwurf auf dem Tisch. Das ist nicht der Fall, liebe 
Bürgerinnen und Bürger.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie soll es denn gehen? Klären 
Sie die Bevölkerung doch mal auf! Was haben 
Sie bisher gemacht? Ein Schuss in den Ofen 
war das!)

Wir stehen noch nicht einmal am Beginn eines parlamen-
tarischen Verfahrens.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Marja-Liisa Völlers [SPD])

Es gibt einen politischen Beschluss des Koalitionsaus-
schusses – nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marja-Liisa Völlers [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem dieser 
Punkt jetzt seit Tagen diskutiert wird, sollten wir uns 
trotzdem mal mit der Ausgangslage beschäftigen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, wie ist die denn?)

Die Aufwendungen der Arbeitgeber für Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall belaufen sich inzwischen auf rund 
82 Milliarden Euro im Jahr.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Ist ja egal! Ist 
ja egal!)

Diese Leistung wird vollständig von den Arbeitgebern 
finanziert, die diese Mittel im internationalen Wett-
bewerb erst einmal erwirtschaften müssen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und da wollen Sie die mit 1,5 Mil-
liarden Euro zusätzlichen Kosten für 30 Millio-
nen unnötige Arztbesuche noch zusätzlich be-
lasten! – Gegenruf der Abg. Simone Borchardt 
[CDU/CSU]: Wirtschaft könnt ihr nicht!)

Und das ist nun erst einmal eine Tatsache. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, nehmen wir das schulterzuckend 
zur Kenntnis, oder stellen wir uns die entscheidende Fra-
ge, welche politischen Schlussfolgerungen daraus zu zie-
hen sind?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Meine Güte!)

Der Koalitionsausschuss ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass Handlungsbedarf besteht,

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Na klar!)

und hat genau diese Vorschläge gemacht.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Ja, das waren die 
falschen Vorschläge! – Gegenruf des Abg. 
Marc Biadacz [CDU/CSU]: Ja, wir machen 
Vorschläge!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bereits an diesem 
Punkt bekommt die Debatte eine Schieflage. Ein Blick 
über die nationalen Grenzen zeigt – liebe Kollegin 
Borchardt, Sie haben das ordentlich ausgeführt –: Zwei 
Drittel der europäischen Staaten kennen Einschränkun-
gen bei der Entgeltfortzahlung oder Karenztage. Estland, 
Frankreich, Schweden, Spanien und Portugal gehören 
dazu.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Jawoll!)

Das zeigt auch, dass andere europäische Länder sich ge-
nau mit dieser Fragestellung auseinandersetzen.
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(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sprechen Sie doch mal mit Ihrem 
Koalitionspartner!)

Und im Übrigen ist dieses Instrument auch nicht neu.
(Zuruf der Abg. Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN])
Schon heute können Arbeitgeber verlangen, dass die AU 
bereits ab dem ersten Krankheitstag vorgelegt wird.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ist doch absurd!)

Wir sprechen also nicht über ein völlig neues Instrument, 
sondern darüber, ob eine bereits geltende Möglichkeit 
künftig der gesetzliche Regelfall sein soll.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist 
doch absurd! Erfundene Probleme! Keine Lö-
sung!)

Ein weiterer Punkt ist auch mir persönlich wichtig – 
hören Sie zu! –: Auch künftig werden Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer vor Ort die Möglichkeit haben, gemein-
same Regelungen zu treffen, die zu ihren Betrieben pas-
sen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Genau! Vertrau-
en!)

Tarifverträge und betriebliche Vereinbarungen bleiben 
selbstverständlich möglich. An der bewährten Sozialpart-
nerschaft in unserem Land wird nicht gerüttelt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Reden Sie mal mit 
den Menschen! Nichts halten sie davon!)

Im Gegenteil: Wir vertrauen darauf, dass gute Lösungen 
dort gefunden werden, wo die Verantwortung gemeinsam 
getragen wird.

Lassen Sie mich zum Schluss noch eines sagen: Die 
vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in unserem 
Land, die jeden Tag früh aufstehen,

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Genau so ist 
es!)

zur Arbeit gehen und mit ihrer Leistung unsere Wirtschaft 
und unseren Sozialstaat tragen,

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Denen Sie misstrauen! Genau!)

sind nicht die Adressaten dieser Diskussion.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach nee?)

Im Gegenteil: Sie halten unser Land am Laufen. Dafür 
gilt ihnen unser aller ausdrücklicher Dank.

(Peter Bohnhof [AfD]: Wie wollen Sie das 
denn unterscheiden? – Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die werden 
sich bedanken für diesen Dank! Die werden 
sich bedanken!)

Und gerade weil Millionen Menschen jeden Tag Ver-
antwortung übernehmen, dürfen wir uns als Politik nicht 
unserer Verantwortung entziehen. Es ist unsere Aufgabe, 
die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass unser So-
zialstaat auch in Zukunft leistungsfähig bleibt. Das ist 
genau die Aufgabe.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache.
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 

Schluss unserer heutigen Tagesordnung angekommen. 
Das war unsere letzte Zusammenkunft vor der plenar-
freien Zeit, die leider fälschlicherweise ab und an auch 
mal „Sommerpause“ genannt wird. Das Parlament macht 
keine Sommerpause; es werden sehr viele Leute noch 
sehr viel Arbeit leisten in den Wahlkreisen, in denen 
wir 20 Wochen im Jahr nicht sein können. Die Aus-
schüsse können zusammenkommen, wie auch das Ple-
num, wie Sie wissen. Es ist jederzeit möglich – weil der 
Bundestag ja immer entscheidungsfähig ist –, dass es 
Sondersitzungen gibt. Deshalb: Laufen Sie nicht zu weit 
in den Wald rein! Seien Sie wachsam, bleiben Sie gesund, 
und kommen Sie bald wieder!

Ich möchte einen riesigen Dank aussprechen an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hohen Hauses, die 
uns das Tagen ermöglichen.

(Anhaltender Beifall – Die Abgeordneten er-
heben sich)

– Das war jetzt echt überfällig.
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-

tages ein auf Dienstag, den 8. September 2026, 10 Uhr. 
Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 17:08 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Brandes, Dirk AfD

Breher, Silvia CDU/CSU

Brucker, Erhard AfD

Brugger, Agnieszka BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Dietz, Thomas AfD

Droßmann, Falko SPD

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Ebenberger, Tobias AfD

Eichwede, Sonja 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Feser, Jan AfD

Görke, Christian Die Linke

Helferich, Matthias AfD

Hermeier, Mareike Die Linke

Jacobi, Fabian AfD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Köktürk, Cansin Die Linke

Koob, Markus CDU/CSU

Köstering, Jan Die Linke

Limbacher, Esra SPD

Meiners, Danny AfD

Moosdorf, Matthias AfD

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Mützenich, Dr. Rolf SPD

Naujok, Edgar AfD

Özdemir, Cansu Die Linke

Pellmann, Sören Die Linke

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Reinalter, Dr. Anja BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Rouenhoff, Stefan CDU/CSU

Schulze, Svenja SPD

Weiser, Mathias AfD

Zaum, Christian AfD

Zerr, Anne Die Linke

Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz) 
(Tagesordnungspunkt 22a)

Sabine Dittmar (SPD):
Ich werde dem Gesetzentwurf zur Beitragsstabilisie-

rung in der gesetzlichen Krankenversicherung heute nicht 
zustimmen.

Diese Entscheidung ist mir nicht leichtgefallen. Ich 
weiß um die schwierige finanzielle Lage der gesetzlichen 
Krankenversicherung und erkenne ausdrücklich an, dass 
im parlamentarischen Verfahren wesentliche Verbes-
serungen erreicht werden konnten. Es ist gelungen, die 
Belastungen für die Versicherten zu begrenzen und den 
Bund stärker an der Finanzierung zu beteiligen. Dafür gilt 
allen Beteiligten mein Dank.

Dennoch überwiegen für mich die inhaltlichen Beden-
ken. Als Hausärztin habe ich mehr als 15 Jahre an der 
medizinischen Basis gearbeitet und betrachte mögliche 
negative Auswirkungen auf die Gesundheitsversorgung 
mit besonderer Sorge.

Mit Blick auf die psychotherapeutische Versorgung 
habe ich große Bedenken. Psychische Erkrankungen ge-
hören zu den größten gesundheitspolitischen Herausfor-
derungen unserer Zeit. Bereits heute warten viele Betrof-
fene über Monate auf einen Therapieplatz. Maßnahmen, 
die die ambulante psychotherapeutische Versorgung zu-
sätzlich unter Druck setzen könnten, halte ich deshalb für 
den falschen Weg.

Ebenso kritisch bewerte ich die Eingriffe in die haus-
arztzentrierte Versorgung. Wir sind uns als Koalition ei-
nig, dass wir mit der Einführung einer Primärarztversor-
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gung die Patientensteuerung verbessern wollen. Umso 
weniger überzeugt mich, dass gleichzeitig Strukturen ge-
schwächt werden, die genau dieses Ziel bereits heute 
unterstützen. Die hausarztzentrierte Versorgung ist ein 
bewährtes Instrument für eine koordinierte, qualitativ 
hochwertige und wirtschaftliche Versorgung. Gerade 
mit Blick auf die bevorstehende Einführung der Primär-
arztversorgung sollte die hausarztzentrierte Versorgung 
gestärkt und nicht geschwächt werden.

Als Sozialdemokratin ist mir eine solidarisch finan-
zierte und zugleich leistungsfähige gesetzliche Kranken-
versicherung ein zentrales Anliegen. Notwendige Maß-
nahmen zur finanziellen Stabilisierung dürfen aus meiner 
Sicht nicht die Versorgungsbereiche gefährden, die für 
eine gute Versorgung von zentraler Bedeutung sind.

Aus diesen Gründen kann ich dem Gesetzentwurf trotz 
der im parlamentarischen Verfahren erreichten Verbes-
serungen nicht zustimmen.

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Mit meiner Zustimmung zum GKV-Beitragssatzstabi-

lisierungsgesetz unterstütze ich das Ziel, die finanzielle 
Stabilität der gesetzlichen Krankenversicherung zu si-
chern, einen weiteren Anstieg der Beiträge für Ver-
sicherte und Arbeitgeber zu begrenzen und zur einnah-
menorientierten Ausgabenpolitik zurückzukehren, und 
halte dies für einen notwendigen Schritt. Gleichzeitig ist 
klar: Eine nachhaltige Sicherung unserer hochwertigen, 
wohnortnahen Gesundheitsversorgung, gerade im ländli-
chen Raum, wird nur durch weitere strukturelle Refor-
men und bedarfsgerechte Anpassungen gelingen.

Im Rahmen dieser Reformen müssen auch einzelne 
Regelungen weiter betrachtet und gegebenenfalls an-
gepasst werden. Dies betrifft zum Beispiel Fragen der 
Vergütungsstrukturen in der psychotherapeutischen Ver-
sorgung sowie praktikable Lösungen für die Weiterent-
wicklung der Geburtshilfe, insbesondere mit Blick auf 
Hebammen und weitere Punkte.

Axel Knoerig (CDU/CSU):
Ich stimme dem heute zur Abstimmung stehenden Ent-

wurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes zu.
Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor im-

mensen finanziellen Herausforderungen. Prognosen zei-
gen, dass sich das Defizit ohne entschiedene Gegenmaß-
nahmen in den kommenden Jahren drastisch ausweiten 
würde. Es ist daher zwingend geboten, verantwortungs-
voll zu handeln und die GKV nachhaltig auf ein solides 
finanzielles Fundament zu stellen. Ich trage dieses Gesetz 
mit, um diese unerlässlichen Reformen zur Stabilisierung 
der Beiträge zu ermöglichen.

Ausdrücklich nicht einverstanden bin ich jedoch mit 
der im Zusammenhang mit diesem Gesetz getroffenen 
Verabredung, dass die Bundesregierung künftig eine Ab-
gabe auf zuckergesüßte Getränke auf den Weg bringen 
möchte. Eine solche Sonderabgabe lehne ich ab. Die 
deutsche Getränkewirtschaft ist stark mittelständisch ge-
prägt. Eine Zuckerabgabe würde diesen Betrieben in oh-
nehin wirtschaftlich angespannten Zeiten erhebliche neue 
Kosten und einen bürokratischen Mehraufwand aufbür-

den, obwohl unsere Wirtschaft Verlässlichkeit, Planungs-
sicherheit und Entlastung benötigt statt neuer Regulierun-
gen.

Darüber hinaus setze ich auf Aufklärung und die Ei-
genverantwortung der mündigen Bürgerinnen und Bür-
ger. Wie in fast allen Lebensbereichen gilt auch bei zu-
ckergesüßten Getränken: Die Dosis macht das Gift. Eine 
pauschale Diskriminierung einzelner Produkte greift zu 
kurz, zumal der Absatz von Erfrischungsgetränken mit 
Zucker in Deutschland ohnehin seit Jahren kontinuierlich 
zurückgeht. Die Getränkehersteller haben den Zucker- 
und Kaloriengehalt ihrer Produkte bereits signifikant ge-
senkt. Eine staatliche Zwangsabgabe ignoriert und ent-
wertet diese positive Marktentwicklung. Nicht zuletzt 
ist auch ein gesundheitlicher Nutzen nicht klar erkennbar. 
Des Weiteren gibt es keine evidenzbasierten Daten, die 
eine Einführung einer Zuckerabgabe rechtfertigen. Inter-
nationale Erfahrungen mit einer Zuckersteuer zeigen, 
dass diese keinen nachhaltigen Beitrag zur Bekämpfung 
von Übergewicht leistet.

Trotz meiner inhaltlichen und ordnungspolitischen 
Differenz bei der Frage der Zuckerabgabe überwiegt bei 
meiner Gesamtabwägung die zwingende Notwendigkeit, 
das System der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Ganzes zu reformieren und zu stabilisieren. Aus dieser 
Verantwortung heraus stimme ich dem GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz in der vorliegenden Fassung zu.

Hans Koller (CDU/CSU):
Ich stimme dem Gesetzentwurf zur Stabilisierung der 

Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu, weil er wichtige Maßnahmen enthält, um die finan-
zielle Stabilität der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
sichern.

Gleichzeitig möchte ich ausdrücklich zu Protokoll ge-
ben, dass meine Zustimmung nicht als Zustimmung zu 
einer möglichen späteren Einführung einer Steuer auf 
zuckergesüßte Getränke verstanden werden darf.

Das Ziel, Adipositas zu verringern, teile ich ausdrück-
lich. Eine Zuckersteuer ist dafür jedoch das falsche In-
strument. Dies zeigen Studien aus anderen Ländern, die 
diese Steuer bereits eingeführt haben. Sie setzt Anreize, 
natürlichen Zucker durch künstliche Süßstoffe zu erset-
zen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass mögliche 
gesundheitliche Auswirkungen einzelner Süßstoffe wei-
terhin wissenschaftlich diskutiert werden. Das Umwelt-
bundesamt weist zudem darauf hin, dass ein verstärkter 
Einsatz langlebiger Süßstoffe zu höheren Einträgen in 
Gewässer und Trinkwasserressourcen führen kann. 
Auch diese gesundheitlichen und ökologischen Aspekte 
sollten bei einer solchen Entscheidung sorgfältig berück-
sichtigt werden.

Kritisch sehe ich darüber hinaus den vorgesehenen 
Zeitplan. Die Empfehlungen der Regierungskommission 
zur nachhaltigen Stabilisierung der Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung sahen eine Einführung 
einer Zuckersteuer erst zum 1. Januar 2028 vor. Nach 
den derzeit bekannten Planungen soll sie jedoch bereits 
zum 1. Januar 2027 umgesetzt werden. Eine derart weit-
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reichende steuerpolitische Maßnahme sollte nicht ohne 
ausreichende Vorbereitungszeit und eine umfassende Fol-
genabschätzung eingeführt werden.

Ich erwarte daher, dass die Bundesregierung in einem 
weiteren Gesetzgebungsverfahren die gesundheitlichen, 
ökologischen – siehe Umweltbundesamt- und wirtschaft-
lichen Auswirkungen einer Zuckersteuer sorgfältig ab-
wägt und von einer Einführung zum 1. Januar 2027 ab-
sieht.

Meine Zustimmung gilt dem Gesetzentwurf zur Stabi-
lisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung. Einer späteren Einführung einer Steuer auf 
zuckergesüßte Getränke stehe ich ablehnend gegenüber.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Zunächst einmal muss erklärt werden, warum und 

wozu diese Gesetzgebung notwendig ist. Das wurde in 
vielen Teilen versäumt.

Beim Gesundheitswesen muss es darum gehen, etwas 
zu erhalten – zukunftsfest zu machen –, nicht etwas weg-
zunehmen.

Reformen, Gesetze dürfen nie zum Selbstzweck wer-
den, sondern sie müssen den Menschen dienen.

Im Zentrum muss deshalb auch viel stärker der Erhalt 
der Grund- und Notfallversorgung stehen. Darauf muss 
der Fokus gelegt werden. Das gilt insbesondere für die 
Finanzierung der Kliniken.

Diejenigen, die Beiträge zahlen, müssen auch die Leis-
tungen erhalten. Wenn Leistungen für diejenigen bezahlt 
werden, die keine Beiträge zahlen, dann müssen diese 
über Steuern finanziert werden.

Das gilt insbesondere für Empfänger von SGB-II-Mit-
teln. Eine stärkere Abstufung der Leistungen – Grund-
versorgung, darüber hinausgehende Leistungen – ist da-
bei für diese Gruppe unabdingbar.

Das Gesetz ist an vielen Stellen von einer defizitären 
Herangehensweise geprägt, es geht in erster Linie darum, 
finanzielle Lücken zu schließen. Dabei wird zu wenig 
darauf geachtet, welche Auswirkungen dabei entstehen. 
Ein Wirkabschätzung ist immer notwendig – ob beim 
Versuch, zusätzliche Einnahmen zu generieren, oder bei 
der Frage, welche Leistungen begrenzt werden sollen.

Einsparpotenziale gibt es aus meiner Sicht vor allem in 
einer Effizienzsteigerung im System. Die vielen Kran-
kenkassen bieten hier Effizienz- und Einsparpotenzial, 
das – Expertenkommission hin oder her – unzureichend 
genutzt wird. Ebenso die überbordende Dokumentation 
und Bürokratie im Bereich der Kliniken – aber auch bei 
Haus- und Fachärzten.

Insofern ist aus meiner Sicht dieses Gesetz eine „Not-
operation“ hinsichtlich der Frage einer gewissen 
Beitragsstabilität, weitere strukturelle Reformen sind not-
wendig, um das Gesundheitssystem zukunftsfähig auf-
zustellen. Ziel muss immer sein, die Grundversorgung 
auf höchstem Niveau zu sichern.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Der von der Bunderegierung eingebrachte Gesetzent-

wurf verfolgt das übergeordnete und unstrittige Ziel, die 
Finanzsituation der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
stabilisieren. Maßnahmen für die Rückkehr zu einer ein-
nahmeorientierten Ausgabenpolitik sind unerlässlich. 
Daher stimme ich dem Gesetzentwurf nach langer und 
sorgfältiger Überlegung zu.

Dennoch sind nach meiner Auffassung einige Maß-
nahmen des Gesamtpakets zeitnah zu evaluieren. Ich 
erachte eine zeitnahe Korrektur bei Maßnahmen im Be-
reich der besonders vulnerablen Gruppe von Bürgerinnen 
und Bürgern mit psychischen Erkrankungen für not-
wendig und wahrscheinlich. Psychische Erkrankungen 
stellen nicht nur für die betroffenen Menschen selbst 
eine enorme Belastung dar, sondern im Zuge langer, auf-
wendiger Behandlungen und bedingt langer Krankheits-
ausfälle auch eine erhebliche finanzielle Mehrbelastung 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Eine zum mög-
lichst frühen Zeitpunkt einsetzende sowie kontinuierliche 
Behandlung ist daher entscheidend. Ich werde mich wei-
ter für die Prüfung und Überarbeitung der im GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz vereinbarten Maßnahmen 
zur Psychotherapie einsetzen, um die bedarfsgerechte 
und umfassende Behandlung von psychisch erkrankten 
Bürgerinnen und Bürgern sicherzustellen.

Christina Stumpp (CDU/CSU):
Ich stimme dem heute zur Abstimmung stehenden Ent-

wurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes zu.

Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor im-
mensen finanziellen Herausforderungen. Prognosen zei-
gen, dass sich das Defizit ohne entschiedene Gegenmaß-
nahmen in den kommenden Jahren drastisch ausweiten 
würde. Es ist daher zwingend geboten, verantwortungs-
voll zu handeln und die GKV nachhaltig auf ein solides 
finanzielles Fundament zu stellen. Ich trage dieses Gesetz 
mit, um diese unerlässlichen Reformen zur Stabilisierung 
der Beiträge zu ermöglichen.

Ausdrücklich nicht einverstanden bin ich jedoch mit 
der im Zusammenhang mit diesem Gesetz getroffenen 
Verabredung, dass die Bundesregierung künftig eine Ab-
gabe auf zuckergesüßte Getränke auf den Weg bringen 
möchte. Eine solche Sonderabgabe lehne ich ab. Die 
deutsche Getränkewirtschaft ist stark mittelständisch ge-
prägt. Eine Zuckerabgabe würde diesen Betrieben in oh-
nehin wirtschaftlich angespannten Zeiten erhebliche neue 
Kosten und einen bürokratischen Mehraufwand aufbür-
den, obwohl unsere Wirtschaft Verlässlichkeit, Planungs-
sicherheit und Entlastung benötigt statt neuer Regulierun-
gen.

Darüber hinaus setze ich auf Aufklärung und die Ei-
genverantwortung der mündigen Bürgerinnen und Bür-
ger. Wie in fast allen Lebensbereichen gilt auch bei zu-
ckergesüßten Getränken: Die Dosis macht das Gift. Eine 
pauschale Diskriminierung einzelner Produkte greift zu 
kurz, zumal der Absatz von Erfrischungsgetränken mit 
Zucker in Deutschland ohnehin seit Jahren kontinuierlich 
zurückgeht. Die Getränkehersteller haben den Zucker- 
und Kaloriengehalt ihrer Produkte bereits signifikant ge-
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senkt. Eine staatliche Zwangsabgabe ignoriert und ent-
wertet diese positive Marktentwicklung. Nicht zuletzt 
ist auch ein gesundheitlicher Nutzen nicht klar erkennbar. 
Des Weiteren gibt es keine evidenzbasierten Daten, die 
eine Einführung einer Zuckerabgabe rechtfertigen. Inter-
nationale Erfahrungen mit einer Zuckersteuer zeigen, 
dass diese keinen nachhaltigen Beitrag zur Bekämpfung 
von Übergewicht leistet.

Ebenfalls kritisch sehe ich die mit dem Reformpaket 
einhergehenden Auswirkungen auf die Kliniken in 
Deutschland, die die ohnehin sehr angespannte Situation 
kommunaler Haushalte weiter verschärfen.

Trotz meiner inhaltlichen und ordnungspolitischen 
Differenz bei der Frage der Zuckerabgabe und der finan-
ziellen Auswirkungen auf die Kliniken überwiegt bei 
meiner Gesamtabwägung die zwingende Notwendigkeit, 
das System der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Ganzes zu reformieren und zu stabilisieren. Aus dieser 
Verantwortung heraus stimme ich dem GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz in der vorliegenden Fassung zu.

Vivian Tauschwitz (CDU/CSU):
Mit der heutigen Verabschiedung des Gesetzes zur 

Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz) 
schaffen wir eine kurzfristig notwendige Grundlage, um 
den weiteren Anstieg der Beiträge in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu begrenzen und damit Ver-
sicherte sowie Arbeitgeber zu entlasten.

Mir ist dabei wichtig, zu betonen: Dieses Gesetz ist 
keine umfassende Reform der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Es handelt sich vielmehr um eine Notbremse. 
Die enthaltenen Maßnahmen dienen in erster Linie dazu, 
die Beitragssätze zu stabilisieren und die finanzielle 
Handlungsfähigkeit der gesetzlichen Krankenversiche-
rung kurzfristig zu sichern. Hierzu werden gezielte Ein-
zelmaßnahmen umgesetzt, die Einsparungen ermögli-
chen und so einen Beitrag zur Stabilisierung der 
Finanzlage leisten.

Gleichzeitig dürfen wir uns nicht der Illusion hin-
geben, dass damit die strukturellen Herausforderungen 
unseres Gesundheitssystems gelöst wären. Die demogra-
fische Entwicklung, der medizinische Fortschritt, stei-
gende Ausgaben sowie die Finanzierungsstruktur der ge-
setzlichen Krankenversicherung machen deutlich, dass 
wir eine grundlegende Reform benötigen.

Deshalb verstehe ich dieses Gesetz ausdrücklich als 
ersten Schritt. Im nächsten Schritt wird es unsere gemein-
same Aufgabe sein, die gesetzliche Krankenversicherung 
strukturell neu auszurichten, ihre Finanzierung nachhal-
tig zu sichern und die einzelnen Leistungs- und Versor-
gungsbereiche zukunftsfest weiterzuentwickeln.

Nur mit einer solchen umfassenden Reform werden 
wir langfristig stabile Beiträge, eine hochwertige Ge-
sundheitsversorgung und finanzielle Verlässlichkeit für 
Versicherte und Arbeitgeber gewährleisten können.

Ausgehend von meiner Arbeit im Verteidigungsaus-
schuss und dem intensiven Austausch mit den Veteranin-
nen und Veteranen der Bundeswehr ist mir dabei ein 

Aspekt besonders wichtig. Die fortlaufende Verbesserung 
der psychotherapeutischen Versorgungsstrukturen ist 
auch für unsere Soldatinnen und Soldaten entscheidend. 
Sie müssen sich darauf verlassen können, dass sie nach 
ihrem Dienst für unser Land die medizinische Versor-
gung erhalten, die sie benötigen. Eine stabile Finanzie-
rung unseres Gesundheitswesens ist daher nicht nur 
Frage solider Haushaltspolitik, sondern auch Ausdruck 
unserer besonderen Verantwortung gegenüber denjeni-
gen, die im Dienst für unsere Gesellschaft außergewöhn-
liche Belastung auf sich genommen haben.

Aus diesen Gründen unterstütze ich das vorliegende 
Gesetz als notwendige kurzfristige Maßnahme und ver-
binde damit zugleich den klaren Auftrag, die dringend 
erforderlichen Strukturreformen zeitnah auf den Weg zu 
bringen.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Die im Gesetz vorgesehenen Einsparungen im Kran-

kenhausbereich führen für meinen Wahlkreis zu Kon-
sequenzen, die ich nicht mittragen kann. Das Defizit 
des Klinikums Mittelbaden wird durch das Gesetz erheb-
lich erhöht. Es ist zu befürchten, dass die Träger – der 
Landkreis Rastatt und der Stadtkreis Baden-Baden – den 
Betrieb beider Krankenhäuser nicht mehr im bisherigen 
Umfang aufrechterhalten können. Die im parlamentari-
schen Verfahren erzielten Verbesserungen für die Kran-
kenhäuser insgesamt reichen nicht aus, um die spezifi-
sche Situation meines Wahlkreises hinreichend zu 
entschärfen.

Eine wohnortnahe medizinische Grundversorgung 
muss in jedem Wahlkreis gewährleistet sein. Mein Wahl-
kreis ist mit knapp über 200 Betten pro 100 000 Einwoh-
ner bereits heute deutlich effizienter aufgestellt als der 
baden-württembergische Landesdurchschnitt (468 Bet-
ten) und der Bundesdurchschnitt (566 Betten). Eine Re-
gion mit knapp 300 000 Einwohnern darf nicht auf eine 
medizinische Minimalversorgung reduziert werden, wäh-
rend andere Wahlkreise mit vergleichbarer Einwohner-
zahl weiterhin über deutlich mehr Klinikstandorte ver-
fügen.

Besonders schwer wiegt, dass die drohende finanzielle 
Verschärfung auch die Umsetzung des seit sieben Jahren 
vorbereiteten Zentralklinikums für die Region gefährdet. 
Ist der laufende Betrieb der bestehenden Häuser nicht 
mehr zu finanzieren, ist auch die Anlauffinanzierung für 
das Zentralklinikum nicht mehr gesichert. Die dafür in 
den vergangenen Jahren erzielten Beschlüsse der kom-
munalen Gremien, die parteiübergreifende Verständi-
gung vor Ort und der Erfolg in zwei Bürgerentscheiden 
würden damit erheblich infrage gestellt.

Als direkt gewählter Abgeordneter meines Wahlkrei-
ses sehe ich mich daher nicht in der Lage, dem Gesetz 
zuzustimmen, und werde gegen das GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz stimmen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Ich stimme dem heute zur Abstimmung stehenden Ent-

wurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes zu.
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Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor im-
mensen finanziellen Herausforderungen. Prognosen zei-
gen, dass sich das Defizit ohne entschiedene Gegenmaß-
nahmen in den kommenden Jahren drastisch ausweiten 
würde. Es ist daher zwingend geboten, verantwortungs-
voll zu handeln und die GKV nachhaltig auf ein solides 
finanzielles Fundament zu stellen. Ich trage dieses Gesetz 
mit, um diese unerlässlichen Reformen zur Stabilisierung 
der Beiträge zu ermöglichen.

Ausdrücklich nicht einverstanden bin ich jedoch mit 
der im Zusammenhang mit diesem Gesetz getroffenen 
Verabredung, dass die Bundesregierung künftig eine Ab-
gabe auf zuckergesüßte Getränke auf den Weg bringen 
möchte. Eine solche Sonderabgabe lehne ich ab. Die 
deutsche Getränkewirtschaft ist stark mittelständisch ge-
prägt. Eine Zuckerabgabe würde diesen Betrieben in oh-
nehin wirtschaftlich angespannten Zeiten erhebliche neue 
Kosten und einen bürokratischen Mehraufwand aufbür-
den, obwohl unsere Wirtschaft Verlässlichkeit, Planungs-
sicherheit und Entlastung benötigt statt neuer Regulierun-
gen.

Darüber hinaus setze ich auf Aufklärung und die Ei-
genverantwortung der mündigen Bürgerinnen und Bür-
ger. Wie in fast allen Lebensbereichen gilt auch bei zu-
ckergesüßten Getränken: Die Dosis macht das Gift. Eine 
pauschale Diskriminierung einzelner Produkte greift zu 
kurz, zumal der Absatz von Erfrischungsgetränken mit 
Zucker in Deutschland ohnehin seit Jahren kontinuierlich 
zurückgeht. Die Getränkehersteller haben den Zucker- 
und Kaloriengehalt ihrer Produkte bereits signifikant ge-
senkt. Eine staatliche Zwangsabgabe ignoriert und ent-
wertet diese positive Marktentwicklung. Nicht zuletzt 
ist auch ein gesundheitlicher Nutzen nicht klar erkennbar. 
Des Weiteren gibt es keine evidenzbasierten Daten, die 
eine Einführung einer Zuckerabgabe rechtfertigen. Inter-
nationale Erfahrungen mit einer Zuckersteuer zeigen, 
dass diese keinen nachhaltigen Beitrag zur Bekämpfung 
von Übergewicht leistet.

Ebenfalls kritisch sehe ich die mit dem Reformpaket 
einhergehenden Auswirkungen auf die Kliniken in 
Deutschland, die die ohnehin sehr angespannte Situation 
kommunaler Haushalte weiter verschärfen.

Trotz meiner inhaltlichen und ordnungspolitischen 
Differenz bei der Frage der Zuckerabgabe und der finan-
ziellen Auswirkungen auf die Kliniken überwiegt bei 
meiner Gesamtabwägung die zwingende Notwendigkeit, 
das System der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Ganzes zu reformieren und zu stabilisieren. Aus dieser 
Verantwortung heraus stimme ich dem GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz in der vorliegenden Fassung zu.

Vanessa Zobel (CDU/CSU):
Ich stimme dem heute zur Abstimmung stehenden Ent-

wurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes zu.
Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor im-

mensen finanziellen Herausforderungen. Prognosen zei-
gen, dass sich das Defizit ohne entschiedene Gegenmaß-
nahmen in den kommenden Jahren drastisch ausweiten 
würde. Es ist daher zwingend geboten, verantwortungs-
voll zu handeln und die GKV nachhaltig auf ein solides 

finanzielles Fundament zu stellen. Ich trage dieses Gesetz 
mit, um diese unerlässlichen Reformen zur Stabilisierung 
der Beiträge zu ermöglichen.

Ausdrücklich nicht einverstanden bin ich jedoch mit 
der im Zusammenhang mit diesem Gesetz getroffenen 
Verabredung, dass die Bundesregierung künftig eine Ab-
gabe auf zuckergesüßte Getränke auf den Weg bringen 
möchte. Eine solche Sonderabgabe lehne ich ab. Die 
deutsche Getränkewirtschaft ist stark mittelständisch ge-
prägt. Eine Zuckerabgabe würde diesen Betrieben in oh-
nehin wirtschaftlich angespannten Zeiten erhebliche neue 
Kosten und einen bürokratischen Mehraufwand aufbür-
den, obwohl unsere Wirtschaft Verlässlichkeit, Planungs-
sicherheit und Entlastung benötigt statt neuer Regulierun-
gen.

Darüber hinaus setze ich auf Aufklärung und die Ei-
genverantwortung der mündigen Bürgerinnen und Bür-
ger. Wie in fast allen Lebensbereichen gilt auch bei zu-
ckergesüßten Getränken: Die Dosis macht das Gift. Eine 
pauschale Diskriminierung einzelner Produkte greift zu 
kurz, zumal der Absatz von Erfrischungsgetränken mit 
Zucker in Deutschland ohnehin seit Jahren kontinuierlich 
zurückgeht. Die Getränkehersteller haben den Zucker- 
und Kaloriengehalt ihrer Produkte bereits signifikant ge-
senkt. Eine staatliche Zwangsabgabe ignoriert und ent-
wertet diese positive Marktentwicklung. Nicht zuletzt 
ist auch ein gesundheitlicher Nutzen nicht klar erkennbar. 
Des Weiteren gibt es keine evidenzbasierten Daten, die 
eine Einführung einer Zuckerabgabe rechtfertigen. Inter-
nationale Erfahrungen mit einer Zuckersteuer zeigen, 
dass diese keinen nachhaltigen Beitrag zur Bekämpfung 
von Übergewicht leistet.

Ebenfalls kritisch sehe ich die mit dem Reformpaket 
einhergehenden Auswirkungen auf die Kliniken in 
Deutschland, die die ohnehin sehr angespannte Situation 
kommunaler Haushalte weiter verschärfen.

Trotz meiner inhaltlichen und ordnungspolitischen 
Differenz bei der Frage der Zuckerabgabe und der finan-
ziellen Auswirkungen auf die Kliniken überwiegt bei 
meiner Gesamtabwägung die zwingende Notwendigkeit, 
das System der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Ganzes zu reformieren und zu stabilisieren. Aus dieser 
Verantwortung heraus stimme ich dem GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz in der vorliegenden Fassung zu.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) zu der Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD auf Drucksache 21/7063 zu dem von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz) 
(Zusatzpunkt 22a)
Ich erkläre im Namen der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen, dass unser Votum Ablehnung lautet.
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Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Nina Scheer und Adis 
Ahmetovic (beide SPD) zu der namentlichen Ab-
stimmung über den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung des Ge-
bäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes 
und zur Änderung weiterer Vorschriften im Wär-
mebereich
(Zusatzpunkt 28a)

Die heutige Abstimmung zum Gebäudemodernisie-
rungsgesetz ist die Konsequenz der Einigung aus dem 
Koalitionsvertrag: „Wir wollen das Heizungsgesetz ab-
schaffen.“ Diese Aussage hatten CDU/CSU durchge-
setzt – entgegen dem ausdrücklichen Votum der SPD. 
Während der Ausarbeitung der Gesetzesvorlage und 
dem sich anschließenden parlamentarischen Verfahren 
war es der SPD nicht gelungen, die bisher geltende Maß-
gabe von 65 Prozent Anteil erneuerbarer Energien beim 
Neueinbau von Heizungen aufrechtzuerhalten. Der Koa-
litionspartner verlangte die Abschaffung dieser Regelung 
als Kernbestand des sogenannten Heizungsgesetzes, des 
GEG.

Nach meiner Überzeugung muss jedes Minus an Ord-
nungsrecht durch ein Plus an Ermöglichung auf anderem 
Weg ersetzt werden. Die nun zugleich auf den Weg ge-
brachte Förderung ist dem Rahmen nach als „auskömm-
lich“ verständigt. Sie beinhaltet allerdings im Ergebnis 
gegenüber den bisherigen Förderbedingungen eine Kür-
zung, was ich bereits für sich genommen kritisiert habe.

Nach meiner Überzeugung muss das nun zu erarbei-
tende Gebäudemodernisierungsgesetz, GModG, unsere 
den Wärmesektor betreffenden Klimaziele erreichen las-
sen. Sowohl mit Blick auf die Klimaschutzerfordernisse 
als auch, um so schnell wie möglich unsere Abhängig-
keiten von fossilen Ressourcen zu überwinden.

Die nun verständigten Regelungen einer ansteigenden 
Biotreppe sowie einer Grüngasquote, wobei letztere noch 
ausgestaltet werden wird, erhalten mit Kostenanteilen 
zulasten von Vermietern Hebel zum Mieterschutz. Es 
wird erwartet, dass angesichts dieser Maßgaben die Ent-
scheidung für eine erneuerbare Heizoption bzw. eine 
Wärmepumpe ausfallen wird. Wie sich die Preise für Bio-
methan, Bioheizöl oder Wasserstoffderivate in den nächs-
ten zwanzig Jahren entwickeln, weiß heute niemand ver-
lässlich. Wer sich heute für eine neue fossile Heizung mit 
Biotreppe entscheidet, geht ein Risiko ein, dessen Aus-
maß wir ihm nicht ehrlich beziffern können.

Eine weitere Nutzung von fossilen Ressourcen auch 
nach 2045 wäre für mich aus Klimaschutz- und Ressour-
cengründen ein Ausschlussfaktor für meine Zustimmung 
zur Abschaffung des Heizungsgesetzes und Einführung 
des GModG gewesen. Nun wird mit dem Gesetzentwurf 
das Inverkehrbringen klimaschädlicher Gase nach 2045 
ausgeschlossen, im Gegenzug wird der Maisdeckel auf 
50 Prozent angehoben. Letzteres halte ich für sich ge-
nommen für eine verfehlte Weichenstellung, da es die 
„Vermaisung“ auf den Feldern anreizt und weil damit 

faktisch auch Gase unter Anwendung von CCS in Ver-
kehr gebracht werden können, was ich ebenfalls für sich 
genommen für keinen gangbaren Weg halte. Die Anwen-
dung von CCS wird allerdings möglicherweise bereits 
aus ökonomischen Gründen keine reale Option sein.

In der Gesamtbewertung halte ich das Gesetz für eine 
Verschlechterung auf dem Weg der Wärmewende. Es ist 
Zeugnis des zitierten Satzes aus dem Koalitionsvertrag.

Mein Abstimmungsverhalten mit Ja ist trotz erhebli-
cher Zweifel an der klimaschutzseitigen Verfassungs-
gemäßheit des Gesetzes von der Erwartung getragen, 
dass die ökonomisch sanktionierenden Effekte im Kon-
text der Biotreppe in Kombination mit Förderungen und 
der immer attraktiver werdenden Erneuerbaren – wie 
Wärmepumpentechniken bzw. -optionen – uns gleich-
wohl auf den Weg der Wärmewende führen.

Dies setzt aber zugleich voraus, dass weitere Gesetze 
im Energiebereich, die noch zur Entscheidung gestellt 
werden, keine Abschwächung im Ausbau der Erneuerba-
ren erwirken werden.

Anlage 5 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, 
zur Änderung des Gebäude-Elektromobilitäts-
infrastruktur-Gesetzes und zur Änderung weiterer 
Vorschriften im Wärmebereich 
(Zusatzpunkt 28a)

Jakob Blankenburg (SPD):
Ich stimme dem Gesetzentwurf zu. Diese Zustimmung 

fällt mir nicht leicht und ich will im Folgenden darlegen, 
warum.

Die Abschaffung des Gebäudeenergiegesetzes war ei-
nes der zentralen Wahlkampfthemen unseres Koalitions-
partners. Er ist mit diesem Versprechen stärkste Kraft 
geworden. Deshalb wurde schon in den Koalitionsver-
handlungen hart um die Wärmewende gerungen. Am 
Ende steht ein Kompromiss, den ich mittrage, weil er in 
der Summe funktionierende Antworten liefert, aber an 
einer entscheidenden Stelle hinter dem zurückbleibt, 
was aus meiner Sicht nötig gewesen wäre.

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben 
wir uns dafür eingesetzt, dass an der 65-Prozent-Erneu-
erbaren-Regel festgehalten wird. Sie war das wirksamste 
Instrument, das wir für den Klimaschutz im Gebäudesek-
tor hatten. Damit konnten wir uns nicht durchsetzen. Mit 
ihrem Wegfall verlieren wir Verbindlichkeit. Gesell-
schaftliche Akzeptanz und sozialer Ausgleich sind für 
mich kein Gegensatz zum Klimaschutz. Ein Gesetz, das 
niemand mitträgt, wirkt am Ende nicht. Die ersatzlose 
Streichung der 65-Prozent-Regel kauft sich Akzeptanz 
nicht durch bessere soziale Antworten, sondern durch 
Verzicht auf Verbindlichkeit.
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Meine größte Sorge gilt der Biotreppe und der geplan-
ten Grüngasquote. Erneuerbare Moleküle wie Bio-
methan, Bioflüssiggas oder grüner Wasserstoff sind 
knapp und werden es auf absehbare Zeit bleiben. Sie 
sollten dort eingesetzt werden, wo es keine einfacheren 
Dekarbonisierungswege gibt, etwa im Schiffs- und Luft-
verkehr. Im Heizungskeller konkurrieren sie mit anderen 
klimaneutralen Heizsystemen, etwa der Wärmepumpe, 
die diese Moleküle nicht braucht. Für Bewohnerinnen 
und Bewohner von Gebäuden, die künftig auf diese 
Brennstoffe angewiesen sind, entsteht daraus ein erheb-
liches Kostenrisiko. Wie sich die Preise für Biomethan, 
Bioheizöl oder Wasserstoffderivate in den nächsten 
zwanzig Jahren entwickeln, weiß heute niemand verläss-
lich. Wer sich heute für eine neue fossile Heizung mit 
Biotreppe entscheidet, geht ein Risiko ein, dessen Aus-
maß wir ihm nicht ehrlich beziffern können.

Verfassungsrechtlich bleiben aus meiner Sicht mindes-
tens Fragezeichen.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Klima-
beschluss vom 24. März 2021 aus Artikel 20a GG in 
Verbindung mit den Freiheitsgrundrechten eine intertem-
porale Freiheitssicherungspflicht des Gesetzgebers abge-
leitet: Wer heute Emissionsmöglichkeiten großzügig ver-
teilt, darf die notwendigen Einschränkungen nicht 
einseitig auf künftige Generationen verschieben. Ich er-
warte deshalb, dass die für 2030 vorgesehene Evaluie-
rung ernsthaft genutzt wird, sollten sich diese verfas-
sungsrechtlichen Bedenken bestätigen.

Positiv hervorheben will ich die Regelungen zum 
Mieterschutz, die im parlamentarischen Verfahren nach-
geschärft wurden. Die vorgesehene hälftige Aufteilung 
von CO2-Kosten, Netzentgelten und den Mehrkosten 
der Biotreppe zwischen Vermietenden und Mietenden 
ist ein echter Fortschritt. Der Deutsche Mieterbund hat 
zu Recht darauf hingewiesen, dass Mieterinnen und Mie-
ter derzeit rund 70 Prozent der CO2-Kosten allein tragen, 
obwohl sie über die Heizungswahl nicht mitentscheiden 
können. Mit der 50 : 50-Regelung wird dieses Ungleich-
gewicht korrigiert, und Vermietende bekommen erstmals 
einen echten finanziellen Anreiz, sich gegen neue fossile 
Heizungen zu entscheiden.

Ich stimme diesem Gesetz zu, weil der Mieterschutz, 
für den wir als SPD gekämpft haben, im parlamentari-
schen Verfahren stärker geworden ist. Meine klima- und 
verfassungsrechtlichen Bedenken bleiben davon unbe-
rührt.

Mein Ja trägt die Erwartung, dass die Kostenwirkung 
der Biotreppe zusammen mit der Förderung von klima-
freundlichen Alternativen und immer günstigeren Wär-
mepumpen und Erneuerbaren-Technik uns trotzdem auf 
einen zielführenden Weg bringt. Das funktioniert nur, 
wenn die nächsten Energiegesetze den Ausbau der erneu-
erbaren Energien nicht schwächen. Klimaschutz im Ge-
bäudebereich ist auch mit diesem Gesetz nicht abge-
schlossen. Die Wärmewende bleibt eine Frage, die wir 
als Sozialdemokratie beantworten müssen, gerade weil 
sie am Ende immer eine Frage sozialer Gerechtigkeit ist.

Violetta Bock (Die Linke):
Heute soll abschließend über das GModG entschieden 

werden. Sollte es heute zu einem Beschluss des Bundes-
tages über dieses Gesetz kommen, sehe ich mich durch 
einen solchen Beschluss und die vorherige Ausgestaltung 
des Verfahrens durch den Deutschen Bundestag in mei-
nen Informationsrechten als Abgeordneter aus Artikel 38 
Absatz 1 Satz 2 GG i. V. m. Artikel 42, Artikel 76 f. GG 
verletzt. Den Abgeordneten werden weiterhin zentrale 
Informationen vorenthalten, die für eine sachgerechte 
Debatte und Entscheidung über diesen Gesetzentwurf 
zwingend erforderlich wären. Dies betrifft zum einen 
die fehlenden Informationen zur Klimawirkung, das heißt 
zum Umfang der Mehremissionen, die durch die klima-
politische Verschlechterung zu erwarten sind. Zum 
zweiten fehlen Informationen zur realen Umsetzbarkeit 
der „Biotreppe“ – ob hinreichend „Grüngase“ verfügbar 
und bezahlbar sein werden, steht in den Sternen. Diese 
Informationen betreffen nicht nur die Verfassungsmäßig-
keit des Gesetzes, sondern schränken auch die Gestal-
tungsmöglichkeiten künftiger Gesetzgeber ein, die klima-
politische Rückschritte nach der Rechtsprechung des 
BVerfG wieder aufholen müssen. Wir als Abgeordnete 
müssen die Tragweite unserer Entscheidung beurteilen 
können. Die hierfür notwendigen Informationen hat die 
Bundesregierung nicht geliefert, weder bei der Gesetzes-
initiative noch auf wiederholte Anfragen. Daher ist jetzt 
das Parlament in der Pflicht, über dieses Gesetz nicht 
ohne diese Informationen zu beschließen.

Ich rüge zudem, auch im Namen meiner gesamten 
Fraktion, die Verletzung von Rechten des Deutschen 
Bundestags selbst, die aus Artikel 20 Absatz 2 Satz 2 
i. V. m. Artikel 42 und Artikel 76 f. GG folgen.

Die genannten Informationen sind insbesondere not-
wendig, um die Einschränkung der Gestaltungsfreiheit 
künftiger Parlamente zu beurteilen, zu deren Lasten der 
heutige klimapolitische Rückschritt geht. Das Parlament 
hat hier zu seinem eigenen Schutz eine Sachaufklärungs- 
und Begründungspflicht, die im Falle eines heutigen Be-
schlusses verletzt wäre.

Meine Fraktion rügt insofern auch bereits jetzt die Ein-
schränkung der Gestaltungsfreiheit künftiger Gesetz-
geber, falls ein Beschluss erfolgen sollte. Denn eine er-
hebliche klimapolitische Verschlechterung zulasten 
künftiger demokratischer Gestaltungsspielräume steht je-
denfalls im Raum, auch wenn uns nähere Informationen 
verschwiegen werden.

Jörg Cezanne (Die Linke):
Heute soll abschließend über das GModG entschieden 

werden. Sollte es heute zu einem Beschluss des Bundes-
tages über dieses Gesetz kommen, sehe ich mich durch 
einen solchen Beschluss und die vorherige Ausgestaltung 
des Verfahrens durch den Deutschen Bundestag in mei-
nen Informationsrechten als Abgeordneter aus Artikel 38 
Absatz 1 Satz 2 GG i. V. m. Artikel 42, Artikel 76 f. GG 
verletzt. Den Abgeordneten werden weiterhin zentrale 
Informationen vorenthalten, die für eine sachgerechte 
Debatte und Entscheidung über diesen Gesetzentwurf 
zwingend erforderlich wären. Dies betrifft zum einen 
die fehlenden Informationen zur Klimawirkung, das heißt 
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zum Umfang der Mehremissionen, die durch die klima-
politische Verschlechterung zu erwarten sind. Zum ande-
ren fehlen Informationen zur realen Umsetzbarkeit der 
„Biotreppe“ – ob hinreichend „Grüngase“ verfügbar 
und bezahlbar sein werden, steht in den Sternen. Diese 
Informationen betreffen nicht nur die Verfassungsmäßig-
keit des Gesetzes, sondern schränken auch die Gestal-
tungsmöglichkeiten künftiger Gesetzgeber ein, die klima-
politische Rückschritte nach der Rechtsprechung des 
BVerfG wieder aufholen müssen. Wir als Abgeordnete 
müssen die Tragweite unserer Entscheidung beurteilen 
können. Die hierfür notwendigen Informationen hat die 
Bundesregierung nicht geliefert, weder bei der Gesetzes-
initiative noch auf wiederholte Anfragen. Daher ist jetzt 
das Parlament in der Pflicht, über dieses Gesetz nicht 
ohne diese Informationen zu beschließen.

Ich rüge zudem, auch im Namen meiner gesamten 
Fraktion, die Verletzung von Rechten des Deutschen 
Bundestags selbst, die aus Artikel 20 Absatz 2 Satz 2 
i. V. m. Artikel 42 und Artikel 76 f. GG folgen.

Die genannten Informationen sind insbesondere not-
wendig, um die Einschränkung der Gestaltungsfreiheit 
künftiger Parlamente zu beurteilen, zu deren Lasten der 
heutige klimapolitische Rückschritt geht. Das Parlament 
hat hier zu seinem eigenen Schutz eine Sachaufklärungs- 
und Begründungspflicht, die im Falle eines heutigen Be-
schlusses verletzt wäre.

Meine Fraktion rügt insofern auch bereits jetzt die 
Einschränkung der Gestaltungsfreiheit künftiger Gesetz-
geber, falls ein Beschluss erfolgen sollte. Denn eine 
erhebliche klimapolitische Verschlechterung zulasten 
künftiger demokratischer Gestaltungsspielräume steht je-
denfalls im Raum, auch wenn uns nähere Informationen 
verschwiegen werden.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Ich stimme heute dem Gesetzentwurf der Bundesregie-

rung eines Gesetzes zur Änderung des Gebäudeener-
giegesetzes, zur Änderung des Gebäude-Elektromobili-
tätsinfrastruktur-Gesetzes und zur Änderung weiterer 
Vorschriften im Wärmebereich (Drucksachen 21/6278, 
21/6565) sowie der Entschließung, jeweils in der Fassung 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft 
und Energie (Drucksache 21/7009) zu, mit dem das Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG) durch das neue Gebäude-
modernisierungsgesetz (GModG) abgelöst wird. Der Ge-
setzentwurf vereinbart die Entscheidungsfreiheit der 
Hauseigentümer bei der Wahl der Gebäudeheizung mit 
dem Ziel der Dekarbonisierung des Gebäudesektors bis 
2045 und schafft damit Rechtssicherheit für die Investi-
tionsentscheidungen privater Eigentümer und Unterneh-
men.

Dabei ist für mich mit entscheidend, dass das GModG 
die Klimaneutralität im Gebäudesektor für 2045 durch 
die Einführung einer Grüngas-/Grünheizölquote verbind-
lich in Aussicht nimmt.

Die bisher geltende Gesetzeslage verlangte für neue 
Heizungen einen Anteil erneuerbarer Energien in Höhe 
von 65 Prozent. Mit der sogenannten Biotreppe von 
10 Prozent ansteigend bis zu 60 Prozent Anteil von kli-
maneutralen Brennstoffen bleibt das GModG zunächst 
dahinter zurück. Das ist problematisch für den notwendi-
gen Klimaschutz und unter dem Aspekt des Rückschritts-
verbots außerdem verfassungsrechtlich riskant.

Das heute verabschiedete Gesetz verpflichtet nun aber 
die Regierung, bis zum 1. Dezember 2026 den Entwurf 
eines ergänzenden Gesetzes vorzulegen. Dieses wird die 
Inverkehrbringer von Gas, Öl und Flüssiggas verpflich-
ten, die zur Wärmeversorgung von Gebäuden gelieferten 
Brennstoffe ab dem Jahr 2045 vollständig auf klimaneu-
trale Brennstoffe umzustellen. Ein solches Gesetz wird 
bewirken, dass auch alle im Bestand befindlichen, bisher 
fossil betriebenen Gas- und Ölheizungen bis spätestens 
2045 effektiv dekarbonisiert werden. In dieser Hinsicht 
geht die Wirkung der zukünftigen Regelung über die 
Wirkung des bisherigen Ampel-GEG hinaus. Auch 
wenn die heute verabschiedete Regelung zunächst noch 
keine Pflicht der Inverkehrbringer begründet, gehe ich 
auch wegen der entsprechenden Argumentation der 
CDU/CSU-Fraktionsführung fest davon aus, dass diese 
Absicht zügig angegangen und umgesetzt wird. Außer-
dem werde ich mich als Abgeordnete und Mitglied des 
Ausschusses für Wirtschaft und Energie zusammen mit 
meinen Kolleginnen und Kollegen dafür einsetzen.

Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Ina Latendorf (Die Linke) zu der 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 21/7071 zu dem 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gebäudeener-
giegesetzes, zur Änderung des Gebäude-Elektro-
mobilitätsinfrastruktur-Gesetzes und zur Ände-
rung weiterer Vorschriften im Wärmebereich 
(Zusatzpunkt 28a)
Ich erkläre im Namen der Die Linke, dass unser Votum 

Ablehnung lautet.

Anlage 7 

Erklärung nach § 31 Absatz 1 und 2 GO 
des Abgeordneten Peter Boehringer (AfD) zu der 
namentlichen Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung der Förderung des Spitzensports und 
weiterer Maßnahmen gesamtstaatlicher Bedeutung 
im Sport sowie zur Errichtung der Spitzensport- 
Agentur (Sportfördergesetz – SpoFöG) 
(Zusatzpunkt 24)
Sport ist grundsätzlich für eine Gesellschaft und für die 

Gesundheit der Menschen sehr wichtig. Damit auch die 
Förderung des Breitensports und in Grenzen (!) auch die 
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des Spitzensports. Angesichts der immensen Probleme 
unseres Landes sehe ich aber andere politische Prioritä-
ten: Es gibt derzeit leider viele relevantere Politikfelder, 
in denen der Staat mit finanziellen Mitteln fördern oder 
helfen sollte.

Ich würde mich darum enthalten bei diesem Gesetz.
Da es aber eine Votenempfehlung meiner Fraktion zur 

„Zustimmung“ gibt, würde mein Votum von der Frakti-
onsvorgabe abweichen. Dies möchte ich hier nicht, da ich 
(außer in echten Gewissensfragen, hier nicht der Fall) 
grundsätzlich die Mehrheitsmeinung meiner Fraktion 
respektiere. Darum nehme ich an dieser Abstimmung 
nicht teil und gebe hiermit eine entsprechende Erklärung 
nach § 31 (1) bzw. (2) GO-BT ab.

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur aktuellen Stunde auf Verlangen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Angekündigte Ver-
schärfungen bei Krankschreibungen – Mehr Ge-
sundheitsschutz, kein Misstrauen 
(Zusatzpunkt 22)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Wenn über Krankschreibungen gesprochen wird, ist 

sehr schnell ein falscher Ton in der Debatte. Dann klingt 
es manchmal so, als stünden Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer unter Generalverdacht. Das ist nicht meine 
Haltung. Wer krank ist, gehört nicht an den Arbeitsplatz. 
Aus Verantwortung gegenüber der eigenen Gesundheit, 
gegenüber den Kolleginnen und Kollegen und gegenüber 
dem Betrieb. Niemandem ist geholfen, wenn Menschen 
krank zur Arbeit gehen, Erkrankungen verschleppen, an-
dere anstecken oder krankheitsbedingt im Betrieb Fehler 
machen.

Aber zur Wahrheit gehört auch: Unser System lebt von 
Vertrauen. Wer eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
ausstellt, obwohl keine Arbeitsunfähigkeit vorliegt, scha-
det nicht nur dem Arbeitgeber, er schadet den Kollegin-
nen und Kollegen, die die Arbeit auffangen müssen; er 
schadet den Sozialversicherungen; und er schadet vor 
allem den vielen ehrlichen Beschäftigten und Ärztinnen 
und Ärzten, die sich korrekt verhalten. Deshalb ist es 
richtig, Missbrauch klarer zu bekämpfen; denn eine un-
richtige AU-Ausstellung untergräbt das Vertrauen in ein 
wichtiges Schutzinstrument des Arbeitsrechts.

Auch die Abschaffung der telefonischen Krankschrei-
bung halte ich für richtig. Sie war in einer besonderen 
Lage sinnvoll, um Kontakte zu vermeiden und Infekti-
onsrisiken zu senken. Aber aus einer Krisenregel darf 
kein Dauerinstrument werden, das am Ende die ärztliche 
Feststellung zu sehr ausdünnt.

Das heißt nicht, dass jeder Schnupfen einen Praxis-
besuch erfordert. Aber es heißt, dass eine Krankschrei-
bung eine medizinische Grundlage braucht. Dafür gibt es 
heute moderne Wege: Videosprechstunden, digitale Ver-
fahren und elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheini-

gungen. Entscheidend ist nicht, dass der Kontakt immer 
im Wartezimmer stattfindet, sondern dass die Feststel-
lung medizinisch verantwortbar bleibt.

Der schwierigste Punkt ist die verpflichtende Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung ab dem ersten Krankheitstag. 
Auch hier sollten wir die Kirche im Dorf lassen. Schon 
heute können Arbeitgeber verlangen, dass eine AU-Be-
scheinigung ab dem ersten Tag vorgelegt wird. Das ist 
also kein völlig neuer Gedanke. Neu wäre, dass aus einer 
möglichen Einzelanforderung eine gesetzliche Grund-
regel wird. Das kann man kritisieren. Aber man kann 
darin auch einen vernünftigen Ordnungsansatz sehen: 
weg von betrieblichen Einzelfallverdächtigungen, hin 
zu einer klaren, einheitlichen und transparenten Regel. 
Nicht der einzelne Beschäftigte soll sich rechtfertigen 
müssen, nicht der einzelne Arbeitgeber soll nach Bauch-
gefühl entscheiden, sondern es gibt eine klare Regel: 
Wenn die AU vorliegt, ist der Vorgang erledigt.

Nur darf diese Regel nicht in Bürokratie kippen und sie 
darf nicht dazu führen, dass Arztpraxen mit Bagatellfäl-
len überlaufen. Sie darf nicht bedeuten, dass Beschäftigte 
am ersten Krankheitstag erst einmal durch die halbe Stadt 
fahren müssen, um ein Formular zu bekommen. Dann 
hätten wir Gesundheitsschutz versprochen und Bürokra-
tie geliefert. Darum muss die Umsetzung drei Bedingun-
gen erfüllen:

Erstens: digital. Die elektronische AU muss der Nor-
malfall sein. Keine Zettelwirtschaft, kein unnötiger Auf-
wand für Beschäftigte, Arbeitgeber und Praxen.

Zweitens: praxistauglich. Wo eine Videosprechstunde 
medizinisch ausreicht, muss sie möglich sein. Wo eine 
persönliche Untersuchung nötig ist, muss sie stattfinden. 
Die Entscheidung darüber trifft der Arzt bzw. die Ärztin.

Drittens: mit Augenmaß. Wir dürfen nicht bewährte 
Vertrauenskulturen in Betrieben zerstören. Wenn Tarif-
partner, Betriebsparteien oder Arbeitgeber und Beschäf-
tigte gute, verlässliche Lösungen haben, dann sollte der 
Gesetzgeber diese nicht unnötig erschweren. Unser Ziel 
ist nicht Misstrauen, unser Ziel ist Ordnung. Wer krank 
ist, soll geschützt werden. Und wer das System miss-
braucht, braucht klare Grenzen. So schaffen wir Vertrau-
en: bei Beschäftigten, bei Arbeitgebern, bei Ärztinnen 
und Ärzten und in den Sozialstaat insgesamt.

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Wir sprechen heute über Krankschreibungen. Dieses 

Thema beschäftigt viele Menschen. Und es bewegt sie, 
ehrlich gesagt, zu Recht. Denn es geht um etwas Grund-
sätzliches: Wie gehen wir als Gesellschaft mit Krankheit 
um? Wie gehen wir mit denjenigen um, die arbeiten wol-
len, aber gerade nicht können?

Liebe Grüne, liebe Linke, ich bin hier ganz Ihrer Mei-
nung: Wer sich krank ins Büro schleppt, fällt am Ende 
länger aus – und steckt womöglich noch die Kolleginnen 
und Kollegen an. Das schadet nicht nur den Menschen – 
es schadet dem Unternehmen und der Gesamtwirtschaft.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Vorsitzende des 
Ausschusses für Gesundheit und als ehemalige renten-
politische Sprecherin meiner Fraktion lasse ich mich 
von dem folgenden Prinzip leiten: Prävention vor Reha 
vor Rente. Das klingt eigentlich sehr einfach. Aber wir 
handeln nicht danach: Wir investieren Milliarden in die 
Behandlung von Krankheiten – und sparen an der Vor-
beugung und an der Wissensvermittlung. Wir diskutieren 
über Atteste und Fristen, aber zu wenig über die Bedin-
gungen des Alltags, die Menschen krank machen, über 
Stress, über Überlastung, über ein gesellschaftliches Kli-
ma, indem sich viele nicht trauen, zu Hause zu bleiben, 
obwohl sie es dringend müssten. Und wir wollen, dass die 
Menschen länger und mehr arbeiten. Das ist auch sinn-
voll – aber nur, solange sie es können und wollen und 
gesund genug dafür sind.

Deshalb habe ich gemeinsam mit Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen den Parla-
mentskreis „Prävention“ gegründet. Zusammen werden 
wir uns informieren und uns dafür einsetzen, dass Ge-
sundheitsschutz früh beginnt und gelernt wird, überall, 
wo wir uns im Alltag aufhalten: am Arbeitsplatz, in der 
Schule, sogar in der Kita, aber auch auf dem Amt, im Bus 
oder auf dem Wochenmarkt. Das funktioniert aber nur, 
wenn wir zusammenarbeiten, fachübergreifend und frak-
tionsübergreifend, mit demokratischem Selbstverständ-
nis.

Nun zum konkreten Anlass dieser Debatte. Ja, es gab 
Äußerungen und es gibt eine Vereinbarung aus und inner-
halb der Bundesregierung. Aber was bedeutet das kon-
kret? Konkret sind das erst einmal Vorschläge. Und diese 
Vorschläge werden nun diskutiert, zum Teil sehr laut. 
Aber: Es sind Vorschläge. Aktuell ist das nicht mehr 
und nicht weniger. An dieser Stelle erinnere ich gerne 
an den parlamentarischen Prozess, das parlamentarische 
Verfahren: Die Bundesregierung macht Vorschläge. Sie 
kann Entwürfe schreiben. Aber wir hier im Parlament 
sind diejenigen, die diese Vorschläge beraten, verändern 
und am Ende beschließen – oder eben nicht beschließen. 
Und selbst wenn irgendwann ein Gesetz beschlossen wer-
den sollte, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann gilt ein 
wichtiger Grundsatz: Gesetze regeln das Minimum. Was 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer darüber hinaus ge-
meinsam mit ihren Arbeitgebenden vereinbaren, das ist 
ihnen überlassen. Manchmal steht das in Tarifverträgen. 
Und in Tarifverträgen kann vieles geregelt werden: be-
triebliche Altersvorsorge, Sondervergütungen, Überstun-
denausgleich. Und eben auch, ab welchem Tag eine 
Krankschreibung notwendig ist. Ob am ersten Tag, am 
dritten, fünften oder sogar am zehnten Tag: Das können 
die Tarifpartner miteinander verbindlich aushandeln.

Deshalb sage ich an dieser Stelle ganz deutlich: Wir 
brauchen starke Gewerkschaften! Wir brauchen eine hö-
here Tarifbindung in Deutschland. Und wir brauchen 
mehr Menschen, die sich demokratisch organisieren. Or-
ganisierte Beschäftigte können bessere Bedingungen 
durchsetzen, nicht nur beim Gehalt, auch bei Arbeitszei-
ten, beim Gesundheitsschutz, bei Krankschreibungen. 
Starke Gewerkschaften sind nicht nur gut für den Arbeits-
alltag, sie sind gut für die Gesundheit, sie machen unser 
aller Leben besser.

Nun steht die parlamentarische Sommerpause unmit-
telbar vor der Tür. In dieser Zeit werden keine regulären 
Gremiensitzungen stattfinden. Das ist eine Chance, Ab-
stand zu gewinnen, in Ruhe nachzudenken, die Dinge mit 
etwas Abstand zu betrachten und dann – gestärkt und mit 
kühlerem Kopf – zu konstruktiven Diskussionen zurück-
zukehren. Viele von uns werden in den kommenden Wo-
chen in ihren Wahlkreisen unterwegs sein, auf Sommer-
touren, im Gespräch mit Bürgerinnen und Bürgern; die 
Arbeit hört ja bekanntlich nicht auf. Deshalb bitte ich Sie 
alle um eines: Lassen Sie uns zur sachlichen Auseinan-
dersetzung zurückkehren! Verunsichern wir die Men-
schen nicht zusätzlich! Keine Panikmache, keine Ängste 
schüren! Das hilft niemandem – außer den Extremisten. 
Es schadet den Betroffenen, und es schadet unserer De-
mokratie.

Anlage 9 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Berichtigungen zum Gesetzesbeschluss  
in der 68. Sitzung des Deutschen Bundestages  
am 26. März 2026 

betreffend den Gesetzentwurf der Bundesregierung  
„Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der An-
erkennungsverfahren ausländischer Berufsqualifika-
tionen in Heilberufen“ 

– Drucksachen 21/3207, 21/4990 –
Die Präsidentin hat gemäß § 122 Absatz 3 der Ge-

schäftsordnung des Deutschen Bundestages den folgen-
den Berichtigungen zugestimmt:
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 Buchstabe e wird die Angabe „Ab-
satz 2 bis 4“ durch die Angabe „Absatz 2 und 3“ 
ersetzt.

b) In Nummer 16 wird jeweils die Angabe „30. Sep-
tember 2026“ durch die Angabe „31. Oktober 
2026“ ersetzt.

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 5 Buchstabe b wird die Angabe „Ab-

satz 2 bis 4“ durch die Angabe „Absatz 2 und 3“ 
ersetzt.

b) In Nummer 19 wird in § 16 jeweils die Angabe 
„30. September 2026“ durch die Angabe „31. Ok-
tober 2026“ ersetzt.

3. Artikel 4 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 Buchstabe a wird die Angabe „Ab-

satz 2 bis 4“ durch die Angabe „Absatz 2 und 3“ 
ersetzt.

b) In Nummer 9 wird in § 12a Absatz 2 die Angabe 
„ärztliche“ durch die Angabe „zahnärztliche“ er-
setzt.

c) In Nummer 15 Buchstabe a wird die Angabe „ärzt-
liche“ durch die Angabe „zahnärztliche“ ersetzt.
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d) In Nummer 19 wird jeweils die Angabe „30. Sep-
tember 2026“ durch die Angabe „31. Oktober 
2026“ ersetzt.

4. In Artikel 5 Nummer 9 wird jeweils die Angabe 
„30. September 2026“ durch die Angabe „31. Oktober 
2026“ ersetzt.

Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 
gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:

Haushaltsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Haushaltsführung 2024
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen im ersten Vierteljahr 
des Haushaltsjahres 2024
Drucksachen 20/12266, 21/1541 Nr. 15

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2024
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen im zweiten Vierteljahr 
des Haushaltsjahres 2024
Drucksachen 20/12501, 21/1541 Nr. 17

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2024
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen im dritten Vierteljahr 
des Haushaltsjahres 2024
Drucksachen 20/14399, 21/1541 Nr. 24

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 2024
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen im vierten Vierteljahr 
des Haushaltsjahres 2024
Drucksachen 21/433, 21/674 Nr. 5

– Unterrichtung durch die Delegation des Deutschen 
Bundestages in der Interparlamentarischen Konferenz 
über Stabilität, wirtschaftspolitische Koordinierung 
und Steuerung in der Europäischen Union
Sechsundzwanzigste Tagung der Konferenz am 
23./24. Februar 2026 in Brüssel
Drucksachen 21/5710, 21/6122 Nr. 1.3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Deutscher Fortschrittsbericht 2026
Drucksachen 21/5825, 21/6122 Nr. 1.4

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht des Stabilitätsrates gemäß § 9 des Stabili-
tätsratsgesetzes
Drucksachen 21/6172, 21/6754 Nr. 1

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen 
des Bundes zur Unterstützung von Ländern und 
Kommunen im Bereich der Flüchtlings- und Inte-
grationskosten und die Mittelverwendung durch 
die Länder im Jahr 2025
Drucksachen 21/6280, 21/6754 Nr. 1
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Entwicklungspolitischer Urbanisierungsbericht 
der Bundesregierung
Drucksachen 20/13885, 21/1541 Nr. 79

Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand des Büro-
kratieabbaus und zur Fortentwicklung auf dem 
Gebiet der besseren Rechtsetzung für das Jahr 
2021
Drucksachen 20/5000, 21/1323 Nr. 9

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Eckpunkte für eine moderne und zukunftsgerich-
tete Verwaltung
Drucksachen 20/7115, 21/1323 Nr. 11

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung zum Stand des Büro-
kratieabbaus und zur Fortentwicklung auf dem 
Gebiet der besseren Rechtsetzung für die Jahre 
2022 und 2023
Drucksachen 20/15106, 21/1323 Nr. 50

– Unterrichtung durch die Koordinierungsstelle für Di-
gitale Dienste
Tätigkeitsbericht 2025
Drucksachen 21/5830, 21/6122 Nr. 1.5

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Haushaltsausschuss
Drucksache 21/3694 Nr. A.14
Ratsdokument 16275/25
Drucksache 21/3941 Nr. A.7
Ratsdokument 16927/25
Drucksache 21/3941 Nr. A.8
Ratsdokument 16928/25
Drucksache 21/3941 Nr. A.9
Ratsdokument 16970/25
Drucksache 21/5864 Nr. A.3
Ratsdokument 8202/26

Ausschuss für Wirtschaft und Energie
Drucksache 21/693 Nr. A.82
Ratsdokument 8799/25
Drucksache 21/693 Nr. A.83
Ratsdokument 8800/25
Drucksache 21/860 Nr. A.17
K(2025)3500 endg.
Drucksache 21/860 Nr. A.19
Ratsdokument 9276/25
Drucksache 21/860 Nr. A.20
Ratsdokument 9306/25
Drucksache 21/860 Nr. A.21
Ratsdokument 9312/25
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Drucksache 21/860 Nr. A.22
Ratsdokument 9317/25
Drucksache 21/860 Nr. A.23
Ratsdokument 9318/25
Drucksache 21/860 Nr. A.24
Ratsdokument 9327/25
Drucksache 21/860 Nr. A.25
Ratsdokument 9444/25
Drucksache 21/1653 Nr. A.28
Ratsdokument 10506/25
Drucksache 21/1843 Nr. A.1
Ratsdokument 12303/25
Drucksache 21/1843 Nr. A.2
Ratsdokument 12304/25
Drucksache 21/4394 Nr. A.8

Ratsdokument 17112/25

Verteidigungsausschuss
Drucksache 21/5598 Nr. A.5
Ratsdokument 7716/26

Verkehrsausschuss
Drucksache 21/6499 Nr. A.19
Ratsdokument 8879/26

Ausschuss für Tourismus
Drucksache 21/6499 Nr. A.22
EP P10_TA(2026)0123
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